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Angaben fiir die Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem 3.10.1990. Die Angaben fiir das ,friihere Bundesgebiet” bezie-
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Kurznachrichten

In eigener Sache

Gerhard-Fiirst-Preis 2007

Das Statistische Bundesamt pramiert auch in diesem Jahr
herausragende Dissertationen und Diplom- bzw. Magister-
arbeiten, die theoretische Themen mit einem engen Bezug
zum Aufgabenspektrum der amtlichen Statistik behandeln
oder empirische Fragestellungen unter intensiver Nutzung
von Daten der amtlichen Statistik untersuchen, mit dem
Gerhard-Fiirst-Preis.

Mit der jahrlichen Auslobung des Preises méchte das Sta-
tistische Bundesamt Nachwuchswissenschaftlerinnen und
-wissenschaftlern einen Anreiz geben, die Daten und Pro-
dukte der statistischen Amter verstarkt fiir ihre Forschungs-
zwecke zu nutzen. Die Auszeichnung ist in der Kategorie
»Dissertationen® mit 5000 Euro, in der Kategorie ,,Diplom-
bzw. Magisterarbeiten“ mit 2 500 Euro dotiert.

Vorschladge fiir den Gerhard-Fiirst-Preis 2007 kdnnen aus-
schliellich von den die Arbeiten betreuenden Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern eingereicht werden.
Im Auswahlverfahren werden deutsch- oder englischspra-
chige Arbeiten beriicksichtigt, die zwischen dem 1. Januar
2005 und dem 28. Februar 2007 mindestens mit der Note
»gut“ bzw. ,magna cum laude“ abschlieBend bewertet wor-
den sind.

Die Einreichungsfrist endet am 31. Mdrz 2007 (Datum des

Poststempels). Weitere Informationen zum Gerhard-Fiirst-
Preis und den formalen Anforderungen sind im Internet-
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angebot des Statistischen Bundesamtes (http://www.
destatis.de) unter der Rubrik ,Wissenschaftsforum zu fin-
den oder kénnen erfragt werden unter der Telefonnummer
0611/75-2603, E-Mail: institut@destatis.de.

Aus Europa

Aktuelles vom Informationsservice
fiir EU-Statistiken

Seit kurzem besteht ein Zugang zu einer neuen kosten-
losen Datenbank des Statistischen Amtes der Europdischen
Gemeinschaften (Eurostat) zum Thema Nachhaltigkeit. Dar-
tiber hinaus stehen aufgrund der EU-Erweiterung um Ruma-
nien und Bulgarien und der Aufnahme Sloweniens in die
Eurozone bei allen Eurostat-Statistiken neue europdische
Aggregatwerte zur Verfligung.

Der EDS Europdischer Datenservice — die Servicestelle des
Statistischen Bundesamtes fiir Eurostat-Daten — informiert
im Folgenden {iber diese aktuellen Entwicklungen und stellt
dariiber hinaus einige neue Veroffentlichungen zur europé-
ischen Statistik vor.

Datenbank zur Nachhaltigkeit

Mit den in der neuen Datenbank nachgewiesenen Nachhal-
tigkeitsindikatoren soll die 2001 vom Europdischen Rat in
Goteborg verabschiedete Strategie fiir nachhaltige Entwick-
lung liberwacht werden. Erkldrtes Ziel des Rates ist es, die
wirtschaftliche Entwicklung der EU umwelt- und sozialver-
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traglich zu gestalten. Die Indikatoren sind in zehn Themen-
bereiche untergliedert: wirtschaftliche Entwicklung, Armut,
Uberalterung, Gesundheit, Energie, Konsum und Produk-
tion, natiirliche Ressourcen, Verkehr, Staatsfiihrung und
globale Partner. Die Bandbreite der Daten ist betrdchtlich
— gemeinsam ist allen Indikatoren lediglich ihre Bedeutung
fur die Nachhaltigkeitsstrategie der EU: Von Kraft-Warme-
Kopplung und Grundwasserentnahme bis hin zur Altersar-
mut und dem Verkauf von Fairtrade-Produkten finden sich
hier eine Reihe von Zahlen, die aktuelle gesellschaftliche
Debatten statistisch untermauern konnen (http://www.
eds-destatis.de/de/database/database.php).

EU-Erweiterung und Aufnahme Sloweniens
in die Eurozone

Seit dem 1. Januar 2007 umfasst die Europdische Union
(EU) zwei weitere osteuropdische Staaten: Rumdanien und
Bulgarien. Auch die Eurozone ist um den osteuropdischen
Staat Slowenien erweitert worden. Das EU-Gesamtaggregat
umfasst somit fortan 27 statt 25 EU-Mitgliedstaaten. In den
einzelnen Themenbereichen der Eurostat Datenbank wird
das EU-27-Aggregat nach und nach eingefiihrt, wahrend das
EU-25-Aggregat bis zum Jahresende parallel weiter verdf-
fentlicht wird. Analog steht bei Statistiken zur Eurozone das
neue EA-13-Aggregat und bis Ende 2007 zusatzlich ein EA-
12-Ergebnis zur Verfiigung. Auf der EDS Website werden die
zwei neuen EU-Staaten und Slowenien als jiingstes Mitglied
der Eurozone im ,, Thema des Monats Januar 2007 portra-
tiert (http://www.eds-destatis.de/de/tdm/arch.php).

Neue Veroffentlichungen Eurostats

— ,Bevdlkerungsstatistik 2006“ liefert EU-Daten zu Migra-
tion, Bevolkerungsentwicklung, Fruchtbarkeit und Sterb-
lichkeit. Ein Schwerpunkt sind die Bevdlkerungsvoraus-
schdtzungen fiir den Zeitraum bis 2050.

— Die Verdffentlichung ,,Panorama on Tourism*“ prasentiert
fiir alle EU-15-Staaten die Zahl der Ubernachtungen in in-
und ausldandischen Beherbergungsstdtten, Statistiken
zur Beschaftigung und Bruttowertschépfung in diesem
Wirtschaftsbereich sowie die privaten Konsumausgaben
fiir touristische Zwecke.

— Das jahrlich erscheinende ,Regionen Jahrbuch“ (Aus-
gabe 2006) portrétiert die NUTS-2-Regionen samtlicher
EU-Mitgliedstaaten. Die Ebene NUTS 2 entspricht in
Deutschland den Regierungsbezirken. Skizziert werden
unter anderem das regionale Bruttoinlandsprodukt, der
Arbeitsmarkt, das Gesundheitswesen und der Verkehr.
Ein Spezialkapitel enthdlt auch Daten zu den europé-
ischen Metropolen.

Alle Publikationen sind kostenfrei im PDF-Format erhaltlich
(http://www.eds-destatis.de/de/publ/publ.php).

Beim EDS Europdischer Datenservice erhalten alle Nutzer
seit Ende 2004 eine kostenlose Beratung zu den Daten-
banken, Veroffentlichungen und Methoden Eurostats.
Gegen Entgelt werden auch mafigeschneiderte Datenbank-
extrakte zusammengestellt.

Weitere Informationen zum EDS Europdischer Datenservice
erteilt

Daniel O’Donnell, Telefon 018 88/6 44-94 27,

E-Mail: eds@destatis.de.

Aus dem Inland

Sonderkonferenz der Leiterinnen und
Leiter der Statistischen Amter des
Bundes und der Lander

Wie auf der Amtsleiterkonferenz am 8. November 2006 ver-
einbart, fand am 13. und 14. Dezember 2006 eine Sonder-
Amtsleiterkonferenz statt, die sich insbesondere mit den
Themen ,Zentrale IT-Produktion und Datenhaltung” und
»Vorbereitung des registergestiitzten Zensus 2010/2011*
befasste.

Auf der Grundlage der geltenden Gesetze des Bundes und
der Lander sowie der Rahmenvereinbarung iiber die dmter-
ubergreifende Aufgabenerledigung in der amtlichen Statis-
tik streben die statistischen Amter mit der Zentralisierung
von IT-Produktion und Datenhaltung eine weitere Rationali-
sierung bei der Durchfiihrung von Statistiken an und schaf-
fen damit eine zusatzliche Voraussetzung fiir die Moderni-
sierung des statistischen Produktionsprozesses. In diesem
Zusammenhang verabschiedete die Sonder-Amtsleiterkon-
ferenz als allgemeine Regelungsgrundlage die ,Vereinba-
rung zwischen den statistischen Amtern iiber die zentrale
IT-Produktion und Datenhaltung®, die am 1. Januar 2007 in
Kraft getreten ist. Darliber hinaus vereinbarten die Statisti-
schen Amter des Bundes und der Lidnder im Kontext einer
vertrauensvollen Zusammenarbeit einen effizienten Zugang
zu den jeweiligen Mikrodaten auf Basis der in der Anlage
dieser Vereinbarung enthaltenen ,,Grundsatze zur Nutzung
von Mikrodaten®.

Beschlossen wurde ferner das ,Leistungsverrechnungs-
modell im Rahmen der Optimierten Kooperation der amt-
lichen Statistik“. Die Amtsleiterinnen und -leiter sehen die
Notwendigkeit, Verfahrensregelungen zur Planung und Fiih-
rung der Verbundkonten sowie zur Rechnungslegung fest-
zulegen, und vereinbarten, weitergehende Regelungen zum
Verrechnungskonzept in der ndachsten Sitzung des Len-
kungsausschusses ,,OPTIKO“ zu diskutieren.

Anschliefend legte die Sonder-Amtsleiterkonferenz erste
angebotsfahige Statistiken fiir die Schnelleinfiihrung im
Sinne einer zentralen IT-Produktion fest und nahm den vor-
gelegten Kriterienkatalog fiir die Vergabeentscheidungen
zur Kenntnis. Der Lenkungsausschuss ,,OPTIKO* wird in sei-
ner ndchsten Sitzung liber die bis dahin vorgelegten Ange-
botsunterlagen entscheiden.

Bei dem Punkt ,,Vorbereitung des registergestiitzten Zensus
2010/2011“ war die Sonder-Amtsleiterkonferenz mehrheit-
lich der Auffassung, dass unverziiglich {iber die Grobstruk-
tur der IT-Organisation des Zensus 2010/2011 entschieden
werden muss. Fragen der Kostenverteilung und Finanzie-
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rung, der rechtlichen Grundlagen sowie der inhaltlichen
Differenzierung der Fachkonzepte wurden zuriickgestellt
und in dieser Sitzung nicht behandelt. Es wurden folgende
Beschliisse gefasst:

1. Die Sonder-Amtsleiterkonferenz verstdandigt sich dar-
auf, dass eine kleine Arbeitsgruppe ein gemeinsames
Strategiepapier der Statistischen Amter des Bundes und
der Lander zur IT-Organisation des Zensus 2010/2011
erstellt.

2. Unter der Voraussetzung, dass das Zensusvorbereitungs-
gesetz inhaltlich so wie vom Bund vorgesehen verab-
schiedet wird, und unter dem Vorbehalt, dass die Frage
der Bereitstellung oder Finanzierung der benétigten per-
sonellen und sachlichen Ressourcen geklart wird, legt
die Sonder-Amtsleiterkonferenz die Verantwortlichkeiten
fiir die Teilprojekte wie folgt fest:

Teilprojekt 1 ,,Adress- und Gebduderegister®
Verantwortlich: Statistisches Bundesamt
Teilprojekt 2 ,Metadaten®

Verantwortlich: Statistisches Bundesamt
Teilprojekt 3 ,,Melde- und Erwerbsdatenregister
Verantwortlich: Statistisches Bundesamt

Teilprojekt 4 ,,Stichproben und Erhebung in Sonderge-
bduden*

Verantwortlich: Landesamt fiir Datenverarbeitung und
Statistik Nordrhein-Westfalen

Teilprojekt 5 ,,Gebdude- und Wohnungszahlung®

Verantwortlich: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen

Teilprojekt 6 ,Haushaltegenerierung*

Verantwortlich: Bayerisches Landesamt fiir Statistik und
Datenverarbeitung

Teilprojekt 7 ,,Auswertungsdatenbank®

Verantwortlich: Bayerisches Landesamt fiir Statistik und
Datenverarbeitung

Bei der Erstellung der Fachkonzepte werden speziali-
sierte Teams unter Federfiihrung des Statistischen Bun-
desamtes und des genannten Landesamtes eng zusam-
menarbeiten.  Software-Erstellung sowie zentraler
IT-Betrieb (Serveramt) und zentrale Datenhaltung fal-
len in die Zustdndigkeit der fiir die Teilprojekte verant-
wortlichen Amter. Auf die jeweils zentral gespeicherten
Datenbestdnde haben die fachlich zustdandigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter den statistischen Amter gemaf
den vorgenannten in der Sonder-Amtsleiterkonferenz
verabschiedeten Grundsatzen Zugriff.
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3. Die Sonder-Amtsleiterkonferenz beschlieft, die Dienst-
aufsichtsbehdrden darauf hinzuweisen, dass es bei den
Zensusvorbereitungsarbeiten zu erheblichen Terminver-
zogerungen kommen wird, wenn die Frage der Vertei-
lung der Zensuskosten auf Bund und Lander nicht ziigig
geklart werden kann.

4. Die Statistischen Amter der Linder bitten das Statisti-
sche Bundesamt, mit dem Bundesministerium des Innern
moglichst rasch zu klaren, in welcher Weise mit den Kom-
munalen Spitzenverbdnden die noch offenen Fragen der
Beteiligung am Zensus behandelt werden sollen.

Einladung zum ZUMA-Workshop

Unter dem Titel ,,Der Mikrozensus als Datenquelle fiir die
empirische Sozial- und Wirtschaftsforschung: Einfiihrung in
die Besonderheiten und neuen Analysemoglichkeiten des
Mikrozensus ab 2005“ veranstaltet das Zentrum fiir Umfra-
gen, Methoden und Analysen (ZUMA), Mannheim, vom 26.
bis 27. April 2007 in enger Kooperation mit dem Statisti-
schen Bundesamt — Gruppe Mikrozensus, Arbeitskrafte-
stichprobe, Haushalte und Familie — einen Workshop fiir
die Nutzer des Mikrozensus-Scientific-Use-Files, der von
Jeanette Bohr geleitet wird.

Neben den gédngigen grof3en sozialwissenschaftlichen Erhe-
bungen wie derAllgemeinen Bevélkerungsumfrage der Sozi-
alwissenschaften (ALLBUS), dem Sozio-oekonomischen
Panel (SOEP) und dem Wobhlfahrtssurvey stehen der Wis-
senschaft seit einiger Zeit mit den Scientific-Use-Files des
Mikrozensus (70%-Substichproben) auch Daten der gréR-
ten laufenden amtlichen Haushaltsstichprobe zur Verfi-
gung. Diese faktisch anonymisierten Daten enthalten fiir
iber 500000 Personen und rund 230 000 Haushalte vielfal-
tige Informationen {iber die soziale und wirtschaftliche Lage
der Bevdlkerung, der Haushalte und Familien. Allerdings
unterscheidet sich der Mikrozensus in Konzeption, Inhalt
und Zugangsbedingungen von den typischen sozialwissen-
schaftlichen Erhebungen.

Ziel des Workshops ist es, grundlegende Kenntnisse in
Bezug auf das Arbeiten mit den Daten sowie einen Uber-
blick tiber die Besonderheiten und neuen Analysemaglich-
keiten zu vermitteln.

Der Workshop informiert iiber die Veranderungen in Erhe-
bungsdesign und Frageprogramm, die Vergleichbarkeit des
Mikrozensus 2005 mit friiheren Erhebungsjahren sowie
Uiber praktische Anwendungsméglichkeiten anhand von
Auswertungsbeispielen.

Der Teilnahmebeitrag belduft sich auf 120 EUR (Studierende:
80 EUR). Die Teilnehmerzahl ist auf 16 begrenzt.

Interessenten werden gebeten, sich beim ZUMA-Tagungs-
sekretariat  (workshop@zuma-mannheim.de, Telefon
0621/1246221) anzumelden. Anmeldeschluss ist der 26.
Marz 2007.
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Fiinfte Nutzerkonferenz ,,Forschung
mit dem Mikrozensus:

Analysen zur Sozialstruktur

und zum Arbeitsmarkt*

Im Herbst 2007 veranstaltet das Statistische Bundesamt —
Gruppe Mikrozensus, Arbeitskraftestichprobe, Haushalte
und Familie — gemeinsam mit dem Zentrum fiir Umfragen,
Methoden und Analysen (ZUMA) zum fiinften Mal eine Nut-
zerkonferenz ,,Forschung mit dem Mikrozensus: Analysen
zur Sozialstruktur und zum sozialen Wandel“. Die Konfe-
renz wendet sich an Forscher, die bereits mit den Scientific-
Use-Files des Mikrozensus arbeiten oder mit diesen Daten
zukiinftig arbeiten wollen. Ziele der Nutzerkonferenz sind,
die auf Basis der Mikrozensusdaten gewonnenen neueren
Forschungsergebnisse zu diskutieren wie auch den Erfah-
rungsaustausch der Nutzer untereinander und mit den sta-
tistischen Amtern als Datenproduzenten zu férdern.

Gegenwartig stehen die Daten der Mikrozensen 1973, 1976,
1982, 1989, 1991, 1993 und 1995 bis 2004 als Scientific-
Use-Files zur Verfligung. Eine wesentliche Erweiterung des
Analysepotenzials ergibt sich zudem durch das erstmals
verfiigbare Mikrozensuspanel (1996 bis 1999). Die fiinfte
Nutzerkonferenz wird im Zeichen dieser erheblich erwei-
terten Datenbasis und deren Analysepotenzial stehen.

Nadhere Informationen hierzu sind im Internet unter http://
www.gesis.org/Dauerbeobachtung/Mikrodaten/
Aktuelles/ und http://www.destatis.de/micro/d/micro_
cla.htm abzurufen. Die Ergebnisse und Beitrdge der ver-
gangenen Nutzerkonferenzen finden sich unter http://
www.gesis.org/Dauerbeobachtung/Mikrodaten/
Veranstaltungen/index.htm.

Beitrdge kdnnen aus allen Arbeitsgebieten eingereicht wer-
den, die sich unter der Verwendung von Scientific-Use-Files
des Mikrozensus mit folgenden Themenschwerpunkten
beschaftigen:

— Entwicklung und Merkmale des Arbeitsmarktes im
friiheren Bundesgebiet sowie in den neuen Landern und
Berlin-Ost

— Soziale Lage und wirtschaftliche Situation von Familien
und Haushalten

— Nutzung der Ergdnzungs- und Zusatzprogramme (z.B.
Migranten- und Pendlermerkmale, Pflegeversicherung,

Retrospektivfragen)

— Internationale Vergleiche, Erfahrungen mit dem EU-
Labour Force Survey

— Methodische Aspekte bei der Sekunddranalyse des
Mikrozensus

— Analysen mit dem Panelfile

— Moglichkeiten raumbezogener Forschung durch das
Mikrozensus-Regionalfile.

Interessenten werden gebeten, Abstracts der geplanten Bei-
trdge bis spdtestens 31. Mdrz 2007 einzusenden. Sie soll-
ten nicht mehr als zwei Seiten umfassen sowie den Titel des
Beitrags und Angaben iiber den bzw. die Verfasser enthal-
ten. Die Abstracts konnen per Formular tber das Internet,
per E-Mail oder auf Diskette bei ZUMA eingereicht werden.

Der Ansprechpartner bei ZUMA ist Bernhard Schimpl-Nei-
manns, ZUMA, Postfach 122155, D-68072 Mannheim,
Telefon 0621/1246-263; Telefax 0621/12 46-1 00, E-Mail:
schimpl-neimanns@zuma-mannheim.de.

Entwicklung 6konometrischer
Prognoseverfahren fiir die
Erwerbstdtigenrechnung

Als eines der wichtigsten Felder der Wirtschafts- und Sozi-
alpolitik steht der Arbeitsmarkt im Fokus der Offentlichkeit.
Dementsprechend grof} ist der Bedarf an aktuellen Daten.
Ein wichtiger Arbeitsmarktindikator ist die Zahl der Erwerbs-
tatigen, die das Statistische Bundesamt seit 1983 monat-
lich als Ergebnis der Erwerbstdtigenrechnung im Rahmen
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen veroffent-
licht. In das Ergebnis der Erwerbstadtigenrechnung flieen
alle zum Rechentermin fiir den jeweiligen Berichtsmonat
vorliegenden erwerbsstatistischen Informationen ein. Dabei
wird die fiir die Berechnungen zur Verfligung stehende
Datengrundlage mit zunehmendem zeitlichem Abstand zum
Berichtsmonat grofer. Fiir die traditionelle Erwerbstatigen-
rechnung resultiert daraus ein Spannungsverhdltnis zwi-
schen den Anforderungen an die Aktualitdt und die Genau-
igkeit der Ergebnisse.

Zu Beginn des Jahres 2005 fiihrte das Statistische Bundes-
amt eine neue monatliche Arbeitsmarktstatistik nach den
Standards der Internationalen Arbeitsorganisation (Inter-
national Labour Organization — ILO) in Deutschland ein. Im
Rahmen der ILO-Arbeitsmarktstatistik werden die monat-
lichen Angaben der Erwerbstdtigenrechnung sowie inter-
national vergleichbare Erwerbslosenzahlen und Erwerbs-
losenquoten nunmehr jeweils etwa 30 Tage nach Ablauf
des Berichtsmonats veroffentlicht. Zuvor erfolgte die Verof-
fentlichung der Erwerbstatigenzahlen nach rund 70 Tagen.
Somit hat sich der Time-Lag zwischen Ablauf des Berichts-
monats und der Veroffentlichung der aktuellen Ergebnisse
seit Anfang 2005 mit Einfiihrung der ILO-Arbeitsmarktsta-
tistik mehr als halbiert. Dieses Aktualitédtsziel sollte ohne
inakzeptable Genauigkeitseinbuf3en erreicht werden. Dazu
musste die Erwerbstdtigenrechnung in methodischer Hin-
sicht neue Wege beschreiten, wie zum Beispiel mit der
Anwendung mathematisch-statistischer Prognoseverfahren.
Auf der einen Seite dienen diese neben der quellenbasier-
ten Expertenschdtzung als ein weiterer in die Gesamtbewer-
tung einflieBender methodischer Ansatz zur Festlegung der
aktuellen monatlichen Erwerbstatigenzahl. Auf der anderen
Seite dienen sie der Unterstiitzung der Expertenschatzung,
indem wichtige, aber mit einer zeitlichen Verzégerung behaf-
tete Ausgangsstatistiken bis zum aktuellen Rand prognosti-
ziert werden. In beiden Féllen werden zeitreihenanalytische
Verfahren, sogenannte ARIMA-Prognosen, genutzt, welche
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differenziert nach sechs zusammengefassten Wirtschafts-
bereichen und fiir die Festlegung der aktuellen Erwerbs-
tatigenzahl auch nach der Stellung im Beruf durchgefiihrt
werden. Bei diesen Verfahren ist jedoch zu beachten, dass
die Prognose der jeweiligen Zeitreihe ausschliefilich durch
deren Verlauf in der Vergangenheit bestimmt wird. Dies hat
zur Folge, dass auflergewohnliche Veranderungen oder gar
Trendwenden nur unzureichend abgebildet werden. Aus
diesem Grund wird im Rahmen eines durch die Europdische
Gemeinschaft geférderten Projektes an einer dkonomet-
rischen Modellierung mit Variablen gearbeitet, welche die
GroRe Erwerbstatigkeit direkt beeinflussen und/oder ihre
Richtung erkldren. Ziel dieser Weiterentwicklung ist es, den
Revisionsbedarf der Erwerbstadtigenrechnung zu reduzieren
sowie die Verdffentlichung weiter zu beschleunigen.

Anderungen im Warenverzeichnis
fiir die Auflenhandelsstatistik zum
1. Januar 2007 durch Anpassung an
das revidierte Harmonisierte System

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1549/2006 der Kommission
vom 17. Oktober 2006 zur Anderung des Anhangs I der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates iiber die zolltarifliche
und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zoll-
tarif (Amtsbl. der EU Nr. L 301 vom 31. Oktober 2006, S. 1)
wurden zum 1. Januar 2007 Anderungen im Warenverzeich-
nis fiir die AuBenhandelsstatistik (WA) wirksam. Die Ande-
rungen resultieren bis auf wenige Ausnahmen aus der
Anpassung der Kombinierten Nomenklatur (KN) an das zum
1. Januar 2007 durch die Weltzollorganisation revidierte
Harmonisierte System (HS). Sie sind besonders zahlreich
und betreffen — anders als in den Jahren zwischen den Revi-
sionen des HS (die vorherige Revision war seit 2002 giiltig)
— insbesondere auch die ersten sechs Stellen, das heifdt
die HS-Positionen und ihre Unterpositionen, sowie dar-
tiber hinaus auch die Anmerkungen zu den Abschnitten und
Kapiteln. Die Gliederung des WA in 21 Abschnitte und 99
Kapitel bleibt zwar unverdndert, jedoch verschieben sich in
14 Fallen die Grenzen zwischen den Kapiteln. Die Zahl der
vierstelligen HS-Positionen reduziert sich zwar nur gering-
fugig um 23 auf 1221 Positionen. Fast 99 Positionen aus
dem Jahr 2002 prasentieren sich jedoch mit verdndertem
Inhalt. Die Zahl der sechsstelligen HS-Unterpositionen ver-
ringert sich um 172 auf 5052. Etwa 300 sechsstellige Codes
werden mit verdndertem Inhalt wiederverwendet. Entspre-
chend dem Internationalen Ubereinkommen iiber das Har-
monisierte System muss sowohl die Struktur des HS, wie
auch die Bezeichnung seiner Gliederungseinheiten und
deren Codierung unverdndert in die regionalen statistischen
und zolltariflichen Nomenklaturen tibernommen werden.

Die Reduzierung der Zahl der kleinsten Gliederungsein-
heiten im HS entspricht in vielen Féllen nicht den statis-
tischen und zolltariflichen Interessen der Europdischen
Gemeinschaft. Insgesamt haben 1039 Warennummern aus
dem WA zum 1. Januar 2007 ihre Gultigkeit verloren; sie
wurden jedoch durch 917 neue Warennummern ersetzt. Die
Zahl der achtstelligen Warennummern betragt damit aktuell
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9720, 122 weniger als im Jahr 2006. Bei der Einfdcherung
von Warennummern aus dem Jahr 2006 in das revidierte HS
andern sich diese haufig, ohne dass sich ihr Inhalt verdn-
dert. Fast 400 Warennummern wurden umgesetzt, rund 200
Warennummern dagegen mit verandertem Inhalt wiederver-
wendet. Letztere sind im WA durch ein schwarzes Quadrat
besonders gekennzeichnet. Zu einem grofien Teil hdngt das
damit zusammen, dass im HS sogenannte Residualpositi-
onen und -unterpositionen, die gestrichene Positionen bzw.
Unterpositionen aufnehmen oder aus denen neue Unterpo-
sitionen hervorgehen, generell nicht geandert werden.

Die Anderungen beriihren 74 Kapitel; sie sind zum Teil kapi-
teltibergreifend und sehr komplex. Im Kapitel 28 gibt es
eine neue Position fiir anorganische und organische Ver-
bindungen von Quecksilber. Diese neue Position 2852 hat
Vorrang vor allen anderen Positionen im WA, in die sol-
che Waren wegen ihrer Beschaffenheit gleichermafien ein-
gereiht werden kdnnten. Das verdndert die Tragweite von
mehr als 50 Warennummern. Innerhalb der Position 3808
(Insektizide ...) gibt es eine neue Unterposition 3808 50 00
fiir Waren, die bestimmte in einer Anmerkung zum Kapitel
38 aufgelistete Substanzen enthalten. Von dieser Anderung
sind 26 Warennummern betroffen. Erhebliche Anderungen
gibt es in den Kapiteln 84, 85 und 90: Durch die Position
8443 (Druckmaschinen ..) werden kiinftig alle Drucker,
Kopierer und Fernkopierer (ex 8517, ex 8469, ex 8471, ex
8472 und 9009) erfasst. In der Position 8471 (Automatische
Datenverarbeitungsmaschinen ...) werden kiinftig Drucker,
Monitore und Projektoren (neu: 8443 bzw. 8528) nicht mehr
erfasst. Das Kapitel 84 erhdlt auflerdem eine neue Position
8486, die sdmtliche Maschinen und Gerdte zur Herstellung
von Halbleiterbarren, -scheiben, -bauelementen, elektro-
nischen integrierten Schaltkreisen oder Flachbildschirmen
umfasst. Diese Position hat Vorrang vor allen anderen Posi-
tionen, in die die aufgefiihrten Waren nach ihrer Beschaffen-
heit einzureihen waren, immerhin etwa 20 Positionen in den
Kapiteln 84, 85 und 90. Durch die neue Position 8508 wer-
den alle Staubsauger [ex 8509 und ex 8479; ausgenommen
Staubsauger von der fiir medizinische, chirurgische, zahn-
arztliche oder tierdrztliche Zwecke verwendeten Art (Kapi-
tel 90)] erfasst. Die Position 8517 (Fernsprechapparate ...)
erhélt einen neuen Wortlaut und schliefit auch bestimmte
Waren der Positionen 8473, 8525, 8527 und 8529 aus dem
Jahr 2006 ein, die der Telekommunikation dienen. Die Posi-
tion 8542 (elektronische integrierte Schaltungen) wird um
integrierte Multichipschaltungen erweitert und neu struk-
turiert. Die Positionen 8523 und 8524 (Aufzeichnungstra-
ger) werden zusammengefasst und erhalten eine Struktur,
die der gewachsenen Bedeutung moderner Aufzeichnungs-
trager gerecht wird. Die Positionen 8525 bis 8529 wurden
insgesamt neu strukturiert und in ihrer Tragweite verdndert.
Sende- und Empfangsgerate fiir den Funksprech- und Tele-
grafieverkehr wurden in die Position 8517 umgesetzt. Es
verbleiben die Sende- und Empfangsgerdte fiir Rundfunk
und Fernsehen, Monitore und Projektoren, Fernsehkame-
ras, Videokameras und digitale Kameras.

Das Statistische Bundesamt informiert tiber alle Ande-
rungen ausfihrlich im Internet unter http://www.destatis.
de/allg/d/klassif/wa.htm.
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Neuberechnung von
Aufenhandelsindizes

Die AuBenhandelsergebnisse werden monatlich nicht nur
in absoluten Zahlen, sondern auch in Form von Indizes dar-
gestellt: Der ,,Index der tatsdachlichen Werte“ zeigt die Ent-
wicklung der nominalen Ergebnisse des jeweiligen Berichts-
zeitraums gegeniiber einem festgelegten Basiszeitraum.
Die Nominalentwicklung lasst sich in eine Mengen- und
eine Wertkomponente aufspalten, die durch den ,Index
des Volumens“ und den ,Index der Durchschnittswerte“
reprasentiert werden. Auf diese Weise kann festgestellt wer-
den, inwieweit die Entwicklung des Auflenhandels durch
Mengendnderungen und/oder Wertdanderungen beeinflusst
wird.

In regelmdBigen Abstdanden, im Allgemeinen alle fiinf Jahre,
werden die Indizes auf ein neues Basisjahr umgestellt. Ab
dem Berichtsjahr 2007 wird das Basisjahr 2005 anstelle
des bisherigen Basisjahres 2000 zugrunde gelegt. Die tur-
nusmafliige Umbasierung der Indizes ist vor allem des-
halb erforderlich, weil sich die Waren- bzw. Sortiments-
struktur innerhalb der Warengruppen im Zeitablauf andern
kann (insbesondere bei inhomogenen Warengruppen) und
dadurch die Vergleichbarkeit mit dem Basiszeitraum beein-
trachtigt wird. Auch Aktualitdtsgesichtspunkte sprechen fiir
die regelmé&fiige Umbasierung. Bevor die Umstellung erfol-
gen kann, miissen die monatlichen Ergebnisse des neuen
Basisjahres detailliert auf Ausreifler gepriift und gegebe-
nenfalls bereinigt werden.

Als kleinste Bausteine zur Berechnung der Indizes dienen
die achtstelligen Warennummern des Warenverzeichnisses
fur die Auenhandelsstatistik in Kombination mit Lander-
gruppen (Europdische Union, Drittldnder). Fir Verdffentli-
chungszwecke werden die Indizes auf htheren Gliederungs-
ebenen verdichtet.

Die monatlichen Indizes fiir die Jahre 2005 und 2006, die
noch auf Basis des Jahres 2000 berechnet wurden, wer-
den riickwirkend auf das neue Bezugsjahr umgestellt und
liegen dann sowohl auf alter als auch auf neuer Basis vor.
Ein besonderes Problem bei der Indexberechnung stellen
die jedes Jahr anfallenden Anderungen in der Warensys-
tematik des AuRenhandels dar (siehe auch den vorste-
henden Bericht). Zum Jahreswechsel 2006/2007 waren
sie wegen der erforderlichen Anpassung an das im Zoll-
wesen international verwendete ,,Harmonisierte System
zur Bezeichnung und Codierung der Waren“ (HS) beson-
ders umfangreich: Mehr als 1000 Warennummer sind
neu entstanden, fast die gleiche Zahl ist weggefallen, bei
mehr als 100 Nummern hat sich der Inhalt gedndert. Aus
diesem Grund ist auch eine tiber das Berichtsjahr 2005
hinausgehende Riickrechnung zundchst noch nicht vor-
gesehen.

Die AuBBenhandelsindizes konnen tiber die Datenbank GENE-
SIS-Online  (https://www-genesis.destatis.de/genesis/
online/logon) abgerufen werden.

Neue Statistik: Leistungen der
Entwicklungszusammenarbeit

Aufgrund einer Vereinbarung zwischen dem Bundesminis-
terium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) und dem Statistischen Bundesamt werden ab dem
1.Januar 2006 die Daten der Statistik der Entwicklungszu-
sammenarbeit, die bisher vom BMZ als Geschaftsstatistik
durchgefiihrt wurde, vom Statistischen Bundesamt im Sach-
gebiet ,,Staatliche Haushalte“ aufbereitet und ausgewertet.

Die Ergebnisse dieser Statistik stellen die offentlichen
und privaten Leistungen der Entwicklungszusammenarbeit
Deutschlands dar und gehen unter anderem in die interna-
tionale Berichterstattung der Organisation flir wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) ein. Fiir die
offentlichen Leistungen sind nicht nur die absoluten Zahlen
von Bedeutung, sondern auch die sogenannte ODA(Official
Development Assistance)-Quote, also der Anteil der &ffent-
lichen Ausgaben fiir Entwicklungszusammenarbeit am Brut-
tonationaleinkommen. Im Einzelnen werden unter ande-
rem das Entwicklungsland als Empféanger der Leistung, die
Art der Leistung (z.B. Zuschuss, Darlehen, Schuldenerlass),
der Forderbereich (Bildung, Gesundheit, Landwirtschaft,
Umwelt u.a.), die Studienplatzkosten der auslandischen
Studierenden aus Entwicklungsldndern sowie die privaten
Leistungen (Direktinvestitionen, Spenden) nachgewiesen.

Der Berichtskreis umfasst u.a. die Bundesministerien, die
Bundeslander, die Deutsche Bundesbank, die Kreditan-
stalt fiir Wiederaufbau, die Euler Hermes Kreditversicherung
sowie mehrere Hundert private Organisationen, wie Kir-
chen, Verbdnde und Vereine (z.B. die Bistiimer, die Caritas,
das Deutsche Rote Kreuz).

Die Aufbereitung der Daten erfolgt in verschiedenen For-
maten:

Zum einen werden die Zahlen aggregiert in Tabellen und als
Projekteinzelmeldungen dem OECD-Entwicklungsausschuss
(Development Assistance Committee — DAC) tiber das BMZ
zur Verfiigung gestellt.

Dariiber hinaus werden die Daten fiir das BMZ in einer soge-
nannten Statistikmappe dargestellt. Sie enthdlt rund 30
Tabellen, die das BMZ zum Teil der breiten Offentlichkeit im
Internet Wwww.bmz.de) zuganglich macht oder intern bzw.
zur Beantwortung von Anfragen nutzt.

Die Ergebnisse der Statistik der Entwicklungszusammenar-
beit ergaben fiir das Berichtsjahr 2005 folgendes Bild:

Mit einem Wert von 8,1 Mrd. Euro lagen die ODA-Leistungen
Deutschlands um rund 2,0 Mrd. Euro {iber dem Vorjahres-
wert. Die ODA-Quote belief sich 2005 auf 0,36%. Der groite
Teil der Mittel floss 2005 mit 3,5 Mrd. Euro aus dem Etat
des BMZ (das entspricht einem Anteil von 43% an den deut-
schen ODA-Leistungen). Der deutsche Anteil an den ent-
sprechenden Ausgaben der Europdischen Union belief sich
auf 1,2 Mrd. Euro (Anteil an den deutschen ODA-Leistun-
gen: 14%). Die Bundeslédnder finanzierten 2005 rund 10%
der ODA-Leistungen (783 Mill. Euro), wobei die Studien-
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platzkosten fiir Studierende aus Entwicklungslandern domi-
nierten (2005: 745 Mill. Euro).

Neben der o6ffentlichen Entwicklungszusammenarbeit wer-
den auch von privater Seite (z.B. durch Kirchen, Stiftungen
und Verbédnde) Beitrdge — finanziert aus Spenden und Mit-
gliedsbeitragen — geleistet. Sie beliefen sich 2005 auf 1,2
Mrd. Euro. Daneben wurden im Rahmen privater Direktin-
vestitionen in Entwicklungslandern 10,4 Mrd. Euro ausge-
geben.

Im internationalen Vergleich war Deutschland 2005 der
viertgrofte Geber von ODA-Mitteln hinter den Vereinigten
Staaten, Japan und dem Vereinigten Konigreich.

Forschungsdatenzentren

Gehalts- und Lohnstrukturerhebung
2001: Einzeldaten ab sofort als
Scientific-Use-File verfiigbar

In einem gemeinsamen Projekt haben die Statistischen
Amter des Bundes und der Ldnder mit finanzieller Unterstiit-
zung des Bundesministeriums fiir Bildung und Forschung
erstmals die Daten der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung
so anonymisiert, dass sie einerseits den strengen gesetz-
lichen Anforderungen des Datenschutzes gerecht werden
und andererseits ausreichend Analysepotenzial fiir die wis-
senschaftliche Forschung bieten.

Das neu erstellte Datenmaterial fiir das Jahr 2001 umfasst
Angaben flir gut 22000 Betriebe und iiber 846000
Beschdaftigte. Damit ist es der unabhadngigen wissenschaft-
lichen Forschung nun moglich, die Daten der Gehalts- und
Lohnstrukturerhebung in faktisch anonymisierter Form (als
sogenanntes Scientific-Use-File) am eigenen Arbeitsplatz
auflerhalb der geschiitzten Raume der amtlichen Statis-
tik zu nutzen. Eine zentrale Herausforderung des Projektes
war, die Angaben der Beschaftigten und der Betriebe zu
schiitzen. Dabei wurde das Potenzial fiir wissenschaftliche
Analysen in einer Form erhalten, bei der die Angaben der
Beschaftigten im Kontext ihres Betriebes untersucht werden
konnen. Es sind Berechnungen differenziert nach fiinf Regi-
onen, 40 Wirtschaftszweigen und 60 Berufsgruppen mog-
lich.

Die Gehalts- und Lohnstrukturerhebung wird im Allgemei-
nen alle vier Jahre als Stichprobe in den Betrieben des
Produzierenden Gewerbes und ausgewdhlter Dienstleis-
tungsbereiche durchgefiihrt. Die Statistik enthdlt Infor-
mationen zur Person der Beschaftigten (Geschlecht, Alter,
Ausbildung, Steuerklasse, Kinderfreibetrage), zur Tatig-
keit (Berufsschliissel der Sozialversicherung, Stellung im
Beruf, Leistungsgruppe, Arbeitszeit, Dauer der Betriebszu-
gehorigkeit) und zum Verdienst (Brutto, Netto, Zulagen fiir
Schicht-/Nachtarbeit, Sonderzahlungen, Lohnsteuer, Sozi-
alabgaben). Auf Betriebsebene gibt es zusétzlich Angaben
dariiber, ob die 6ffentliche Hand beteiligt ist, ob der Betrieb
in der Handwerksrolle eingetragen ist und ob Tarifvertrage
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gelten, sowie Angaben zur Anzahl der Beschéftigten, diffe-
renziert nach Geschlecht sowie nach Arbeitern und Ange-
stellten.

Die Gehalts- und Lohnstrukturerhebung ist ein Linked
Employer-Employee-Datensatz, das heiflt die Angaben
zu den Beschdftigten lassen sich mit den Merkmalen des
Betriebes verkniipfen. Der Datensatz eignet sich zum Bei-
spiel gut zur Analyse geschlechtsspezifischer Lohnunter-
schiede sowie zur Untersuchung der Verdienstunterschiede
in tarifgebundenen Betrieben im Vergleich zu solchen, die
nach freier Vereinbarung vergiiten.

Weitere Auskiinfte erteilen die Forschungsdatenzentren der
Statistischen Amter des Bundes und der Linder,

im Statistischen Bundesamt

Maurice Brandt, Telefon 06 11/75-43 49,

E-Mail: forschungsdatenzentrum@destatis.de,

sowie im Hessischen Statistischen Landesamt

Dr. Hans-Peter Hafner, Telefon 0611/3802-815,

E-Mail: forschungsdatenzentrum@statistik-hessen.de.

Neuerscheinungen

Im Blickpunkt: Deutschland in der
Europdischen Union 2006

Studium in Frankreich, Urlaub in Litauen, Job in Schwe-
den oder Altersruhesitz in Spanien — wie selbstverstdand-
lich Uberschreiten wir heute in der Europdischen Union Lan-
dergrenzen. Aber nicht nur die Menschen werden immer
mobiler: Im Supermarkt um die Ecke kaufen wir Spargel aus
Polen und Milch aus Danemark. Jugendliche in Italien horen
die gleiche Musik wie ihre Altersgenossen in Finnland und
dank der modernen Technik sind wir mit jedem Winkel des
Kontinents vernetzt. Kein Zweifel: Europa riickt immer naher
zusammen.

In Zeiten der zunehmend grenzenlosen Verflechtung von
Gesellschaft und Wirtschaft wird es immer wichtiger, tiber
den eigenen Tellerrand zu blicken. Das Statistische Bundes-
amt nimmt die deutsche EU-Ratsprdsidentschaft im ersten
Halbjahr 2007 deshalb zum Anlass, den Standort Deutsch-
lands in der Europdischen Union in einem neuen Blick-
punkt-Band statistisch zu beschreiben. Die Publikation gibt
Antworten auf Fragen wie: Wo steht Deutschland im Ver-
gleich mit seinen europdischen Nachbarn? Sind die Gebur-
tenzahlen nur bei uns so niedrig? Geben wir vergleichsweise
viel oder wenig Geld fiir Forschung und Bildung aus? Wo
sind Frauen besonders stark am Erwerbsleben beteiligt? Wo
in Europa wachst die Wirtschaft am stdrksten? Wie unter-
schiedlich hoch sind die Treibhausgasemissionen?

Der Band ist in deutscher und englischer Sprache erschie-
nen und kann in gedruckter Form zum Preis von 9,80 Euro
im Statistik-Shop des Statistischen Bundesamtes (http://
www.destatis.de/shop) oder im Buchhandel erworben
werden (deutsch: ISBN 978-3-8246-0787-7, englisch: ISBN:
978-3-8246-0788-4). Auerdem steht der komplette Inhalt
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in deutscher und englischer Sprache als PDF-Datei zum kos-
tenfreien Download im Statistik-Shop zur Verfiigung.

Fachliche Auskiinfte zu den Inhalten der Versffentlichung
und zum Datenangebot der europdischen Statistik erteilt
der EDS Europdischer Datenservice des Statistischen Bun-
desamtes (www.eds-destatis.de, E-Mail: eds@destatis.
de, Telefon 01888/6 44-94 27 oder -94 28).

Sonderheft zum Thema
,svereinbarkeit von Familie
und Beruf*“ erschienen

Wie beteiligen sich Mitter und Vater am Erwerbsleben?
Wie leben erwerbstdtige Miitter und Vater? Wie vereinbaren
Mitter und Vater in einer Partnerschaft Familie und Beruf?
Diese und viele weitere Fragen beantwortet die neu erschie-
nene Publikation ,,Leben und Arbeiten in Deutschland. Son-
derheft 2: Vereinbarkeit von Familie und Beruf* mit Ergeb-
nissen des Mikrozensus 2005. Sie enthélt unter anderem
Ergebnisse zu Fragen der Balance von Familie und Beruf,
die 2005 im Rahmen der Arbeitskrafteerhebung der Europa-
ischen Union erstmals in den Mikrozensus integriert waren.

Das Sonderheft leistet einen wichtigen Beitrag zum politisch
relevanten Thema ,,Gender Mainstreaming®, indem nahezu
alle Ergebnisse fiir Mdnnerund Frauen bzw. Miitter und Vater
dargestellt werden. Betrachtet werden Miitter und Véater im
erwerbsfahigen Alter von 15 bis 64 Jahren, die Kinder unter
15 Jahren im Haushalt groBziehen. Im Jahr 2005 tibten 57%
dieser Miitter und 87% dieser Vater eine berufliche Tatigkeit
aus. In einer Lebensgemeinschaft lebende Miitter waren im
Jahr 2005 — verglichen mit allein erziehenden Miittern und
Ehefrauen mit Kind(ern) — mit 61% am haufigsten erwerbs-
tdtig. Von den entsprechenden Vdtern gingen Ehemdnner
mit 88% am hdufigsten einer Erwerbstatigkeit nach. Bei
mehr als der Hilfte der Paare mit Kind(ern) arbeiteten beide
Partner. Der Anteil der Paare mit Kind(ern), in denen aus-
schlieflich der Mann erwerbstatig war, lag bei Ehepaaren
mit 37% deutlich hoher als bei Lebensgemeinschaften
(26%). Bei der Hilfte der erwerbstdtigen Miitter und Vater
betreute jeweils die im Haushalt lebende Partnerin oder der
im Haushalt lebende Partner das Kind bzw. die Kinder wah-
rend der Arbeitszeit.

Die Verdffentlichung umfasst etwa 40 Seiten und enthalt
neben textlichen Analysen und zahlreichen Schaubildern
einen ausfiihrlichen Tabellenband mit tiefergehendem Zah-
lenmaterial. Sie ist als gedruckte Ausgabe zum Preis von
7,50 Euro im Statistik-Shop des Statistischen Bundesam-
tes (http://www.destatis.de/shop) erhiltlich. AuRerdem
steht der komplette Inhalt als PDF-Datei zum kostenfreien
Download im Statistik-Shop sowie auf der Themenseite
des Mikrozensus (http://www.destatis.de—>Mikrozensus—
Fachverdffentlichungen, Faltblatter) zur Verfiigung.

Weitere Auskiinfte erteilt

Julia Weinmann, Telefon 0611/75-87 07,
E-Mail: mikrozensus@destatis.de.
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Veroffentlichungen anderer

Statistische Ubersichten zur
Sozialpolitik in Deutschland
seit 1945 (Band SBZ/DDR)

Im Rahmen dervom Bundesministerium fiir Arbeit und Sozi-
ales und vom Bundesarchiv gemeinsam herausgegebenen
»Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945“ hat
André Steiner unter Mitarbeit von Matthias Judt und Thomas
Reichel eine vielfach aus Primarquellen gewonnene Samm-
lung statistischer Daten zur Sozialpolitik der Sowjetisch
Besetzten Zone Deutschlands und der Deutschen Demokra-
tischen Republik erarbeitet.

Sie bietet fiir zahlreiche statistische Maf3gréfen der Sozi-
alpolitik verwendbare Zahlenangaben. Zwar kann den neu
gewonnenen Daten kein amtlicher Charakter zuerkannt wer-
den, doch fiir zahlreiche Teilgebiete der sozialpolitischen
Entwicklung, zu denen aus der amtlichen Statistik keine
Angaben vorliegen, bieten die ,,Statistischen Ubersichten
zur Sozialpolitik in Deutschland seit 1945 (Band SBZ/DDR)“
neue, prazisere oder differenziertere Daten, zumindest aber
plausible Schatzwerte. Damit werden neue Grundlagen fiir
die statistische Analyse der sozialen und sozialpolitischen
Entwicklung der Deutschen Demokratischen Republik zur
Verfiigung gestellt.

Die ,,Statistischen Ubersichten zur Sozialpolitik in Deutsch-
land seit 1945 (Band SBZ/DDR)“ konnen kostenlos iiber
das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales, Informa-
tion, Publikation, Redaktion, 53107 Bonn (oder per Internet
http://www.bmas.bund.de) bezogen werden.

Kompakt

Herbstaussaaten zur Ernte 2007

Die Landwirte haben im Herbst 2006 in Deutschland fiir die
kommende Ernte 2007 auf 5,52 Mill. Hektar (ha) Winterge-
treide ausgesat. Damit erhohte sich die Flache fiir Winter-
getreide insgesamt geringfiigig um 0,4% gegeniiber den
Ergebnissen der Bodennutzungshaupterhebung vom Mai
2006. Die Anbauflache von Winterroggen nahm dabei um
gut 24% auf 670000 ha zu. Diese Zunahme der Anbaufla-
chevon Roggen wurde in den Bundesldndern in unterschied-
lichem Maf3e beobachtet. In den Landern mit den kleinsten
Anbaufldchen (Rheinland-Pfalz und Saarland) wurde dabei
der geringste Zuwachs verzeichnet.

Bei den (ibrigen Wintergetreidearten ist ein Riickgang
der Anbauflache zu verzeichnen: Die grofite prozentuale
Abnahme war bei Triticale (Weizen-Roggen-Kreuzung) mit
-9% auf 369000 ha zu beobachten. Die Anbaufldche von
Winterweizen, der anbaustdrksten Getreideart in Deutsch-
land, sank um 2% auf 2,99 Mill. ha und die von Wintergerste
um 0,6% auf 1,47 Mill. ha.
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AuBerdem bestellten die Landwirte gut 1,52 Mill. ha mit
Winterraps. Die Anbaufldche von Winterraps stieg damit
weiter um 8%. Winterraps konnte wie Roggen in allen Bun-
desldandern zulegen, relativ zur entsprechenden Anbaufla-
che im Vorjahr am deutlichsten in Niedersachsen (+15%)
und am geringsten in Hessen (+1,5%).

Weitere Auskiinfte erteilt
Dr. Isabella Mehlin, Telefon 0611/75-8613,
E-Mail: ernte@destatis.de.

Rohstahlproduktion im Jahr 2006

Die deutschen Hiittenwerke haben im Jahr 2006 bei der
Rohstahlproduktion einen neuen Héchstwert nach der deut-
schen Vereinigung erreicht: Sie erzeugten 47,23 Mill. Ton-
nen (t) Rohstahlund 30,36 Mill. t Roheisen. Das waren 6,1%
mehr Rohstahl und 5,2% mehr Roheisen als im Jahr 2005.

Im Dezember 2006 wurden 3,85 Mill. t Rohstahl und 2,59
Mill. t Roheisen hergestellt. Gegeniiber dem entsprechenden
Vorjahresmonat nahm damit die Rohstahlproduktion um
9,0% und die Roheisenproduktion um 4,3% zu. Gegeniiber
November 2006 erhohte sich die Produktion bei Roheisen
um 9,8%, bei Rohstahl ging sie um 1,8% zuriick; kalender-
und saisonbereinigt (Berliner Verfahren, Version 4.1 — BV
4.1) ergab sich bei der Rohstahlproduktion im Vergleich
zum Vormonat ein Anstieg um 2,0%.

Im friiheren Bundesgebiet lag die Erzeugung von Rohstahl
im Jahr 2006 bei 40,27 Mill. t und war damit gegeniiber dem
Vorjahr um 5,0% hdher. Im Vergleich zum entsprechenden
Vorjahresmonat nahm sie im Dezember 2006 um 9,5% auf
3,30 Mill. t zu. Gegeniiber November 2006 ergab sich eine
Zunahme um 0,7%; kalender- und saisonbereinigt war es
ein Anstieg um 4,3%.

In den neuen Landern und Berlin-Ost lag die Rohstahlerzeu-
gung im Jahr 2006 mit 6,96 Mill. t um 13,0% hoher als im
Vorjahr. Im Dezember 2006 produzierten die Hiittenwerke
mit 0,55 Mill. t 5,9% mehr Rohstahl als im entsprechenden
Vorjahresmonat. Gegeniiber November 2006 ergab sich ein
Riickgang um 14,7%, kalender- und saisonbereinigt waren
es 0,9% weniger.

Weitere Auskiinfte erteilt
Roman Hartmann, Telefon 018 88/6 44-85 05,
E-Mail: eisen-stahl@destatis.de.

Erste Eckdaten der
Verkehrsstatistik 2006

Anstieg des Giiterverkehrs

Das Transportaufkommen aller Verkehrszweige im Giiter-
verkehr — gemessen in Tonnen (t) — ist im Jahr 2006 ers-
ten Berechnungen zufolge um 5,7% gegeniiber dem Vorjahr
gestiegen. Die im Inland erbrachte tonnenkilometrische
Leistung, das Produkt aus Transportaufkommen und Ver-
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sandweite, hat um 6,6% zugenommen (ohne See- und Luft-
verkehr).

Nach Verkehrszweigen stellt sich die Entwicklung des Giiter-
verkehrs wie folgt dar:

Den starksten Anteil am Transportaufkommen hat der Stra-
Benglterverkehr (77% der Beforderungsmenge). Auf der
Strae wurden — nach einer Schatzung des Bundesministe-
riums fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung — im Jahr 2006
3258 Mill. t befordert, rund 5,9% mehrals im Jahr 2005. Die
dabei im Inland erzielte tonnenkilometrische Leistung stieg
um 7,3% auf 434 Mrd. Tonnenkilometer (tkm), das heift die
Guter wurden durchschnittlich weiter befordert [133 Kilo-
meter (km) gegeniiber 131 km im Jahr 2005].

Hohes Wachstum zeigte der Giiterverkehr der Eisenbahn:
Das Verkehrsaufkommen lag mit 341,9 Mill. t um 7,7%,
die tonnenkilometrische Leistung mit 105,5 Mrd. tkm um
10,5% liber dem Vorjahreswert. Die durchschnittliche Befor-
derungsweite der Bahn nahm damit auf 308 km zu (2005:
301 km).

Uneinheitlich verlief die Entwicklung in der Binnenschiff-
fahrt: Mit 242,7 Mill. t erhdhte sich ihr Transportaufkommen
um 2,5%. Dagegen ging die Beforderungsleistung um 1,1%
auf 63,4 Mrd. tkm zuriick, weil die Guter durchschnittlich
geringere Entfernungen zuriicklegten (261 km im Jahr 2006
und damit 10 km weniger als 2005).

Das seit mehreren Jahren starke Wachstum des Gterver-
kehrs der Seeschifffahrt setzte sich auch im Jahr 2006 fort:
Erstmals wurde die 300 Mill. t-Schwelle tiberschritten; mit
300,8 Mill. t waren es 7,0% mehr Giiter als im Vorjahr.

Einziger Verkehrszweig mit Riickgdngen sowohl der Beforde-
rungsmenge als auch der tonnenkilometrischen Leistung im
Jahr 2006 war der Transport von Rohdl in Rohrleitungen: Die
Tonnage nahm hierum 1,4% auf 94,2 Mill. t ab; die Beforde-
rungsleistung sank um 4,5% auf 16,0 Mrd. tkm.

Die Frachtbeforderung der Luftfahrt legte im Verkehrszweig-
vergleich am starksten zu: Mit 3,2 Mill. t wurden 9,4% mehr
Guter mit dem Flugzeug transportiert als im Jahr 2005.

Mehr Fahr- und Fluggaste im 6ffentlichen
Personenverkehr

Die Fahrgastzahlen im offentlichen Personenverkehr mit
Bussen und Bahnen sind in Deutschland im Jahr 2006 nach
vorldufigen Ergebnissen um 2,0% und die Fluggastzahlen
im Luftverkehr um 5,5% gegeniiber dem Vorjahr gestiegen.

Im Liniennahverkehr mit Bussen und Bahnen wurden danach
von den Fahrgdsten rund 10,2 Mrd. Fahrten unternommen,
das waren 2,0% mehr als im Jahr 2005. Die Fahrgaste fuh-
ren dabei durchschnittlich neun Kilometer (km) weit. Die
Beférderungsleistung — als Produkt aus den beférderten
Personen und der Fahrtweite — lag damit bei 94,0 Mrd. Per-
sonenkilometern (Pkm) und um 3,0% hoher als 2005. Vor
allem die schienengebundenen Verkehrsmittel wurden im
Jahr 2006 im Liniennahverkehr starker genutzt als im Vor-
jahr. So stiegen die Fahrgastzahlen bei den Eisenbahnen
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(einschl. S-Bahnen) um 3,5% und bei den StraBenbahnen
(einschl. Stadtbahnen, U-Bahnen, Schwebebahnen) um
1,7%. Im Liniennahverkehr mit Bussen stieg die Fahrgast-
zahl ebenfalls an, der Zuwachs fiel mit 0,6% jedoch gerin-
ger aus als im Schienennahverkehr.

Auch im Fernverkehr war der schienengebundene Verkehr
der Wachstumstrager. 122 Mill. Fernreisende benutzten
die Eisenbahn, das waren 2,5% mehr Reisende als im Jahr
2005. Die Beforderungsleistung wuchs hier um 3,8% auf
35,0 Mrd. Pkm, da die durchschnittliche Reiseweite von
283 km auf 287 km gestiegen ist. Im Linienfernverkehr mit
Omnibussen wurden dagegen geringere Verkehrsleistungen
als im Vorjahr erbracht. Mit knapp 5 Mill. Reisenden waren
es 5,2% Fahrgdste weniger, die Beforderungsleistung sank
um 5,0% auf 1,5 Mrd. Pkm.

Der Personenverkehr in der Luftfahrt wuchs im Jahr 2006
nicht ganz so stark wie in den zuriickliegenden Jahren:
Mit 154 Mill. Fluggédsten wurde 2006 gegeniiber dem Vor-
jahr ein Plus von 5,5% verzeichnet (2005: +7,2%, 2004:
+9,4%). Die starke Zunahme der Fluggastzahl im Juni auf-
grund der FuBball-Weltmeisterschaft (+ 10%) wurde dabei
durch unterdurchschnittliche Wachstumsraten in anderen
Monaten abgeschwdcht. Im Verkehr mit dem Ausland stieg
die Zahl der Fluggdste im Jahr 2006 um 5,5% auf 131 Mill.
Passagiere, das Inlandsaufkommen (23 Mill. Fluggdste)
wuchs um 5,0%.

Weitere Auskiinfte erteilt
Uwe Reim, Telefon 0611/75-22 10,
E-Mail: verkehr@destatis.de.

Personal im Gesundheitswesen 2005

Am 31. Dezember 2005 waren knapp 4,3 Mill. Menschen
und damit etwa jeder neunte Beschéftigte in Deutschland
im Gesundheitswesen tatig. Wahrend die Beschaftigung in
der Gesamtwirtschaft zwischen 2004 und 2005 nahezu sta-
gnierte, ist sie im Gesundheitswesen um 27 000 Beschaf-
tigte oder 0,6% gestiegen.

Nachdem im Gesundheitswesen in den Jahren 2000 bis
2003 noch jadhrliche Zuwéchse zwischen 43000 (+1,0%)
und 50000 Beschiftigten (+1,2%) registriert wurden und
die Beschaftigung zwischen 2003 und 2004 mit einem Plus
von nur noch 7000 Beschéftigten fast stagniert hatte, war
2005 wieder ein deutlicherer Anstieg zu verzeichnen. Die-
ser geht vor allem auf die Entwicklung bei den Gesundheits-
dienstberufen (z.B. Arzte und Gesundheits- und Kranken-
pfleger) zuriick (+22000 Beschéftige). Auch die sozialen
Berufe hatten 12 000 Beschdftigte mehr aufzuweisen als im
Jahr 2004, und zwar fast ausschliefilich in der Altenpflege.
Dagegen sank die Beschaftigung im Gesundheitshandwerk
(z.B. Zahntechniker) um 3 000 Personen und bei den ,,ande-
ren Berufen im Gesundheitswesen® (etwa Verwaltungsfach-
leute) um 6 000 Personen.

Mit je 1,8 Mill. Personen arbeitete die Mehrzahl der Beschaf-
tigten (84%) im Jahr 2005 in Einrichtungen der ambulanten
sowie der stationdren und teilstationdren Gesundheitsver-
sorgung. Von dem Beschéftigungsanstieg profitierten insbe-
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sondere die ambulanten Einrichtungen, deren Personal um
19000 Personen zunahm. Bei den stationdren und teilsta-
tiondren Einrichtungen gab es nach einem Beschaftigungs-
riickgang im Jahr 2004 nun wieder ein Plus von 10000
Personen. Riickldufig war das Personal nur in den Verwal-
tungseinrichtungen, namlich um 7 000 Personen gegeniiber
2004.

Nicht alle der 4,3 Mill. Beschéftigten im Gesundheitswesen
besaflen eine Vollzeitstelle: Die Zahl der auf die volle tarif-
liche Arbeitszeit umgerechneten Beschaftigten im Gesund-
heitswesen, der sogenannten Vollzeitdquivalente, lag bei
3,3 Mill. Sie ging zwischen 2004 und 2005 wie auch schon
im Jahr zuvor weiter zuriick (=26 000 bzw. —0,8%). Grund
hierflir war ein Riickgang der Vollzeitbeschaftigung um
2,2%. Dies konnte durch den Anstieg der Zahl der Teilzeit-
bzw. geringfiigig Beschaftigten um 4,2% bzw. 9,4% nicht
ausgeglichen werden.

Diese und viele weitere gesundheitsbezogene Daten finden
sich auch unter der Adresse http://www.gbe-bund.de im
Informationssystem der Gesundheitsberichterstattung des
Bundes.

Weitere Auskiinfte erteilt
Michael Cordes, Telefon 018 88/6 44-81 16,
E-Mail: gesundheitsrechensysteme@destatis.de.

Hilfe zum Lebensunterhalt 2005

Am Jahresende 2005 erhielten in Deutschland rund 81 000
Personen ,Sozialhilfe im engeren Sinne“, also laufende
Hilfe zum Lebensunterhalt aulerhalb von Einrichtungen.
Infolge der gesetzlichen Anderungen zum 1. Januar 2005
ging die Zahl der Hilfebezieher im Vergleich zum Jahresende
2004 um 97,2% zuriick. Die Sozialhilfequote, das heif3t der
Anteil der Hilfebezieher an der jeweiligen Bevdlkerung, ver-
ringerte sich damit zum Jahresende 2005 auf 0,1%. 2004
hatten noch rund 2,9 Mill. Personen oder 3,5% der Bevol-
kerung Sozialhilfe im engeren Sinne bezogen. Die laufende
Hilfe zum Lebensunterhalt soll den Grundbedarf vor allem
an Nahrung, Kleidung, Unterkunft und Heizung decken
(,,soziokulturelles Existenzminimum®).

Ursache fiir den drastischen Riickgang der Empfangerzah-
len ist das Inkrafttreten des ,,Vierten Gesetzes fiir moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz IV) zum 1. Januar
2005. Seitdem erhalten bisherige Sozialhilfeempfanger im
engeren Sinne, die grundsatzlich erwerbsfahig sind, sowie
deren Familienangehorige Leistungen nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) ,,Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende”. Dieser Personenkreis wird ab 2005 nicht mehr
in der Sozialhilfestatistik nachgewiesen. Sozialhilfe im
engeren Sinne erhalten seit Anfang 2005 somit zum Bei-
spiel nur noch voriibergehend Erwerbsunfdhige, langer-
fristig Erkrankte oder Vorruhestandsrentner mit niedriger
Rente.

Zur Struktur der Empfangerdaten am Jahresende 2005 ist
Folgendes festzustellen: Rund 69000 oder 85% der Sozial-
hilfeempfdanger im engeren Sinne waren Deutsche, 12000
oder 15% auslandische Mitbiirger. Die Empfdangerquote der
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Auslander (1,7 Hilfebezieher je 1000 Einwohner) lag hoher
als die der Deutschen (0,9 Hilfebezieher je 1000 Einwoh-
ner). Frauen stellten mit rund 41000 Personen oder einem
Anteil von 51% etwas mehr als die Hélfte der Leistungs-
empfédnger. Rund 17% der Sozialhilfeempfanger im engeren
Sinne waren Kinder unter 15 Jahren.

Die hochste Empfangerdichte gab es Ende 2005 in den
Stadtstaaten Berlin (2,4 Empfédngerje 1000 Einwohner) und
Bremen (2,3 je 1000 Einwohner). Unter den Flachenlandern
wiesen Schleswig-Holstein (2,1 je 1000 Einwohner) sowie
Hessen und das Saarland (jeweils 1,5 je 1000 Einwohner)
die hochsten Quoten auf. Die niedrigsten Quoten verzeich-
neten Thiringen und Baden-Wiirttemberg (jeweils 0,5 Emp-
fanger je 1000 Einwohner).

Die rund 81000 Sozialhilfeempfanger im engeren Sinne
lebten in 70000 Haushalten; die iberwiegende Mehrzahl
davon (72%) waren Einpersonenhaushalte.

Neben den Sozialhilfeempfdngern im engeren Sinne gab
es am Jahresende 2005 noch rund 174000 Personen, die
Hilfe zum Lebensunterhalt innerhalb einer Einrichtung (z. B.
Wohn- oder Pflegeheime) erhielten. Auch in Einrichtungen
tiberwog derAnteil der Frauen mit 52%. Die Zahl der Empfén-
gervon Hilfe zum Lebensunterhalt in Einrichtungen hat sich
aufgrund gesetzlicher Anderungen gegeniiber dem Vorjahr
mehr als verzehnfacht. Bis Ende 2004 wurde den bediirf-
tigen Personen in Einrichtungen der Lebensunterhalt als
Bestandteil der stationdren Leistung oder Manahme (z.B.
Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen oder Hilfe zur
Pflege) gewdhrt. Ab 2005 werden der Lebensunterhalt und
die MaBnahmen fiir diesen Personenkreis jeweils als sepa-
rate Leistungen erbracht. Dadurch werden die Leistungsbe-
rechtigten in Einrichtungen nunmehr auch in der Statistik
tiber die Empféanger von Hilfe zum Lebensunterhalt erfasst.

Insgesamt wandten die Kommunen und die tberortlichen
Trager fiir die Hilfe zum Lebensunterhalt im Jahr 2005 netto,
das heif3t nach Abzug inshesondere von Erstattungen ande-
rer Sozialleistungstrager, lediglich noch 618 Mill. Euro auf;
dies entspricht einem Riickgang von 93,0% gegeniiber dem
Vorjahr, als noch 8,8 Mrd. Euro fiir diese Hilfeart ausgege-
ben wurden. Rein rechnerisch wurden im gesamten Jahr
2005 je Einwohner rund sieben Euro fiir diese Hilfeart aus-
gegeben. Der deutliche Ausgabenriickgang bei dieser Hil-
feart ist — wie oben bereits dargestellt — auf die Einfilhrung
des SGBII zum 1. Januar 2005 zuriickzufiihren.

Weitere Auskiinfte erteilt
Markus Dorn, Telefon 018 88/6 44-85 34,
E-Mail: sozialhilfe@destatis.de.

Ausgaben fiir Kinder-
und Jugendhilfe 2005

Bund, Lander und Gemeinden haben im Jahr 2005 insge-
samt 20,8 Mrd. Euro fiir Kinder- und Jugendhilfe ausgege-
ben, 0,4% mehr als im Jahr 2004. Nach Abzug der Einnah-
men, unteranderem aus Gebiihren und Teilnahmebeitragen,
wurden netto 18,7 Mrd. Euro fiir Kinder- und Jugendhilfe
aufgewendet (+ 1% gegeniiber 2004).
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Uber die Hilfte der Gesamtausgaben (10,9 Mrd. Euro; 53%)
wurde, wie schon im Jahr 2004, fiir den laufenden Betrieb
von sowie fiir Investitionen in Einrichtungen der Kinder-
tagesbetreuung (Kinderkrippen, Kindergarten, Horte und
altersgemischte Einrichtungen) ausgegeben. Nach Abzug
der Einnahmen in diesem Bereich verblieben fiir die 6ffent-
liche Hand netto 9,6 Mrd. Euro an Ausgaben.

Um 6% sind die Ausgaben zur Férderung von Kindern in Kin-
dertagespflege gestiegen. Hierzu gehoren die Vermittlung
des Kindes an eine geeignete Tagespflegeperson, deren
fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung
sowie die Gewdhrung einer laufenden Geldleistung. Die
Ausgaben zur Forderung von Kindern in Kindertagespflege
erhohten sich von 132 Mill. Euro im Jahr 2004 auf 140 Mill.
Euro im Jahr 2005. Dies diirfte auch auf das Inkrafttreten des
Tagesbetreuungsausbaugesetzes (TAG) zum 1. Januar 2005
zurlickzufiihren sein, in dem der quantitative und qualita-
tive Ausbau des Angebots an Kindertagesbetreuung gere-
gelt wird.

Leistungen der Hilfe zur Erziehung kosteten die 6ffentlichen
Trager der Kinder- und Jugendhilfe 2005 insgesamt 4,8 Mrd.
Euro (+0,6% gegeniiber 2004). Zwei Drittel (rund 3,2 Mrd.
Euro) dieser Ausgaben entfielen auf die Unterbringung jun-
ger Menschen auBerhalb des Elternhauses in Vollzeitpflege,
Heimerziehung oder anderer betreuter Wohnform.

Weitere kostenlose Informationen finden sich im Statistik-
Shop des Statistischen Bundesamtes unter http://www.
destatis.de/shop mit dem Suchwort ,Ausgaben Jugend-
hilfe“.

Weitere Auskiinfte erteilt
Dorothee von Wahl, Telefon 018 88/6 44-81 67,
E-Mail: jugendhilfe@destatis.de.

Ausgaben fiir Tabakwaren 2006

Im Jahr 2006 wurden in Deutschland Tabakwaren mit einem
Kleinverkaufswert (Verkaufswert im Handel) von 23 Mrd.
Euro versteuert, das waren rund 859 Mill. Euro weniger als
im Vorjahr (- 3,6%). Dieser Betrag ergibt sich aus dem Steu-
erzeichenbezug von Herstellern und Handlern nach Abzug
von Steuererstattungen fiir zuriickgegebene Banderolen
(Netto-Bezug).

Die Menge der versteuerten Zigaretten lag im Jahr 2006 um
2,5% unter der des Vorjahres. Deutlich verringert hat sich
die abgesetzte Menge beim versteuerten Feinschnitt. Hier
ist ein Minus von 31,7% gegeniiber 2005 zu verzeichnen.
Der Riickgang ist vor allem auf das steuerliche Aus fiir den
vorportionierten Feinschnitt (sogenannte Sticks) zuriickzu-
fiihren: Fiir diese Steckzigaretten wird nach einem Urteil des
Europdischen Gerichtshofes seit dem 1. April 2006 statt der
ermafligten Steuer fiir Feinschnitt der weitaus héhere Satz
fir Fertigzigaretten erhoben.

Demgegeniiber hat der Absatz von Zigarren/Zigarillos

(+37,7%) und Pfeifentabak (+14,7%) im Vergleichszeit-
raum deutlich zugenommen.
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Die Steuerwerte der abgesetzten Tabakwaren-Banderolen
betrugen fiir das Berichtsjahr 2006 insgesamt 14,3 Mrd.
Euro (-0,9%).

Detaillierte Informationen zur Tabaksteuerstatistik bietet die
Fachserie 14 ,Finanzen und Steuern®, Reihe 9.1.1, die im
Statistik-Shop des Statistischen Bundesamtes unter http://
www.destatis.de/shop, Suchwort ,Absatz von Tabakwa-
ren“, kostenlos erhdltlich ist.

Weitere Auskiinfte erteilt
Petra Martin, Telefon 0611/75-4133,
E-Mail: steuern@destatis.de.

Weitere wichtige
Monatszahlen

Produzierendes Gewerbe

Die Erzeugung im Produzierenden Gewerbe hat sich — nach
vorlaufigen Ergebnissen — im November saisonbereinigt
(nach dem Verfahren Census X-12-ARIMA) um 1,8% erhoht,
nachdem sie im Monat zuvor um 0,8% gesunken war (die
vorlaufigen Ergebnisse wurden aufwérts revidiert). Spir-
bare Produktionszunahmen waren zuletzt in allen drei
grof3en Wirtschaftsbereichen des Produzierenden Gewerbes
zu verzeichnen. Mit + 6,2% nahm der Aussto im Bauhaupt-
gewerbe besonders kréftig zu. Neben der anhaltenden kon-
junkturellen Dynamik diirften sich hier auch die milde Wit-
terung sowie Vorzieheffekte im Vorfeld der zu Beginn des
Jahres 2007 in Kraft getretenen fiskalischen MaBnahmen
glinstig ausgewirkt haben. Die Industrieproduktion erhéhte
sich um 1,4%. Dieser Produktionszuwachs wurde mafBgeb-
lich vom deutlichen Anstieg der Erzeugung bei den Inves-
titionsgliterproduzenten um 2,6% getragen. Hier kamen
Impulse vor allem aus den Wirtschaftszweigen ,Herstellung
von Kraftwagen und Kraftwagenteilen“ sowie ,,Biiromaschi-
nen, Datenverarbeitungsgerate und -einrichtungen; Elektro-
technik, Feinmechanik, Optik“. Bei den Herstellern von Vor-

leistungs- und Konsumgiitern erhohte sich die Erzeugung
um 0,6 bzw. 1,0%.

Die Auftragseingdnge in der Industrie haben sich vor-
laufigen Angaben zufolge im November 2006 gegeniiber
dem Vormonat preis- und saisonbereinigt um 1,5% erhoht.
Im Oktober 2006 waren sie (aufwérts revidiert) um 0,7%
zuriickgegangen. Impulse fiir die Bestelltdtigkeit kamen
zuletzt von einem {iberdurchschnittlichen Umfang an Grof3-
auftragen. Dies hat sich vor allem in einem spiirbaren
Anstieg der Nachfrage im Fahrzeugbau geltend gemacht.
Insgesamt erhdhte sich die Nachfrage im Bereich der Her-
steller von Investitionsgiitern um 1,8%. Die Bestellungen
bei den von ihrem Gewicht her ebenfalls bedeutsamen Vor-
leistungsgiiterproduzenten stiegen um 0,8%. Einen erneut
deutlichen Anstieg des Ordervolumens um zuletzt 2,7%
hatten die Hersteller von Konsumgiitern zu verzeichnen. Die
mafgeblichen Impulse fiir die Bestelltatigkeit in der Indus-
trie kamen im November wieder aus dem Ausland (+2,3%).
Die Inlandsnachfrage erhdhte sich um 0,6%.

Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe?
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Produktion im Produzierenden Gewerbe?
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Einzelhandel

Der Einzelhandel in Deutschland setzte im November
2006 nominal 0,2% mehr und real 0,3% weniger um als im
November 2005. Beide Monate hatten jeweils 26 Verkaufs-
tage. Nach Kalender- und Saisonbereinigung der Daten sank
der Umsatz im Vergleich zum Oktober 2006 nominal um
0,6% und real um 0,7%.

Der Einzelhandel mit Lebensmitteln, Getranken und Tabak-
waren setzte nominal 0,8% und real 3,3% weniger um als
im November 2005. Dabei zeigte der Facheinzelhandel mit
Lebensmitteln mit real —2,5% eine etwas bessere Entwick-
lung als die Supermarkte, SB-Warenhduser und Verbrau-
chermdrkte mit real —3,3%. Im Einzelhandel mit Nicht-
Lebensmitteln lag im November 2006 dagegen der Umsatz
nominal um 0,8% und real um 1,4% hdoher als im entspre-
chenden Vorjahresmonat. Drei der sechs Branchen in die-
sem Bereich konnten ihren Umsatz nominal und real gegen-
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KURZNACHRICHTEN

Einzelhandel
Umsatz in jeweiligen Preisen (nominal)
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1) Berechnung nach dem Berliner Verfahren, Version 4.1 (BV 4.1).
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dem Aufenhandelsiiberschuss zusammen mit dem posi-
tiven Saldo der Bilanz der Erwerbs- und Vermodgensein-
kommen (+0,0 Mrd. Euro) und den negativen Salden der
anderen Teilbilanzen der Zahlungsbhilanz, der Dienstleis-
tungsbilanz (-1,7 Mrd. Euro), der Bilanz der laufenden
Ubertragungen (- 2,5 Mrd. Euro) und der Bilanz der Ergén-
zungen zum AuBenhandel (- 1,9 Mrd. Euro) im November
2006 ein Leistungsbilanzsaldo von +12,5 Mrd. Euro. Der
Uberschuss der Leistungsbilanz im gleichen Vorjahresmo-
nat betrug 8,0 Mrd. Euro.

tiber dem November 2005 steigern: der Facheinzelhandel
mit Einrichtungsgegenstanden, Haushaltsgerdten und Bau-
bedarf (nominal +7,1%, real +8,3%), der Facheinzelhandel
mit kosmetischen, pharmazeutischen und medizinischen
Produkten (nominal +1,4%, real +1,8%) und der Einzel-
handel mit Bekleidung, Schuhen und Lederwaren (nominal
+0,6%, real +0,4%). Die hochsten nominalen und realen
Umsatzriickgange musste der sonstige Facheinzelhandel
(z.B. mit Biichern, Zeitschriften, Schmuck, Sportartikeln)
hinnehmen (nominal —2,8%, real —2,4%).

Von Januar bis November 2006 setzte der Einzelhandel
nominal 0,8% und real 0,1% mehr um als im vergleichbaren
Vorjahreszeitraum, wobei diese Umsatzsteigerungen im
Wesentlichen auf den Einzelhandel mit Nicht-Lebensmitteln
zuriickzuftihren sind.

Auf3enhandel

Die deutschen Ausfuhren erhéhten sich im November 2006
im Vorjahresvergleich um 19,2% auf 85,2 Mrd. Euro. Eben-
falls zugenommen haben die deutschen Einfuhren: Mit
einem Plus von 13,9% stiegen sie auf 66,7 Mrd. Euro. Im
gleichen Zeitraum haben sich die AuBenhandelsgiiter weiter
verteuert. Die Importgiiterpreise stiegen im November 2006
um 2,8% gegeniiber dem Vorjahresniveau. Der Preisanstieg
fiir Einfuhren ohne Beriicksichtigung von Erd6l und Mineral-
Olerzeugnissen war mit 3,4% hoher. Die Ausfuhren verteu-
erten sich gegeniiber November 2005 um 2,6%.

Der Auflenhandelsiiberschuss belief sich im November
2006 auf 18,5 Mrd. Euro und war damit hoher als im glei-
chen Vorjahresmonat (+13,0 Mrd. Euro). Nach vorldufigen
Berechnungen der Deutschen Bundesbank ergibt sich aus
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Im November 2006 erhohten sich die Ausfuhren aus
Deutschland gegeniiber Oktober 2006 nominal um 1,5%
und die Einfuhren stiegen nominal um 0,1%. Saison- und
kalenderbereinigt verzeichneten die Exporte im November
gegeniiber Oktober 2005 ein Minus von 0,5%, die Importe
von 3,8%. Ll
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Dr. Norbert Rdith, Dipl.-Okonom Albert Braakmann sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Bruttoinlandsprodukt 2006

Wie in jedem Jahr gibt das Statistische Bundesamt zu die-
sem friihen Zeitpunkt einen ersten Uberblick iiber vorldufige
Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
des gerade abgelaufenen Jahres.

Nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes
ist das deutsche Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2006 im
Vergleich zum Vorjahr real um 2,5% gestiegen. Bei kalen-
derbereinigter Betrachtung ergibt sich sogar eine Wachs-
tumsrate des Bruttoinlandsprodukts von 2,7%. Das ist die
stdarkste wirtschaftliche Belebung seit dem Boomjahr 2000.
Die Wirtschaftsleistung wurde im Jahresdurchschnitt 2006
von knapp 39,1 Mill. Erwerbstdtigen erbracht, das waren
258000 Personen mehr (+0,7%) als ein Jahr zuvor. Die
Zahl der Erwerbslosen [gemdf Definition der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO)] sank im Jahr 2006 gegen-
tiber dem Vorjahr um 464000 (- 11,9%) auf rund 3,4 Mill.
Personen. Der Anteil der Erwerbslosen an der Gesamtzahl
der Erwerbspersonen lag damit im Jahresdurchschnitt bei
8,1%. Die Arbeitsproduktivitit, gemessen als preisbereinig-
tes Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstdtigen, stieg im Jahr
2006 um 1,8% und je Erwerbstdtigenstunde gerechnet um
1,9%.

Auf der Entstehungsseite des Bruttoinlandsprodukts (preis-
bereinigt) trugen alle Wirtschaftsbereiche mit Ausnahme
der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (-3,5%) posi-
tiv zur Wirtschaftsentwicklung im Jahr 2006 bei. Insbeson-
dere scheint im Baugewerbe der jahrelange Abwdrtstrend
gestoppt. Auf der Verwendungsseite des Bruttoinlandspro-
dukts kamen 2006 sowohl aus dem Inland als auch aus dem
Ausland positive Wachstumsimpulse. Anders als in den
beiden Jahren davor lieferte die inldndische Verwendung
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jedoch einen weitaus grofieren Beitrag zum Wirtschafts-
wachstum (+ 1,7%) als der AufSenbeitrag (+ 0,7%).

In jeweiligen Preisen erhéhte sich das Bruttoinlandsprodukt
im Jahr 2006 auf 2 303 Mrd. Euro (+ 2,8%). Das Bruttonatio-
naleinkommen stieg etwas stdrker um 2,9% auf 2313 Mrd.
Euro, da die aus dem Ausland empfangenen Zinsen und
Ausschiittungen deutlich zulegten. Das Volkseinkommen
nahm im Berichtsjahrum 3,1% auf 1 728 Mrd. Euro zu. Wah-
rend das Arbeitnehmerentgelt nach dem Riickgang im Jahr
2005 im Jahr 2006 wieder einen leichten Anstieg verzeich-
nete (+ 1,3%), legten die Unternehmens- und Vermdgens-
einkommen wiederum beachtlich zu (+ 6,9%). Die privaten
Konsumausgaben in jeweiligen Preisen (+2,0%) stiegen,

Tabelle 1: Bruttoinlandsprodukt und Bruttonationaleinkommen

In jeweiligen Preisen
- Brutto-
Bruttoinlands. | >2\do der Primar- national-
Jahr einkommen aus .
produkt der iibrigen Welt?) einkommen
8 (Sp.1+2)
1 2 3
Mrd. EUR
2004 ........... 2207,2 2,2 22094
2005 ........ee 2241,0 7,2 22482
2006 ........... 2302,7 10,2 23129
Verdnderung gegeniiber dem Vorjahr
% Mrd. EUR %
+1,5 +4,9 +18
+28 +3,0 +29

1) Aus der iibrigen Welt empfangene Arbeitnehmerentgelte, Vermogensein-
kommen und Subventionen abziiglich an die iibrige Welt geleisteter Arbeit-
nehmerentgelte, Vermogenseinkommen und Produktions- und Importab-
gaben.
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anders als in den letzten Jahren, stdrker an als das verfiig-
bare Einkommen der privaten Haushalte (+ 1,7%). Die Defi-
zitquote des Staates lag im Jahr 2006 nach den noch vorléu-
figen Berechnungen mit 2,0% erstmals seit dem Jahr 2001
wieder deutlich unter dem Referenzwert nach dem Maas-
trichtvertrag (3,0% des Bruttoinlandsprodukts).

Vorbemerkung

In diesem Aufsatz gibt das Statistische Bundesamt einen
ersten Uberblick tber vorldufige Ergebnisse der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen des gerade abgelau-
fenen Jahres 2006. Die Berechnungen beruhen auf den bis
Anfang Januar 2007 verfligharen Informationen, die zum
Teil noch sehr unvollstandig sind. Die Werte fiir den Dezem-
ber 2006 wurden komplett und zum Teil auch die fiir den
November nahezu vollstandig geschatzt. Auch fiir die davor
liegenden Monate sind die Berechnungsgrundlagen in vie-
len Féllen noch liickenhaft. Die in diesem Aufsatz enthal-
tenen Angaben wurden bereits am 11. Januar 2007 als
Pressemitteilung und in der Fachserie 18 ,Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnungen®, Reihe 1.1 ,,Erste Ergebnisse der
Inlandsproduktsberechnung 2006“ veroffentlicht. Dieser
sehr frithe Termin erklart sich unter anderem daraus, dass
der Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung im Januar
eines jeden Jahres dem Deutschen Bundestag und dem
Deutschen Bundesrat vorgelegt wird. Die aktuellen amt-
lichen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen sind als
Ausgangspunkt fiir die Jahresprojektion der Bundesregie-
rung erforderlich, deren Ergebnisse auch Eckdaten fiir die
Steuerschdtzungen bilden. Wegen des erwdhnten hohen
Schatzanteils vor allem im vierten Quartal 2006 werden nur
Jahresergebnisse veroffentlicht. Aus der Differenz zwischen
den hier veroffentlichten Jahresdaten und der Summe der
bislang fiir die ersten drei Quartale 2006 verdffentlichten
Ergebnisse kann nicht in jedem Fall auf den Ansatz fiir das
vierte Quartal geschlossen werden, da die Berechnungen
einiger GroBen fiir die ersten drei Quartale im Zuge der Jah-
resrechnung ebenfalls tiberarbeitet wurden. Es sei an die-
ser Stelle darauf hingewiesen, dass Ergebnisse fiir die alten
und neuen Bundeslander vom Arbeitskreis Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnungen der Ldnder bereitgestellt werden,
und zwar in landerscharfer Abgrenzung. Mit ersten Angaben
fiir das Jahr 2006 ist im Februar 2007 zu rechnen. Informa-
tionen zu regionalen Ergebnissen der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen erhalten Sie im Internet unter http://
www.vgrdl.de.

1 Entstehung des Inlandsprodukts

Nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes
ist das deutsche Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2006 im
Vergleich zum Vorjahr real um 2,5% gestiegen. Das ist die
starkste wirtschaftliche Belebung seit dem Boomjahr 2000.
Bei kalenderbereinigter Betrachtung ergibt sich sogar eine
Wachstumsrate von 2,7% fiir das Jahr 2006, denn im Jahr
2006 standen zwei Arbeitstage weniger zur Verfligung als
im Jahr 2005. Die Wachstumsprognosen fiir 2006 lagen zum
Jahreswechsel 2005/2006 meist zwischen 1,0 und 1,8%
und damit deutlich unter dem jetzt vorliegenden Ergebnis.
Im Laufe des Jahres 2006 korrigierten jedoch alle Prognosti-
ker ihre Werte nach oben — nicht zuletzt auch aufgrund von
Korrekturen der vierteljdhrlichen Ergebnisse der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen —, sodass die im Herbst
abgegebenen Prognosen mit Werten zwischen 2,0 und
2,4% nur noch leicht unter dem jetzt vom Statistischen Bun-
desamt ermittelten vorldufigen Ergebnis lagen.

Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt, verkettet
Verdanderung gegeniiber dem Vorjahrin %

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006
+1,9 +1,0 +1,8 +20 +20 +32 +1,2 +0,0 -0,2 +1,2 +09 +25
kalenderbereinigt
+2,0 +1,0 +1,9 +1,8 +19 +35 +14 +0,0 -0,2 +08 +1,1 +27

Im internationalen Vergleich hat Deutschland dank des kréf-
tigen Wirtschaftswachstums im Jahr 2006 den Anschluss
an die Spitzenreiter wieder hergestellt. Mit dem vorlaufigen
Ergebnis von 2,5% wiirde Deutschland nur knapp hinter den
Werten fiir die Eurozone (+2,6%) und die EU-25 (+ 2,8%) lie-
gen; das ergaben Schdtzungen der Europdischen Kommis-
sion vom Herbst 2006. Fiir die Vereinigten Staaten rechnet
die EU-Kommission mit einem Wachstum um 3,4%, fiir Japan
um 2,7%. Im Jahr 2005 war die Schere zwischen Europa auf
der einen und den Vereinigten Staaten und Japan auf der
anderen Seite noch deutlich gréfBer gewesen: Die preisbe-
reinigten Wachstumsraten betrugen 1,4% in der Eurozone
und 1,7% in der EU-25 gegeniiber 3,2% in den Vereinigten
Staaten und 2,6% in Japan. Insgesamt betrachtet hat die
weltwirtschaftliche Aktivitdt auch durch die wirtschaftliche
Erholung in Europa im Jahr 2006 an Dynamik gewonnen.

Die Wirtschaftsleistung in Deutschland wurde im Jahres-
durchschnitt 2006 von 39,08 Mill. Erwerbstdtigen erbracht.
Das waren 258000 Personen oder 0,7% mehr als ein Jahr

Tabelle 2: Erwerbstétige, Erwerbslose und Produktivitat?)

Erwerbstdtige im Inland . Bruttoinlandsprodukt preisbereinigt
d Erwerbslose?) Geleistete i ie gelei
. arunter Arbeitsstunden insgesamt, . s je geleistete
Jahr insgesamt Arbeitnehmer Kettenindex je Erwerbstatigen Arbeitsstunde
1000 Mill. Std. Index (2000 = 100)
2004 .....ooee.n. 38875 34653 3931 56038 102,3 103,0 105,3
2005 ....iieennn. 38823 34467 3893 55804 103,2 104,1 106,7
2006 ......co.... 39081 34689 3429 56 144 105,8 106,0 108,7
Verdanderung gegeniiber dem Vorjahrin %
2005 ....oieennn. -01 -05 -10 -04 +09 +1,0 +1,3
2006 ......on.... +0,7 +0,6 -11,9 +0,6 +25 +1,8 +1,9

1) Bruttoinlandsprodukt (preisbereinigt, Kettenindex 2000 = 100) je durchschnittlich Erwerbstétigen. — 2) Abgrenzung der Erwerbslosen gemé&f Definition der

Internationalen Arbeitsorganisation (ILO).
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zuvor, nachdem im Jahr 2005 die Beschéftigung im Vorjah-
resvergleich noch um 0,1% zuriickgegangen war. Die Zahl
der Erwerbstatigen erreichte im Jahr 2006 wieder in etwa
das Niveau des Jahres 2002. Zugleich war der Anstieg der
Erwerbstdtigenzahl von 0,7% die stdrkste Beschaftigungs-
zunahme im Vorjahresvergleich seit dem Jahr 2000. Aus-
schlaggebend fiir den Zuwachs bei der Zahl der Erwerbstati-
genwarzum einen, dass der seit 2001 anhaltende Riickgang
der Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten zum
Ende gekommen ist und dort wieder positive Wachstums-
raten gegeniiber dem Vorjahr zu verzeichnen waren. Gleich-
zeitig gab es aber auch Zuwéchse bei den Selbststandigen,
wenn auch in geringerem Umfang als in den Vorjahren, und
bei den ausschliefilich geringfiigig Beschéftigten. Neben
einer allgemeinen konjunkturellen Aufwartsentwicklung
hat auch der vermehrte Einsatz geforderter Beschaftigungs-
formen, wie zum Beispiel der Anstieg der Zahl der Arbeits-
gelegenheiten nach § 16 Absatz 3 SGB II, dem zahlenma-
Big bedeutendsten arbeitsmarktpolitischen Instrument im
Rechtskreis des SGB II, zur positiven Entwicklung der Er-
werbstadtigkeit beigetragen. Die Zahl der Erwerbslosen [in
der Abgrenzung der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO)] sank im Jahr 2006 gegeniiber dem Vorjahr um 464 000
(-11,9%) auf 3,43 Mill. Personen. Der Anteil der Erwerbs-
losen an der Gesamtzahl der Erwerbspersonen reduzierte
sich damit von 9,1% im Jahr 2005 auf 8,1% im Jahres-
durchschnitt 2006. Dabei war die Entwicklung der Erwerbs-
losigkeit maBgeblich durch die allgemeine konjunkturelle
Belebung und den damit verbundenen Aufbau sozialversi-
cherungspflichtiger Beschéftigung gepragt. Demgegeniiber
sank die Zahl der bei den Vermittlungsstellen registrier-
ten Arbeitslosen nach den jiingst veroffentlichten Daten
der Bundesagentur fiir Arbeit im Jahresdurchschnitt 2006
gegeniiber dem Vorjahr um 374000 auf rund 4,49 Mill.
Personen, verbunden mit einem Riickgang der nationalen
Arbeitslosenquote von 11,7% (im Jahr 2005) auf 10,8%
(im Jahr 2006). Per saldo lag die nach dem Konzept der ILO
ermittelte Erwerbslosenzahlvon 3,43 Mill. Personen im Jah-
resdurchschnitt 2006 also um rund eine Million Personen
niedrigerals die registrierte Arbeitslosigkeit nach dem natio-
nalen Sozialgesetzbuch, was insbesondere bei internatio-
nalen Vergleichen zu beachten ist.

Die Arbeitsproduktivitdt, gemessen als preisbereinigtes
Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstétigen, stieg im Jahr 2006
um 1,8%. Je Erwerbstdtigenstunde gerechnet erhdhte sie
sich um 1,9%, da die Zahl der durchschnittlich geleisteten
Arbeitsstunden je Erwerbstatigen geringfligig abnahm. Aus-
schlaggebend fiir diese Entwicklung waren persaldo arbeits-
zeitvermindernde Einfliisse, wie die weitere Zunahme der
Teilzeitbeschaftigung und die im Vergleich zum Vorjahr
geringere Zahl an Arbeitstagen. Seit sechs Jahren ist die
Arbeitsproduktivitdt je Stunde nicht mehr so stark gestie-
gen wie im Jahr 2006. Kombiniert man die Ergebnisse zur
Arbeitsproduktivitdt mit der Entwicklung der Lohnkosten, so
ist festzustellen, dass die Lohnstiickkosten (hier gemessen
als Verhdltnis von Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer-
stunde bezogen auf die Arbeitsproduktivitat) im Jahr 2006
um 1,1% gesunken sind. Da auch bereits in den beiden Vor-
jahren die Lohnstiickkosten gesunken waren, hat sich die
Wettbewerbsposition der deutschen Wirtschaft inzwischen
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erheblich verbessert, zumal sich diese Tendenzen auch im
internationalen Vergleich bestatigen.

Neben den Erwerbstdtigen spielt das Anlagevermégen
als Produktionsfaktor eine wesentliche Rolle. Diese Grofie
umfasst alle produzierten Vermdgensgiiter, die langer als
ein Jahr wiederholt oder dauerhaft in der Produktion einge-
setzt werden. Einbezogen sind materielle und immaterielle
Guter. Das Sachanlagevermdgen umfasst die materiellen
Anlagen und setzt sich zusammen aus dem Bestand an Aus-
riistungen, Wohnbauten und Nichtwohnbauten sowie Nutz-
tieren und Nutzpflanzungen. Zum immateriellen Anlage-
vermdgen gehdren Suchbohrungen, Computerprogramme
und grofie Datenbanken sowie Urheberrechte. Der Kapital-
stock misst das jahresdurchschnittliche Bruttoanlagever-
mogen, bei dem — anders als nach dem Nettokonzept — die
Wertminderung der Anlagegiiter durch die aufgelaufenen
Abschreibungen unberiicksichtigt bleibt. Das Anlagevermo-
gen wird aus den Investitionen der Vergangenheit ermittelt,
indem diese Investitionen zundchst in einheitliche Preise
eines Basisjahres umgerechnet und dann kumuliert werden.
Deshalb wird auch der Kapitalstock in Preisen eines Basis-
jahres (zurzeit 2000) nachgewiesen:

Kapitalstock und Kapitalintensitat
Alle Wirtschaftsbereiche?) in Preisen von 2000

. Kapital-
2

Jahr Kapitalstock?) intensitat?)

Mrd. EUR 1991 =100 1000 EUR
1991 ...oiil 8194 100,0 212
2000 ........... 10275 1254 262
2004 ........... 11007 134,3 283
2005 .....ooeee 11162 136,2 288
2006 ........... 11328 138,2 290

Verdnderung gegeniiber dem Vorjahrin %

2004 ........... +1,5 +1,1
2005 ......oeee +14 +15
2006 ........... +15 +0,8

1) Ab 2003 vorliufiges Ergebnis. — 2) Jahresdurchschnittliches Bruttoanla-
gevermogen in Preisen von 2000 (Mittelwert aus dem Jahresanfangs- und
Jahresendbestand). — 3) Kapitalstock je Erwerbstdtigen (Jahresdurch-
schnitt).

Mit 11,33 Billionen Euro war der Kapitalstock im Jahr 2006
insgesamt um 38,2% hoher als im Jahr 1991. Er hat sich
im Jahr 2006 um 1,5% erhoht, das war erstmals seit dem
Jahr 2000 wieder eine hdhere Zuwachsrate als im Vor-
jahr. Durch die wachsende Investitionstdtigkeit in jingster
Zeit wurde der Riickgang der Wachstumsraten des Kapital-
stocks gestoppt (siehe das Schaubild). Trotzdem bleibt der
Zuwachs des Kapitalstocks im Jahr 2006 hinter dem des
Bruttoinlandsprodukts zuriick. Das kommt nur in beson-
ders wachstumsstarken Jahren vor, weil in Deutschland die
wirtschaftliche Entwicklung in der Regel mit iiberproporti-
onal wachsendem Kapitaleinsatz einhergeht (Substitution
von Arbeit durch Kapital). In der Zeit seit der deutschen Ver-
einigung war das bisher nur im Jahr 2000 der Fall. Anfang
2007 sind in Deutschland Anlagegiiter im (Neu-)Wert von
11,42 Billionen Euro fiir Produktionszwecke einsetzbar. Die
Kapitalintensitdt zeigt, wie sich die beiden Produktions-
faktoren Kapital und Arbeit im Verhaltnis zueinander entwi-
ckelt haben. Dazu wird der Kapitalstock in Relation zu den
im Jahresdurchschnitt eingesetzten Erwerbstdtigen gesetzt.
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Entwicklung des Kapitalstocks und des Bruttoinlandsprodukts
Verdnderung gegeniiber dem Vorjahr

:] Kapitalstock in Preisen Bruttoinlandsprodukt
von 2000 preisbereinigt
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Im Jahr 2006 waren je Erwerbstdtigen im Durchschnitt der
Volkswirtschaft Anlagegtiterim (Neu-)Wert von rund 290 000
Euro vorhanden. Gegeniiber dem Vorjahr ist der Kapitalein-
satz je Erwerbstdtigen mit 0,8% schwacher als im Vorjahr
(+1,5%) gestiegen.

In den folgenden Abschnitten wird der Beitrag der einzelnen
Wirtschaftsbereiche zum Bruttoinlandsprodukt beschrie-
ben. Dargestellt wird die Bruttowertschopfung der Wirt-
schaftsbereiche, die nach den europdisch harmonisierten
Konzepten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu

Herstellungspreisen bewertet ist. Das bedeutet, dass die
Bruttowertschopfung (und der Produktionswert) der Wirt-
schaftsbereiche ohne die aufdie Giiter zu zahlenden Steuern
(Gutersteuern), aber zuziiglich der empfangenen Giitersub-
ventionen dargestellt werden. Giitersteuern und -subventi-
onen sind solche finanziellen Transaktionen, die mengen-
oder wertabhéngig von den produzierten Giitern sind (z.B.
Umsatzsteuer, Importabgaben, Verbrauchsteuern). Beim
Ubergang von der Bruttowertschépfung (zu Herstellungs-
preisen) zum Bruttoinlandsprodukt (zu Marktpreisen) wer-
den zum Ausgleich der unterschiedlichen Bewertungskon-
zepte zwischen Entstehungs- und Verwendungsseite die
Nettogiitersteuern (Saldo von Giitersteuern und Giitersub-
ventionen) global wieder hinzugefiigt.

Die Ergebnisse nach Wirtschaftsbereichen zeigen, dass zur
wirtschaftlichen Belebung im Jahr 2006 vor allem das Ver-
arbeitende Gewerbe mit einem Anstieg der preisbereinig-
ten Bruttowertschopfung um 5,3% beigetragen hat (siehe
Tabelle 3). Im Verarbeitenden Gewerbe hat sich die giins-
tige Entwicklung des zweiten und dritten Quartals gegen
Jahresende weiter fortgesetzt. Nach der positiven Entwick-
lung des Produktionsindex im November (+6,2% im Vorjah-
resvergleich) besteht Aussicht auf einen weiteren Anstieg,
wobei diesmal im Dezember ein negativer Arbeitstage-
effekt zu berticksichtigen ist. Im Dezember 2006 standen
durch die ,arbeitnehmerfreundliche® Lage der Feiertage
nur 19,0 Arbeitstage zur Verfligung, also zwei Tage weniger
als ein Jahr zuvor. Die Auftragseingdnge im Verarbeitenden
Gewerbe entwickelten sich mit +6,1% im November 2006
— wie bereits im gesamten Jahresverlauf — recht giinstig.

Die beiden anderen Unterbereiche des Produzierenden
Gewerbes ohne Baugewerbe sind der Bergbau und die
Gewinnung von Steinen und Erden sowie die Energie- und
Wasserversorgung. Der Bergbau und die Gewinnung von
Steinen und Erden wiesen 2006 einen deutlichen Riickgang
der preisbereinigten Bruttowertschépfung auf (-5,1%),
wdhrend die preisbereinigte Bruttowertschopfung der Ener-

Tabelle 3: Bruttoinlandsprodukt und Bruttowertschdpfung nach Wirtschaftsbereichen

Alle Wirtschaftsbereiche Produzierendes Gewerbe Dienstleistungsbereiche
darunter Finan- B
Brutto- Giiter- Land- und Handel, zierung, Offent-
Jahr inlands- steuern Brutto- Forstwirt- - - Gast- | Vermietung| liche und
produkt | abziglich wert- schaft, sammen Verar- Bau- sammen | gewerbe | undUnter- | private
Giitersub- | schopfung | Fischere beitendes gewerbe und nehmens- | Dienst-
ventionen Gewerbe Verkehr dienst- leister
leister
in jeweiligen Preisen
Mrd. EUR
2004 ........ 2207,2 213,0 1994,2 24,3 575,9 449,7 82,8 1394,0 357,8 582,6 453,6
2005 ........ 22410 218,5 2022,5 19,9 593,4 470,0 78,7 1409,2 365,6 591,3 452,2
2006 ........ 2302,7 2251 2077,6 20,1 622,1 490,3 82,0 14354 379,6 601,7 454,1
Verdnderung gegeniiber dem Vorjahrin %
2005 ........ +1,5 +26 +1,4 -180 +3,0 +4,5 -49 +1,1 +2,2 +1,5 -03
2006 ........ +28 +3,0 +2,7 +0,9 +4,8 +4,3 +4,2 +1,9 +38 +18 +0,4
preisbereinigt
Veranderung gegeniiber dem Vorjahrin %
2005 ........ +09 -08 +1,1 -4,0 +2,0 +33 =34 +0,8 +13 +1,1 -0,1
2006 ........ +25 +1,4 +26 =35 +4,8 +53 +4,0 +1,7 +3,2 +1,9 +0,3
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gie- und Wasserversorgung mit einem Plus von 1,7% recht
deutlich tber ihrem Vorjahresergebnis lag.

Die preisbereinigte Wertschdpfung im Baugewerbe erhohte
sich im Berichtsjahr 2006 um 4,0%; im Vorjahr war noch
ein Riickgang von 3,4% zu verzeichnen gewesen. Die Wirt-
schaftsleistung des Baugewerbes in Deutschland ging damit
erstmals seit der Jahrtausendwende (1999: 0,8%) wieder
nach oben. Im Jahresverlauf zeigte sich die Bauwirtschaft
nach dem Einbruch durch den kalten Winter sehr stabil; es
ist trotzdem noch nicht abzusehen, wie sich die Entwick-
lung im Jahr 2007 fortsetzen wird. Die Realisierung der Ende
2005 aufgrund der auslaufenden Eigenheimzulage gestell-
ten Bauantrage wird sicherlich im Zeitablauf einen kleiner
werdenden Einfluss auf die Bautdtigkeit haben. Auch die
vielfachangenommenen Vorzieheffekte derMehrwertsteuer-
erhdhung dirften nur eine voriilbergehende Belebung
bewirkt haben. Die Baugenehmigungen (Rauminhalt — neue
Gebdude) als vorauslaufender Indikator zeigen bisher fiir
Deutschland von Januar bis November 2006 mit 12,8%
gegeniiber dem Vorjahreszeitraum eine stark steigende
Tendenz. Betrachtet man nur die zeitnahen Monate Juli bis
November 2006, dann ergibt sich mit +6,9% eine immer
noch beachtliche Entwicklung.

Positive Impulse kamen auch von der Leistung im zusam-
mengefassten Bereich Finanzierung, Vermietung und Unter-
nehmensdienstleister, die sich um 1,9% erhdhte. Eine im
Vergleich dazu unterdurchschnittliche Zunahme wies hier
das Kredit- und Versicherungsgewerbe auf, wahrend die
unternehmensnahen Dienstleister insgesamt gesehen
tiberdurchschnittlich wuchsen. Das Grundstiicks- und Woh-
nungswesen zeigte — wie iiblich — einen stabilen Zuwachs;
der Teilbereich Grundstiicks- und Wohnungswesen, der
auch die Nutzung des gesamten Wohnungsbestandes ein-
schlieflich der Eigentimerwohnungen umfasst, ist grund-
satzlich relativ unabhangig von aktuellen konjunkturellen
Schwankungen.

Ebenfalls erhdht hat sich im Jahr 2006 die wirtschaftliche
Leistung im zusammengefassten Bereich Handel, Gastge-
werbe und Verkehr (+3,2%). Diese Zunahme ist durch die
Entwicklung im Handel (+2,3%), besonders aber durch die
im Verkehr und in der Nachrichteniibermittlung (+5,0%) zu
erklaren. Wahrend der Einzelhandel aufgrund des verhal-
tenen Konsums kaum zunahm, fithrten wohl beim Grohan-
del der florierende Aufenhandel und beim Kraftfahrzeug-
handel die vorgezogenen Kadufe wegen der anstehenden
Mehrwertsteuererh6hung zu einem deutlichen Zuwachs. Bei
Verkehr und Nachrichteniibermittlung ist der Anstieg, wie
auch in den letzten Jahren, in starkem Mafe auf die Nach-
richtentibermittlung zuriickzufiihren; auch der Landverkehr
verzeichnete im Jahr 2006 einen deutlichen Zuwachs an
Bruttowertschopfung.

Knapp positiv hat sich im Jahr 2006 die wirtschaftliche
Leistung fiir den zusammengefassten Bereich der offent-
lichen und privaten Dienstleister entwickelt. Es ergab sich
im Jahr 2006 eine geringe Erhdhung der preisbereinigten
Wertschopfung (0,3%). Dieses aufgrund der verwendeten
Rechenansdtze zumeist stabile Aggregat, dessen Ergeb-
nis in starkem Mafle durch die Beschaftigungsentwicklung
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bestimmt ist, hat sich damit im Jahr 2006 nach einem leich-
ten Riickgang im Jahr 2005 wieder etwas erhoht. Bei den
aktuellen Berechnungen wird in vielen Dienstleistungsberei-
chen ersatzweise auf Erwerbstdtigendaten und Ergebnisse
der Arbeitsvolumenrechnung zuriickgegriffen, aus denen
unter Berlicksichtigung der (bisherigen) Produktivitatsent-
wicklung die Wertschopfungsgrofen abgeleitet werden.

Die preisbereinigte Wertschopfung des Bereichs Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei fiel im Berichtsjahr um 3,5%, nach
einem Riickgang von 4,0% im Jahr 2005, was in beiden Jah-
ren hauptsdchlich auf eine schlechtere Ernte als im jewei-
ligen Vorjahr zuriickzufiihren ist.

Die preisbereinigte Bruttowertschdpfung aller Wirtschafts-
bereiche stiegim Jahr 2006 um 2,6%, wahrend das preisbe-
reinigte Bruttoinlandsprodukt um 2,5% zunahm. Diese Dif-
ferenz resultiert aus den gegeniiber dem Vorjahr um 1,4%
hoheren preisbereinigten Nettogiitersteuern (Giitersteuern
abziiglich Giitersubventionen), die damit einen im Vergleich
zur Bruttowertschopfung niedrigen Zuwachs aufwiesen.

Nach den Berechnungen in jeweiligen Preisen (siehe Tabelle
3) erhohte sich im Berichtsjahr 2006 die Bruttowertschdp-
fung aller Wirtschaftsbereiche um 2,7% gegeniiber dem Vor-
jahr. In den nominalen Ergebnissen spiegelt sich neben der
bereits beschriebenen preisbereinigten Wirtschaftsentwick-
lung die Preisbewegung in den verschiedenen Branchen
und Produktionsstufen wider. Gewisse Riickschliisse auf
die Preisentwicklung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen
lassen sich aus der Differenz zwischen den Veranderungsra-
ten der Bruttowertschopfung in jeweiligen Preisen und den
Verdnderungsraten der preisbereinigten Werte ziehen; aller-
dings sind dabei die Effekte der grundsétzlich getrennten
Deflationierung von Produktionswert und Vorleistungen zu
bedenken.

2 Verwendung des Inlandsprodukts

Auf der Verwendungsseite des Bruttoinlandsprodukts ka-
men 2006 sowohl aus dem Inland als auch aus dem Aus-
land positive Wachstumsimpulse. Anders als in den beiden
Jahren davor lieferte die inlandische Verwendung jedoch
einen weitaus groBeren Wachstumsbeitrag zum Bruttoin-
landsprodukt (+1,7 Prozentpunkte) als der Aufenbeitrag
(+0,7 Prozentpunkte). Dazu trugen vor allem die Bruttoan-
lageinvestitionen bei, die im Jahr 2006 so stark gestiegen
sind wie noch nie nach der deutschen Vereinigung (Veran-
derungsrate gegeniiber dem Vorjahr von +5,3%): Die Inves-
titionen in Ausriistungen (+7,3%) nahmen im Jahr 2006
noch starker zu als im Jahr 2005 (+6,1%), und auch die
Bauinvestitionen sind nach der jahrelangen Schwéche-
periode kraftig gestiegen (+3,6%). Die Investitionen in
sonstige Anlagen — vor allem Computersoftware und Ur-
heberrechte — waren ebenfalls héherals im Vorjahr (+ 5,9%).
Im Jahr 2006 wurde im Inland jedoch nicht nur mehr inves-
tiert, sondern auch stdrker konsumiert als im Vorjahr: Der
private Konsum legte preisbereinigt um 0,6% zu, nachdem
in den Jahren 2003 bis 2005 das Niveau der privaten Kon-
sumausgaben ,real“ nahezu unverdndert geblieben war.
Der Staat erhdhte seine Konsumausgaben um 1,7% (nach
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Tabelle 4: Verwendung des Inlandsprodukts

Inlédndische Verwendung Nachrichtlich:
Konsumausgaben Bruttoinvestitionen
Exporte | Importe
Bruttoanlageinvestitionen Vorrats-
Brutto- _ verdnde-| » pan.
Jahr inlands- ins- private rungen | o
dukt Zu- Konsum- zu- i und eltras
pro gesamt Staat ) Als- sonstige W d
sammen | aus- sammen zu us Bauten An- Netto- von Waren un
gaben?) sammen [riistungen lagen?) | zugang Dienstleistungen
an Wert-
sachen
in jeweiligen Preisen
Mrd. EUR
2004 ..... 2207,2 2096,3 17180 13029 415,1 3783 384,4 151,9 207,9 24,7 -6,1 110,9 844,1 733,2
2005 ..... 22410 21250 17407 13211 419,6 384,3 386,9 159,4 202,3 25,2 -2,6 116,0 9123 796,3
2006 ..... 2302,7 21886 17734 13473 426,1 415,2 4103 169,6 214,8 25,9 +4,9 1141 10343 920,2
Verdnderung gegeniiber dem Vorjahr
in % in Mrd. EUR in %

2005 ..... +1,5 +1,4 +13 +1,4 +1,1 +1,6 +0,7 +50 -27 +2,1 +3,5 +5,1 +81 +8,6
2006 ..... +28 +3,0 +1,9 +20 +1,5 +80 +6,0 +6,4 +6,1 +3,0 +7,5 -1,9 +134 +156
preisbereinigt
Verdnderung gegeniiber dem Vorjahr

in % Wachstumsbeitrag3) in %
2005 ..... +0,9 +0,5 +0,2 +0,1 +0,6 +1,7 +0,8 +6,1 -36 +4,7 +0,2 +0,4 +6,9 +6,5
2006 ..... +25 +1,8 +09 +0,6 +1,7 +6,1 +53 +73 +3,6 +59 +0,1 +0,7 +124 +12,1

1) Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. — 2) Nutztiere und Nutzpflanzungen, immaterielle Anlagegiiter,
Grundstiicksiibertragungskosten fiir unbebauten Grund und Boden. — 3) Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt in Prozentpunkten.

+0,6% im Jahr 2005). Auch der AuBenhandel prédsentierte
sich weiterhin sehr dynamisch: Die ungebrochene Nach-
frage aus dem Ausland sorgte fiir zweistellige Zuwachs-
raten der Exporte, die mit real 12,4% etwas stdrker stiegen
als die Importe (+12,1%). Der daraus resultierende preisbe-
reinigte Exportiiberschuss (AuBenbeitrag) trug mit 0,7 Pro-
zentpunkten zum Wirtschaftswachstum bei. Im Jahr 2005
war der Wachstumsbeitrag des Exportiiberschusses mit 0,4
Prozentpunkten etwas geringer ausgefallen.

Fiir den privaten Konsum wurden im Jahr 2006 in Deutsch-
land in jeweiligen Preisen 1347 Mrd. Euro ausgegeben, das
waren 2,0% mehr als im Jahr 2005. Damit stiegen die pri-
vaten Konsumausgaben, anders als in den letzten Jahren,
wieder etwas stdrker als das verfligbare Einkommen der pri-
vaten Haushalte (+1,7%; siehe hierzu auch Kapitel 4 und
Tabelle 12). Nach detaillierter Bereinigung um die Preis-

bewegungen erhdhten sich die privaten Konsumausga-
ben real um 0,6%. Der (implizite) Preisanstieg fir die pri-
vaten Konsumausgaben war mit 1,4% im Jahr 2006 ebenso
so hoch wie im Jahr 2005. Im vergangenen Jahr erhdhten
sich vor allem die Verbraucherpreise fiir Gas (+17,7%), fiir
Heiz6l (+10,7%), fiir Tabakwaren (+5,1%) und fiir Kraft-
stoffe (+5,6%). Riicklaufig waren im vergangenen Jahr mit
—13,5% vor allem die Preise fiir Telekommunikationsgerate
und mit —5,9% die Preise fiir audiovisuelle, fotografische
und Informationsverarbeitungsgerate.

Bei den privaten Konsumausgaben nahmen — insbeson-
dere beeinflusst vom weiteren starken Anstieg der Preise fiir
Haushaltsenergie (+10,5%) — die Ausgaben fiir Wohnung,
Wasser und Energie am starksten zu (+3,6%, siehe Tabelle
5). Fast in gleicher Hohe (+3,5%) erh6hten sich die Ausga-
ben fiir Verkehr und Nachrichtentibermittlung. Das diirfte

Tabelle 5: Private Konsumausgaben

Konsumausgaben der privaten Haushalte
Konsum-
nachrichtlich: Kdufe nach Verwendungszwecken?) ausgaben der Private
privaten Konsum-
ahr Insgesamt - . o .
: 8 zusammen Na::irtltlslgs W;’gg:rm;?rgém Verkehr und Freizeit, tibrige Organisationen| ausgaben je
Getrénkeyund Gas,u a ’| Nachrichten- | Unterhaltung | Verwendungs- ohne Einwohner
- ibermittlung | und Kultur zwecke?) Erwerbszweck
Tabakwaren Brennstoffe
Mrd. EUR EUR
2004 ...... 1302,9 1265,3 183,1 295,2 205,3 117,7 433,6 37,6 15793
2005 ...... 1321,1 12853 188,5 305,1 205,6 1194 437,6 35,8 16020
2006 ...... 13473 1311,2 189,4 316,2 212,7 120,0 443,9 36,1 16357
Veranderung gegeniiber dem Vorjahrin %
2005 ...... +1,4 +1,6 +29 +33 +0,2 +1,4 +0,9 —4,9 +1,4
2006 ...... +20 +20 +0,5 +3,6 +3,5 +0,5 +1,4 +1,0 +2,1
1) Kaufe der privaten Haushalte im Inland. — 2) Bekleidung, Schuhe, Einrichtungsgegenstdnde fiir den Haushalt, persénliche Gebrauchsgegenstande und Dienst-
leistungen.
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Tabelle 6: Konsumausgaben des Staates in jeweiligen Preisen

Vorleistungen Bruttowertschopfung?) Verkiufe von Nachrichtlich:

: Konsumaus-
Jahr Insgesamt Gebiets- Sozial- dar.: ngen Lind S?z'latle Sach- gaben des
zusammen kérper- versicherun zusammen | Arbeitnehmer- |~ Plenst elstungen Staates fiir

schaften g entgelt leistungen?) Zivile Zwecke

Mrd. EUR
2004 ....... 415,1 82,3 75,0 74 197,5 167,8 28,5 163,7 389,5
2005 ....... 419,6 88,2 80,0 81 196,0 165,9 32,0 167,5 394,2
2006 ....... 426,1 90,0 82,3 7,7 196,6 165,8 31,9 1714 400,8
Veranderung gegeniiber dem Vorjahrin %

2005 ....... +1,1 +7,1 +6,8 +103 -0,7 -1,1 +12,4 +23 +1,2
2006 ....... +1,5 +2,0 +2,8 -52 +0,3 -0,1 -0,2 +2,4 +1,7

1) Geleistetes Arbeitnehmerentgelt, Abschreibungen, geleistete sonstige Produktionsabgaben abziiglich empfangener sonstiger Subventionen. — 2) Einschl.

Nichtmarktproduktion fiir die Eigenverwendung.

auch mit Vorzieheffekten im Hinblick auf die Mehrwertsteuer-
erhdhung zum 1. Januar 2007 zusammenhdngen, die insbe-
sondere die Anschaffung von Personenkraftwagen stimuliert
hat. Die Zunahme der Zahl der Neuzulassungen fiir private
Halter im Jahr 2006 von 6,7% war die hochste Zuwachs-
rate seit Anfang der 1990er-Jahre. Auch die Ausgaben fiir
Beherbergungs- und Gaststdttendienstleistungen stiegen
mit 2,5% stdrker als die privaten Konsumausgaben insge-
samt. Dagegen erhdhten sich die Ausgaben fiir Nahrungs-
mittel, Getrdnke und Tabakwaren (+0,5%), fiir Bekleidung
und Schuhe (+0,4%) und fiir Freizeit, Unterhaltung, Kultur
(+0,5%) nur gering. Die Ausgaben der Gebietsfremden in
Deutschland wiesen mit einem Zuwachs von 7,6% — wahr-
scheinlich auch als Folge der Fufiball-Weltmeisterschaft —
die hochste Zuwachsrate der letzten fiinf Jahre auf.

Die Konsumausgaben des Staates stiegen 2006, in jewei-
ligen Preisen gemessen, auf 426,1 Mrd. Euro und lagen
damit um 1,5% héher als im Vorjahr (siehe Tabelle 6). Dabei
nahmen die Konsumausgaben der Gebietskdrperschaften
in jeweiligen Preisen um 0,8% und die der Sozialversiche-
rung um 2,6% zu. Die Konsumausgaben des Staates errech-
nen sich als Summe der Aufwendungen fiir soziale Sach-
leistungen und fiir die Produktion staatlicher Leistungen
(insbesondere Arbeitnehmerentgelt und Vorleistungen) im
Rahmen der Nichtmarktproduktion des Staates abziiglich
der Einnahmen aus Verkdufen dieser Leistungen und abziig-
lich der Produktion fiir die Eigenverwendung. Fiir das Arbeit-

nehmerentgelt in der staatlichen Nichtmarktproduktion gab
der Staat 0,1% weniger aus als im Vorjahr. An Vorleistungs-
giitern fiir die Nichtmarktproduktion kaufte der Staat 2,0%
mehr als 2005. Fiir soziale Sachleistungen gab der Staat
2,4% mehr aus als im Vorjahr. Die Verkdufe des Staates aus
Nichtmarktproduktion waren im Berichtsjahr um 0,2% nied-
riger als ein Jahr zuvor.

Die Bruttoanlageinvestitionen, die sich aus Ausriistungs-
und Bauinvestitionen sowie Investitionen in sonstige Anla-
gen zusammensetzen, sind im Berichtsjahr 2006 kraftig
gestiegen: Sie haben in jeweiligen Preisen um 6,0%, preis-
bereinigt um 5,3% im Vergleich zum Vorjahr zugenommen.
Damit sind sie eine tragende Sdule des Konjunkturauf-
schwungs 2006. Alle drei Komponenten derAnlageinvestitio-
nen haben sich sehr positiv entwickelt: Die Ausriistungs-
investitionen legten preisbereinigt um 7,3% zu, die Bau-
investitionen um 3,6% und die Investitionen in sonstige
Anlagen um 5,9%. Auch die Bruttoanlageinvestitionen des
Staates sind mit preisbereinigt 4,5% deutlich gestiegen.

Die Berechnung der Ausriistungsinvestitionen nach der
Guterstrommethode basiert auf detaillierten Informationen
der vierteljdhrlichen Produktionsstatistik und der monat-
lichen AuBenhandelsstatistik, jeweils in tiefster Giiterglie-
derung. Zum Berichtsjahresende liegen allerdings ledig-
lich die Daten der ersten zwei Quartale nahezu vollstandig
vor, wahrend fiir das dritte und vor allem das vierte Quar-

Tabelle 7: Bruttoanlageinvestitionen

Bruttoanlageinvestitionen

Ausriistungsinvestitionen

Bauinvestitionen Sonstige Anlagen?)

Jahr nicht- nicht- nicht- nicht-
insgesamt | staatliche Staat |zusammen| staatliche Staat |zusammen| staatliche Staat |zusammen| staatliche Staat
Sektoren Sektoren Sektoren Sektoren
in jeweiligen Preisen
Mrd. EUR
384,4 353,0 31,4 151,9 147,5 4,4 207,9 182,6 25,3 24,7 229 1,7
386,9 356,7 30,2 1594 155,0 44 202,3 178,3 24,0 25,2 23,4 1,8
410,3 378,2 32,1 169,6 165,2 44 2148 188,9 259 25,9 24,1 1,8
Veranderung gegeniiber dem Vorjahrin %
2005 .......... +0,7 +1,1 -38 +50 +51 +1,6 -2,7 -23 -51 +21 +22 +1,1
2006 .......... +6,0 +6,0 +6,4 +6,4 +6,6 -05 +6,1 +59 +7,8 +3,0 +29 +34
preisbereinigt
Verdanderung gegeniiber dem Vorjahrin %
. +0,8 +1,2 -38 +6,1 +6,1 +50 -36 =32 -59 +4,7 +4,7 +4,6
+53 +53 +4,5 +7,3 +7,4 +1,6 +3,6 +35 +4,8 +59 +57 +8,0
1) Software (erworbene und selbsterstellte), Urheberrechte, andere immaterielle Anlagegiiter, Nutztiere und Nutzpflanzungen.
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tal ergdnzende Schatzungen erforderlich sind — die hier vor-
gestellten Resultate sind daher noch nicht endgiiltig. Nach
aktuellem Rechnungsstand wuchsen die Ausriistungsinves-
titionen 2006 in jeweiligen Preisen um 6,4% auf 169,6 Mrd.
Euro an. Durch den anhaltenden Preisriickgang bei den Aus-
ristungsgiitern um diesmal 0,8% liegt der preisbereinigte
Anstieg entsprechend hoher; er betrug, wie bereits erwahnt,
7,3%. Mit diesen Zuwdchsen setzte sich die positive Dyna-
mik seit dem Jahr 2003 weiter fort. Die Ausriistungen waren
zudem im letzten Jahr die wachstumsstarkste inldandische
Verwendungskategorie und pragten so das konjunkturelle
Verlaufsmuster. Vollstandige unterjdhrige Daten werden
erst im Februar publiziert. Bisher ldsst sich sagen, dass die
saisonbereinigten Ergebnisse des ersten Halbjahres 2006
den Jahresverlauf recht gut widerspiegeln.

Die Zunahme der Bauinvestitionen um preisbereinigt 3,6%
setzt einer langjahrigen Talfahrt der Baunachfrage zundchst
ein Ende. Bereits seit 1995 waren die Bauinvestitionen riick-
ldufig, mit Ausnahme des Jahres 1999. Die Investitionen in
Wohnbauten haben ebenfalls um 3,6% zugenommen. Hier
wurde zum einen die grof3e Zahl der Baugenehmigungen, die
vor Ablauf der Eigenheimzulage beantragt wurden, in Bau-
produktion umgesetzt. Zum anderen diirfte vielen privaten
Bauherren daran gelegen gewesen sein, insbesondere Aus-
bau- und Modernisierungsprojekte noch vor Jahresende
2006 abzuschlieBen, um die hohere Umsatzsteuerbelas-
tungim Jahr 2007 zu vermeiden. Die Nachfrage nach gewerb-
lichen Bauten ist dank steigender Kapazitdtsauslastung der
Unternehmen mit 4,7% lberdurchschnittlich gestiegen, der
offentliche Bau legte immerhin noch um 1,6% zu (jeweils
ohne den Saldo der Kdufe und Verkdufe von Land zwischen
dem Staat und den (brigen Sektoren). Die starke Baunach-
frage filhrte im Lauf des Jahres allerdings auch zu deutlichen
Preiserhéhungen. Der Preisanstieg der Bauinvestitionen
betrug 2,4% gegeniiber 2005; das ist der starkste Zuwachs
seit 13 Jahren.

Die Investitionen in sonstige Anlagen stiegen im Jahr 2006
in jeweiligen Preisen um 3,0% und preisbereinigt, wie ein-
gangs festgestellt, um 5,9%. Sie nahmen somit in dhnlicher
GroBenordnung zu wie die bisher erlduterten Investitions-

kategorien. Bestimmt wurde diese Entwicklung durch die
Softwareinvestitionen und deren deflationdre Preistendenz:
»Sonstige Anlagen“ bestehen namlich zu {iber drei Vierteln
aus Investitionen in erworbene und selbsterstellte EDV-Soft-
ware — hinzu kommen noch Investitionen in Urheberrechte,
Grundstiicksiibertragungskosten aus dem Verkauf unbe-
bauter Grundstiicke, Suchbohrungen und Investitionen
in Nutztiere und Nutzpflanzungen. Es ist darauf hinzuwei-
sen, dass sich die Ermittlung der sonstigen Anlagen man-
gels fundierter Basisstatistiken wesentlich auf Schatzungen
stutzen muss.

Der Aufienbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt (Exporte abziig-
lich Importe von Waren und Dienstleistungen in der Abgren-
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen) lag in
jeweiligen Preisen gerechnet im Jahr 2006 mit 114,1 Mrd.
Euro zwar um 1,9 Mrd. Euro unter dem Niveau des Jahres
2005 (116,0 Mrd. Euro), dennoch handelt es sich um einen
der hdchsten Uberschiisse seit der deutschen Vereinigung.

Der nominale Exportiiberschuss 2006 resultiert aus einem
deutlichen Uberschuss im Warenhandel (+155,3 Mrd. Euro)
und einem (traditionellen) Defizit im Dienstleistungsverkehr
(= 41,2 Mrd. Euro). Im Vergleich zum Vorjahr ist der Waren-
handelsiiberschuss um 1,0 Mrd. Euro zuriickgegangen,
wahrend sich das Dienstleistungsdefizit um 0,9 Mrd. Euro
erhohte.

Preisbereinigt stiegen die Exporte 2006 im Vergleich zum
Vorjahr um 12,4%, die Importe um 12,1%. Daraus ergab
sich ein preisbereinigter Exportiiberschuss (Aulenbeitrag),
der mit 0,7 Prozentpunkten zum BIP-Wachstum beitrug.
Sowohl bei den Exporten als auch bei den Importen war die
preisbereinigte Entwicklung durch einen hohen Anstieg im
Warenhandel gekennzeichnet (Warenexporte +12,9% und
Warenimporte +14,0%). Zwar verlief die reale Entwicklung
im grenziiberschreitenden Dienstleistungsverkehr weniger
dynamisch, war aber ebenfalls durch deutliche Zuwéachse
gekennzeichnet (Dienstleistungsexporte +9,2%, Dienst-
leistungsimporte +4,3%). Weil die Exportpreise (nach VGR-
Konzept) mit 0,9% weniger stark zunahmen als die Import-
preise mit 3,1%, verschlechterten sich die deutschen Terms
of Trade um 2,2%.

Tabelle 8: Exporte und Importe

Exporte Importe Aufenbeitrag
Jahr - - - - - - (Exporte minus
insgesamt Waren Dienstleistungen insgesamt Waren Dienstleistungen Importe)
in jeweiligen Preisen
2004 ...l 844,1 732,6 111,6 733,2 577,3 155,9 1109
2005 ...ooiiene 912,3 789,7 122,6 796,3 633,4 162,9 116,0
2006 .......eene 1034,3 904,1 130,3 920,2 748,7 171,5 1141
Veranderung gegeniiber dem Vorjahr
in Mrd. EUR
2005 ........lenn +81 +7,8 +99 +86 +97 +4,5 +5,1
2006 ............ +13,4 +14,5 +6,2 +156 +182 +53 -1,9
Preisbereinigt
Verdnderung gegeniiber dem Vorjahr
in Prozentpunkten?)
2005 ....oenelen. +6,9 +71 +57 +6,5 +7,1 +4,5 +0,4
2006 .......eene +124 +129 +92 +121 +14,0 +4,3 +0,7

1) Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt in Prozentpunkten.
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Bei regionaler Betrachtung der Exporte und Importe — nach
Ldandern liegen die Ergebnisse der Auflenhandelsstatistik
(Spezialhandelsstatistik) fiir die ersten drei Quartale des
Jahres 2006 vor — stiegen die deutschen Warenausfuhren
zum vergleichbaren Vorjahreszeitraum in die Lander der
Europdischen Union (EU) etwas weniger stark (+ 12,2%) als
die Ausfuhrenin die Drittlander (+ 13,7%). Wie schon im Jahr
2005 nahm die Warenausfuhr in die Russische Foderation
auch im Jahr 2006 mit 26,6% im entsprechenden Vorjahres-
vergleich auBergewdhnlich stark zu. Bei der Wareneinfuhr
lag die Zuwachsrate 2006 fiir die Lander der Européischen
Union mit 15,0% etwas niedriger als die fiir die Drittstaaten
(+21,7%). Auch importseitig fallt die kréftige Zunahme der
Transaktionen mit der Russischen Féderation auf, die Waren-
importe stiegen im vergleichbaren Zeitraum um 41,0%.

Fiir die ersten drei Quartale des Jahres 2006 weist die Auf3en-
handelsstatistik einen Handelsbilanziiberschuss von insge-
samt 117,5 Mrd. Euro nach. Dieser Handelsbilanziiberschuss
wurde zum weit Uberwiegenden Teil im Warenverkehr mit
den anderen EU-Léndern erwirtschaftet (104,7 Mrd. Euro).
Zwar gab es im Warenverkehr mit einzelnen EU-Landern
auch Handelsbilanzdefizite zu verzeichnen, wie zum Bei-
spiel mit den Niederlanden (- 3,6 Mrd. Euro), bestimmend
fur die Entwicklung waren jedoch die Handelsbilanziiber-
schiisse gerade gegeniiber den grofen Partnern im EU-
Raum (Frankreich: +17,7 Mrd. Euro, Italien: +15,2 Mrd.
Euro, Vereinigtes Konigreich: + 17,6 Mrd. Euro). Auch gegen-
tiber den Vereinigten Staaten lag die Warenausfuhr deutlich
(um 21,1 Mrd. Euro) hoher als die Wareneinfuhr. Im Waren-
verkehr mit den groflen Ostlichen Handelspartnern waren
dagegen Exportdefizite zu verzeichnen (Japan: —7,2 Mrd.
Euro, China: —15,0 Mrd. Euro, Russische Foderation: —7,4
Mrd. Euro).

3 Gesamtwirtschaftliche Einkommen

empfangenen Primdreinkommen aus der tbrigen Welt,
die sich auf +10,2 Mrd. Euro belaufen (siehe Tabelle 9).
Im Vorjahr fiel der Saldo zwischen geleisteten und empfan-
genen grenziiberschreitenden Primdreinkommen mit +7,2
Mrd. Euro geringer aus.

Wie die nachfolgende Ubersicht zeigt, wird der Saldo der Pri-
madreinkommen vor allem von den grenziiberschreitenden
Vermdgenseinkommen bestimmt. Die vom Ausland emp-
fangenen Vermogenseinkommen legten um 30,4% zu, die
an das Ausland geleisteten Vermdgenseinkommen sind im
Jahr 2006 um 29,6% gegeniiber dem Vorjahr gestiegen.
Die grenziiberschreitenden Vermogenseinkommen werden
mafgeblich durch die Zinsstrome und daneben durch die
Ausschittungen aus Unternehmensbeteiligungen von Inldn-
dern im Ausland bzw. Ausldandern im Inland bestimmt. Trei-
bende Kraft fiir die auBBergewdhnlich hohen Steigerungen
der grenziiberschreitenden Vermdgenseinkommen gegen-
tiber dem Vorjahr war das international gestiegene Zins-
niveau. Da die kurzfristigen Kreditbeziehungen im Inter-
bankengeschédft die grenziiberschreitenden Zinsstrome
prdgen, wirkten sich Leitzinserhéhungen der Europdischen
Zentralbank (EZB) und der amerikanischen Notenbank (FED)
unmittelbar aus. Auffallend ist daneben die Entwicklung
beim grenziiberschreitenden Arbeitnehmerentgelt. Wah-
rend sich die Arbeitnehmerentgelte der Auspendler im Ver-
gleich zum Vorjahr um 1,4% erhohten, ging die Zahl der
Einpendler nach Deutschland und damit die ins Ausland
gezahlten Arbeitnehmerentgelte zuriick (-1,2%). Urséch-
lich hierfiir diirfte insbesondere die Initiative der Bundes-
agentur flir Arbeit sein, verstarkt deutsche Arbeitslose als
Saisonarbeitskréfte zu vermitteln. Der Anstieg der an die EU
gezahlten Produktions- und Importabgaben (+9,2%) ist auf
gestiegene Zahlungen an Mehrwertsteuereigenmitteln und
Importabgaben an die Europdische Union zurilickzufiihren.

Grenziiberschreitende Primdreinkommen

v . . Verdnderung

und Vermoégensbildung, Verteilung 2006 gegeniiber
o 2005

des Volkseinkommens M ER %

Primdreinkommen aus der tibrigen Welt .... 183,8 +27,8
. . Arbeitnehmerentgelt ...................... 57 +1,4
Df:\s Bruttqnattor{ale/nkommeq als umfass-endste'geSé}mt Vermogenseinkommen ................... 172,1 +304
wirtschaftliche Einkommensgréle hatte im Berichtsjahr SUBVENEIONEN +ovoeeeoeee e, 6,0 24
2006 mit +2,9% gegeniiber dem Vorjahr einen etwas ho- Pr/i\msr?inkr?mmen anldie tibrige Welt ....... 172,7 +27,;

. o rbeitnehmerentgelt ...................... ,5 -1,
heren_ Zuwachs als das Bruttoml.anq.sprgdukt. (+2,8%) zu Vermodgenseinkommen ................... 1598 +29,6
verzeichnen. Ausschlaggebend hierfiir sind die per saldo Produktions- und Importabgaben ......... 7.4 +92

Tabelle 9: Einkommen, Vermégensbildung, Transaktionen mit der tibrigen Welt
einkom- Laufende magens-
Brutto- Netto- | Transfers | Verfiig- 8 ) . Nach-
Brutto- | menvon N . . transfers | Netto- | Finanzie-| . "
. national- | Abschrei- | national- | von der bares | Konsum- . . richtlich:
Jahr inlands- der ) " - X Sparen | vonder | investi- rungs-
. einkom- | bungen | einkom- | lbrigen | Einkom- [ausgaben - . Aufen-
produkt | tbrigen librigen | tionen saldo .
men men Welt men beitrag
Welt (Saldo) Welt
(Saldo) (Saldo)
Mrd. EUR
2004 .......... 2207,2 +2,2 22094 326,9 18825 -28,0 1854,5 1718,0 136,5 -0,0 51,4 +85,1 +110,9
2005 .......... 2241,0 +7,2 22482 334,3 1913,9 -28,4 18854 1740,7 144,7 +0,0 50,0 +94,8 +116,0
2006 .......... 2302,7 +10,2 23129 334,4 1978,5 -258 1952,7 17734 1794 +0,7 80,8 +99,2 +114,1
Verdnderung gegeniiber dem Vorjahrin %
2005 .......... +1,5 X +1,8 +2,3 +1,7 X +1,7 +1,3 +6,0 X -27 X X
2006 .......... +28 X +2,9 +0,0 +34 X +36 +1,9 +239 X +61,7 X X
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Tabelle 10: Verteilung des Volkseinkommens

Produktions- und Volkseinkommen Nachrichtlich:
Nettonational- Importabgaben ) Unternehmens- Lohnquote
Jahr einkommen abziiglich Subven- insgesamt Arbeltneljmerentgelt und Vermagens- (Spalte 4 in %
tionen?) (Inldnder) einkommen von Spalte 3)
1 2 3 4 5 6
Mrd. EUR %
2004 ..oiiiininnn. 18825 231,9 1650,6 1136,8 513,8 68,9
2005 ..oiiiininnnn 1913,9 238,7 1675,1 11293 545,9 67,4
2006 ...iiiiinnnnn. 1978,5 250,8 1727,7 1144,1 583,6 66,2
Verdnderung gegeniiber dem Vorjahrin %
2005 ..oiiiininnnn +1,7 +29 +1,5 =07 +6,2 X
2006 ....oiiiinnn.. +34 +5,1 +31 +1,3 +6,9 X

1) Vom Staat empfangene Abgaben bzw. vom Staat gezahlte Subventionen.

Das um die Abschreibungen (+0,0% gegeniiber dem Vorjahr)
verminderte Bruttonationaleinkommen ergibt das Netto-
nationaleinkommen (+3,4% gegeniiber dem Vorjahr). Zwar
ist der Saldo der laufenden Transfers von und an die {ibrige
Welt im Berichtsjahr negativ (-25,8 Mrd. Euro), ist aber
gegeniiber dem Vorjahr um 2,6 Mrd. Euro geringer ausge-
fallen. Hinter dieser Grofe verbergen sich als grofite Ein-
zelposition die an die Europdische Union gezahlten BNE-
Eigenmittel mit 14,8 Mrd. Euro sowie unter anderem
Rentenzahlungen an im Ausland lebende Deutsche und
Heimatiiberweisungen von in Deutschland lebenden Aus-
landern. Das verfiigbare Einkommen der gesamten Volks-
wirtschaft erreichte im Jahr 2006 einen Wert von 1952,7
Mrd. Euro, das waren 3,6% mehr als im Vorjahr. Die gesam-
ten Konsumausgaben der Volkswirtschaft, die aus den
Konsumausgaben der privaten Haushalte (+2,0% gegen-
tiber dem Vorjahr), denen des Staates (+1,5%) und denen
der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck (+1,0%)
bestehen, erhdhten sich nur um 1,9% gegeniiber dem Vor-
jahr, sodass das gesamtwirtschaftliche Sparen um 23,9%
tiber dem Vorjahrswert lag.

Die Nettoinvestitionen, das heifst Bruttoinvestitionen
minus Abschreibungen, lagen mit 80,8 Mrd. Euro deutlich
tiber dem Vorjahresniveau (+61,7%), haben aber noch nicht
das Ende der 1990er-Jahre bestehende Niveau erreicht, als
die Nettoinvestitionen tiber 130 Mrd. Euro ausmachten. Das
gesamtwirtschaftliche Sparen (179,4 Mrd. Euro) war damit
mehr als doppelt so hoch wie die Nettoinvestitionen. Der
Finanzierungsiiberschuss gegeniiber dem Ausland erh6hte
sich nochmals um 4,4 Mrd. Euro gegeniiber dem Vorjahr
auf jetzt 99,2 Mrd. Euro. Dieser positive Finanzierungs-
saldo setzt sich aus einem positiven Aufenbeitrag (Export-
tiberschuss im Waren- und Dienstleistungsverkehr) in Héhe
von 114,1 Mrd. Euro, aus per saldo empfangenen Primar-
einkommen (10,2 Mrd. Euro) von der, per saldo geleisteten
laufenden Transfers (- 25,8 Mrd. Euro) an die und den per
saldo empfangenen Vermogenstransfers (+0,7 Mrd. Euro)
von der {ibrigen Welt zusammen.

Im Vergleich zum Vorjahr legte das Volkseinkommen, das
der Summe der Erwerbs- und Vermégenseinkommen der
inldandischen Wirtschaftseinheiten entspricht, im Jahr 2006
um 3,1% auf 1727,7 Mrd. Euro zu (siehe Tabelle 10). Da
der Saldo aus den vom Staat empfangenen Produktions-
und Importabgaben und den vom Staat gezahlten Subventi-
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onen — zur Berechnung des Volkseinkommens muss dieser
Saldo vom Nettonationaleinkommen abgezogen werden —
um 5,1% anstieg, erhdhte sich das Volkseinkommen etwas
weniger als das Nettonationaleinkommen (+3,4%).

Das Arbeitnehmerentgelt belief sich im Jahr 2006 auf 1144,1
Mrd. Euro. Nach dem Riickgang des Arbeitnehmerentgelts
im Jahr 2005 sowie den ausgesprochen schwachen Zuwach-
sen in den Jahren 2003 und 2004 war im abgelaufenen Jahr
erstmals seit dem Auslaufen des New-Economy-Booms
im Jahr 2001 mit +1,3% wieder ein deutlicher Anstieg
des Arbeitnehmerentgeltes zu verzeichnen. Die Unterneh-
mens- und Vermogenseinkommen nahmen im Berichtsjahr
um 6,9% zu. Dieses Ergebnis ist allerdings relativ unsicher
und kann sich bei der nichsten Uberarbeitung noch deut-
lich dndern: Da die Unternehmens- und Vermdgenseinkom-
men als Saldo aus dem Volkseinkommen und dem Arbeit-
nehmerentgelt berechnet werden, konnen vergleichsweise
geringe Verschiebungen dieser Ausgangsgréfien zu erheb-
lichen Anderungen der Wachstumsraten der Unternehmens-
und Vermogenseinkommen fiihren.

Die Lohnquote — der Anteil des Arbeitnehmerentgeltes am
Volkseinkommen — betrug im Berichtsjahr 66,2%. Das ent-
spricht einem Riickgang um 1,2 Prozentpunkte gegeniiber
2005. Die Lohnquote zeigt den Anteil des Faktors Arbeit (ohne
unternehmerische Tatigkeit) an den gesamten Erwerbs- und
Vermogenseinkommen. Demgegeniiber beschreibt der auf
die Unternehmens- und Vermoégenseinkommen entfallende
Teil der gesamten Erwerbs- und Vermdgenseinkommen, in
welchem Umfang der Produktionsfaktor Kapital (einschlie3-
lich der unternehmerischen Tatigkeit der Eigentiimer) zum
Volkseinkommen beigetragen hat. Aus der Lohnquote allein
kann jedoch nicht auf die vollstandige Einkommenssituation
der Arbeitnehmerhaushalte geschlossen werden, weil diese
auch Vermdgenseinkommen, beispielsweise in Form von
Zinsen und Dividenden, beziehen kdnnen.

Tabelle 11 stellt das Arbeitnehmerentgelt und seine Kompo-
nenten dar. Der Anstieg des Arbeitnehmerentgeltes (+ 1,3%)
im Jahr 2006 findet sich auch in der Steigerung der Brutto-
[6hne und -gehélter (+1,4%) wieder. Der etwas schwaé-
chere Anstieg des Arbeitnehmerentgeltes ist in erster Linie
auf die zur Jahresmitte 2005 gednderte Finanzierung der
gesetzlichen Krankenversicherung zuriickzufiihren. Der all-
gemeine Beitragssatz zur Krankenversicherung wurde zum
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Tabelle 11: Arbeitnehmerentgelt (Inldnder)

Arbeitnehmer- |Sozialbeitrdge der|  Bruttoléhne Abziige der Arbeitnehmer Nettolshne
Jahr tgelt Arbeitgeber?) d -gehalt d -gehalt
entge rbeitgeber und -genaiter insgesamt | Sozialbeitrige Lohnsteuer?) und -gehalter
Mrd. EUR
1136,8 222,5 914,3 311,2 150,7 160,5 603,1
11293 217,9 9114 309,9 152,6 157,3 601,4
11441 220,0 924,1 320,7 159,1 161,6 603,4
Veranderung gegeniiber dem Vorjahrin %
2005 ciiiiiiiiiiiiee =07 =21 -03 -04 +1,3 -20 -03
2006 .iiiiiiiiiiiiiaea +13 +1,0 +1,4 +3,5 +4,3 +2,7 +0,3

1) Tatsdchliche und unterstellte Sozialbeitrdge. Zu den unterstellten Sozialbeitrdgen gehéren insbesondere Beitrige fiir die Altersversorgung der Beamten u. A. —

2) Ohne Lohnsteuer auf Pensionen.

1. Juli 2005 gesenkt und gleichzeitig ein ausschlieBlich von
den Arbeitnehmern zu entrichtender zusétzlicher Beitrags-
satz eingefiihrt. Diese Senkung des Beitragssatzes entlastet
die Arbeitgeber. Die nunmehr niedrigeren Arbeitgeberbei-
trage senken die Lohnkosten, wahrend die Bruttolohne und
-gehdlter durch den Eingriff des Gesetzgebers nicht verdn-
dert wurden. Entgegengesetzt wirkt die Anhebung der Pau-
schalbeitrdge fiir geringfiigig Beschaftigte in Unternehmen.
Seit dem 1. Juli 2006 betrdagt der Abgabesatz 30 statt 25%.

Die Bruttolohne und -gehélter summierten sich im Jahr
2006 auf 924,1 Mrd. Euro. Der Anstieg um 1,4% ist einer-
seits der einsetzenden Belebung auf dem Arbeitsmarkt
zuzuschreiben - die Zahl der Arbeitnehmer stieg um
knapp 230000 oder 0,7% — und andererseits den stei-
genden Durchschnittsverdiensten (Bruttoléhne und -gehél-
ter je Arbeitnehmer) geschuldet. Die durchschnittlichen Ver-
dienste wuchsen um 0,7%. Das Zuriickbleiben der effektiv
gezahlten Lohne und Gehdlter hinter der Tariflohnentwick-
lung von rund 1,4% ist zum Teil auf den weiteren Zuwachs
der Beschiéftigten in Arbeitsgelegenheiten, den sogenann-
ten Ein-Euro-Jobs, sowie den Anstieg der geringfligigen
Beschaftigung zurlickzufiihren. Schaltet man modellhaft
diese Effekte aus, errechnet sich ein Zuwachs der Durch-
schnittsverdienste um 1,1%. Die — entsprechend berei-
nigte — Lohndrift (Entwicklung der Durchschnittsverdienste
im Vergleich zu der der Tarifverdienste) belduft sich auf-0,3
Prozentpunkte. Die negative Lohndrift erklart sich aus der
immer noch angespannten Arbeitsmarktlage und der hier-
durch schwachen Verhandlungsposition der Arbeitnehmer.
Ebenfalls ddmpfend wirkt die weiter ansteigende Teilzeitbe-
schiftigung. Die leicht gestiegene Zahl der geleisteten Uber-
stunden und die hiermit verbundenen Uberstundenvergii-
tungen wirken demgegeniiber grundsatzlich steigernd auf
die durchschnittlichen Verdienste. Dieser Effekt wird jedoch
teilweise durch die gleichzeitig wachsenden Guthaben auf
den Arbeitszeitkonten der Arbeitnehmer wieder kompen-
siert.

Zieht man von den Bruttolohnen und -gehéltern die Sozial-
beitrdge der Arbeitnehmer und die im Lohnabzugsverfah-
ren abgefiihrte Lohnsteuer ab, verbleiben die Nettolohne
und -gehdlter. Die zusatzlichen Anstrengungen der Arbeit-
nehmer, neben der gesetzlichen Rentenversicherung fiir das
Alter vorzusorgen, wirken sich ddmpfend auf die Entwick-
lung der Nettolohne und -gehélter aus. Im Jahr 2006 wurde
der von den Arbeitnehmern zu leistende Mindesteigen-
beitrag fiir die ,,Riesterrente“ von 2 auf 3% des jeweiligen
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Bruttoentgelts angehoben. Zusammen mit einer steigenden
Akzeptanz der zusatzlichen Altersvorsorge ergibt sich hier-
aus ein deutlicher Anstieg (+ 60%) der Aufwendungen der
Arbeitnehmer fiir ihre Altersvorsorge. In Bezug auf die Netto-
[6hne spielt die Lohnsteuer als weitere Komponente eine
wichtige Rolle. Da die Arbeitnehmer im vergangenen Jahr
nicht wieder (wie im Jahr 2005) durch eine Steuerreform
entlastet wurden, konnte sich der Effekt der Steuerprogres-
sion voll auswirken, nach der mit steigenden Einkommen
tiberproportional steigende Steuerzahlungen féllig werden.
Das Lohnsteueraufkommen stieg im abgelaufenen Jahr um
2,7% und damit fast doppelt so stark wie die Bruttolhne
und -gehalter. Insgesamt betrachtet nahmen die Nettolohne
und -gehélter im Jahr 2006 aber noch leicht zu (+0,3%). Da
sich die Zahl der Arbeitnehmer im Jahr 2006 aber ebenfalls
erhoht hat (+0,7%), ist der durchschnittliche Nettoverdienst
je Arbeitnehmer im Jahr 2006 sogar um 0,3% gesunken.

4 Verfiigbares Einkommen
der privaten Haushalte und
seine Verwendung

Das verfiigbare Einkommen der privaten Haushalte war
mit 1484,0 Mrd. Euro im Jahr 2006 um 1,7% hoher als im
Vorjahr (siehe Tabelle 12). Im Vorjahr lag der Zuwachs eben-
falls bei 1,7%. In den 1990er-Jahren lagen die nominalen
Zuwdchse bei durchschnittlich 3,1%. Bereinigt um den
Preisanstieg der Konsumausgaben der privaten Haushalte
(+1,4%) haben sich allerdings die real verfiigharen Einkom-
men privater Haushalte im Vorjahresvergleich kaum erhéht.

Mit +0,3% lag die Summe der Nettoléhne und -gehdlter
im abgelaufenen Jahr nur wenig tiber dem Vorjahresniveau.
Zwar stellen die Nettolohne und -gehélter mit einem Anteil
von 40,7% im Jahr 2006 nach wie vor die grofte Kompo-
nente des verfiigbaren Einkommens privater Haushalte dar,
aber der Trend einer abnehmenden Bedeutung des Arbeit-
nehmereinkommens fiir das verflighare Einkommen ist
damit ungebrochen. Anfang der 1990er-Jahre machten die
Nettolohne und -gehdlter noch mehr als 47% des verfiig-
baren Einkommens privater Haushalte aus.

Der Anstieg des verfiigbaren Einkommens privater Haus-
halte ist vor allem auf die empfangenen Einkommen aus
unternehmerischer Tatigkeit und Vermégen zuriickzufiihren:
So haben sich der Betriebsiiberschuss bzw. die Selbst-
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Tabelle 12: Zusammensetzung und Verwendung des verfiigharen Einkommens der privaten Haushalte?)

Betriebs- Abziiglich
iberschuss/ Saldo der Nach-
Nettolohne §eljb.5t' Monetére geleisteten Verfiigh qupil'lnm: Private Sparen Snchthch:
und s.tan igen- Sozial- Abgaben auf | und empfan- | Verfigbares etrieblicher Konsum- (Sp. 6+7 parqgote
Jahr 5 einkommen ; Sozial- Einkommen |Versorgungs- (Sp.91in %
-gehdlter leistungen ozia genen > ausgaben -8
und Saldo der| leistungen?) | sonstigen anspriiche von Sp. 6
Vermégens- laufenden +7)
einkommen Transfers3)
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Mrd. EUR %
2004 .......... 603,1 4914 457,3 72,8 433 1435,7 19,2 1302,9 151,9 10,4
2005 ...l 601,4 521,7 458,3 73,6 48,1 1459,8 18,2 1321,1 156,9 106
2006 .......... 603,4 548,0 458,2 72,2 53,4 1484,0 21,3 13473 158,0 10,5
Veranderung gegeniiber dem Vorjahr
in % in Mrd. EUR in %
2005 .......... -03 +6,2 +0,2 +1,1 +11,0 +1,7 =52 +1,4 +33 X
2006 .......... +0,3 +50 -0,0 -19 +11,0 +1,7 +17,1 +2,0 +0,7 X

1) Einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck. — 2) Dazu z&hlen vor allem Beitrdge des Staates fiir Empfanger sozialer Leistungen, Eigenbeitrdge der
Empfédnger sozialer Leistungen, Lohnsteuer auf Pensionen. — 3) Dazu z&hlen vor allem die veranlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag,
Vermogensteuer, geleistete Nettopramien fiir Schadensversicherungen, Transfers an die tibrige Welt; empfangene Schadensversicherungsleistungen.

stdndigeneinkommen und die per saldo empfangenen
Vermdgenseinkommen — vor Abzug der direkten Steuern —
im Jahr 2006 zusammen um 5,0% gegeniiber dem Vorjahr
erhoht.

Die von den privaten Haushalten empfangenen mone-
tdren Sozialleistungen vor Abzug von Steuern und Sozial-
beitrdgen stagnierten im Jahr 2006 gegeniiber dem Vorjahr.
Mit einem Anteil von 62% sind die Geldleistungen aus den
gesetzlichen Sozialversicherungen der grofite Posten der
monetdren Sozialleistungen. Allerdings fielen die Leistun-
gen der gesetzlichen Sozialversicherungen um 1,7% nied-
riger aus als im Vorjahr. Dieser Riickgang war vor allem
durch riicklaufige Zahlungen der Arbeitslosenversicherung
bedingt. Gegeniiber dem Vorjahr deutlich héher fielen dage-
gen die sozialen Geldleistungen der Gebietskorperschaften
aus (+4,7%), was insbesondere aufdie in der Summe gestie-
genen Zahlungen im Rahmen des Arbeitslosengeldes II
zuriickzufiihren ist. Zu den sozialen Geldleistungen der
Gebietskorperschaften zdhlen zudem die verbliebenen
Sozialhilfezahlungen, das Kindergeld und das Erziehungs-
geld sowie das Wohngeld. Auch die Sozialleistungen der
Arbeitgeber und die aus privaten Sicherungssystemen stie-
gen im Vergleich zum Vorjahr zusammen um 0,8%. Zu ihnen
gehoren unter anderem Betriebsrenten und Rentenzah-
lungen von Pensionskassen, Leistungen von Versorgungs-
werken der Selbststdndigen sowie die Pensionszahlungen
offentlicher Arbeitgeber.

Da die Abgaben auf Sozialleistungen gesunken sind
(-1,9%), sind die per saldo empfangenen monetédren Sozial-
leistungen um 0,3% im Vorjahresvergleich gestiegen. Zu den
Abgaben auf Sozialleistungen zéhlen die Sozialbeitrage der
Rentner zur Kranken- und Pflegeversicherung, die Sozialbei-
trage des Staates fiir Empfanger sozialer Leistungen (dies
sind beispielsweise Beitrdge der Arbeitslosenversicherung
fur Arbeitslose und Beitrdge der Rentenversicherung fiir
Rentner an die gesetzliche Krankenversicherung) sowie die
Lohnsteuer auf Pensionen.

Der ebenfalls von den empfangenen Einkommen abzuzie-
hende Saldo der geleisteten und empfangenen sonsti-
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gen laufenden Transfers ist im Vorjahresvergleich um 5,3
Mrd. Euro auf jetzt 53,4 Mrd. Euro gestiegen. Dieser Saldo
beinhaltet die von privaten Haushalten geleistete veran-
lagte Einkommensteuer — die Lohnsteuer der Arbeitnehmer
wird bereits bei der Berechnung der Nettolohne und -gehal-
ter abgesetzt bzw. die Lohnsteuer auf Pensionen den Abga-
ben auf Sozialleistungen zugerechnet — und die nicht ver-
anlagten Steuern vom Ertrag wie die Kapitalertrag- und die
Zinsabschlagsteuer. In den Saldo flieBen dariiber hinaus
die Sozialbeitrige der Selbststéndigen, die Ubertragungen
privater Haushalte an und aus der tibrigen Welt sowie die
geleisteten Nettopramien fiir Schadensversicherungen
abziiglich der empfangenen Schadensversicherungsleistun-
gen ein.

Tabelle 12 zeigt ferner die Aufteilung des verfiigbaren Ein-
kommens auf Konsum und Sparen. Mit einem Anstieg von
2,0% haben die Konsumausgaben der privaten Haushalte
einschlieBlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck
im Berichtsjahr starker zugenommen als das verflighare
Einkommen (+1,7%). Da die betrieblichen Versorgungsan-
spriiche deutlich zulegten (+17,1%), was vor allem auf die
Alterssicherung im Rahmen der ,,Riesterrente® zuriickzufiih-
ren ist, erreichte die Sparquote im Jahr 2006 mit 10,5% in
etwa das Vorjahresniveau (2005: 10,6%). Gemafl dem Euro-
pdischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
(ESVG) 1995 sind die betrieblichen Versorgungsanspriiche
Bestandteil des Sparens privater Haushalte, aber nicht dem
verfiigharen Einkommen privater Haushalte zuzurechnen.
Bei der Berechnung der Sparquote als Quotient von Sparen
und verfiigharem Einkommen werden sie jedoch zum ver-
fugbaren Einkommen hinzugezahlt.

5 Einnahmen und Ausgaben
des Staates

Nach vorldufigen Berechnungen des Statistischen Bundes-
amtes verzeichnete der Staat im Jahr 2006 ein Finanzie-
rungsdefizit in Hohe von 46,5 Mrd. Euro, nach einem Defi-
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Tabelle 13: Einnahmen und Ausgaben des Staates

Veranderung
. 2006
Gegenstand der Nachweisung 2004 2005 2006 .
gegeniiber

2005
Mrd. EUR in %

Verkdufe aus Markt- und Nichtmarktproduktion
(einschl. Produktion fiir die Eigenverwendung) .................... 41,2 44,2 438 -0,7
+ sonstige Subventionen ..o 0,5 0,5 0,4 -220
+Vermdgenseinkommen .........oiiiiiiiiiiiiiii 10,8 13,0 15,8 +21,9
+ Steuern (ohne vermogenswirksame Steuern) ..............ooo.... 481,2 493,0 523,8 +6,2
+50zZialbeitrdge ..t 396,7 397,0 401,0 +1,0
+ sonstige laufende Transfers ........coooviiiiiiiiniiiniiiniennn, 171 18,2 14,1 -226
+ Vermogenstransfers ... v e i e 9,6 10,0 9,2 -81
=EINNahmen ..o e 957,1 975,9 1008,0 +33
RV T U= 3 0T ==Y 90,1 96,1 98,3 +2,3
+ Arbeitnehmerentgelt .......ooooiiiiiiiii e 169,4 167,5 1674 -0,1
+ sonstige Produktionsabgaben ...........ccooiiiiiiiiiiiiin i, 0,1 0,1 0,1 +20,0
+Vermogenseinkommen .....oiiiiiiii i 62,5 62,0 64,5 +4,0
+ SUDVENtIONEN L.t s 28,3 26,8 26,2 -20
+soziale Sachleistungen ........ooviiiiiiiiiiiiii i 163,7 167,5 1714 +24
+ monetdre Sozialleistungen .......c.oooviiiiii it 429,1 430,2 429,9 -0,1
+ sonstige laufende Transfers ......oooviiiiiiiiiiii i 33,3 35,3 35,5 +0,3
+Vermogenstransfers ... ..ooooiiiiiii i 33,2 34,3 30,8 -10,2
+ Bruttoinvestitionen ...l 31,4 30,2 32,1 +6,3
+ Nettozugang an nicht produzierten Vermogensgitern ........... -1,4 -1,4 -1,7 X
= AUSEADEN Lttt e e e 1039,6 1048,5 1054,5 +0,6

in Mrd. EUR

Finanzierungssaldo .......oveueiiiiniiiie i | -82,5 -72,6 —-46,5 +26,1

zitvon 72,6 Mrd. Euro im Vorjahr. Die Abnahme des Defizits
ergab sich aus einem stdrkeren Anstieg der Einnahmen
(+3,3%) im Vergleich zu dem der Ausgaben (+0,6%). Zum
Defizit des Staates trugen der Bund mit einem Defizit von
37,2 Mrd. Euround die Ldndermiteinem Defizitvon 12,5 Mrd.
Euro bei. Die Gemeinden hatten insgesamt einen nahezu
ausgeglichenen Finanzierungssaldo (-0,7 Mrd. Euro), wah-
rend die Sozialversicherung mit 3,9 Mrd. Euro einen kréfti-
gen Uberschuss verzeichnete. Gemessen am Bruttoinlands-
produkt betrug das Staatsdefizit im Berichtsjahr —2,0%. Die
Quote lag damit erstmals seit vier Jahren wieder unter dem
im Protokoll zum Maastrichtvertrag genannten Referenzwert
von 3% des Bruttoinlandsprodukts.

Im Jahr 2006 hatte der Staat insgesamt Einnahmen in Héhe
von 1008,0 Mrd. Euro; das waren 3,3% mehr als im Vorjahr.
Bei den Steuern (+6,2%), die rund die Hélfte der Einnah-
men ausmachen, erhdhte sich das Aufkommen an Produk-
tions- und Importabgaben um 4,4% und das an Einkom-
mensteuern um 8,4%. An Sozialbeitragen nahm der Staatim
Berichtsjahr 1,0% mehr ein. Aufgrund der gegeniiber dem
Vorjahr deutlich hoheren Ausschiittungen der Deutschen
Bundesbank an den Bund nahmen die Vermdgenseinkom-
men im Jahr 2006 kréftig zu (+21,9%). Geringere Einnah-
men als im Vorjahr hatte der Staat dagegen aus Verkdufen
(-0,7%), an sonstigen laufenden Transfers (- 22,6%) sowie
an Vermogenstransfers (- 8,1%).

Die Ausgaben des Staates (1054,5 Mrd. Euro) nahmen
2006 um 0,6% gegeniiber dem Vorjahr zu. Aufgeteilt nach
Ausgabearten erhdhten sich die Kdufe von Vorleistungs-
giitern um 2,3%, wahrend die Aufwendungen fiir das Arbeit-
nehmerentgelt um 0,1% sanken. Die sozialen Sachleis-
tungen waren um 2,4% hoher als 2005. Die Ausgaben fiir
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monetdre Sozialleistungen an private Haushalte (-0,1%)
waren, bei sehr unterschiedlicher Entwicklung einzelner
Leistungsarten, insgesamt nahezu gleich hoch wie im Vor-
jahr. Als wichtigste Leistungsart wurden 0,7% mehr an
Renten gezahlt. Wahrend die Geldleistungen der Arbeits-
losenversicherung (-16,8%) insbesondere aufgrund der
Entwicklung des Arbeitslosengeldes I niedriger als im Vor-
jahr ausfielen, stiegen die Ausgaben fiir das sich an das
Arbeitslosengeld I anschlieBende Arbeitslosengeld II (und
verwandte monetdre Sozialleistungen) um 6,7% kréftig.
Deutlich erhdhten sich auch die Aufwendungen fiir die Geld-
leistungen der Sozialhilfe (+13,2%). Unter den {ibrigen Aus-
gaben des Staates nahmen die sonstigen laufenden Trans-
fers um +0,3%, die geleisteten Zinsen um +4,0% und die
Bruttoinvestitionen um +6,3% zu. Rickldufig waren dage-
gen die Aufwendungen fiir Vermogenstransfers (—10,2%)
und fiir Subventionen (- 2,0%).

6 Nationales
Veroffentlichungsprogramm

Die Ergebnisse der amtlichen Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen werden in einem regelmafigen, sich von Jahr zu
Jahr wiederholenden Turnus — abhdngig unter anderem von
den Lieferverpflichtungen gegeniiber Eurostat, dem Statisti-
schen Amt der Europdischen Gemeinschaften, — in einer Viel-
zahl von Tabellen dargestellt und verdffentlicht (z.B. in der
Fachserie 18 ,Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen®, in
der Datenbank GENESIS sowie in ausgewdhlten Tabellen im
Internet). AuBerdem werden die wichtigsten Ergebnisse zu
den jeweiligen Verdffentlichungsterminen in Pressemittei-
lungen bekannt gegeben und kommentiert und das Jahreser-
gebnis zusatzlich auf einer Pressekonferenz vorgestellt.
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So wurde auch in diesem Jahr das erste, vorldufige Jahreser-
gebnis fiir das Jahr 2006 bereitsam 11. Januar 2007 im Rah-
men einer Pressekonferenz veroffentlicht. Die Vierteljahres-
ergebnisse fiir das Bruttoinlandsprodukt werden jeweils
— auf europdischer Ebene weitestgehend harmonisiert —
etwa 45 Tage, die ausfiihrlichen Ergebnisse etwa 55 Tage
nach Ende des Berichtsquartals veroffentlicht, also jeweils
Mitte Mai (erstes Quartal), Mitte August (zweites Quartal),
Mitte November (drittes Quartal) und Mitte Februar (viertes
Quartal). Zu diesen Terminen erfolgt bei Bedarf auch eine
Uberarbeitung der Ergebnisse vorangegangener Quar-
tale, zum Sommertermin der maximal vier zuriickliegenden
Jahre und der entsprechenden Vierteljahre (sog. laufende
Revisionen). Die nidchsten beiden Versffentlichungster-
mine sind der 13. Februar 2007 (Schnellmeldung) und der
22. Februar 2007 (ausfiihrliche Pressemitteilung), wenn
neben den Ergebnissen fiir das vierte Quartal 2006 auch die
liberarbeiteten Ergebnisse fiir das Jahr 2006 bekannt ge-
geben werden.

Die in diesem Aufsatz dargestellten sowie tiefer unterglie-
derte Ergebnisse finden Sie in der Fachserie 18 ,,Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnungen®, Reihe 1.1 ,Erste Jahres-
ergebnisse der Inlandsproduktsberechnung® (nur elektro-
nisch; Bestellnummer 2180110). Diese und weitere Verof-
fentlichungen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
sind im Internet tUber den Statistik-Shop bzw. {ber die
VGR-Themenseite des Statistischen Bundesamtes kostenlos
erhéltlich (http://www.destatis.de). 11l
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Birgit Lenuweit, M. A.

LEBEN IN EUROPA 2005

Erste Ergebnisse der neuen Statistik
tiber Einkommen und Lebensbedingungen fiir Deutschland

Die Gemeinschaftsstatistik iiber Einkommen und Lebens-
bedingungen EU-SILC, die in Deutschland unter der Bezeich-
nung LEBEN IN EUROPA lduft, wird seit dem Jahr 2005 in
allen Mitgliedstaaten der Europdischen Union (EU) sowie
Norwegen und Island durchgefiihrt. Aus der Erhebung 2005
liegen nun erstmals auch fiir Deutschland Ergebnisse vor.

Dieser Beitrag gibt einen ersten Einblick in die Daten aus
LEBEN IN EUROPA und prdsentiert fiir Deutschland exem-
plarisch Ergebnisse zu den Aspekten Einkommen und nicht-
monetdre Deprivation). Neu fiir die amtliche Statistik ist
dabei der Bezug auf subjektive Einschdtzungen durch die
Befragten, der zur Ermittlung der Lebensbedingungen in
LEBEN IN EUROPA dient.

LEBEN IN EUROPA - EU-SILC

Im Jahr 2003 wurde die Gemeinschaftsstatistik iber Ein-
kommen und Lebensbedingungen EU-SILC?) mit dem Ziel
eingefiihrt, eine zwischen den Mitgliedstaaten der EU ver-
gleichbare Datenquelle fiir die europdische Sozialbericht-
erstattung zu schaffen. Die freiwillige Haushaltserhebung,
die in Deutschland unter dem Namen LEBEN IN EUROPA
durchgefiihrt wird, umfasst die Themenbereiche Einkom-
men, Wohnverhdltnisse und Wohnkosten, Kinderbetreu-
ung, Gesundheit, soziale Ausgrenzung sowie soziodemo-
graphische Informationen. Sie dient damit als Grundlage zur
Berechnung der sogenannten Laeken-Indikatoren. Zudem
gibt sie einen Einblick in den Bereich nicht-monetdrer Depri-

vation und ermoglicht vergleichende Analysen der allgemei-
nen Lebenshedingungen der Bevolkerung. Die Erhebung
spielt damit eine wichtige Rolle bei der offenen Koordinie-
rung der europdischen Sozialpolitik.

Um eine Vergleichbarkeit der Daten der EU-Mitgliedstaa-
ten zu gewdhrleisten und dennoch auf nationale Gegeben-
heiten reagieren zu kdnnen, ist die Erhebung outputorien-
tiert, das heit lediglich die an das Statistische Amt der
Europdischen Gemeinschaften (Eurostat) zu liefernden Ziel-
variablen sowie methodische und konzeptionelle Mindest-
standards sind durch EG-Verordnungen verbindlich gere-
gelt. Die Art der Erhebung kann aber national vorhandenen
Datenquellen und nationalen Besonderheiten angepasst
werden.

Grundgesamtheit der Erhebung sind alle privaten Haushalte
in Deutschland (am Hauptwohnsitz) sowie die in ihnen
lebenden Personen. Personen in Anstaltshaushalten und
solche ohne festen Wohnsitz bleiben unberiicksichtigt.

Die Erhebung ist in Deutschland als vierjdhriges Rotations-
panel angelegt. Die Haushalte nehmen in der Regel in vier
aufeinanderfolgenden Jahren an LEBEN IN EUROPA teil.
Jedes Jahr scheidet ein Viertel der Haushalte aus und wird
durch neue Haushalte ersetzt. Die einzelnen Viertel sind
jeweils reprasentativ fiir die Gesamtbevolkerung.

Im Zuge der Rotation wird das Stichprobendesign von
LEBEN IN EUROPA von einer Kombination aus Quoten- und

1) Als Deprivation wird der Mangel an den in einer Gesellschaft als grundlegend erachteten Giitern bzw. der Ausschluss von einem allgemein akzeptierten Lebensstandard bezeichnet.
2) Gesetzliche Grundlage der Erhebung ist die Verordnung (EG) Nr. 1177/2003 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Juni 2003 fiir die Gemeinschaftsstatistik tiber Einkommen

und Lebensbedingungen (EU-SILC) (Amtsbl. der EU Nr. L 165, S. 1).
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Zufallsstichprobe in eine reine Zufallsstichprobe umgewan-
delt. Ein Teil der Haushalte wurde im ersten Erhebungs-
jahr 2005 auf Basis eines Quotenplans ausgewdhlt, der
andere als mehrstufige, geschichtete Zufallsstichprobe aus
der Dauerstichprobe befragungsbereiter Haushalte (HAUS-
HALTE HEUTE)?) gezogen. Die durch die Rotation neu hinzu-
kommenden Haushalte werden ebenfalls jeweils als Zufalls-
stichprobe aus HAUSHALTE HEUTE gezogen, sodass im Jahr
2008 keine Quotenhaushalte mehr in der Stichprobe ent-
halten sein werden.

Die Befragung erfolgt in Deutschland jeweils in der ersten
Halfte eines Jahres schriftlich tiber einen Haushaltsfrage-
bogen sowie jeweils einen Personenfragebogen fiir jede
im Haushalt lebende Person ab 16 Jahren. Uber den Haus-
haltsfragebogen werden haushaltsbezogene Merkmale, wie
Wohnkosten und Wohnbedingungen, erfragt, der Personen-
fragebogen deckt personenspezifische Informationen, bei-
spielsweise Angaben zum Gesundheitszustand, ab. Die Teil-
nahme an der Erhebung ist freiwillig.?)

LEBEN IN EUROPA 2005

Im Jahr 2005 wurden im Rahmen von LEBEN IN EUROPA in
Deutschland insgesamt 24982 Personen tber 16 Jahren
in 13106 Haushalten schriftlich zu ihrem Einkommen und
ihren Lebensbedingungen befragt. Rund 30% der teilneh-
menden Haushalte wurden als Zufallsstichprobe aus HAUS-
HALTE HEUTE gezogen. Die restlichen 70% wurden auf Basis
eines Quotenplans ausgewdhlt. Die Riicklaufquote fiir die
Zufallsstichprobe lag im Jahr 2005 bei etwa 65%.

Die Hochrechnung des Stichprobenergebnisses erfolgte
anhand der Daten des Mikrozensus 2004 sowohl haushalts-
als auch personenbezogen.

1 Einkommen

Die Berechnung des Einkommens

Zum Einkommen zdhlen in der Erhebung LEBEN IN EUROPA
neben den Einkommen aus selbststdandiger und unselbst-
standiger Arbeit sowie Renten und Pensionen auch empfan-
gene Sozialleistungen, Einkiinfte aus Vermogen, einmalige
Sonderzahlungen wie Weihnachts- oder Urlaubsgeld, Ein-
kiinfte der im Haushalt lebenden Kinder und regelmafiige
Unterstiitzungen durch andere Privathaushalte. Nicht zum
Einkommen werden hingegen private Renten, Entnahmen
aus dem Vermdgen sowie nicht regelmafiige Einkiinfte, wie
Geldgeschenke oder Erbschaften, gezahlt. Bei der Erhebung
werden fiir das zuriickliegende Jahr die jeweiligen Brutto-
einkommen der befragten Haushaltsmitglieder sowie haus-
haltsbezogene Einkommen ermittelt und fiir den gesam-

ten Haushalt summiert. Daraus ergibt sich nach Abzug der
ebenfalls auf Haushaltsebene erfragten Steuern und Sozial-
abgaben das verfiighare Einkommen des Haushaltes im Vor-
jahr.

Um die (verfiigharen) Einkommen unabhdngig von Haus-
haltsgrofie und -zusammensetzung vergleichen zu konnen,
wird flir die Auswertungen ein bedarfsgewichtetes Pro-Kopf-
Einkommen, das Nettodquivalenzeinkommen, betrachtet.
Zur Berechnung des Nettodquivalenzeinkommens wird das
verflighare Einkommen eines Haushaltes mit Hilfe einer
Aquivalenzskala bedarfsgewichtet. Dabei wird angenom-
men, dass das Haushaltseinkommen allen Haushaltsmit-
gliedern gleichermaRen — entsprechend ihrem jeweiligen
Bedarf — zugutekommt und dass durch das Zusammenle-
ben mehrerer Personen Einspareffekte erzielt werden (da
beispielsweise Kosten flir Miete oder Heizung auf mehrere
Personen umgelegt werden). Zudem wird der Bedarf von
Kindern als niedriger eingestuft als der Bedarf von Erwach-
senen. Hieraus ergeben sich — abhédngig von Haushalts-
grof3e und Alter der Haushaltsmitglieder — unterschiedlich
hohe Bedarfsgewichte.

Nach der von der EU verwendeten, modifizierten Aquivalenz-
skala der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) erhilt die erste Person in einem
Haushalt den Gewichtungsfaktor 1, jede weitere Person ab
14 Jahren den Faktor 0,5 und jedes Kind unter 14 Jahren das
Gewicht 0,3.%) Fiir einen Paarhaushalt mit einem Kind ergibt
sich somit ein Gesamtbedarfsgewichtvon1+0,5+0,3=1,8.
Bei einem verfiigharen Haushaltseinkommen von 3600
Euro betrdgt das Nettodquivalenzeinkommen damit 2000
Euro (3600 Euro+1,8). Nur bei einem Einpersonenhaushalt
stimmt das Nettodquivalenzeinkommen mit dem tatsach-
lich verfiigbaren Einkommen der Person (iberein. Generell
soll der Wert das Wohlstandsniveau der im Haushalt leben-
den Personen widerspiegeln.

Verteilung des Nettodquivalenzeinkommens
in Deutschland

Das durchschnittliche Nettodquivalenzeinkommen in
Deutschland lag im Jahr 2004 bei 19383 Euro (1615 Euro
monatlich)¢), der Median bei 17123 Euro (1427 Euro
monatlich). In den neuen Ldndern und Berlin ist das Median-
dquivalenzeinkommen mit 15539 Euro jahrlich (1295 Euro
monatlich) geringer als im fritheren Bundesgebiet ohne Ber-
lin (17 644 Euro jahrlich, 1470 Euro monatlich).

Bei Verwendung der alten OECD-Skala liegen die Werte auf-
grund der hoheren Bedarfsgewichte fiir weitere im Haus-
halt lebende Personen mit einem durchschnittlichen Netto-
dquivalenzeinkommen von 16 419 Euro im Jahr (1368 Euro
monatlich) bzw. einem Median von 14392 Euro (1199 Euro
monatlich) deutlich niedriger.”)

3) Siehe Kérner, T./Nimmergut, A./N6kel, J./Rohloff, S.: ,Die Dauerstichprobe befragungsbereiter Haushalte in WiSta 5/2006, S. 451 ff.
4) Zu weiteren Informationen iiber die Methodik der Erhebung siehe auch Kérner, T./Meyer, I./Minkel, H./Timm, U.: ,,LEBEN IN EUROPA - Die neue Statistik iiber Einkommen und Lebens-

bedingungen*in WiSta 11/2005, S. 1137 ff.

5) Nach der alten OECD-Skala wird der Bedarf weiterer im Haushalt lebender Personen hoher eingeschatzt. Sie sieht fiir die erste Person im Haushalt den Gewichtungsfaktor 1, fir jede wei-

tere Person ab 14 Jahren den Faktor 0,7 und fiir Kinder unter 14 Jahren das Gewicht 0,5 vor.

6) Zu beriicksichtigen ist bei diesem Wert, dass auch negative Nettodquivalenzeinkommen zulédssig waren. Betrachtet man nur die positiven Einkommen, so ergibt sich ein arithmetisches Mit-

tel von 19 441 Euro jéhrlich (1620 Euro monatlich).

7) Falls nicht ausdriicklich darauf hingewiesen, beziehen sich die folgenden Darstellungen auf die modifizierte OECD-Skala.
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Schaubild 1

Schaubild 2

Verteilung des Nettodquivalenzeinkommens in Deutschland
LEBEN IN EUROPA 2005
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Anteile der Einkommen der Bevdlkerungsquintile
am gesamten Nettodquivalenzeinkommen
LEBEN IN EUROPA 2005
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Der Gini-Koeffizient®) liegt in Deutschland mit einem Wert
von 0,277 in etwa so hoch wie in Frankreich, Belgien oder
Osterreich (Ergebnisse aus der Erhebung EU-SILC 2004).

Die 20% einkommensstdrksten Personen in Deutschland
hatten zusammen einen mehr als viermal so hohen Anteil
am gesamten Nettodquivalenzeinkommen (37%) wie das
untere Fiinftel, das nur tiber einen Anteil von etwa 9% ver-
fuigte. Daraus ergibt sich als Verhdltnis ein Wert von 4,1 (die
sog. S80/S20-Rate). Ein Vergleich zwischen dem friiheren
Bundesgebiet ohne Berlin und den neuen Landern und Ber-
lin zeigt mit einer S80/S20-Rate von 3,6 ein etwas giinsti-
geres Bild fiir die neuen Lander und Berlin (gegentber 4,1
im friiheren Bundesgebiet ohne Berlin). Das einkommens-
schwéchste Fiinftel der Bevolkerung hat in den neuen Lan-
dern und Berlin einen etwas gréfleren Anteil am gesam-
ten Nettodquivalenzeinkommen, die einkommensstarksten
20% einen etwas niedrigeren Anteil als im fritheren Bundes-
gebiet ohne Berlin (siehe Schaubild 2).

Einkommensarmut

Nach der zwischen den EU-Mitgliedstaaten vereinbarten
Definition werden Personen als arm bezeichnet, die {iber
weniger als 60% des Mediandquivalenzeinkommens verfii-
gen.

Nach dieser Konvention liegt die Armutsgefdhrdungsgrenze
in Deutschland bei einem Nettodquivalenzeinkommen von
10274 Euro im Jahr (856 Euro monatlich). Demnach sind
13% der Bevolkerung von Armut betroffen. In den neuen

Landern und Berlin haben sogar 17% der Bevolkerung ein
jahrliches Nettodquivalenzeinkommen unterhalb dieses
Wertes.

Die relative Armutsliicke, das heif3t der relative Abstand des
Mediandquivalenzeinkommens der Armutsgefahrdeten zur
Armutsgefahrdungsgrenze betragt etwa 20%.

Die Tabelle zeigt weitere Schwellenwerte und die dazuge-
horigen Armutsgefdhrdungsquoten. So stehen immerhin
knapp 4% der Bevdlkerung jahrlich weniger als 6 849 Euro,
also 40% des Median-Nettodquivalenzeinkommens, zur
Verfligung. Wahrend bei den hdheren Armutsgefahrdungs-
grenzen (50%, 60%, 70% des Medians) in den neuen L&n-
dern und Berlin ein grof3erer Anteil der Bevolkerung als im
friiheren Bundesgebiet ohne Berlin von Armut betroffen ist,
ist derjeweilige Anteil bei dieser sehr tiefen Armutsschwelle
in Ost und West gleich groB.

Unterschiedliche Armutsgefahrdungsgrenzen in Bezug auf
Median-Nettodquivalenzeinkommen im Jahr 2004
LEBEN IN EUROPA 2005

8) Der Gini-Koeffizient ist ein MaB fiir die Ungleichheit der Einkommensverteilung. Er kann Werte zwischen 0 und 1 annehmen, je héher der Wert, desto stirker die Ungleichheit.
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Armutsgefdhrdungsgrenze Anteil im Anteilin
Anteil der | fritheren den neuen
Gr.enzwert Bevolke- | Bundes- Lind
bei... des| imjJahr | imMonat rung gebiet un?inBE:lri]n
Medians ohne Berlin
EUR %
40%..... 6849 571 4 4 4
50%..... 8562 714 8 7 10
60%..... 10274 856 13 12 17
70%..... 11986 999 21 19 27
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Betrachtet man die Armutsgefdhrdungsquote nach der
EU-weit gebrduchlichen 60% Median-Grenze fiir verschie-
dene Personengruppen, so sind die Arbeitslosen®) mit 43%
erwartungsgemafd iberdurchschnittlich von Armut betrof-
fen. Bezogen auf den Haushaltstyp'®) haben vor allem Per-
sonen in Haushalten von allein Erziehenden (30%), aber
auch die Einpersonenhaushalte (27%) ein Nettodquivalenz-
einkommen, das deutlich unterhalb dieses Grenzwertes
liegt.

Vergleicht man hierzu wiederum die Ergebnisse bei Verwen-
dung der alten OECD-Skala, so ergeben sich vor allem hin-
sichtlich des Haushaltstyps deutliche Unterschiede. Einper-
sonenhaushalte haben zwar auch bei Verwendung der alten
OECD-Skala ein erhdhtes Armutsrisiko, sind aber im Ver-
gleich deutlich weniger gefdhrdet. Hingegen ergibt sich fiir
Mehrpersonenhaushalte eine leicht hohere Armutsgefdhr-
dungsquote (siehe Schaubild 3).

Schaubild 3

Armutsgefdhrdungsquoten nach Gebietsstand,
Haushaltstyp? und Erwerbsstatus
LEBEN IN EUROPA 2005
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[ modifizierte OECD-Skala
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1) Anteil an Personen, die im jeweiligen Haushaltstyp leben.
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2 Lebensbedingungen

Der Lebensstandard einer Person wird nur zum Teil von
ihrem (aktuellen) Einkommen bestimmt. Auch weitere Fak-
toren, wie unterschiedliche Bediirfnisse aufgrund des Alters
oder der Lebenssituation sowie unterschiedliche Kosten-
strukturen (z.B. in urbanen gegeniiber landlichen Gebie-
ten), sind dafiir entscheidend. Zudem kann der Lebensstan-
dard beispielsweise aufgrund von angespartem Vermdgen
hoher sein, als nach dem Einkommen eigentlich zu erwar-
ten wdre. Aus diesen Griinden sollten neben der indirekten
Messung von Armut iber das Einkommen auch die Lebens-
bedingungen direkt betrachtet werden.?)

Zur nicht-monetdren Messung von Deprivation sind insbe-
sondere die Bereiche Wohnbedingungen, Ausstattung mit
langlebigen Gebrauchsgiitern sowie die Frage, welche in
einer Gesellschaft als grundlegend erachteten Giiter sich
ein Haushalt leisten kann, relevant.’?) Zudem bietet die sub-
jektive Bewertung der eigenen finanziellen Mdéglichkeiten
durch den Haushalt einen ersten Einblick in die Lebensbe-
dingungen der Bevolkerung. Die im Folgenden betrachteten
Merkmale®®) wurden tiber den Haushaltsfragebogen erho-
ben, werden zur besseren Vergleichbarkeit mit den mone-
taren Indikatoren aber auf Personenebene ausgewiesen.
Bei den folgenden Darstellungen muss daher beriicksichtigt
werden, dass sich die Aussagen zwar auf Personen bezie-
hen, die Angaben aber durch Einschdtzung einer Person fiir
den gesamten Haushalt erfolgten.

Bewertung der eigenen finanziellen Mog-
lichkeiten durch die befragten Haushalte

Knapp iiber die Hélfte der Bevolkerung in Deutschland lebt
in Haushalten, die relativ gut mit ihrem monatlichen Netto-
einkommen zurechtkommen. Immerhin 11% haben nach
einer Selbsteinschdtzung allerdings finanzielle Schwierig-
keiten oder sogar grof3e finanzielle Schwierigkeiten. In den
neuen Landern und Berlin ist die Einschdtzung etwas weni-
ger positiv als im friiheren Bundesgebiet ohne Berlin. Hier
ist der Anteil der Bevilkerung, der ,gerade so“ mit dem Ein-
kommen auskommt, etwas hoher, hingegen werden die
finanziellen Moglichkeiten etwas seltener als gut oder sehr
gut bezeichnet.

Betrachtet man diese Frage getrennt fiir verschiedene Haus-
haltstypen, lassen sich deutliche Unterschiede erkennen:
Inshesondere die Personen in Haushalten von allein Erzie-
henden sind nach eigener Einschdtzung von finanziellen
Problemen betroffen. Fast 70% von ihnen kommen nicht
oder nur ,gerade so“ mit dem Haushaltsnettoeinkommen
aus. Dies trifft auch auf mehr als die Halfte der Einperso-
nenhaushalte zu. Hingegen haben die Personen in Haushal-
ten von zwei Erwachsenen ohne Kind {iberdurchschnittlich

9) Der Erwerbsstatus wurde auf Basis der Selbsteinschétzung der Befragten fiir das Einkommensreferenzjahr 2004 festgelegt. Angaben wurden fiir jeden Monat separat gemacht.

10) Zur Bestimmung des Haushaltstyps wurden alle Personen unter 16 Jahren als Kinder betrachtet, alle Personen iiber 24 Jahre als Erwachsene. Jugendliche im Alter zwischen 16 und 24 Jah-
ren wurden zu den Kindern gezahlt, wenn sie mit mindestens einem Elternteil zusammenlebten und nicht erwerbstétig oder arbeitsuchend waren. Traf dies nicht zu, wurden sie zu den

Erwachsenen gezéhlt.

11) Die , direkte“ Messung von Armut an dem in einer Gesellschaft als iblich erachteten Lebensstandard geht zuriick auf Townsend, P.: “Poverty in the United Kingdom”, 1979.
12) Siehe hierzu auch Guio, A.-C.: ,,Materielle Entbehrung in der EU*, in Statistik kurz gefasst, 21/2005.
13) Die einzelnen Merkmale konnten den vier Dimensionen Wohnungsméngel, Wohnumfeld, Ausstattung mit langlebigen Gebrauchsgiitern und finanzielle Moglichkeiten durch eine Faktoren-

analyse (Hauptkomponentenverfahren mit Oblimin-Rotation) zugeordnet werden.
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Schaubild 4

Auskommen mit dem Einkommen (Selbsteinschitzung)
LEBEN IN EUROPA 2005
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hdufig keine Schwierigkeiten mit ihrem Einkommen. Bezo-
gen auf den Erwerbsstatus'®) sind es erwartungsgeman die
Arbeitslosen, deren Haushalte nach eigener Aussage nicht
mit dem monatlichen Nettoeinkommen zurechtkommen
(78%).

Die Analyse der finanziellen Mdglichkeiten, sich in einer
Gesellschaft als grundlegend erachtete Giiter leisten zu
konnen, ergibt ein dhnliches Bild. 67% der Bevolkerung
leben in Haushalten, die es sich nach eigenen Angaben
leisten kénnen, jedes Jahr eine einwdchige Urlaubsreise zu
machen, unerwartet anfallende Ausgaben (z.B. den Ersatz
einer defekten Waschmaschine) zu bestreiten, die Woh-
nung ausreichend zu heizen und mindestens jeden zweiten
Tag eine hochwertige Mahlzeit zu sich zu nehmen.*) Jedoch
trifft das nur auf ein Drittel der Personen in Haushalten von
allein Erziehenden und fiir knapp tiber die Halfte der Ein-
personenhaushalte zu. Hingegen kdnnen drei Viertel der
Personen in Haushalten von zwei Erwachsenen ohne Kind
diese grundlegenden Bediirfnisse befriedigen. Besonders
stark eingeschrankte finanzielle Méglichkeiten sind bei den
Arbeitslosen festzustellen: Von ihnen kann sich iiber die
Halfte mindestens zwei der genannten Dinge nicht leisten.

Das Heizen der Wohnung (96%) und hochwertige Mahl-
zeiten (90%) sind fiir den groBten Teil der Bevdlkerung
erschwinglich, eine einwdchige Urlaubsreise oder das Be-
streiten unerwarteter Ausgaben hingegen nur fiir etwa
80%. Zwischen dem friiheren Bundesgebiet ohne Berlin
sowie den neuen Landern und Berlin gibt es hinsichtlich
der Einschdtzung dieser finanziellen Méglichkeiten leichte
Unterschiede, vor allem bei der Moglichkeit, unerwartet
anfallende Ausgaben bestreiten zu kdnnen. In den neuen
Ldndern und Berlin sind etwas mehr Personen von den
genannten grundlegenden Gitern ausgeschlossen (siehe
Schaubild 5 auf Seite 36).

Verzicht auf langlebige Ausstattungsgiiter
aus finanziellen Griinden

8% der Personen in Deutschland leben in Haushalten, die
sich nach eigenen Angaben keinen Personenkraftwagen
leisten konnen. Besonders hdufig sind hiervon Personen
in Einpersonen- und in Haushalten von allein Erziehenden
sowie von Arbeitslosen betroffen. Von diesen muss gut ein
Fiinftel aus finanziellen Griinden auf ein Auto verzichten.

14) Anders als bei der Betrachtung des Einkommens wurde hier die Selbsteinschatzung der Befragten fiir das Jahr 2005 verwendet.
15) Wortlaut in der Antwortkategorie: ,.eine Mahlzeit mit Fleisch, Gefliigel, Fisch (oder eine hochwertige pflanzliche Mahlzeit)“.
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Schaubild 5

Finanzielle Méglichkeiten (Selbsteinschétzung)
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Auch einen Computer im Haushalt konnen sich nach einer
Selbsteinschadtzung immerhin 7% der Bevdlkerung nicht
leisten. Bei den Arbeitslosen sind es sogar 15%. Uber-
durchschnittlich stark sind hiervon die Einpersonenhaus-
halte (20%) betroffen, in geringerem Mafe auch Personen
in Haushalten von allein Erziehenden (10%). In Haushalten
mit zwei Erwachsenen und Kind(ern) fehlt ein PC aus finan-
ziellen Griinden hingegen nur sehr selten (2%).

Zwischen den neuen Landern und Berlin sowie dem fritheren
Bundesgebiet ohne Berlin gibt es hinsichtlich des Verzichts
auf Personenkraftwagen und PC aus finanziellen Griinden
nur geringfiigige Unterschiede.

Einschrankung der Wohnqualitat:
Wohnungsmangel und Wohnumfeld

Zwei Drittel der Bevdlkerung bewerten ihr Wohnumfeld als
positiv, das heift es gibt keine Kriminalitdt in der Umge-
bung, keine Luftverschmutzung durch Industrie oder Stra-
Benverkehr und zudem keine Larmbeldstigung durch
Nachbarn, Geschiéfte, Industrie oder Verkehr. Diese Wahr-
nehmung unterscheidet sich kaum zwischen West und
Ost. Auch sonst variiert die Bewertung der Wohnumgebung
anscheinend kaum zwischen den betrachteten Gruppen.
Lediglich die Personen in Haushalten von allein Erziehen-
den sind wiederum etwas haufiger von Einschrankungen
betroffen (siehe Schaubild 6).
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15% der Bevolkerung in Deutschland lebte in einer Woh-
Statistisches Bundesamt 2007 - 01 - 0042 . . . " .
nung, die — nach eigener Einschadtzung der Haushalte — hin-
Schaubild 6
Einschrankungen durch das Wohnumfeld (Selbsteinschétzung)
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Schaubild 7

Wohnungsmingel (Selbsteinschitzung)
LEBEN IN EUROPA 2005
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sichtlich Feuchtigkeit und/oder Dunkelheit deutliche Man-
gel aufweist. Von einer zu dunklen Wohnung sind zwar nur
4% der Bevolkerung betroffen, immerhin 13% miissen aber
mit Feuchtigkeit in der Wohnung zurechtkommen. Konkret
wurde hierbei nach einem undichten Dach, Faulnis in Fens-
terrahmen oder Fu3béden sowie Feuchtigkeit in Wanden,
FuBboden oder Fundament gefragt.

26% der Arbeitslosen sowie ein Viertel der Personen in
Haushalten von allein Erziehenden miissen vermehrt Ein-
schrankungen der Wohnqualitdt durch Wohnungsmangel
hinnehmen. Beide Personengruppen sind dabei mit jeweils
22% vor allem iiberdurchschnittlich stark von Feuchtigkeit
in der Wohnung betroffen.

Zwischen dem fritheren Bundesgebiet ohne Berlin und den
neuen Landern und Berlin gibt es nur geringe Unterschiede
in der Haufigkeit dieser Wohnungsmangel.

Fazit und Ausblick

Mit der Darstellung einiger Ergebnisse zu Einkommens-
armut und nicht-monetdrer Deprivation wurde ein erster
Einblick in die Daten aus LEBEN IN EUROPA 2005 gegeben.

Dabei hat sich gezeigt, dass bestimmte Bevdlkerungsgrup-
pen, wie Arbeitslose oder Personen in Haushalten von allein
Erziehenden, besonders hdufig von Einkommensarmut be-
troffen sowie in ihren Lebensbedingungen beeintrachtigt
sind. Bei anderen Bevolkerungsgruppen, wie den Einper-
sonenhaushalten, oder bei einem Vergleich der neuen Lén-
der und Berlin mit dem friiheren Bundesgebiet ohne Berlin
muss allerdings genau zwischen den betrachteten Berei-
chen unterschieden werden. In den neuen Ldndern und Ber-
lin gibt es zwar einen erhdhten Anteil von Einkommensar-
mut und auch Einschrankungen in einigen Lebensbereichen
— jedoch nicht hinsichtlich aller betrachteten Aspekte. Bei-
spielsweise existieren kaum Unterschiede zwischen Ost und
West beziiglich der finanziellen Moglichkeiten, sich Ausstat-
tungsgiiter leisten zu kdnnen, und Einpersonenhaushalte
sind nicht haufigervon Mangeln in ihrer Wohnung und ihrem
Wohnumfeld betroffen als Personen, die in anderen Haus-
haltstypen leben. Zudem variiert der Anteil der betroffenen
Personengruppen generell deutlich zwischen den betrach-
teten Aspekten, und die Ergebnisse der Messung von Ein-
kommensarmut sind abhdngig von den jeweils zugrunde
gelegten Konventionen (beispielsweise der verwendeten
Aquivalenzskala). Vor diesem Hintergrund sollte die Ausein-
andersetzung mit dem Thema Armut nicht auf die Messung
von Einkommen beschrdankt werden. Die Daten aus LEBEN
IN EUROPA kdnnen dazu beitragen, ein umfassenderes Bild
von Armut und Deprivation zu erhalten.

Ab dem Frithjahr 2007 werden mit der Bereitstellung
der Daten aus EU-SILC 2005 fiir 25 EU-Mitgliedstaaten'®),
Norwegen und Island auch vergleichende Analysen zwi-
schen diesen Landern ermoglicht. Zudem werden ab dem
Jahr 2008 Ldngsschnittanalysen moglich sein. Ial

16) Es liegen dann Daten fiir alle EU-Mitgliedstaaten zum Zeitpunkt der Erhebung vor, nicht jedoch fiir die am 1. Januar 2007 neu der Europdischen Union beigetretenen Lander Ruménien und

Bulgarien.
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MIKROZENSUS

Dipl.-Volkswirtin Kirsten Iversen

Das Mikrozensusgesetz 2005
und der Ubergang zur

Unterjdhrigkeit

Mit dem Gesetz zur Durchfiihrung einer Reprdsentativ-
statistik iber die Bevidlkerung und den Arbeitsmarkt
sowie die Wohnsituation der Haushalte 2005 (Mikrozen-
susgesetz 2005 — MZG 2005) vom 24. Juni 2004 wurde
das Erhebungsprogramm des Mikrozensus fiir die Jahre
2005 bis 2012 festgelegt. Zudem wurden die Periodizi-
taten und die Auswahlsdtze fiir die verschiedenen Erhe-
bungsmerkmale neu geregelt, um einerseits aktuelle
Angaben mit hoher Genauigkeit in tiefer, fachlicher und
regionaler Untergliederung wie bisher sicherzustellen
und andererseits die Kosten der Erhebung zu begrenzen.
Die wichtigste Anderung war jedoch das verdnderte Er-
hebungsdesign des Mikrozensus: Seit dem 1. Januar
2005 wird der Mikrozensus als unterjdhrige Erhebung
durchgefiihrt, die neben Jahres- nun auch Quartals-
durchschnittsergebnisse liefert. Damit konnte die Chance
fiir eine umfassende Neukonzeption genutzt werden, die
iber die in den bisherigen Gesetzgebungsverfahren fiir
den Mikrozensus iiblichen Anpassungen und Aktualisie-
rungen des Erhebungsprogramms weit hinausgeht. Mit
der Umstellung erfolgte gleichzeitig die flichendeckende
Einfithrung von Laptops zur Unterstiitzung der Feldar-
beit, wodurch die Anzahl der Erhebungspapiere deutlich
reduziert werden konnte. Der Methodenmix aus miind-
licher Befragung durch Erhebungsbeauftragte und
schriftlichen Erhebungsbogen fiir Selbstausfiiller bleibt
jedoch bestehen. Der Laptop-Einsatz, bei dem bereits
wdhrend der Interviews Plausibilitdtskontrollen durchge-
fiihrt werden, vermindert zudem den Erfassungsaufwand
und ermdglicht so die kurzfristige Bereitstellung von
Ergebnissen. Die auf dem Mikrozensusgesetz 2005 be-
ruhenden wichtigsten Anderungen werden im Folgenden
vorgestellt.

38

Vorbemerkung

Fiir den seit 1957 durchgefiihrten Mikrozensus wird jahrlich
etwa 1% der Bevdlkerung befragt, das sind rund 820000
Personen in 380000 Haushalten. Als Mehrthemenstich-
probe und derzeit einzige amtliche Haushalts- und Fami-
lienstatistik liefert der Mikrozensus Strukturdaten unter
anderem (ber das Erwerbsleben, die Bevolkerung, tiber
Haushalte, Familien, Lebensgemeinschaften und die Wohn-
verhdltnisse in Deutschland. Damit ist der Mikrozensus ein
wichtiger Baustein im Gesamtsystem der amtlichen Statis-
tik der Bundesrepublik und zudem ein bedeutendes Instru-
ment der informationellen Grundversorgung: Fiir Parlament,
Regierung, Verwaltung, die Sozialpartner, die Wissenschaft
und die breite Offentlichkeit sind seine Ergebnisse unver-
zichtbar.

Im Gegensatz zu anderen Haushaltsstichproben erlaubt es
der groRe Stichprobenumfang des Mikrozensus, auch fach-
lich und regional differenzierte Aussagen zu treffen und
spezifische Eigenheiten der Regionen in Deutschland auf-
zuzeigen. Mit der Einfiihrung des Mikrozensus in den neuen
Landern und Berlin-Ost im Jahr 1991 wurde eine wichtige
gemeinsame Datenbasis fiir Vergleiche der Bevolkerungs-
und Arbeitsmarktstrukturen in allen 16 Bundesldndern
geschaffen. Die regelmédBige Durchfiihrung und die Anlage
als rotierende Panelstichprobe erlauben es, Verdanderungen
der wirtschaftlichen und sozialen Verhéltnisse schnell und
mit hoher Genauigkeit festzustellen und langerfristige Ent-
wicklungen zu untersuchen.

Seit 1968 ist die Arbeitskrafteerhebung der Europdischen
Union (EU) in den Mikrozensus integriert. Sie ist das Haupt-
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instrument zur Gewinnung erwerbsstatistischer Daten in
den EU-Mitgliedstaaten und ein bedeutendes Werkzeug fiir
die Vorbereitung und Bewertung gemeinschaftlicher Akti-
onsprogramme, insbesondere auf den Gebieten Beschafti-
gung, Arbeitslosigkeit und Bildung. Seit 1996 sind die Er-
hebungsmerkmale des Mikrozensus und der Arbeitskrafte-
stichprobe weitgehend harmonisiert.

1 Inhalte des
Mikrozensusgesetzes 2005

1.1 Veranderungen im
Erhebungsprogramm

Das Mikrozensusgesetz 2005 vom 24. Juni 2004") hat das
bis dahin geltende Mikrozensusgesetz von 19962) abgeldst
und ordnet die Fortfiihrung der Erhebung fiir weitere acht
Jahre (2005 bis 2012) an. Trotz neuer Rechtsgrundlage bleibt
der Mikrozensus in seiner spezifischen Anlage als reprasen-
tative Mehrzweckstichprobe und in seinen bewdhrten kon-
zeptionellen Grundelementen unverdndert.

In Bezug auf die Erhebungsinhalte mussten im Rahmen
des Gesetzgebungsverfahrens verschiedene Zielkonflikte
gelost werden. Einerseits galt es, den Mikrozensus im Hin-
blick auf die Anderungen des Informationsbedarfs der Nut-
zer weiterzuentwickeln. Andererseits mussten die Belastun-
gen fiir die Befragten sowie der Erhebungsaufwand bzw.
die Kosten der Erhebung begrenzt werden. Von den zahl-
reichen Vorschlagen fiir die Aufnahme zusatzlicher Merk-
male, unter anderem von Seiten der Politik, der Bundes-
ministerien oder des Statistischen Beirats, konnten daher
nur einige unabweisbare neue Informationsanforderungen
beriicksichtigt werden. Im Gegenzug musste aber auf ver-
schiedene bis 2004 erhobene Merkmale verzichtet werden.
Letzten Endes konnte eine Losung dieser Zielkonflikte erst
im Rahmen intensiver Verhandlungen im Vermittlungsaus-
schuss gefunden werden.?)

Konsens in Bezug auf einen dringenden zusatzlichen sozial-
und gesellschaftspolitischen Informationsbedarf bestand
fiir den Bereich der Zuwanderung aus dem Ausland und der
Integration von Migranten. Neu in das Erhebungsprogramm
aufgenommen wurden deshalb jahrliche Fragen an einge-
biirgerte Personen zu ihrer ehemaligen Staatsangehorigkeit
und zum Jahr ihrer Einbiirgerung sowie in vierjdhrlichem
Rhythmus Fragen zu den Tatbestdanden Staatsangehérig-
keit, Zuzugsjahr, Einbiirgerung und ehemalige Staatsange-
horigkeit der Eltern. Damit stehen erstmals Informationen
zum Migrationshintergrund der Befragten (jahrlich) und
zur Migration der Elterngeneration (vierjahrlich) zur Verfi-
gung. Insbesondere kann auf eine wesentlich verbesserte
und aussagekrdftigere Datenbasis fiir Untersuchungen zur

1) BGBI.IS. 1350.

Verankerung der Migranten in Deutschland, zu Migrations-
potenzialen im Hinblick auf den Familiennachzug sowie
zu Pendelmigration und Netzwerkbildung von Migranten
zuriickgegriffen werden.

Um eine aktuellere Informationsbasis zu schaffen, erfolgte
ergdanzend ein Wechsel von einem vierjdhrlichen auf einen
jahrlichen Erhebungsrhythmus bei den Fragen zu Zahl und
Alter der im Ausland lebenden Kinder und zum im Aus-
land lebenden Ehegatten oder zu den im Ausland lebenden
Eltern.

Weitere Anderungen im Erhebungsprogramm dienen dazu,
Liicken im Bereich der bildungsstatistischen Daten zu schlie-
Ben: Vor allem fiir eine verbesserte und aussagekraftigere
Bildungsplanung wird nun nicht mehr nur nach dem gegen-
wartigen Besuch von Schule und Hochschule gefragt, son-
dern der Besuch dieser Einrichtungen sowohl in den letzten
vier Wochen als auch im letzten Jahr erhoben. Weiterhin wird
jetzt bei allen Personen generell auch die Fachrichtung ihres
héchsten beruflichen Ausbildungsabschlusses erhoben; bis
2004 richtete sich diese Frage ausschlieBlich an Fachhoch-
schul- und Hochschulabsolventen. Erganzend hierzu wird
nach einem beruflichen Abschluss neben einem Fachhoch-
schul- oder Hochschulabschluss sowie nach der Art dieses
beruflichen Abschlusses gefragt.

Ebenfalls verbessert wurde die Informationsgrundlage im
Bereich Weiterbildung, insbesondere im Hinblick auf die
Bildungsbeteiligung im Kontext des lebenslangen Lernens.
Sowohlim Bereich der allgemeinen als auch der beruflichen
Weiterbildung wird seit 2005 nach der Fachrichtung der letz-
ten besuchten Lehrveranstaltung sowie der Dauer der Teil-
nahme an diesen Lehrveranstaltungen in den letzten zwolf
Monaten gefragt. Dariiber hinaus wurde die Datenbasis bei
einigen Bildungsmerkmalen durch Verkiirzung der Periodi-
zitét (jahrliche statt vierjghrlicher Erhebung) und Anderung
der freiwilligen Auskunftserteilung in Auskunftspflicht ver-
bessert.

Um die Belastung der Befragten trotz Ausweitung der Er-
hebungsinhalte in den genannten Bereichen in Grenzen
zu halten, wurde im Mikrozensusgesetz 2005 auf andere
bis 2004 erhobene Tatbestidnde verzichtet.%) Dies betrifft
folgende Merkmale:

— EheschlieBungsjahr,
— gegenwadrtiger Besuch von Kindergarten, -krippe, -hort,

— Zugehdrigkeit zur sozialen oder privaten Pflegeversiche-
rung sowie sonstiger Anspruch auf Versorgung mit Pfle-
geleistungen; zusatzlicher Pflegeversicherungsschutz;
Art und Umfang einer Pflegebediirftigkeit,

— Gesundheitsvorsorge (Impfschutz),

2) Mikrozensusgesetz vom 17. Januar 1996 (BGBI.IS. 34), gedndert durch das Gesetz vom 21. Dezember 2000 (BGBL. IS. 1857).

3) Siehe hierzu Bundesrat, Drucksache 194/04 vom 2. April 2004 und Deutscher Bundestag, Drucksache 15/3060 vom 5. Mai 2004.

4) Die Notwendigkeit zur Streichung von Merkmalen ergab sich auch daraus, dass im gemeinsamen Frageprogramm von Mikrozensus und Arbeitskréfteerhebung der Europdischen Union
(EU-AKE) Freiraum fiir die sogenannten Ad-hoc-Module geschaffen werden musste. An diesen jahrlichen Zusatzprogrammen der EU-AKE, die kurzfristig auf européischer Ebene vergleich-
bare Daten zu wichtigen und aktuellen Themen liefern, nahm Deutschland bis 2004 nur teilweise oder gar nicht teil. Ab 2005 werden die Ad-hoc-Module in Deutschland — wie auch in den

anderen EU-Mitgliedstaaten — vollstandig umgesetzt.
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— Betriebswechsel,

— normalerweise und tatsdchlich geleistete wochentliche
Arbeitstage (in der ersten und zweiten Erwerbstatigkeit),

— Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung und Zahlung
von Beitrdgen in der gesetzlichen Rentenversicherung
sowie

— Ermafigung, Verbilligung oder Wegfall der Miete.

Weitere Vorschldge der Bundesregierung fiir eine Neuauf-
nahme von Erhebungstatbestanden wurden im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens trotz intensiver Verhandlungen
im Vermittlungsausschuss vom Bundesrat abgelehnt und
konnten somit nicht umgesetzt werden. Dabei handelte es
sich um die Merkmale

— Zahlder geborenen Kinder bei Frauen im Alter von 45 bis
65 Jahren,

— Lebenspartner auBerhalb des Haushalts,

— Hilfeleistungsmoglichkeiten im Fall von schwerer Krank-
heit oder Pflegebediirftigkeit,

— verschiedene Fragen zur Wohnung (z.B. Zahl der Rdume
sowie Ausstattung der Wohnung mit Bad, Dusche und
WQC) und

— Einbruchdiebstahl oder Einbruchsversuch in die Woh-
nung innerhalb der letzten zwolf Monate.

Zusatzlich zum jahrlichen Frageprogramm werden im Mikro-
zensus — wie schon bis 2004 - vierjahrliche Zusatzpro-
gramme erhoben, deren Erhebungstermine fiir die gesamte
Laufzeit des Mikrozensusgesetzes festgelegt sind. Aufgrund
der Stichprobenrotation®) wird jeder Befragte genau einmal
zu jedem Zusatzprogramm herangezogen. Die Gegenstdnde
und Zeitrdume der Zusatzprogramme ab 2005 sind in der
Ubersicht genauer dargestellt.

1.2 Methodische Aspekte der Erhebung
und Beibehaltung der Auskunftspflicht

Neben derAnpassung des Erhebungsprogramms an aktuelle
Datenanforderungen wurden mit dem Mikrozensusgesetz
2005 auch Verdnderungen beziiglich des Auswahlsatzes
vorgenommen. Merkmale der jahrlichen Erganzungs- und
der vierjahrlichen Zusatzprogramme, die bis 2004 bei rund
0,45% der Bevolkerung erfragt wurden, werden nun mit
dem vollen Auswahlsatz von 1% erhoben. Damit wird ab
2005 fiir nationale Merkmale gdnzlich auf Unterstichproben
verzichtet.) Vorteile sind in den Verbesserungen der Daten-
qualitat und breiteren Auswertungsmoglichkeiten vor allem
fiir kleinere Bundeslander sowie einem geringeren Organi-
sationsaufwand bei der Erhebung zu sehen.

Erhebungstermine und -tatbestande

GemaR § 4
Mikrozensus-
gesetz 2005

Tatbestand

1 GRUNDPROGRAMM
1.1 Merkmale der Person, Familien-, Haushaltszusammen-

hang, Haupt- und Nebenwohnung, Aufenthaltsdauer,

Staatsangehorigkeit .......coooiiiiiiiii i Abs. 1 Nr.
1.2 Fragen fiir eingebliirgerte Personen ............ccooevvunn.. Abs. 1 Nr.
1.3 Fragen fir Auslander/-innen ........ooviiiiiiiiiiieinnn.., Abs. 1 Nr.
1.4 Quellen des Lebensunterhalts, Hohe des Einkommens ... | Abs. 1 Nr.
1.5 Angaben zur Pflegeversicherung (Leistungen aus der

Pflegeversicherung nach Pflegestufen) ................. Abs. 1 Nr.
1.6 Angaben zur Rentenversicherung .............ccvveevnnn.. Abs. 1 Nr.
1.7 Besuch von Schule und Hochschule, allgemeiner Schul-

und beruflicher Ausbildungsabschluss, allgemeine und

berufliche Weiterbildung ..........cccoiiiiiiiiiin.... Abs. 1 Nr.
1.8 Erwerbstatigkeit, Arbeitslosigkeit und Arbeitsuche,

frihere Erwerbstatigkeit, Nichterwerbstatige,

Nichterwerbspersonen ..........c.cccoviiieiiiiiinnnnn. Abs. 1 Nr.
1.9 Situation ein Jahrvor der Erhebung ............ccooooilt Abs. 1 Nr.
2 ZUSATZPROGRAMM
2.1 Private und betriebliche Altersvorsorge ................... Abs. 2 Nr.
2.2 Zusatzangaben zur Erwerbstatigkeit () Abs. 2 Nr.
2.3 Angaben zur Gesundheit ... Abs. 2 Nr.
2.4 Zusatzfragen zur Migration .... Abs. 2 Nr.
2.5 Fragen zur Wohnsituation ....... Abs. 3
2.6 Angaben zur Krankenversicherung .. Abs. 4 Nr.
2.7 Zusatzangaben zur Erwerbstatigkeit (II Abs. 4 Nr.
2.8 Pendlereigenschaft, -merkmale (fiir Schiiler/-innen,

Studierende und Erwerbstétige) ...........ccooiiieean... Abs. 52)

11)

2b?)

.8-13

142)

1-23)

3?)

N =

Erhebungsjahr
2005 | 2006 | 2007 | 2008 2009 | 2010 | 2011 | 2012

X X X X X X X X
X X X X X X X X
X X X X X X X X
X X X X X X X X
X X X X X X X X
X X X X X X X X
X X X X X X X X
X X X X X X X X
X X X X X X X X
X - - - X - - -
X - - - X - - -
X - - X - -
X - - - X - - -
- X —_ —_ - X - —_
- - X - - - X -

- X - - - X -
- - - X - - - X

1) Die Auskiinfte iiber das Merkmal Wohn- und Lebensgemeinschaft sind freiwillig. — 2) Die Auskiinfte sind freiwillig. — 3) Die Auskiinfte iiber die Merkmale zur
Lebensversicherung (Abs. 2 Nr. 1) sowie zu den vermdgenswirksamen Leistungen und dem angelegten Gesamtbetrag (Abs. 2 Nr. 2) sind freiwillig.

5) Jahrlich wird ein Viertel der Stichprobe ausgetauscht. Somit verbleiben die ausgewahlten Auswahlbezirke vier Jahre in der Stichprobe, und die in einem Auswahlbezirk wohnende Bevélke-

rung wird in vier aufeinanderfolgenden Jahren befragt.

6) Dies beinhaltet auch die Kernmerkmale der EU-Arbeitskréfteerhebung, die in der Vergangenheit ebenfalls mit einem Unterauswahlsatz von 0,45% erhoben wurden. Fiir sie musste der
Auswahlsatz auf 1% angehoben werden, um die in der Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates vom 9. Marz 1998 zur Durchfiihrung einer Stichprobenerhebung iiber Arbeitskrafte in der
Gemeinschaft enthaltenen Genauigkeitsanforderungen an Quartalsverdanderungen zu erfiillen. Damit wird nur noch fiir die jahrlich ergénzenden Ad-hoc-Module der Arbeitskrafteerhebung
ein Unterauswahlsatz verwendet. Dieser richtet sich nach den fiir die Ad-hoc-Module geltenden Genauigkeitsanforderungen und betragt lediglich 0,1%.
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Der seit 1990 giiltige und auf dem bewdhrten Prinzip der
Flachenstichprobe basierende Auswahlplan’) sowie die
ebenfalls bewdhrte Stichprobenrotation wurden beibehal-
ten. Zur Qualitdtssicherung und um eine tiefe Regionalisier-
barkeit der Ergebnisse zu gewahrleisten, wurde das bisher
angewendete zweistufige Hochrechnungsverfahren, das aus
der Kompensation der bekannten Antwortausfélle und der
Anpassung an Eckwerte aus der laufenden Bevolkerungs-
fortschreibung besteht, weiterentwickelt und optimiert.?)
Eine Analyse der Effekte durch die gednderte Hochrechnung
sollin einer der nachsten Ausgaben dieser Zeitschrift vorge-
stellt werden.

An der Auskunftspflicht der Befragten hat der Gesetzgeber
beim Mikrozensusgesetz 2005 im Interesse einer hohen
Datenqualitdt festgehalten. Dies gilt insbesondere fiir die
Kernbereiche des Mikrozensus, zum Beispiel fiir die Fra-
gen zur demographischen Struktur und zur Arbeitsmarktbe-
teiligung der Bevolkerung. In anderen Bereichen des Frage-
programms wird teilweise auf eine freiwillige Beantwortung
durch die Befragten gesetzt.

1.3 Aufnahme einer Verordnungs-
ermdchtigung zur Flexibilisierung
des Erhebungsprogramms

In Bezug auf kiinftige Anpassungen oder Modifikationen
des Erhebungsprogramms hat der Gesetzgeber eine Verord-
nungsermdchtigung fiir das Bundesministerium des Inneren
in das Mikrozensusgesetz 2005 aufgenommen. Mit Zustim-
mung des Bundesrates kann danach die Erhebung einzelner
Erhebungsmerkmale ausgesetzt, die Periodizitdt verlangert
oder der Kreis der zu Befragenden eingeschrankt werden,
wenn die Ergebnisse nicht mehr in dem bisherigen Umfang
oder zu anderen Zeitpunkten bendtigt werden. AuRerdem
konnen bei einem gednderten Informationsbedarf ein-
zelne neue Erhebungsmerkmale eingefiihrt werden. Um
eine Ausweitung des Erhebungsumfangs und damit auch
eine zusatzliche Belastung der Befragten zu vermeiden, ist
dies allerdings nur in Kompensation mit anderen Merkma-
len moglich (sog. Omnibusprinzip). Ferner kann eine Neu-
aufnahme von Merkmalen auch nur in Bereichen erfolgen,
die bereits explizit im Mikrozensusgesetz aufgefiihrt sind.
Hierzu gehoren beispielsweise die Komplexe Haushalts-
und Familienzusammenhang, Erwerbs- und Nichterwerbsta-
tigkeit, Erwerbslosigkeit, soziale Sicherung und Wohnsitua-
tion. Damit wurde — neben einer Verfahrensvereinfachung
fur den Gesetzgeber — ein wichtiger Schritt zu einer hGheren
Flexibilitdt des Erhebungsprogramms des Mikrozensus
getan. Das Ziel war, schneller und einfacher auf einen sich
andernden Informationsbedarf reagieren zu kénnen — wenn
auch nurinnerhalb eines begrenzten und genau definierten
Spielraumes.

1.4 Der Ubergang zur unterjdhrigen
Erhebung als Erfordernis aus der
integrierten EU-Arbeitskraftestichprobe

Eine der wichtigsten und gleichzeitig auch weitreichendsten
Anderungen stellte der Wechsel der Erhebungsform beim
Mikrozensus und der integrierten EU-Arbeitskraftestich-
probe dar. Bis zum Jahr 2004 wurden die Erhebungen ein-
mal jahrlich im Friithjahr durchgefiihrt. Die Informationen
bezogen sich dabei in der Regel auf die Gegebenheiten in
einer einzigen Berichtswoche (meist die letzte feiertagsfreie
Woche im April) und entsprachen dem in der Bevilkerungs-
statistik fiir die Erhebung von Bestandsmassen {iblichen
Stichtagskonzept.

Mit dem Inkrafttreten des Mikrozensusgesetzes 2005 am
1. Januar 2005 wurde auf eine unterjdhrige, kontinuierliche
Erhebung umgestellt. Anstelle der nur einmal jahrlich in
einem Zeitraum von wenigen Wochen im Anschluss an die
feste Berichtswoche stattfindenden Datenerhebung wird das
Befragungsvolumen nun gleichmafiig mit einer gleitenden
Berichtswoche tiber das gesamte Jahr hinweg verteilt.

Zeitliche Verteilung des Befragungsvolumens

% Befragungsvolumen bis 2004
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Diese Umstellung ist vor allem vor dem Hintergrund von
neuen und zunehmend umfangreicheren Aufgaben bzw.
gesetzlichen Anforderungen auf Ebene der Europdischen
Union zu sehen. Bereits seit 1968 ist die Stichprobener-
hebung Ulber Arbeitskrafte in der Europdischen Gemein-
schaft (EU-Arbeitskrédfteerhebung) in den Mikrozensus inte-
griert. Aufgrund dieser Verkniipfung kommt iiber nationale
Belange hinaus auch der Bedarf an vergleichbaren statisti-
schen Informationen zur Erwerbstétigkeit und zum Arbeits-
markt fiir alle Mitgliedstaaten der Europdischen Union zum
Tragen. Nach derVerordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates vom
9. Médrz 1998 in Verbindung mit der Verordnung (EG) Nr.
1991/2002 des Europdischen Parlamentes und des Rates
vom 8. Oktober 2002 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr.
577/98 des Rates zur Durchfiihrung einer Stichprobener-
hebung (ber Arbeitskréfte in der Gemeinschaft wurde ver-
bindlich fiir alle Mitgliedstaaten ab 2003 eine kontinuierlich

7) Das gesamte bewohnte Bundesgebiet wurde auf Basis des Materials der Volkszahlung von 1987 in Flachen (Auswahlbezirke) unterteilt. Diese Auswahlbezirke bestehen je nach dem dort
angesiedelten Gebdudetyp aus mehreren Einfamilienhdusern, einzelnen Gebduden mit mehreren Wohnungen oder aus Gebdudeteilen. Aus der Gesamtheit der Auswahlbezirke wurden
zwanzig nach regionalen Variablen und nach dem Gebdudetyp geschichtete 1%-ige Vorratsstichproben gezogen. Alle Personen aus Privathaushalten und Gemeinschaftsunterkiinften, die
auf dem Gebiet eines sich in der Stichprobe befindenden Auswahlbezirks wohnen, werden befragt. Somit stellt der Mikrozensus eine einstufig geschichtete Klumpenstichprobe dar. Fiir die
neuen Lander und Berlin-Ost wurde nach der deutschen Vereinigung das Bevolkerungsregister ,,Statistik“ fiir die Stichprobenziehung genutzt. Eine Aktualisierung der Stichprobe erfolgt
jéhrlich sowohl fiir die alten als auch fiir die neuen Bundeslander durch eine Ergdnzungsauswahl auf Basis der Bautéatigkeitsstatistik.

8) Siehe hierzu Afentakis, A./Bihler, W.: ,Das Hochrechnungsverfahren beim unterjahrigen Mikrozensus ab 2005“ in WiSta 10/2005, S. 1039 ff.
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tiber das Jahr verteilte Erhebung mit gleitender Berichtswo-
che festgelegt, die sowohl jahrliche als auch vierteljdhrliche
Ergebnisse liefert. Die im Rahmen der Befragung erhobenen
Informationen miissen sich dabei in der Regel auf die Situa-
tion der Befragten in der vor der Befragung liegenden Woche
(Referenzwoche) beziehen.

Die Zeit fiir den Ubergang auf eine kontinuierliche Erhebung
wurde fiir Deutschland bis einschlieBlich 2004 unter der
Voraussetzung verlangert, dass in diesem Zeitraum ersatz-
weise vierteljdhrliche Schatzungen der wichtigsten Eck-
daten der Stichprobenerhebung {iber Arbeitskrédfte sowie
jahrliche Schatzungen der Durchschnittswerte bestimmter
Eckdaten vorgelegt werden. Der Wechsel des Erhebungsde-
signs von einer festen Berichtswoche hin zu einer unterjah-
rigen Erhebung mit gleitender Berichtswoche deckt nun die
verbindlichen EU-Anforderungen und Vorgaben ab.

1.5 Vorteile einer unterjahrigen Erhebung

Die Unterjahrigkeit des Mikrozensus bietet fiir die Nut-
zer weitreichende Vorteile. Viermal im Jahr konnen nun
Durchschnittsergebnisse fiir die einzelnen Quartale tber
die Zusammensetzung der Bevélkerung nach demogra-
phischen, erwerbswirtschaftlichen und sozialen Merkma-
len vorgelegt werden. Entsprechende Jahresdurchschnitts-
ergebnisse werden durch die Zusammenfassung der vier
zugehdorigen Quartale gebildet. Mit der Bereitstellung von
Quartalsergebnissen steht somit ein wesentlich umfang-
reicheres Informationsangebot als bisher aus dem Mikro-
zensus zur Verfligung. AufSerdem ist eine Ergebnisprdasen-
tation bereits drei Monate (bisher elf Monate) nach Ablauf
eines Jahres bzw. eines Quartals vorgesehen. Damit wird
dem wachsenden Bedarf von Parlament und Regierung, der
Wissenschaft, der Medien sowie der breiten Offentlichkeit
an aktuelleren Daten Rechnung getragen.

Ein weiterer wichtiger Vorteil des neuen Konzepts betrifft
den Aussagegehalt der Ergebnisse. Merkmale, die sich auf
eine einzige Berichtswoche bzw. einen einzigen Stichtag im
Jahr beziehen und starken saisonalen oder konjunkturellen
Schwankungen unterliegen (z.B. die Zahl der Arbeitslosen
oder der Erwerbstdtigen, der geringfiigig Beschaftigten, die
Ferientdtigkeiten von Schiilern/Schiilerinnen und Studie-
renden), wurden mit dem bisherigen Konzept meist {ber-
oder unterschdtzt und warfen entsprechende Interpreta-
tionsprobleme auf. Bei einer Erhebung, die kontinuierlich
iber das Jahr verteilt ist und sich zeitnah auf den jeweiligen
Berichtszeitpunkt bezieht, lassen sich dagegen unterjahrige
Verldufe und Entwicklungen abbilden. Zusatzlich kénnen
Erinnerungseffekte der Befragten und damit verbundene
Beeintrdachtigungen der Ergebnisqualitdt durch die enge

Koppelung von Befragungs- und Berichtswoche (als Woche
vor der Befragung) deutlich reduziert werden.

Ebenso sind Entwicklungsvergleiche auf der Basis von Jah-
resdurchschnitten wesentlich aussagekréftiger als auf Basis
von Daten einer einzigen Berichtswoche im Jahr. Dariiber
hinaus werden vielfaltigere Vergleiche, zum Beispiel von
Quartalsergebnissen mit dem jeweiligen Vorquartal oder
dem Vorjahresquartal, moglich.

Beziiglich der Genauigkeit weisen die Jahresdurchschnitts-
ergebnisse und die Ergebnisse der bisherigen Stichtags-
erhebung in etwa gleich hohe Standardfehler auf. Folglich
bleibt die fachliche und regionale Gliederungstiefe der Jah-
resergebnisse auch nach dem Ubergang auf eine kontinuier-
liche Erhebung erhalten.

Die unterjahrige Erhebung bringt also viele Vorteile. Um
diese ausschopfen zu kdonnen, wurde bei der Entwicklung
auch das Standardauswertungsprogramm in Verbindung
mit besseren Bund-Ldnder-Verbundlésungen angepasst,
insbesondere wurde eine regelméfige Arbeitsmarktbericht-
erstattung zur Abbildung saisonaler und konjunktureller
Entwicklungen (Vorquartals- und Vorjahresquartalsverglei-
che) aufgebaut.?)

Mit den harmonisierten Arbeitskrdfteerhebungen in den
Mitgliedstaaten steht auf Ebene der Europdischen Union ein
zuverldssiges Instrument fiir internationale Vergleiche von
Niveau, Struktur und Entwicklung von Erwerbstatigkeit und
Erwerbslosigkeit zur Verfligung. Auf nationaler Ebene bietet
die Integration der EU-Arbeitskrafteerhebung in den Mikro-
zensus fiir Deutschland zudem den Vorteil, dass der Erhe-
bungsaufwand insgesamt verringert und damit erhebliche
Kosten eingespart werden kdnnen. Eine zusdtzliche Belas-
tung der Haushalte entsteht durch die Umstellung auf das
unterjahrige Erhebungsdesign nicht, da die Auswahlbezirke
weiterhin nur einmal jahrlich und nicht langer als vier Jahre
in die Erhebung einbezogen werden.

1.6 Mikrozensus-Schnellauswertung
ab 2007

Mit dem Mikrozensusgesetz 2005 hat der Gesetzgeberauch
eine hochaktuelle, monatliche Berichterstattung in Form
von Zusatzaufbereitungen zum Erwerbsstatus aus der lau-
fenden Mikrozensuserhebung angeordnet. Der Fokus liegt
dabei primdr auf der monatlichen Entwicklung der Erwerbs-
losenzahl sowie den Erwerbslosen- und Erwerbstatigenquo-
ten nach den Kriterien und Definitionen der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO). Eine weitere Liicke der deutschen
Arbeitsmarktberichterstattung in Bezug auf zeitnahe, inter-
national vergleichbare monatliche Arbeitsmarktdaten kann
damit geschlossen werden.')

9) Im Bereich Haushalt, Familie und neue Lebensformen erfolgte eine Ausweitung der Auswertungsprogramme unter Fokussierung auf den Hauptwohnsitz, um eine verbesserte Informati-
onsgrundlage fiir 6konomische Fragestellungen zu schaffen. Des Weiteren wurde bei der Abgrenzung des Haushalts von der Bezugsperson (erste Person im Fragebogen) auf den Hauptein-
kommensbezieher iibergegangen, um die Vergleichbarkeit mit den Ergebnissen anderer — primér 6konomisch orientierter — Statistiken (z. B. der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe)
zu verbessern. Zugleich wurde im Verdffentlichungsprogramm das bisherige traditionelle Familienkonzept durch das neue Lebensformenkonzept ersetzt. Beide Konzepte stehen aber auf
Mikrodatenebene weiterhin zur Verfiigung, sodass auch in diesem Bereich auf eine deutlich verbesserte Informationsbasis zuriickgegriffen werden kann. Siehe hierzu Néthen, M.: ,,Von der

Jtraditionellen Familie’ zu ,neuen Lebensformen’ in WiSta 1/2005, S. 25 ff.

10) Fiir den raschen Aufbau einer neuen monatlichen ILO-Statistik, die international vergleichbare Daten zur Entwicklung des Arbeitsmarktes liefert, wurde ein ,Zwei-Stufen-Modell* ent-
wickelt. In der ersten Stufe liefert seit Mdrz 2005 eine Telefonstichprobe in Verbindung mit der Erwerbstatigenrechnung im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen des
Statistischen Bundesamtes aktuelle monatliche Ergebnisse fiir Erwerbslose und Erwerbstétige nach den Definitionen der Internationalen Arbeitsorganisation (siehe hierzu Riede, T./
Sacher, M.: ,,Arbeitsmarkt in Deutschland — erster Baustein der neuen ILO-Statistik“ in WiSta 2/2004, S. 148 ff.). In der zweiten Stufe sollen ab Mai 2007 die Erwerbslosenzahlen aus der

Mikrozensus-Schnellauswertung in die monatliche ILO-Arbeitsmarktstatistik einflie3en.
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Fiirdie Zusatzaufbereitungen zur Erwerbsheteiligung werden
seit Februar 2005 die einem Berichtsmonat zuzuordnenden
Befragungsdaten kurze Zeit nach Ende der Berichtsperiode
von den Statistischen Amtern der Linder dem Statistischen
Bundesamt zur Verfiigung gestellt. Fiir alle Lander erfolgen
dann zentral im Statistischen Bundesamt die Hoch- und
Fehlerrechnung sowie die Analyse der Ergebnisse auf Bun-
desebene.

Derzeit werden im Statistischen Bundesamt in enger Zusam-
menarbeit mit den Statistischen Landesdamtern umfang-
reiche methodische Untersuchungen insbesondere zur
Datenqualitdat und zum Einfluss unterschiedlicher Hochrech-
nungsverfahren auf die Monatsergebnisse durchgefiihrt.
Getestet werden dabei eine rein demographische Hochrech-
nung sowie verschiedene Varianten mit zusatzlicher Anpas-
sung an externe Arbeitsmarktdaten mit den Zielen, einen
relativen Standardfehler der Verdnderung zum Vormonat
von etwa 2% sowie Kohdrenz zu anderen erwerbsstatisti-
schen Datenquellen zu erreichen. Die einzelnen Hochrech-
nungsvarianten werden nicht nur in Bezug auf Niveau und
Verlauf der Ergebnisse zu den Kernvariablen Erwerbslosig-
keit und Erwerbstédtigkeit bewertet. Auch die Auswirkungen
der zusatzlichen Anpassung an externe Arbeitsmarktdaten
auf die Ergebnisse zu anderen Merkmalen des Mikrozensus
(z.B. Bildungsabschliisse) werden in die Analysen einbe-
zogen.

2 Anpassung der Ablauforganisation
und der Erhebungsinstrumente

2.1 Die Erhebung mit verschiedenen
Instrumenten

Der Instrumentenmix von miindlicher Befragung durch Inter-
viewer und schriftlicher Befragung, bei der der Befragte den
Fragebogen selbst ausfiillt, wurde beibehalten. Der Inter-
viewereinsatz ist im Hinblick auf das komplexe Fragepro-
gramm des Mikrozensus und das Prinzip der Flachenstich-
probe unverzichtbar. Die schriftliche Befragung trdgt dem
informationellen Selbstbestimmungsrecht der Befragten im
Rahmen der gesetzlichen Regelungen Rechnung und sichert
eine hohe Ausschépfung der Mikrozensusstichprobe.

Der Wechsel auf eine unterjdhrige Erhebung ermdglichte
und erforderte weit reichende Veranderungen und MaBnah-
men im Hinblick auf die Erhebungs- und Ablauforganisa-
tion des Mikrozensus. Im Vordergrund stand dabei das Ziel,
den Zeitraum zwischen Datenerhebung und Ergebnisbereit-
stellung zu verkiirzen. Dazu mussten Losungen gefunden
werden, die den organisatorischen Aufwand bei Durchfiih-
rung und Aufbereitung der Erhebung reduzieren. Gleichzei-
tig sollte auch die Datenqualitat verbessert werden. Bei der
Umsetzung dieser Ziele stand in erster Linie der Einsatz der
Erhebungsinstrumente im Fokus.

Wurden bis 2004 die Ergebnisse der miindlichen Befra-
gungen durch Interviewer iiberwiegend noch handschrift-
lich in einem Erhebungsbogen festgehalten, so kamen
bereits im ersten Quartal 2005 Laptops zur computerunter-
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stlitzten personlichen Befragung (CAPI) in den Bundeslan-
dern fast flachendeckend zum Einsatz. Rationalisierungs-
effekte sowie Aktualitdts- und Qualitdtsvorteile kdnnen
nun wesentlich besser ausgeschdpft werden. Die standar-
disierte Fiihrung der Interviews infolge der automatischen
Filterflihrung, die Moglichkeit des Setzens komplexer Filter
sowie die umfangreichen in das Interview integrierten dia-
logbasierten Plausibilitdtskontrollen verbessern die Daten-
qualitdt und verringern den nachtrédglichen Bereinigungs-
aufwand. Mit dem fldchendeckenden Einsatz von Laptops
entfdllt auch in den Statistischen Landesdmtern die bis
2004 iibliche umfangreiche separate Erfassung der Anga-
ben aus den Erhebungsbhogen der Interviewer.

Dariiber hinaus werden verschiedene Arbeitsschritte, die im
Mikrozensus bis 2004 im Rahmen einer Nachbearbeitung
des Datenmaterials durchgefiihrt wurden, inzwischen sofort
auf dem Laptop wahrend des Interviews umgesetzt. Hierzu
zdhlen zum Beispiel die Signierungen der Familien nach tra-
ditionellem und neuem Lebensformenkonzept.

Mit dem Einsatz moderner Computertechnologie erdffnete
sich zudem die Moglichkeit, dass die Interviewer die erho-
benen Daten mittels Datenferniibertragung tagesaktuell an
die Statistischen Landesdmter ibermitteln kénnen. Durch
den zeitnahen Datentransfer wird eine hohe Aktualitdt des
Datenbestandes in den Statistischen Landesdmtern erzielt.
Konnten die Ergebnisse in der Vergangenheit erst etwa ein
Jahr nach dem Erhebungstermin veréffentlicht werden, so
stehen erste Quartalsdurchschnittsergebnisse nun bereits
rund drei Monate nach Abschluss des jeweiligen Quartals
zur Verfligung. Der Laptop-Einsatz bietet zudem den Vor-
teil, dass etwaige Fehler im Frageprogramm wahrend des
laufenden Erhebungsjahres zeitnah durch ein Programm-
Update behoben werden kénnen. Daraus ergibt sich eben-
falls ein geringerer Nachbearbeitungsaufwand.

2.2 Qualitatsverbesserungen

Mit der Einfiihrung der unterjahrigen Erhebung hat sich
zudem die Struktur der Interviewer bzw. des Interviewer-
einsatzes gewandelt. Das bis 2004 angewandte Erhebungs-
konzept erforderte einen sehr grofen Interviewerstamm,
wobei sich die Interviewertdtigkeit auf einen vergleichs-
weise kurzen Zeitraum im Anschluss an die feste Berichts-
woche im Frithjahr konzentrierte. Durch die seit 2005 erfor-
derlichen hdufigeren Einsdtze der Interviewer, die iber
das gesamte Jahr verteilt sind, reduziert sich der Intervie-
werstamm in erheblichem Ausmag. Infolgedessen kdnnen
die Erhebungsbeauftragten wesentlich intensiver und bes-
ser geschult werden.

Angesichts des grofieren Zeitdrucks durch die unterjahrige
Erhebung und der damit verbundenen organisatorischen
Herausforderungen spielen die Kommunikation und der
Austausch zwischen den Interviewern und den Statistischen
Landesamtern eine wichtige Rolle. Des Weiteren erfordert
das kontinuierliche Erhebungsgeschéft an sich eine Intensi-
vierung der Zusammenarbeit zwischen Interviewer und Sta-
tistischem Landesamt. Hier kommt dem Einsatz moderner
Computertechnologie und den technischen Moglichkeiten
der Datenferniibertragung eine zentrale Bedeutung zu. Mit

43



MIKROZENSUS

ihrer Hilfe kann zwischen den Statistischen Landesdmtern
und den Interviewern auf schnelle und effiziente Art und
Weise ein stdndiger Daten- und Informationsaustausch
erfolgen.

2.3 Modernisierung und Anpassung
der Erhebungspapiere

Aufgrund der Einfiihrung der flachendeckend computer-
unterstiitzten Erhebung und des Verzichts auf die 0,45%-
Unterstichprobe war es ferner moglich, die Anzahl der bis
2004 fiir den Mikrozensus eingesetzten Erhebungsunterla-
gen und -papiere wesentlich zu reduzieren und damit weiter
deutlich zu rationalisieren und die Qualitdt zu verbessern.
Insgesamt vier verschiedene Fragebogen (,Selbstausfiil-
ler“-Bogen fiir die Befragten sowie Interviewerbogen fiir die
Interviewer und diese jeweils mit und ohne Erganzungspro-
gramm) wurden bis zum Jahr 2004 verwendet. Seit Anfang
2005 wird nur noch ein Fragebogen eingesetzt, und zwar
der Fragebogen fiir die Befragten, die ihrer Auskunftspflicht
schriftlich nachkommen mochten. Erganzend hierzu wird
fur das jahrlich thematisch wechselnde Ad-hoc-Modul der
EU-Arbeitskrafteerhebung ein Einlegebogen verwendet, der
nurvon 0,1% der Haushalte beantwortet werden muss.

Obwohl die Bedeutung des Zeitfaktors bei der kontinuier-
lichen Erhebung gewachsen ist, kommt der schriftlichen
Befragung trotz ihrer aufwandigen und zeitintensiven Orga-
nisation nach wie vor eine zentrale Rolle zu. Dies gilt umso
mehr, als die Interviewer mit ihrer ganzjdhrigen Feldarbeit
wesentlich stdrker als bislang in die Urlaubs- und Ferien-
zeiten der Bevilkerung geraten und infolgedessen der Anteil
dervom Interviewer nicht erreichten und daher schriftlich zu
befragenden Haushalte ansteigt. Deshalb wurden auch an
den Unterlagen fiir die schriftliche Befragung umfangreiche
Verbesserungen vorgenommen, die in erster Linie systema-
tische Fehlerquellen vermeiden sollen. Hierzu wurde unter
anderem das Layout des Erhebungsbogens verbessert und
tibersichtlicher gestaltet sowie die Filterfiihrung optimiert.

Die Interviewerhandbiicher wurden ebenfalls tiberarbeitet
und weiterentwickelt. Ihnen liegt nun ein modularer Aufbau
zugrunde. Dies ermoglicht es, bei Veranderungen im Erhe-
bungsprogramm einzelne Teile gezielt auszutauschen. Alle
Handbuchmodule fiir die Interviewer sind in einem Ordner
gebiindelt, der auch fiir weitere Informationsmaterialien der
Statistischen Landesdmter oder persénliche Notizen der
Interviewer ausreichend Platz bietet.

3 Resiimee und Ausblick

Das Mikrozensusgesetz 2005 brachte fiir den Mikrozensus
viele Verdnderungen. Diese betreffen die Erhebungsinhalte,
die Periodizitdt einzelner Merkmale, den Auswahlsatz der
bislang im Rahmen einer Unterstichprobe erhobenen Tat-
bestinde und die Erhebungsform. Die wichtigste Ande-
rung stellte der Schritt von der jahrlichen zur unterjdhrigen,
kontinuierlichen Erhebung dar, mit der zusatzliche Aussa-
gen Uber unterjahrige Entwicklungsmuster ermoglicht wur-
den und ein groBBeres und aktuelleres Informationsangebot
geschaffen werden konnte.
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Im Zuge der inhaltlichen Anderungen erfolgte auch eine
Uberarbeitung der Erhebungsunterlagen des Mikrozensus.
Zudem wurde mit Beginn der unterjahrigen Erhebung fla-
chendeckend die computergestiitzte Befragung (CAPI) ein-
gefiihrt. Durch die direkte Integration von Plausibilitats-
kontrollen in den Laptop-Fragebogen und die intensiveren
Schulungsmoglichkeiten der Interviewer lief3 sich die Quali-
tat der Daten steigern.

Die Umstellung auf eine unterjahrige Erhebung wurde auf-
grund der Integration der EU-Arbeitskrédfteerhebung in
den Mikrozensus erforderlich: Ab 2002 allgemein und fiir
Deutschland ab 2005 ist eine kontinuierliche Befragung
tiber das gesamte Jahr vorgeschrieben. Durch die gemein-
same Erhebung von Mikrozensus und EU-Arbeitskraftestich-
probe werden betrachtliche zusatzliche Kosten fiir Bund
und Lander, die bei einer getrennten Durchfiihrung der bei-
den Erhebungen entstanden wdren, vermieden sowie die
Belastung fiir die Befragten moglichst gering gehalten.

Um die Qualitdt der Mikrozensusergebnisse weiter zu
sichern und zu steigern, wird der Fragebogen verschiedenen
Pretests unterzogen. Fiir die Schulung der Interviewer wer-
den fiir alle Lander gemeinsame Schulungsmodule entwi-
ckelt, um die Durchfiihrung der Erhebung weiter zu verein-
heitlichen.

Im Rahmen der technischen Weiterentwicklung werden
gegenwadrtig sowohl im Organisationsablauf als auch in der
Erhebung selbst neue Programme aufgebaut bzw. beste-
hende Programme verbessert. Im methodischen Bereich
werden derzeit Analysen zu den Auswirkungen der verdn-
derten Hochrechnung durchgefiihrt, deren Ergebnisse in
einer der folgenden Ausgaben dieser Zeitschrift prasentiert
werden sollen. L
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Dr. Claire Grobecker, Dipl.-Ingenieurin Elle Krack-Roberg, Dipl.-Volkswirtin Bettina Sommer

Bevolkerungsentwicklung

2005

Geburten, Sterbefdlle und Wanderungen sind die grund-
legenden Komponenten der Bevélkerungsentwicklung. Auf
der Grundlage des jeweils friiheren Bevélkerungsstandes
wird durch Bilanzierung im Rahmen der gemeindeweisen
Bevolkerungsfortschreibung der neue Bevdlkerungsstand
ermittelt.

Ende 2005 hatte Deutschland rund 82,438 Mill. Einwohner,
63000 Personen weniger als Ende 2004. Im Jahr 2004 war
die Beviélkerungszahl gegeniiber dem Vorjahr (2003) um
31000 Personen zuriickgegangen. Der Bevélkerungsriick-
gang ist darauf zuriickzufiihren, dass das wachsende Defi-
zit der Geburten gegeniiber den Sterbeféllen von 144000
durch den riickldufigen Zuwanderungsiiberschuss von
79000 nicht mehr ausgeglichen wurde.

Neben einem Uberblick iiber den Stand der Bevélkerung
Ende 2005 enthdlt der vorliegende Beitrag die Eckdaten der
natiirlichen und der rdumlichen Bevdlkerungsbewegung im
Jahr 2005. Aufgrund der besonderen Bedeutung des Wan-
derungsgeschehens fiir die Bevdlkerungsentwicklung in
Deutschland werden die Verdnderungen der Auf3en- und Bin-
nenwanderungen im Zeitvergleich ausfiihrlich dargestellt.

1 Natiirliche Bevdolkerungsbewegung

Im Jahr 2005 ging die Zahl der lebend geborenen Kinder
gegeniiber 2004 um 2,8% auf 686 000 zuriick. Damit gab es
wieder einen deutlichen Geburtenriickgang, nachdem die
Geburtenzahl im Jahr 2004 im Vergleich mit 2003 nahezu
stagniert hatte. 2005 wurden 79 000 Kinderweniger geboren
als zehn Jahre zuvor (siehe Tabelle 1). Ein Grund fiir diesen
Riickgang ist das Aufriicken geburtenschwacher Jahrgéange
in das Alter zwischen Mitte 20 und Mitte 30. In diesem Alter
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bekommen Frauen am haufigsten ihre Kinder, die altersspe-
zifischen Geburtenziffern und damit die Geburtenhdufig-
keit sind am hochsten. 1995 lebten 6,7 Mill. Frauen dieses
Alters in Deutschland, 2005 dagegen nur etwa 4,8 Mill.

Tabelle 1: EheschlieBungen, Lebendgeborene und Gestorbene

Uberschuss
der
Jahr Ehe- Lebend- Gestorbene | Gestorbenen
schlieBungen| geborene = .

Uber die
Geburten
1991 454291 830019 911245 81226
1995 430534 765221 884588 119367
2000 418550 766999 838797 71798
2001 389591 734475 828541 94066
2002 391963 719250 841686 122436
2003 382911 706721 853946 147 225
2004 395992 705622 818271 112649
2005 388451 685795 830227 144432

Die zusammengefasste Geburtenziffer gibt an, wie viele Kin-
der eine Frau im Durchschnitt im Alter zwischen 15 und 49
Jahren zur Welt bringen wiirde, wenn die altersspezifischen
Geburtenverhaltnisse des Berichtsjahres konstant blieben;
sie betrug 2005 1,340. Damit fiel sie dhnlich wie 2002 und
2003 aus, wahrend sie 2004 mit 1,355 hoher gewesen war.

Der Anteil der Kinder, die auRerhalb einer Ehe geboren wur-
den, ist weiter angestiegen und lag im Jahr 2005 bei 29,2%.
Zehn Jahre zuvor hatten 16,1% der Neugeborenen Miitter,
die nicht verheiratet waren.

Die Zahl der Kinder deutscher Ehepaare ging — wie bereits
seit 1998 zu beobachten — erneut zuriick; 2005 wurden
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347000 Kinder geboren, deren Vater und Mutter Deutsche
und miteinander verheiratet waren (siehe Tabelle 2). Die
Zahl der lebend geborenen Kinder von nicht verheirateten
deutschen Frauen nahm dagegen weiter zu und erreichte
2005 181 000. In den letzten Jahren war die Zahl der Kinder
aus deutsch-ausldndischen Ehen stets angestiegen. 2005
stagnierte dagegen die Zahl der Kinder aus Ehen eines deut-
schen Mannes und einer ausldndischen Frau bei 46 000 und
die derKinderaus Ehen einer deutschen Frau und eines aus-
landischen Mannes nahm um 2,5% auf 35000 ab.

Kinder, deren Vater oder Mutter oder beide Eltern Deutsche
sind, erhalten mit der Geburt die deutsche Staatsangehd-
rigkeit, unabhdngig davon, ob die Eltern miteinander ver-
heiratet sind oder nicht. Dies traf 2005 auf 615000 Kin-
der zu. Seit dem Jahr 2000 erwerben auch in Deutschland
geborene Kinder auslandischer Eltern unter bestimmten
Voraussetzungen mit der Geburt die deutsche Staatsange-
horigkeit!). Damit trat neben das Abstammungsprinzip das
Geburtsortprinzip, das sogenannte ,ius soli“. 2005 wurden
etwa 40000 Kinder geboren, bei denen diese Bedingungen
erfiillt waren. Diese Zahl lag erheblich hoher als in den Vor-
jahren, unterschritt aber immer noch das Ergebnis aus dem
Jahr 2000. Insgesamt sind seit dem Jahr 2000 231 000 deut-
sche Kinder ausléndischer Eltern geboren worden. Diese
Kinder miissen als Erwachsene fiir die deutsche oder die
Staatsangehdrigkeit ihrer Eltern optieren.

2005 kamen in Deutschland 655500 Kinder mit deutscher
Staatsangehdrigkeit, die sie aufgrund ihrer Abstammung
oder des Geburtsortrechts erwarben, zur Welt. Das waren
10000 weniger als 1995, wobei damals das ius soli noch
nicht galt. 30000 Kinder, die 2005 geboren wurden, hatten
eine ausldndische Staatsangehorigkeit. Das waren anna-
hernd 40% weniger als 2000, als das ius soli eingefiihrt
wurde. Fasst man die Kinder ausliandischer Eltern (weder
Vater noch Mutter haben die deutsche Staatsangehorig-
keit) unabhdngig von der Staatsangehorigkeit dieser Kin-
der zusammen, so waren dies 2005 mit 70000 erheblich

weniger als 2000 mit 91000 und 1995 mit 100000 (siehe
Tabelle 2). Nachgewiesen wird hier die Staatsangehorigkeit
der Kinder und ihrer Eltern. Zu den deutschen Eltern geho-
ren somit auch Personen, die eingebiirgert wurden. Deren
Anzahl ldsst sich aus der Geburtenstatistik allerdings nicht
ermitteln.

2005 starben 830000 Menschen, etwa 1,5% mehrals 2004
(siehe Tabelle 1). Zunahmen der Zahl der Sterbefalle hatte
es zuvor 2002 und 2003 gegeben, wahrend sich die Zahl der
Sterbefdlle von 1995 bis 2001 stets verringert hatte. Ent-
sprechend ihrem hoheren Anteil an der dlteren Bevélkerung
starben im Jahr 2005 mehr Frauen (53% der Sterbefille) als
Ménner. Frauen starben in weit hoherem Alter als Mdnner.
Von den gestorbenen Frauen war die Halfte mindestens 83
Jahre alt und fast ein Viertel (109 000) war 90 Jahre oder
dlter gewesen. Unter den Mannern, die 2005 starben, war
jeder zweite 74 Jahre oder dlter. Dagegen entfielen auf unter
60-)dhrige 17,7% der Sterbefélle der Manner und nur 7,7%
derjenigen der Frauen.

Weiter zuriickgegangen ist die Sauglingssterblichkeit: Im
Jahr 2005 starben durchschnittlich 3,9 von 1000 Kindern,
bevor sie ihr erstes Lebensjahr vollendet hatten. 2004 wa-
ren es 4,1 und im Jahr 2000 4,4 gestorbene Sduglinge je
1000 Lebendgeborene gewesen.

Um die Sterblichkeit unabhangig vom aktuellen Altersauf-
bau der Bevdlkerung darzustellen, wird die Lebenserwar-
tung mittels der Sterbetafel berechnet. Die Lebenserwar-
tung wird stets fiir einen Drei-Jahres-Zeitraum ermittelt, um
den Einfluss zufalliger Schwankungen zu minimieren. Nach
der Sterbetafel 2003/2005 betrug sie fiir einen neugebo-
renen Jungen durchschnittlich 76,2 Jahre und fiir ein neu-
geborenes Madchen 81,8 Jahre. Gegeniiber der vorherigen
Sterbetafel 2002/2004 bedeutet dies eine Zunahme der
durchschnittlichen Lebenserwartung um 0,3 Jahre bei bei-
den Geschlechtern. Fiir 60-jahrige Mdnner wurde eine wei-
tere Lebenserwartung von 20,3 Jahren und fiir gleichaltrige

Tabelle 2: Lebendgeborene nach der Staatsangehorigkeit und dem Familienstand der Eltern

Lebendgeborene mit deutscher Staatsangehdrigkeit Lebendgeborene mit ausléndischer
Vater oder Mutter oder beide deutsch Staatsangehdrigkeit
Eltern verheiratet Eltern nicht verheiratet Eltern auslandisch
Jahr Insgesamt Eltern
zusammen Vater Mutter Vater PR
Eltern Deutscher, | Deutsche, Mutter Deutscher, auslandisch?) zusammen Eltern illt;:?
Deutsche Mutter Vater Deutsche?) Mutter verheiratet verheiratet?)
Ausldnderin| Ausldander Ausldnderin
1995 765221 665 507 506 847 23948 23498 111414 X X 99714 88052 11662
1996 796013 689784 513624 27192 26205 122763 X X 106 229 93292 12937
1997 812173 704991 514864 29438 28246 132443 X X 107182 93792 13390
1998 785034 684977 481736 31052 28859 143330 X X 100057 86270 13787
1999 770744 675528 457588 32523 30000 155417 X X 95216 79999 15217
2000 766999 717223 441 500 36206 32410 163086 2764 41257 49776 39193 10583
2001 734475 690302 410663 37718 32498 167 680 3143 38600 44173 34463 9710
2002 719250 677 825 390764 41000 33509 170915 4069 37568 41425 31714 9711
2003 706721 667 366 374321 43483 34685 173305 4753 36819 39355 30018 9337
2004 705622 669 408 366219 45841 35912 178992 5581 36863 36214 27012 9202
2005 685795 655534 347336 46003 35025 181105 5909 40156 30261 21644 8617

1) Vater Deutscher oder Ausldander oder ohne Angabe. — 2) Kind hat die deutsche Staatsangehdrigkeit nach § 4 Abs. 3 Staatsangehorigkeitsgesetz erworben;
einschl. nicht verheirateter auslédndischer Miitter ohne Angabe zum Vater. — 3) Mutter Ausldnderin, Vater Ausldnder oder ohne Angabe.

1) Durch die Geburt im Inland erwirbt ein Kind auslandischer Eltern die deutsche Staatsangehérigkeit, wenn ein Elternteil seit acht Jahren rechtméaBig seinen gewshnlichen Aufenthalt im
Inland hatte und eine Aufenthaltserlaubnis oder eine Niederlassungserlaubnis besitzt oder freiziigigkeitsberechtigter Unionsbiirger oder gleichgestellter Staatsangehériger eines Staates

des Europdischen Wirtschaftsraums ist.

46

Statistisches Bundesamt e Wirtschaft und Statistik 1/2007



BEVOLKERUNG

Frauenvon 24,3 Jahren ermittelt. Bei diesen Werten handelt
es sich um das Ergebnis einer Querschnittsbetrachtung tiber
alle im betrachteten Zeitraum Gestorbenen. Nicht ablesbar
ist daraus die Lebenserwartung eines bestimmten Geburts-
jahrgangs. Fiir deren Abschadtzung werden ,,Generationen-
tafeln“ benotigt. Dazu liegen Modellrechnungen des Statis-
tischen Bundesamtes vor.?)

Da im Jahr 2005 die Zahl der lebend geborenen Kinder um
20000 abnahm und die der Sterbefdlle um 12000 stieg,
fiel das Geburtendefizit hher aus als 2004. 2005 starben
144000 Menschen mehr als Kinder geboren wurden. Im
Jahr zuvor hatte dieses Defizit 113000 und 2003 147 000
betragen. Das hochste Geburtendefizit hatte es 1975 mit
207 000 gegeben.

2005 heirateten 388000 Paare, 1,9% weniger als ein Jahr
zuvor (sieheTabelle 1). Nach dem zwischenzeitlichen Anstieg
2004 setzte sich damit die seit ldngerem zu beobachtende
riickldufige Entwicklung jetzt wieder fort. Mit Ausnahme der
Jahre 1999 und 2002 hatte die Zahl der EheschlieBungen
seit den 1990er-Jahren standig abgenommen.

Von den Personen, die 2005 heirateten, waren tiber 70%
zuvor ledig gewesen (72,9% der Manner und 72,3% der
Frauen). Geschieden waren jeweils gut ein Viertel der Mé&n-
ner (25,2%) und der Frauen (26,6%), die 2005 eine Ehe

schlossen. Ledige Mdnner waren 2005 bei ihrer Hochzeit im
Durchschnitt 32,6 Jahre alt, ledige Frauen 29,6 Jahre.

Fast ein Fiinftel der Paare, die 2005 bei einem deutschen
Standesamt den Bund der Ehe eingingen, hatte gemein-
same voreheliche Kinder (74 000 Paare mit 90 000 Kindern).
Die Ergebnisse zur Anzahl und zum Anteil der nicht ehelich
geborenen Kinder sind also etwas zu relativieren, da ein Teil
der Eltern spater noch heiratet.

Bei fast 85% der EheschlieBungen waren Mann und Frau
Deutsche, bei 2% waren beide auslandische Staatsangehd-
rige. Auf einen deutschen Mann und eine ausldndische Frau
entfielen 7,6%, auf eine deutsche Frau und einen auslan-
dischen Mann 5,4% der 2005 bei einem deutschen Stan-
desamt geschlossenen Ehen.

2 Raumliche Bevolkerungsbewegung

2.1 Wanderungen insgesamt

Im Jahr 2005 verlegten 4,99 Mill. Personen ihren Wohnsitz
in eine andere Gemeinde Deutschlands bzw. zogen tber die
Bundesgrenzen zu oder fort (siehe Tabelle 3). Als Wande-
rungsfall gilt jeder Einzug in oder Auszug aus eine(r) Haupt-

Tabelle 3: Entwicklung der Wanderungen

Auflenwanderung
ahr Zu-und . Zuzii Fortzii
J e Bn:jnen- 2u- und u u“ge ortziige
Land insgesamt | VANCEMUNS | Fortziige | au5 dem ungeklartes indas |ungeklartes Saldo
insgesamt | pyglang | Merkunfts- | zusammen |y cong Zielgebiet | Z45aMmen
gebiet
5197760 3402327 1795433 1182927 16051 1198978 582240 14215 596 455 +602523
5728082 3505757 2222325 1489 449 12749 1502198 701424 18703 720127 +782071
5721529 3628809 2092720 1268004 9404 1277 408 796 859 18453 815312 +462096
5762404 3912296 1850108 1070037 12516 1082553 740526 27029 767 555 +314998
5745284 3951123 1794161 1082176 13872 1096048 674204 23909 698113 +397935
5590093 3952908 1637185 948378 11313 959691 668789 8705 677 494 +282197
5602538 4014936 1587 602 829828 10805 840633 741114 5855 746969 +93 664
5558619 4000805 1557814 789559 12897 802456 737903 17 455 755358 +47098
5513580 3967 509 1546071 859513 14510 874023 646929 25119 672048 +201975
5407 294 3892098 1515196 830395 10763 841158 656299 17739 674038 +167120
5361203 3875492 1485711 868661 10556 879217 592235 14259 606 494 +272723
5309168 3843370 1465798 831526 11017 842543 606373 16882 623255 +219288
5201293 3805988 1395305 753349 15626 768975 601959 24371 626330 +142 645
5214905 3737098 1477 807 738081 42094 780175 661401 36231 697 632 +82543
4990867 3655116 1335751 695122 12230 707352 604921 23478 628399 +78953
Baden-

Wiirttemberg ......... 792014 552483 239531 121026 115 121441 118025 365 118390 +2751
Bayern .......oooiiiinn 843262 612638 230624 118939 410 119349 111009 266 111275 +8074
Berlin .......ocoiiiiiat. 145145 74490 70655 41906 686 42592 27637 426 28063 +14529
Brandenburg ........... 140611 123059 17552 8965 4 8969 8583 0 8583 +386
Bremen ................ 33988 22349 11639 6504 1 6505 5134 0 5134 +1371
Hamburg............... 100331 57636 42695 23070 1020 24090 18475 130 18605 +5485
Hessen ........coovunenn 436536 298238 138298 61094 5748 66842 59186 12270 71456 -4614
Mecklenburg-

Vorpommern ......... 94229 83722 10507 5550 19 5569 4900 38 4938 +631
Niedersachsen ......... 528121 376852 151269 95819 74 95893 54051 1325 55376 +40517
Nordrhein-Westfalen ... 933112 674684 258428 131927 44 131971 126294 163 126 457 +5514
Rheinland-Pfalz ........ 289272 225473 63799 28046 3282 31328 24876 7595 32471 -1143
Saarland ............... 55581 41773 13808 6801 1 6802 6855 151 7006 -204
Sachsen .............. 183743 152849 30894 16590 63 16653 14173 68 14241 +2412
Sachsen-Anhalt ........ 114538 97 584 16954 8312 657 8969 7362 623 7985 +984
Schleswig-Holstein ..... 205658 178506 27152 14560 56 14616 12493 43 12536 +2080
Thiringen .............. 94726 82780 11946 6013 50 6063 5868 15 5883 +180

2) Siehe Statistisches Bundesamt (Hrsg.): ,Generationensterbetafeln fiir Deutschland®, zu beziehen tiber den Statistik-Shop des Statistischen Bundesamtes (http://www.destatis.de/shop),

Schnellsuche ,,Generationensterbetafeln®.
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wohnung oder alleinige(n) Wohnung, ebenso die Verle-
gung des Hauptwohnsitzes in eine andere Gemeinde, die
bisher Sitz einer Nebenwohnung war. Umziige innerhalb
einer Gemeinde werden nicht mitgezdhlt. Bei den Wande-
rungen wird dariiber hinaus zwischen der AuBenwanderung
(Umziige tber die Grenze Deutschlands) und der Binnen-
wanderung (Umziige innerhalb Deutschlands) differenziert.
Dabei werden die Wanderungsfalle mit ungekldrtem Her-
kunfts- bzw. Zielgebiet, die {iblicherweise der AuBenwande-
rung zugeordnet werden, gesondert dargestellt. Hintergrund
sind die hohen Fallzahlen im Jahr 2004, wodurch die Ent-
wicklung der AuBenwanderung spiirbar beeinflusst wurde.

Das gesamte Wanderungsvolumen ist im Vergleich zum Vor-
jahr (2004: 5,21 Mill. Zu- und Fortziige) um 4,3% zuriick-
gegangen. Der Riickgang betrifft vor allem Zuziige aus dem
und Fortziige ins Ausland (-99000 bzw. —7%), aber auch
die Binnenwanderung (-82000 bzw. —2,2%). Zu beriick-
sichtigen ist, dass die Zahlen zur AuBen- und Gesamtwan-
derung 2004 als erhoht einzustufen sind, da Korrekturen
bei Féllen mit ungeklartem Herkunfts- und Zielgebiet durch-
gefiihrt wurden. Damit setzten sich — unter Beriicksichtigung
der im Jahr 2004 durchgefiihrten Korrekturen — die riickldu-
figen Tendenzen der letzten Jahre sowohl fiir die Binnen- wie
auch fiir die AuBenwanderung fort.

Eine positive Wanderungsbilanz wiesen — mit Ausnahme
der Bundeslander Saarland und Hessen — die alten Bun-
desldnder sowie Berlin auf (siehe Anhangtabelle 1 aufS. 56
sowie Tabelle 3). Dies resultierte vor allem aus Uberschiis-
sen der Binnenwanderung und teilweise aus Uberschiissen
der AuBenwanderung. Nur in Berlin ergab sich der positive
Gesamtsaldo aus einer hohen Zuwanderung aus dem Aus-
land, die die innerdeutsche Abwanderung mehr als ausglei-
chen konnte. Wie in den Vorjahren wiesen die neuen Bun-
desldander und das Saarland einen negativen Gesamtsaldo
auf, der auf einen negativen Saldo bei der Binnenwande-
rung kombiniert mit einer schwachen AuBenwanderung
zurlickzufiihren war. Die Bundeslander Hessen, Rheinland-
Pfalz und Saarland wiesen bei der AuBenwanderung eine
negative Bilanz auf.

Das Land Niedersachsen stellt einen Sonderfall dar, weil
2005 die hohen Zuzugszahlen Deutscher aus dem Aus-
land (37 200) sowie die negative Binnenwanderungsbilanz
(=23200) vor allem auf die Wanderungsbewegungen von
Spdtaussiedlerinnen und Spéataussiedlern zuriickzufiihren
sind. Sie reisen zuerst aus dem Ausland in die Gemeinde

Friedland ein und werden anschlieend den einzelnen Bun-
deslandern zum léngerfristigen Aufenthalt zugewiesen
(siehe die Anhangtabellen 1 und 2 aufS. 56 f.).

2.2 Binnenwanderung

Im Jahr 2005 verdanderten 3,7 Mill. Personen ihren allei-
nigen oder Hauptwohnsitz innerhalb Deutschlands. Bezieht
man diese Zahl auf 1000 Einwohnerinnen und Einwohner,
so erhdlt man die sogenannte Mobilitadtsziffer. Sie misst die
relative Haufigkeit, mit der die Einwohner eines Gebiets den
Wohnsitz verlegen. 2005 betrug die Mobilitatsziffer tiber
Gemeindegrenzen 44,3, das heift fast jede(r) 20. Einwoh-
nerin bzw. Einwohner ist in diesem Jahr innerhalb Deutsch-
lands von einer Gemeinde in eine andere umgezogen. Seit
1995 geht diese Ziffer stetig zuriick (siehe Tabelle 4).

Die Mobilitat hangt stark vom Alter der Personen ab und ist
am hdchsten fiir junge Erwachsene. Daher kann der beob-
achtete Riickgang der allgemeinen Mobilitdt durch die zu-
nehmende Alterung der Bevidlkerung sowie durch Verhal-
tensanderungen erklart werden. Eine Differenzierung der
Mobilitdtsziffer nach Altersgruppen fiir den Zeitraum 2000
bis 2005 zeigt, dass die Mobilitat in fast allen Altersgrup-
pen zuriickgegangen oder konstant geblieben ist. Eine Aus-
nahme bildet die Gruppe der 20- bis unter 30-Jdhrigen,
deren Mobilitdt sich von 122 Umziigen je 1000 Einwohner
im Jahr 2000 auf 130 Umziige (2003 und 2004) bzw. 128
Umziige (2005) erhoht hat (siehe Tabelle 5). Dies verdeut-
licht, dass sich neben Altersstruktureffekten das Wande-
rungsverhalten d@ndert, und zwar tendenziell starker bei der
Altersgruppe der 20- bis unter 30-Jdhrigen.

Hauptziele bei der Binnenwanderung sind die Lander Bay-
ern, Baden-Wiirttemberg und Nordrhein-Westfalen, die 2005
eine Nettozuwanderung von 29400, 15400 bzw. 10100
Personen aufwiesen (siehe Saldo aus den Wanderungen zwi-
schen den Bundeslandern in der Anhangtabelle 1). Gleichzei-
tig verzeichneten die neuen Bundeslander und Berlin sowie
das Saarland Nettoabwanderungen. Sie lagen am hdchsten in
Sachsen-Anhalt mit 13600 und in Thiiringen mit 12 000 Per-
sonen. Dabei spielten Ost-West-Wanderungshewegungen,
aber auch Stadt-Land-Beziehungen sowie Nachbarschafts-
verhéltnisse eine Rolle.

Im Jahr 2005 zogen 137 200 Personen aus den neuen Bun-
deslandern und 37900 aus Berlin in das frithere Bundes-
gebiet (ohne Berlin), wahrend umgekehrt aus dem friitheren

Tabelle 4: Wanderungen tiber die Gemeinde-, Kreis- und Landesgrenzen Deutschlands

Gemeindegrenzen?) Kreisgrenzen?) Landesgrenzen?)

Jahr . . K
Anzahi Eimwonner) Anzah Einwohner) Anzahi Eimwohner)

1991 3402327 42,8 2494104 31,4 1127012 14,2
1995 3951123 48,5 2722079 334 1069166 131
2000 3892098 47,3 2700063 329 1136638 13,8
2001 3875492 47,1 2711612 330 1180821 14,4
2002 3843370 46,6 2676596 324 1153495 14,0
2003 3805988 46,1 2646348 321 1114858 13,5
2004 3737098 45,3 2595097 31,4 1094501 133
2005 3655116 44,3 2548115 30,9 1070514 13,0

1) Nur Binnenwanderung. — 2) Jeweils am 31. Dezember des Vorjahres.
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Tabelle 5: Fortziige {iber die Gemeindegrenzen innerhalb Deutschlands nach Altersgruppen

Davon im Altervon ... bis unter... Jahren
Insgesamt
Jahr 0-20 20-30 30 -40 40 - 60 liber 60
Anzahl e 1000 Anzahl e 1000 Anzahl je 1000 Anzahl je 1000 Anzahl e 1000 Anzahl e 1000
Einwohner Einwohner Einwohner Einwohner Einwohner Einwohner
2000 3892098 47 865284 49 1187957 122 939844 67 598017 27 300996 16
2001 3875492 47 845942 49 1205776 126 914962 66 608350 28 300462 15
2002 3843370 47 818655 47 1219540 128 882340 64 622670 28 300165 15
2003 3805988 46 794471 46 1242128 130 841774 63 632285 28 295330 15
2004 3737098 45 762 464 45 1245845 130 801392 63 639475 28 287922 14
2005 3655116 44 726543 44 1245545 128 755929 65 641504 27 285595 14

Bundesgebiet 88200 Personen in die neuen Bundeslan-
der und 39800 nach Berlin zogen (siehe Tabelle 6). Insge-
samt verloren die neuen Bundeslander 2005 rund 49000
Personen durch Abwanderung. Im Vergleich zum Vorjahr
(51700 Personen) ist diese Zahl um 2699 Personen oder
5,2% zurlickgegangen. Der etwas niedrigere Verlust von
47100 Personen fiir die neuen Bundesldander und Berlin ist
darauf zurtickzufiihren, dass Berlin Einwohner an das umlie-
gende Brandenburg verliert.

Zwischen 1991 und 2005 zogen rund 2,8 Mill. Menschen
von Osten (einschl. Berlin) nach Westen und 1,9 Mill. in
die umgekehrte Richtung. Wie viele Riickkehrer sich darun-
ter befinden, ist statistisch fiir die neuen Lander insgesamt
nicht bekannt. Insgesamt betrug die Nettoabwanderung aus
dem Osten in diesem Zeitraum rund 917 000 Personen.

Von den 137 200 Personen, die im Jahr 2005 die neuen Lan-
derverlieRen, waren iiber die Hilfte (55%) zwischen 18 und

30 Jahre alt, ein knappes Viertel (24%) zwischen 30 und 50
Jahre alt, 12% jiinger als 18 Jahre und 9% dlter als 50 Jahre
(siehe Anhangtabelle 3 auf S. 57). Der Anteil der jungen
Erwachsenen zwischen 18 und 30 Jahren an den Abwan-
dernden ist in den letzten zehn Jahren kontinuierlich ange-
stiegen, wahrend der Anteil der Kinder und Jugendlichen
unter 18 Jahren zuriickgegangen ist. Dies weist darauf hin,
dass weniger bzw. kleinere Familien mit Kindern aus den
neuen Bundeslandern abwandern als noch in den 1990er-
Jahren.

Von den 88200 Personen, die in die neuen Bundesldn-
der zogen, waren 44% zwischen 18 und 30 Jahre alt, liber
ein Viertel (26%) zwischen 30 und 50 Jahre alt und jeweils
rund 15% jlinger als 18 Jahre bzw. dlter als 50 Jahre. Ins-
gesamt wanderten im Jahr 2005 mehr dltere Personen iiber
65 Jahre in die neuen Bundesldnder zu als von dort abwan-
derten. Dartiber hinaus haben sich die Wanderungen in bei-
den Richtungen in den letzten Jahren immer mehr auf die

Tabelle 6: Wanderungen zwischen dem friiheren Bundesgebiet (ohne Berlin) und den neuen Ldndern sowie Berlin

Zuziige aus dem fritheren Bundesgebiet Fortziige in das friihere Bundesgebiet Wanderungssaldo
Zeitraum in die aus den aus fur die fiir
neuen nach Berlin zusammen neuen X zusammen neuen R zusammen
u “ Berlin u Berlin
Lander Landern Lander
Insgesamt
1991 bis 19997) . 807714 256 470 1064184 1343059 236776 1579835 —535345 +19694 -515651
2000 ... 92216 43296 135512 168174 36113 204287 -75958 +7183 -68775
94414 44334 138748 192004 38247 230251 —-97590 +6087 -91503
95876 40881 136757 176700 43536 220236 -80824 -2655 -83479
97035 40482 137517 155385 39829 195214 —-58350 +653 —57 697
94677 38672 133349 146352 39526 185878 -51675 —854 -52529
88212 39784 127 996 137188 37900 175088 -48976 +1884 —47092
1991 bis 2005 ... 1370144 503919 1874063 2318862 471927 2790789 -948718 +31992 -916726
Ménnlich
1991 bis 1999?) 471118 153097 624215 664357 126 650 791007 -193239 +26 447 -166792
2000 .......... 48098 22924 71022 84015 18841 102856 -35917 +4083 -31834
2001 .......... 48958 22994 71952 96099 19716 115815 -47141 +3278 -43863
2002 .......... 49878 21375 71253 87920 22772 110692 -38042 -1397 -39439
2003 50786 21128 71914 76814 20540 97 354 -26028 +588 -25440
2004 49661 20048 69709 73104 20408 93512 -23443 -360 -23803
2005 46339 20537 66876 68816 19291 88107 -22477 +1246 -21231
1991 bis 2005 . 764838 282103 1046941 1151125 248218 1399343 —386287 +33885 —352402
Weiblich
1991 bis 19991) 336596 103373 439969 678702 110126 788828 —342106 -6753 —348859
2000 44118 20372 64490 84159 17272 101431 -40041 +3100 -36941
2001 ... 45456 21340 66796 95905 18531 114436 -50449 +2809 —47 640
2002 ... 45998 19506 65 504 88780 20764 109 544 -42782 -1258 — 44040
2003 ... 46249 19354 65603 78571 19289 97 860 -32322 +65 -32257
2004 ... 45016 18624 63640 73248 19118 92366 -28232 —494 -28726
2005 41873 19247 61120 68372 18609 86981 -26499 +638 -25861
1991 bis 2005 . 605 306 221816 827122 1167737 223709 1391446 -562431 -1893 —564324
1) Einschl. der Wanderungen von und nach Berlin-Ost.
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Gruppe der jungen Erwachsenen zwischen 18 und 30 Jah-
ren konzentriert, auch wenn dies in der West-Ost-Richtung
weniger ausgepragt war.

Das Bild der jiingeren Generation als der besonders mobilen
Bevdlkerungsgruppe im Osten wird durch eine weitere sta-
tistische Relation bestatigt: Die Berechnung des Anteils der
Abwandernden aus den neuen Bundesldndern und Berlin an
der dortigen Bevolkerung des jeweiligen Alters ergibt, dass
dieser Anteilswert 2005 fiir die 21- bis 24-Jahrigen mit rund
4% am hdchsten war. Bei den Altersjahrgangen von 25 bis 29
Jahren lag dieser Anteilswert iber 3%, bei den 20- Jahrigen
sowie den 30- bis 32-Jahrigen tiber 2% und bei den 33- bis
47-)ahrigen ist nur noch etwa jeder hundertste Einwohner in
eines deralten Bundesldnder umgezogen. Bei den Altersjahr-
gdngen ,,48 Jahre und dlter” lag der Anteil der in den Westen
Fortgezogenen unter 0,5% (siehe Schaubild 1).

Fiir die Bevdlkerungsentwicklung sind statistisch gesehen
nichtdie Fortziige, sondern die Abwanderungsverluste (Fort-
zlige abziiglich Zuziige) entscheidend. Der Abwanderungs-
verlust von insgesamt 49 000 Personen im Jahr 2005 betrug
0,4% der Bevolkerung der neuen Bundeslander. Er betraf
vor allem die Altersklasse der 18- bis unter 25-Jahrigen mit
25300 Personen (2% der Bevolkerung dieser Altersklasse
in den neuen Ldndern), gefolgt von den 25- bis unter 30-
Jahrigen mit 11000 Personen (1,4% der Bevdlkerung die-
ser Altersklasse) und von den 30- bis unter 50-Jdhrigen
mit 9400 Personen (0,2% der Bevdlkerung dieser Alters-
klasse). Bei der Altersgruppe 65 Jahre und dlter gab es im
vergangenen Jahr fiir die neuen Bundesldnder einen leich-
ten Zuwanderungsgewinn gegeniiber den alten Bundeslan-
dern von 900 Personen.

Die Frauen stellten 2005 rund 50% der aus den neuen Bun-
deslandern fortziehenden Personen, aber nur 48% der
zuziehenden Personen (siehe Anhangtabelle 3 auf S. 57).
Seit 1991 zogen jedes Jahr mehr Manner als Frauen aus
dem friiheren Bundesgebiet in die neuen Bundesldnder,
wahrend bei der Abwanderung aus den neuen Bundeslédn-
dern das Verhdltnis ausgeglichen war oder teilweise die

Frauen sogar den hoheren Anteil hatten. Somit bleibt der
Wanderungsverlust in den neuen Landern im Jahr 2005 bei
den Frauen (26 500) hoher als bei den Mdnnern (22 500).

2.3 AufBenwanderung

Der Saldo der Auenwanderung verringerte sich 2005 im
Vergleich zum Vorjahr auf 79000 Personen (2004: 82500
Personen, siehe Tabelle 3 sowie Anhangtabelle 1). Diese
Zahlen enthalten die Zu- und Fortziige mit ungekldartem Her-
kunftsgebiet, die 2004 aufgrund von Korrekturen erhoht
waren. Wird die Entwicklung der Zu- und Fortziige ohne die
Falle mit ungekldartem Herkunfts- und Zielgebiet betrachtet,
ergibt sich eine Zunahme des Wanderungsiiberschusses
von 76700 im Jahr 2004 auf 90200 im Jahr 2005. Ursadch-
lich dafiir war eine deutliche Zunahme des Uberschusses
der Zuziige Uber die Fortziige bei den auslandischen Per-
sonen, wahrend fiir die Deutschen — im Gegensatz zum Vor-
jahr, in dem noch 21 100 Personen mehr zu- als fortzogen —
ein Abwanderungsverlust von 6400 Personen registriert
wurde (siehe die Tabellen 7 und 8).

2.3.1 Zu- und Fortziige von Deutschen

Die Zuwanderung von Deutschen tiber die Bundesgrenzen
— ohne die Zuziige mit ungeklartem Herkunftsgebiet — ist im
Jahr 2005 zuriickgegangen. In diesem Jahr wurden 117 200
Zuziige gezdhlt und damit 20000 oder 14,6% weniger als
2004 (siehe Tabelle 7, Zeile ,,Zusammen®). Dabei ging die
Zahlderdeutschen Spataussiedlerinnen und Spataussiedler
weiter zuriick auf unter 31 000 (2004: 49 800 Spataussied-
lerinnen und Spataussiedler) und ihr Anteil an den Zuziigen
deutscherPersonen nahmweiterab (siehe Anhangtabelle 2).
Deutsche Zuwanderer kamen u.a. aus den Spataussied-
ler-Herkunftslandern Russische Foderation (20600) und
Kasachstan (10500) sowie aus der erweiterten Europa-
ischen Union (EU) (Stand ab Mai 2004) (46 600).

Die Zahl der Fortziige von deutschen Staatsangehdrigen
in das Ausland - ebenfalls ohne die Fortziige mit unge-
klartem Zielgebiet — nahm 2005 gegeniiber dem Vor-
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Tabelle 7: Wanderungen von Deutschen nach ausgewahlten Herkunfts- bzw. Ziellandern

. N Uberschuss der Zu- (+)
Zuziige Fortziige bzw. Fortziige (-)
s s 2005 2005
Herkunfts- bzw. Ziellander 2005 2004 gegeniber 2005 2004 gegeniiber 2005 2004
2004 2004
1000 | % |1000| % |1000| % |1000| % |1000| % |1000| % 1000
Europa......ocoviniiiiinnnn 778 60,7 90,1 506 -124 -137 83,8 57,8 78,8 52,3 +4,9 +6,2 -6,0 +11,3
darunter:
EU-Staaten?) .............. 32,5 253 31,0 17,4 +1,5 +4,8 49,0 338 46,4 30,8 +2,5 +5,4 -16,5 -15,5
Beitrittslander ............ 14,2 11,1 16,8 94 -26 -156 12,0 83 12,3 82 -0,3 -23 +2,1 +4,5
dar.:Polen .............. 12,2 95 14,7 82 -24 -167 9,2 6,4 9,7 6,4 -0,4 —4,4 +3,0 +50
EU-Staaten?) .............. 46,6 36,4 47,8 26,8 -1,1 -24 61,0 42,1 58,7 390 +2,2 +38 -14,4 -11,0
Schweiz ....ooovvviiiiin 52 4,0 4,8 27 +04 +81 14,4 99 12,8 85 +1,6 +124 -9,2 -8,0
Russische Foderation ..... 20,6 16,1 30,9 17,4 =103 -334 2,4 1,7 23 1,5 +0,1 +4,7 +18,2 +28,6
Afrika v 3,7 29 3,5 2,0 +0,2 +7,0 4,0 2,7 3,7 2,4 +0,3 +84 -0,2 -0,2
Amerika ...ovieiiiiiiiiiann. 14,9 11,6 15,2 85 -03 -21 21,3 14,7 19,8 132 +1,5 +7,6 -6,5 -4,6
dar.: Vereinigte Staaten ..... 8,9 7,0 9,7 54 -08 -80 13,6 94 13,0 86 +0,6 +4,6 -4,7 -33
ASIEN it 18,7 14,6 26,3 14,8 -76 -290 10,8 7,5 9,4 6,3 +1,4  +148 +7,8 +16,8
dar.: Kasachstan ............ 10,5 82 17,8 10,0 -73 -411 0,7 0,5 0,7 0,4 +0,1 +85 +9,7 +17,1
Australien und Ozeanien .... 1,9 1,5 1,8 1,0 +0,1  +44 3,4 24 3,0 20 +0,5 +16,1 -1,6 -1,2
Ubrige Gebiete3) ............ 0,3 02 0,4 02 -0,1 -298 0,2 0,1 1,4 09 -12 +865 +0,1 -1,0
Zusammen ... 117,2 91,5 137,2 771 =201 -146 1235 853 116,1 77,1 +7,4 +6,4 —-6,4 +21,1
Ungeklartes Herkunfts-
bzw. Zielgebiet ........... 10,9 85 40,8 229 =299 -733 21,3 14,7 34,5 229 -133 -384 -10,4 +6,2
Insgesamt ... 128,1 100 178,0 100 -499 -281 144,8 100 150,7 100 -58 -39 -16,8 +27,3

1) Stand bis einschl. April 2004. — 2) Stand ab Mai 2004. — 3) Von und nach See sowie unbekanntes Ausland.

jahr um 7400 Personen (+6,4%) zu und belief sich auf
123500. Von den fortgezogenen Deutschen sind die meis-
ten (61 000) in einen der ibrigen EU-Mitgliedstaaten (Stand
ab 1. Mai 2004) umgezogen. Weitere wichtige Zielldnder
waren die Vereinigten Staaten (13600) und die Schweiz
(14 400). Eine Zunahme gegeniiber 2004 verzeichnete vor
allem dasZielland Schweiz (+ 1 600 Personen bzw. + 12,4%).
Im nichteuropdischen Ausland wiesen Australien und Ozea-
nien (+500 Personen bzw. +16,1%) und Asien (+1 400 Per-
sonen bzw. +14,8%) die hochsten Verdnderungsraten auf.
Diese Zahlen geben allerdings keinen direkten Aufschluss
tiber den Umfang der Auswanderung im Sinne eines dau-
erhaften Aufenthalts im Ausland, da die Fortziige auch Per-
sonen umfassen, die aus beruflichen, Studien- oder sonsti-
gen Griinden allein oder mit ihren Angehdrigen nur fiir eine
befristete Zeit ins Ausland gehen.

Insgesamt gesehen ergab sich flir das Jahr 2005 aus 117 200
Zuziigen und 123500 Fortziigen von Deutschen {iber die
Bundesgrenzen ein Wanderungsdefizit von 6 400 Personen
(2004: 21100 Personen Wanderungsiiberschuss). Zu die-
sem Wanderungsdefizit trugen vor allem die EU-Staaten,
die Schweiz sowie Amerika bei. Einen Wanderungsiiber-
schuss gab es 2005 gegeniiber der Russischen Féderation
und Kasachstan. Dies diirfte daran liegen, dass diese bei-
den Lander die Hauptherkunftslander von Spataussiedle-
rinnen und Spéataussiedlern darstellen.

Werden die Wanderungsfdlle mit ungekldrtem Herkunfts-
bzw. Zielgebiet mitberiicksichtigt, ergibt sich ein Saldo von
—16800 Personen fiir die Auenwanderung. Dies stellt den
héchsten Wanderungsverlust von deutschen Personen seit
1950 dar. Ein wesentlicher Grund dafiir ist der anhaltende
Riickgang der Zuziige von Spédtaussiedlerinnen und Spat-
aussiedlern bei einer seit 2001 zunehmenden Abwande-
rung von Deutschen ins Ausland.
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2.3.2 Zu- und Fortziige von Ausldnderinnen
und Ausldndern

2005 wurden rund 578 000 Zuziige von Auslanderinnen und
Auslandern iiber die Grenzen Deutschlands registriert (ohne
die Zuziige mit ungeklartem Herkunftsgebiet). Damit verrin-
gerte sich das Zuwanderungsvolumen gegeniiber 2004 um
rund 22900 Personen (siehe Tabelle 8 auf S. 52). Von den
578000 ausldndischen Zuwanderinnen und Zuwanderern
kamen 432600 aus dem europdischen Ausland. Darunter
waren 92300 Personen aus den alten EU-Staaten (Stand
vordem 1. Mai 2004), 195 900 aus den Beitrittslandern und
34700 aus der Tiirkei; 75800 Personen reisten aus einem
asiatischen Land ein. Insgesamt ergab sich eine Verschie-
bung bei den Herkunftslandern: Wahrend die Zuwanderung
aus den Beitrittslandern insgesamt um 13,3% zunahm, ging
die Zuwanderung aus den alten EU-Landern, dem sonsti-
gen europdischen sowie dem nichteuropdischen Ausland
zuriick. Vor allem die Zuwanderung aus Polen erh6hte sich
um 22300 Personen im Vergleich zu 2004 (+17,9%).

Die Fortziige der Ausldnderinnen und Ausldander {iber die
Bundesgrenzen — ohne die Fortziige mit ungeklartem Ziel-
gebiet — haben 2005 abgenommen. In diesem Jahr haben
481500 ausldndische Personen Deutschland verlassen, das
waren rund 63 800 Personen oder 11,7% weniger als im Vor-
jahr. Hauptziele waren Polen (96 300 Personen) sowie die
sonstigen EU-Ldnder (Stand ab dem 1. Mai 2004; 134400
Personen), die Tiirkei (31 800) und Asien (58 600).

Aus den Zu- und Fortziigen von auslandischen Staatsange-
horigen errechnet sich fiir das Jahr 2005 ein Wanderungs-
iberschuss von 96500 ausldndischen Personen; gegen-
iber 2004 stellt das eine Zunahme um 40900 Personen
dar, nachdem sich der Uberschuss im Jahr 2004 gegeniiber
2003 noch verringert hatte. Die Zunahme des Wanderungs-
Uiberschusses im Jahr 2005 ist vor allem auf einen Riick-
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Tabelle 8: Wanderungen von Auslanderinnen und Auslandern nach ausgewahlten Herkunfts- bzw. Ziellandern

N N Uberschuss der Zu- (+)
Zuziige Fortziige bzw. Fortziige ()
- 2005 2005
Herkunfts- bzw. Ziellander 2005 2004 gegeniiber 2005 2004 gegeniiber 2005 2004
2004 2004
1000 | % |1000| % |1000| % |1000| % |1000| % |1000| % 1000
Europa....ccoevviiiiiinn... 432,6 74,7 439,9 73,0 -73 =17 353,7 731 400,7 733 -470 -11,7 +79,0 +39,2
darunter:
EU-Staaten?) .............. 92,3 159 95,9 159 -36 =37 98,1 20,3 1242 227 -261 -21,0 =57 —-28,2
dar.: Italien ............... 178 31 190 32 -12 -65 251 52 328 60 -77 -234 -74 -1338
Beitrittslander ............ 1959 338 1729 287 +230 +133 132,66 27,4 136,5 250 -39 -28 +63,3 +36,4
dar.:Polen ................ 1469 254 1246 207 +223 +179 9%,3 199 94,9 173 +14  +15 +50,7 +29,7
EU-Staaten?) .............. 288,3 49,8 2688 446 +194 +7,2 230,7 47,7 260,7 477 =300 -11,5 +57,6 +8,2
Rumaénien................. 22,9 4,0 23,2 39 -04 -16 19,6 4,1 19,4 35 +0,3 +1,4 +3,2 +3,9
Russische Foderation ..... 22,4 39 27,7 4,6 -53 -191 11,9 25 12,9 24 -1,0 -7.8 +10,5 +14,7
Serbien und
Montenegro............. 16,7 29 20,4 34 -3,7 -180 18,4 38 25,7 4,7 -73 -284 -1,7 =53
Tarkei ovveeviiniiininnnn, 34,7 6,0 40,7 6,8 =59 -146 31,8 6,6 34,9 6,4 -3,1 -90 +2,9 +58
Afrika ..o 23,6 4,1 28,8 48 -52 -180 18,8 39 21,5 39 -28 -129 +4,9 +7,3
Amerika .....oiiiiiiiiiiia., 34,7 6,0 34,6 57 +0,1 +0,2 28,0 58 29,0 53 -1,0 -35 +6,7 +5,6
dar.: Vereinigte Staaten ..... 16,0 28 16,0 27 -00 -03 15,3 32 15,9 29 -0,6 -37 +0,7 +0,2
Asien ..o 758 131 86,6 144 -108 -125 58,6 12,1 66,7 12,2 -81 -121 +17,2 +19,9
Australien und Ozeanien .... 2,3 0,4 2,3 04 +0,0 +17 2,1 0,4 2,1 04 -0,1 -30 +0,2 +0,1
Ubrige Gebiete3) ............ 8,9 1,5 8,6 1,4 +0,3 +3,4 20,3 4,2 25,2 4,6 -49 -193 -11,4 -16,6
Zusammen ... 5780 998 6008 998 -229 -38 4815 996 5453 997 -638 -11,7 +96,5 +55,6
Ungeklartes Herkunfts- bzw.
Zielgebiet ................. 13 02 1,3 02 +0,0 +0,1 2,1 0,4 1,7 03 +0,4 +251 -0,8 -0,4
Insgesamt ... 5793 100 602,2 100 -229 -38 483,6 100 547,0 100 -63,4 -11,6 +95,7 +55,2

1) Stand bis einschl. April 2004. — 2) Stand ab Mai 2004. - 3) Einschl. ,,unbekanntes Ausland“ sowie ,von bzw. nach See*.

gang der Fortziige auslandischer Personen zuriickzufiihren.
Einen Uberschuss der Zu- liber die Fortziige gab es 2005
gegeniiber Polen (+50700 Personen), den sonstigen EU-
Beitrittslandern (+ 12 600) sowie der Russischen Féderation
(+10500) und Asien (+ 17 200). Dagegen wurde ein Abwan-
derungsverlust gegeniiber den alten EU-Landern (Stand bis
einschl. April 2004; — 5700 Personen) registriert.

Unter den zugezogenen Auslanderinnen und Ausldandern
waren 2005 nach Angaben des Bundesamtes fiir Migration
und Fliichtlinge 28900 Asylsuchende. Damit hatten Asyl-
suchende nur noch einen Anteil von 5,0% an den Zuziigen
ausldndischer Personen (2004: 5,9%). Seit der Anderung
des Asylrechts Mitte 1993 — in diesem Jahr kamen 323 000
Asylsuchende nach Deutschland — hat ihre Zahl stark abge-
nommen und liegt seit 1998 unter 100000 mit sinkender
Tendenz (siehe auch Anhangtabelle 2).

3 Bevolkerungsstand

3.1 Bevdlkerungsentwicklung

Die in den vorstehenden Abschnitten dargestellte Entwick-
lung der Geburten, Sterbefdlle und Wanderungen wird in
der Bevolkerungsfortschreibung bilanziert (siehe Tabelle 9).
Die Ausgangsbasis der Bevolkerungsfortschreibung waren
im fritheren Bundesgebiet die Ergebnisse der Volkszahlung
vom 25. Mai 1987 und in den neuen Ldandern und Berlin-
Ost das Ergebnis eines Abzugs des friiheren Zentralen Ein-
wohnerregisters zum 3. Oktober 1990. Unter Beriicksichti-
gung der zwischenzeitlich eingetretenen Entwicklungen der
natiirlichen und rdumlichen Bevolkerungsbewegungen hatte
Deutschland Ende 2005 82,438 Mill. Einwohnerinnen und
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Einwohner. Das waren 63000 weniger als am Jahresanfang
(82,501 Mill.), was einem Bevdlkerungsriickgang von 0,1%
entspricht. Im Vorjahr war die Einwohnerzahl zwischen Jah-
resbeginn und Jahresende um 31000 zuriickgegangen. Der
Bevolkerungsriickgang ist darauf zuriickzufiihren, dass der
Zuwanderungsiiberschuss das Geburtendefizit nicht mehr
ausgleichen konnte.

Von den 82,438 Mill. Einwohnern Deutschlands waren
40,340 Mill. (48,9%) Jungen und Manner und 42,098 Mill.
(51,1%) M&dchen und Frauen.

Im Berichtsjahr 2005 wurde in sechs Bundesldandern (Bay-
ern, Baden-Wirttemberg, Hamburg, Berlin, Schleswig-Hol-
stein und Bremen) eine Zunahme der Gesamtbevolke-
rung festgestellt. Diese beruhte in Baden-Wiirttemberg auf
einem leichten Geburteniiberschuss und einer positiven
Wanderungsbilanz, in den ibrigen Landern mit Bevolke-
rungswachstum wirkte sich nur der Wanderungsiiberschuss
aus. Am stdrksten war das Bevolkerungswachstum in Bay-
ern (+26000 Personen) und Baden-Wiirttemberg (+18 000
Personen). Die Einwohnerzahl in den ibrigen zehn Bun-
desldandern blieb praktisch gleich oder verringerte sich; am
starksten war der Bevolkerungsriickgang in Sachsen-Anhalt
(-25000), Sachsen (-23000), Thiiringen (-21000) und
Nordrhein-Westfalen (- 17 000).

Wird die Zu- bzw. Abnahme auf die Bevolkerung am Jahres-
anfang bezogen, so ist der Zuwachs am hochsten in Ham-
burg (+0,5%) und der Bevolkerungsriickgang am stérksten
in Sachsen-Anhalt (- 1%), gefolgt von Thiiringen (-0,9%)
und Mecklenburg-Vorpommern (- 0,7%).

Insgesamt ist die Bevélkerung in den neuen Bundesldandern
seit dem 31. Dezember 1990 von 14,75 Mill. um 1,41 Mill.
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Tabelle 9: Bevdlkerungsstand und Bevolkerungsentwicklung in Deutschland

Uberschuss der Bevolkerung am Jahresende
Bevélke- Zu- (+) bzw. Fortziige (-) ;

Bevolkerungs- weibliche

r:r':lg Geborenen aus den Wanderungen entwicklung Personen

Jahr Jahres- ((;lstf)v: ins- Jwischen | Uberdie fm JT;";E'ZI)'ge” insgesamt | mannlich | weiblich | je 1000
Land anfang | penen () | gesamt?) den Grenzen ménnliche

u Deutsch- Personen

Landern
lands

1000 E’iﬁvlvoohon(lr 1000 Anzahl

1991 ciiiiiiiiiin 79753 -81,2 +603 X +603 +522 +5 80275 38839 41455 1067
1995 it 81539 -119 +398 X +398 +279 +3 81817 39825 41993 1054
2000 ...iiiiiiiiiinnn 82163 =72 +167 X +167 +96 +1 82260 40157 42103 1048
0L 82260 -94 +273 X +273 +181 +2 82440 40275 42166 1047
2002 ..oiiiiiiiiineenn 82440 -122 +219 X +219 +96 +1 82537 40345 42192 1046
2003 Liiiiiiiiiieen 82537 -147 +143 X +143 -5 -0 82532 40356 42176 1045
2004 ..oiiiiiiiiiiiann 82532 -113 +83 X +83 -30 -0 82501 40354 42147 1044
2005 ciiiiiiiiiiiieen 82501 —144 +79 X +79 - 66 -0 82438 40340 42098 1044

Baden-

Wirttemberg ....... 10717 +0 +18 +15 +3 +18 +2 10736 5271 5465 1037
Bayern ............... 12444 -12 +38 +29 +8 +26 +2 12469 6103 6366 1043
Berlin .......oovvenitn 3388 -3 +10 -4 +15 +7 +2 3395 1660 1736 1046
Brandenburg......... 2568 -8 -0 -1 +0 -8 -3 2559 1267 1293 1020
Bremen .............. 663 -2 +2 +1 +1 +0 +0 663 321 342 1064
Hamburg ............ 1735 -1 +10 +5 -5 +9 +5 1744 849 894 1053
Hessen .............. 6098 -5 -3 +1 -5 -8 -1 6092 2983 3109 1042
Mecklenburg-

Vorpommermn ....... 1720 -5 -7 -8 +1 -12 -7 1707 846 861 1018
Niedersachsen3) ..... 8001 -16 +9 -31 +41 -7 -1 7994 3918 4076 1040
Nordrhein-Westfalen . 18075 -33 +16 +10 +6 -17 -1 18058 8797 9261 1053
Rheinland-Pfalz ...... 4061 -10 +8 +9 -1 -2 -1 4059 1990 2069 1039
Saarland ............. 1056 -5 -1 -1 -0 -6 -6 1050 510 540 1058
Sachsen ............. 4296 -16 -6 -9 +2 -23 -5 4274 2083 2191 1051
Sachsen-Anhalt ...... 2494 -12 -13 -14 +1 =25 -10 2470 1206 1264 1048
Schleswig-Holstein .. 2829 -7 +11 +9 +2 +4 +1 2833 1385 1448 1045
Thiringen ............ 2355 -9 -12 -12 +0 -21 -9 2335 1150 1185 1031

1) Einschl. Personen mit unbekanntem Herkunfts- und Zielgebiet und ohne festen Wohnsitz. — 2) Bei der Ermittlung der Bevolkerung am Jahresende werden neben
der Bevolkerungsentwicklung auch Korrekturen mitberiicksichtigt. — 3) Einschl. der Wanderungsbewegungen von Spéataussiedlerinnen und Spéataussiedlern

der Gemeinde Friedland.

Personen (- 9,5%) bzw. in Berlin von 3,43 Mill. um 39000
Personen (- 1,1%) zuriickgegangen. In dieser Zeit nahm die
Bevolkerungszahl in den alten Bundeslandern ohne Ber-
lin von 61,57 Mill. um 4,13 Mill. zu auf 65,70 Mill. (siehe
Anhangtabelle 4 auf S. 57).

3.2 Altersstruktur der Bevélkerung

Neben der Entwicklung der absoluten Bevdlkerungszahl ist
vor allem die Verdnderung der Altersstruktur der Bevolke-
rung von Interesse. Diese kann in Form einer Alterspyra-
mide dargestellt werden (siehe Schaubild 2 auf S. 54). Die
schmale Basis der Pyramide veranschaulicht das anhal-
tende Geburtendefizit sowie die starke Besetzung der mitt-
leren und hoheren Altersgruppen.

Der Altersaufbau der Bevolkerung in Deutschland hat sich
weiter in Richtung dltere Generation verschoben. Insbe-
sondere stieg in den vergangenen Jahren laufend die Zahl
der Seniorinnen und Senioren, die mindestens 60 Jahre alt
waren. Hatte diese Zahl 1990 noch 16,3 Mill. betragen, so
gehorten im Jahr 2005 dieser Altersgruppe 20,5 Mill. Per-
sonen an, das heilt 25% der Bevdlkerung. Die Bevolke-
rungszahl der jungen und mittleren Generation ist dagegen
seit Mitte der 1990er-Jahre trotz der Wanderungsiiber-
schiisse riicklaufig. Ende 2005 lebten 16,5 Mill. Kinder und
junge Menschen unter 20 Jahren in Deutschland (20,0% der
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Bevolkerung) und 45,4 Mill. Personen (55,1%) gehdrten der
Altersgruppe der 20- bis unter 60-Jahrigen an. Im Vergleich
dazu lag der Anteil der unter 20-Jahrigen an der Bevélkerung
insgesamt Ende 1990 bei 21,7%; 57,9% gehorten damals
der mittleren Generation zwischen 20 und 60 Jahren an
(siehe Tabelle 10 auf der folgenden Seite).

Die allmahliche Verschiebung der Altersstruktur der Bevdl-
kerung wird auch deutlich, wenn man die Veranderung des
Durchschnittsalters der Bevdlkerung betrachtet. Ende 1990
betrug das Durchschnittsalter 39,29 Jahre, Ende 2005 war
es auf 42,33 Jahre gestiegen. In den letzten Jahren hat sich
die jdhrliche Zunahme des Durchschnittsalters beschleu-
nigt: von 0,24 Jahren zwischen 2000 und 2001 auf 0,27
Jahre zwischen 2003 und 2004.

Setzt man die jlingere bzw. die dltere Generation ins Ver-
hdltnis zu der mittleren Generation, dann erhdlt man den
Jugend- bzw. den Altenquotienten. Diese Kennziffern stel-
len Indikatoren fiir die ,,Verantwortlichkeit“ der im erwerbs-
fahigen Alter stehenden Generation fiir die jlingere Gene-
ration bzw. fiir die dltere Bevdlkerung dar, die in der Regel
bereits aus dem Erwerbsleben ausgeschieden ist. Ausge-
hend von einer Altersspanne von 20 bis unter 60 Jahren fiir
die mittlere Generation lag der Altenquotient 2005 bei 45,2
und der Jugendquotient bei 36,3. Das bedeutet, dass auf
100 Personen im Alter von 20 bis unter 60 Jahren rund 45
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Tabelle 10: Bevdlkerung nach ausgewahlten Altersgruppen

Durch- | " Davon im Altervon ... bis unter... Jahren
e, [Insgesam : .
Jahrt) sczl':'etrts unter 20 20- 60 60 - 80 80 und mehr q]uuogt?::ﬁ) qlﬁjl;ieer; "
in Jahren 1000 %32) 1000 %32) 1000 %2) 1000 %32)
1990 39,29 79753 17307 21,7 46184 57,9 13252 16,6 3011 38 37,5 35,2
1995 40,00 81817 17628 21,5 46980 57,4 13915 17,0 3294 4,0 37,5 36,6
2000 41,06 82260 17390 21,1 45458 553 16326 198 3087 38 38,3 42,7
2001 41,29 82440 17259 20,9 45309 55,0 16627 20,2 3245 39 38,1 43,9
2002 41,53 82537 17089 20,7 45345 54,9 16738 203 3364 4,1 37,7 44,3
2003 41,78 82532 16904 20,5 45291 54,9 16888 20,5 3448 4,2 37,3 44,9
2004 42,05 82501 16713 203 45223 54,8 17008 20,6 3557 4,3 37,0 45,5
2005 42,33 82438 16 486 20,0 45412 55,1 16859 20,5 3681 4,5 36,3 45,2

1) Stand: jeweils Jahresende. — 2) Anteil an der Bevilkerung insgesamt. — 3) Unter 20-Jahrige je 100 20- bis unter 60-Jdhrige. — 4) 60-J4hrige und Altere je 100 20-

bis unter 60-Jdhrige.

Personen der dlteren und 36 Personen der jiingeren Gene-
ration kamen. 1990 kamen auf 100 Personen zwischen 20
und 60 Jahren ,nur“ rund 35 dltere Menschen (Altenquo-
tient: 35,2) und rund 38 jiingere Menschen. Seit Ende der
1990er-Jahren {ibersteigt der Wert des Altenquotienten den

des Jugendquotienten.

Schaubild 2

Altersaufbau der Bevilkerung Deutschlands 20059
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3.3 Raumbezug und Bevolkerungsdichte

in Deutschland

Was die raumliche Verteilung anbetrifft, so ldsst sich

fur die

Altersgruppe der angehenden Seniorinnen und Senioren
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ein Schwerpunkt erkennen: Die Gebiete mit den hochsten
Anteilen an 60-Jdhrigen und Alteren bezogen auf die Bevél-
kerung im Gebiet insgesamt lagen im Jahr 2005 im Osten:
So betrug dieser Anteil in Sachsen in den Stddten Hoyers-
werda und Gorlitz rund 34 bzw. 33%, in Dessau (Sachsen-

Schaubild 3

Bevdlkerungsdichte am 31. Dezember 2005
nach Bundesldndern

von ... bis unter ... Einwohner je km?

[ Junterzoo [ 100-250 [ 250 - 500
I so0o-1000 [ 1 000 und mehr

Mecklenburg-
Vorpommern
74

Bremen 2309 Brandenburg
1641

Niedersachsen 87
168 ‘

Berlin
3807

Sachsen-

> Anhalt
Nordrhein- 121

Westfalen
Thiringen
144

530

Rheinland-
Pfalz
204

Saarland
409
Baden-
Wiirttemberg
300

nachrichtlich:

Deutschland: 231 Einwohner je km?

Friiheres Bundesgebiet (ohne Berlin): 264 Einwohner je km?
Neue Linder und Berlin: 154 Einwohner je km?
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Anhalt) und in Chemnitz (Sachsen) jeweils 32%. Demge-
geniiber lagen die Gebiete mit den niedrigsten Anteilen
an 60-Jahrigen und Alteren im Westen: Es sind die Kreise
Freising (Bayern), Vechta (Niedersachsen) und Tiibingen
(Baden-Wiirttemberg) mit einem Anteil der 60-Jdhrigen und
Alteren von jeweils 19%.

Bei der Berechnung der Bevélkerungsdichte (Einwohner je
km2) wird von der Annahme ausgegangen, dass die Bevol-
kerung des betrachteten Gebiets gleichméaBig im Raum ver-
teilt lebt. Die Bevdlkerungsdichte ist ein gebrduchliches
Maf zur Bestimmung der Intensitdt der Besiedlung in einem
Gebiet. Bei einer Flache von rund 357093 km?2 betrug die
Bevolkerungsdichte Ende 2005 in Deutschland — wie in den
Vorjahren — 231 Einwohnerinnen und Einwohner je km2.

Beim Vergleich der Bevolkerungsdichte der Flachenldnder
zeigt sich, dass Nordrhein-Westfalen (34085 km?2) mit 530
Einwohnern je km2 und das Saarland (2569 kmz2; 409 Ein-
wohner je km?) am dichtesten und Mecklenburg-Vorpom-
mern (23180 km?2; 74 Einwohner je km?) sowie Branden-
burg (29478 km?; 87 Einwohner je km? am diinnsten
besiedelt sind. Die bundesweit grofiten Fldchenldnder Bay-
ern (70552 km2; 177 Einwohner je km?) und Niedersachsen
(47 624 km2; 168 Einwohner je km?) weisen eine deutlich
geringere Besiedlungsdichte als Nordrhein-Westfalen und
das Saarland auf.

Bei den Stadtstaaten liegt die Bevolkerungsdichte von Ber-
lin mit 3807 Einwohnern je km2 erheblich iiber der von
Hamburg (2309 Einwohner je km? und Bremen (1 641 Ein-
wohner je km?).

Einen deutlichen Unterschied in der Dichte der Bevdlkerung
zeigt der Ost-West-Vergleich (siehe Schaubild 3): Die neuen
Bundeslander und Berlin weisen im Schnitt eine Bevolke-
rungsdichte von 154 Einwohnern je km2 auf. Demgegeniiber
liegt die Bevolkerungsdichte in den alten Bundesldandern
ohne Berlin mit 264 Einwohnern je km? deutlich héher. 1al
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Anhangtabelle 1: Wanderungsbilanz 2005 nach Bundeslandern

Zuziige Fortziige Saldo
aus den Wanderungen
Bundesland Uiber die aus einem Uiber die in ein
. . . uber die .
Personenkreis insgesamt Grenzen anderen insgesamt Grenzen anderes insgesamt u zwischen
Deutsch- Deutsch- Grenzen
1 Bundesland 1 Bundesland _ | den Bundes-
lands?) lands?) Deutsch P 2
T dndern?)
lands?)
Baden-Wirttemberg ....... 243840 121141 122699 225695 118390 107 305 +18145 +2751 +15394
Deutsche ............ 119473 15405 104068 113 644 22326 91318 +5829 -6921 +12750
Auslander/-innen .... 124367 105736 18631 112051 96 064 15987 +12316 +9672 +2644
Bayern ......coooiiiiiiiiiin, 246 500 119349 127151 208 994 111275 97719 +37506 +8074 +29432
Deutsche ................ 126 485 16224 110261 106 644 22970 83674 +19841 -6746 +26587
Auslander/-innen ........ 120015 103125 16890 102350 88305 14045 +17 665 +14820 +2845
Berlin cooovvviiiiiiiinn.. 117082 42592 74490 106881 28063 78818 +10201 +14529 -4328
Deutsche ................ 70746 5544 65202 78286 7437 70849 —7540 -1893 -5647
Ausldnder/-innen 46336 37048 9288 28595 20626 7969 +17741 +16422 +1319
Brandenburg........... .. 64975 8969 56 006 65111 8583 56528 -136 +386 =522
Deutsche ............ .. 54505 1432 53073 54505 1891 52614 - —459 —-459
Auslander/-innen 10470 7537 2933 10606 6692 3914 -136 +845 —-981
Bremen .......coiiiiiinin, 28091 6505 21586 25910 5134 20776 +2181 +1371 +810
Deutsche 19771 650 19121 19182 900 18282 +589 -250 +839
Ausldnder/-innen 8320 5855 2465 6728 4234 2494 +1592 +1621 -29
Hamburg .................. 81726 24090 57636 71602 18605 52997 +10124 +5485 +4639
Deutsche ............ 54133 3425 50708 51119 3754 47 365 +3014 -329 +3343
Auslander/-innen .... 27593 20665 6928 20483 14851 5632 +7110 +5814 +1296
Hessen ....covvviiininnnnn, 155942 66842 89100 159161 71456 87705 -3219 —4614 +1395
Deutsche?) ............... 88206 13690 74516 99235 24317 74918 -11029 -10627 —-402
Auslander/-innen ........ 67736 53152 14584 59926 47139 12787 +7810 +6013 +1797
Mecklenburg-Vorpommern . 30340 5569 24771 37692 4938 32754 -7352 +631 —-7983
Deutsche ................ 24063 726 23337 31508 1083 30425 —7 445 -357 -7088
Ausldnder/-innen 6277 4843 1434 6184 3855 2329 +93 +988 —-895
Niedersachsen3) ....... .. 208026 95893 112133 198760 55376 143384 +9266 +40517 -31251
Deutsche ............ .. 139164 37225 101939 134854 9712 125142 +4310 +27513 -23203
Ausldnder/-innen 68862 58668 10194 63906 45664 18242 +4956 +13004 -8048
Nordrhein-Westfalen ....... 277893 131971 145922 262268 126457 135811 +15625 +5514 +10111
Deutsche ............ . 141446 17835 123611 140987 23965 117022 +459 -6130 +6589
Auslander/-innen 136 447 114136 22311 121281 102492 18789 +15166 +11644 +3522
Rheinland-Pfalz ............ 100168 31328 68840 92313 32471 59842 +7855 -1143 +8998
Deutsche ............ 66598 7047 59551 64711 13301 51410 +1887 —-6254 +8141
Auslander/-innen ........ 33570 24281 9289 27 602 19170 8432 +5968 +5111 +857
Saarland ..........oeunntnn 17320 6802 10518 18627 7006 11621 -1307 -204 -1103
Deutsche ................ 10545 1595 8950 11687 1940 9747 -1142 —345 -797
Ausldnder/-innen ........ 6775 5207 1568 6940 5066 1874 -165 +141 -306
Sachsen ........covevinnn. 62607 16653 45954 68860 14241 54619 -6253 +2412 -8665
Deutsche ................ 44602 1996 42606 52739 3448 49291 -8137 -1452 -6685
Auslander/-innen ........ 18005 14657 3348 16121 10793 5328 +1884 +3864 -1980
Sachsen-Anhalt .. 37705 8969 28736 50315 7985 42330 -12610 +984 -13594
Deutsche ............ .. 28267 1696 26571 40442 2156 38286 -12175 —460 -11715
Auslander/-innen ........ 9438 7273 2165 9873 5829 4044 -435 +1444 -1879
Schleswig-Holstein 74534 14616 59918 63786 12536 51250 +10748 +2080 +8668
Deutsche ............ . 57312 2542 54770 50620 3811 46809 +6692 -1269 +7961
Auslander/-innen 17222 12074 5148 13166 8725 4441 +4056 +3349 +707
Thiringen .....ovvvviiinnnn. 31117 6063 25054 42937 5883 37054 -11820 +180 —12000
Deutsche ............ .. 24379 1019 23360 36295 1804 34491 -11916 -785 -11131
Ausldnder/-innen 6738 5044 1694 6642 4079 2563 +96 +965 —-869
Deutschland .............. 1777 866 707 352 1070514 1698912 628399 1070513 +78954 +78953 X
Deutsche .............. 1069 695 128051 941 644 1086458 144815 941643 -16763 -16764 X
Ausldnder/-innen ...... 708171 579301 128870 612454 483584 128870 +95717 +95717 X

1) Einschl. Herkunfts-/Zielgebiet ,,ungekldrt“ und ,ohne Angabe“. — 2) Der Saldo der Wanderungen ist aufgrund von Fehlbuchungen nicht ausgeglichen. —
3) Einschl. der Wanderungsbewegungen von Spéitaussiedlerinnen und Spétaussiedlern der Gemeinde Friedland (Sekunddrwanderungen).
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Anhangtabelle 2: Zuziige iber die Grenzen Deutschlands

Personen Deutsche Auslander/-innen
Jahr insgesamt zusammen dar.: Spataussiedler/-innen) zusammen dar.: Asylsuchende?
Anzahl % Anzahl %
2000 841158 191909 85698 44,7 649 249 78564 12,2
2001 879217 193958 86637 44,7 685259 88287 129
2002 842543 184202 78576 42,7 658341 71127 108
2003 768975 167216 61725 36,9 601759 50563 84
2004 780175 177993 49815 28,0 602182 35607 59
2005 707352 128051 30779 24,0 579301 28914 50

1) Angaben des Bundesverwaltungsamtes, K6ln. Ab 1993 Spataussiedleri. S. von § 4 Abs. 1 BVFG und Ehegatten und Abkdmmlinge von Spataussiedlern i. S. von
§ 7 Abs. 2 BVFG, die die deutsche Staatsangehdrigkeit erworben haben. — 2) Angaben des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge, Niirnberg. Ab 1995

Erstantrage.

Anhangtabelle 3: Wanderungen 2004 zwischen dem fritheren Bundesgebiet sowie den neuen Landern (ohne Berlin) nach Altersgruppen

. Zuziige aus den neuen Landern Fortziige aus dem friiheren Bundesgebiet
Altervon ... bis in das frithere Bundesgebiet in die neuen Lander
unter ... Jahren
insgesamt| % | mannlich | % | weiblich | % insgesamt| % | mannlich | % | weiblich | %
unter18 .......... 16970 124 8606 12,5 8364 12,2 12979 14,7 6812 14,7 6167 14,7
18-25........... 48434 353 21131 30,7 27303 399 23089 26,2 10640 23,0 12449 29,7
25-30 27 045 19,7 14679 21,3 12366 181 15973 181 8536 184 7437 17,8
30-50 32725 239 18856 27,4 13869 20,3 23306 26,4 14104 30,4 9202 22,0
50 - 65 7476 54 3865 56 3611 53 7393 84 4016 87 3377 81
65 und dlter ...... 4538 33 1679 24 2859 4,2 5472 6,2 2231 4,8 3241 7,7
Insgesamt ... 137188 100 68816 100 68372 100 88212 100 46339 100 41873 100
Anhangtabelle 4: Bevilkerungsentwicklung der alten und der
neuen Bundeslander sowie Berlins
Friiheres u
Jahr Bundesgebiet Neue Land.er Berlin
. ohne Berlin
ohne Berlin
1990 61567 684 14751848 3433695
1991 62319883 14508 650 3446031
1992 63117 467 14391417 3465748
1993 63563191 14299510 3475392
1994 63826215 14230379 3472009
1995 64171639 14174 442 3471418
1996 64421321 14132078 3458763
1997 64548 280 14083340 3425759
1998 64622384 14015 805 3398822
1999 64828774 13948034 3386667
2000 65027 495 13849876 3382169
2001 65322753 13729122 3388434
2002 65527 242 13617013 3392425
2003 65618912 13524282 3388477
2004 65679 663 13433358 3387828
2005 65698012 1334479 3395189
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Dipl.-Ing. Karl-Heinz Pesch sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Unternehmensstrukturen
in ausgewahlten Dienst-
leistungsbereichen 2004

Seitdem Berichtsjahr 2000 wird in Deutschland jahrlich eine
Strukturerhebung bei Unternehmen und Einrichtungen in
ausgewdbhlten Dienstleistungsbereichen, genauer: aus den
Abschnitten | und K der Klassifikation der Wirtschaftszweige,
Ausgabe 2003 (WZ 2003), durchgefiihrt. Damit liegen
Strukturdaten fiir diese sich sehr dynamisch entwickelnden
Unternehmen und Einrichtungen vor. Der folgende Beitrag
befasst sich mit der Methode dieser Erhebung und stellt
dar, wie die Ermittlung belastbarer Ergebnisse und die Ent-
lastung der Auskunftspflichtigen in Einklang gebracht wer-
den kénnen. Aufgezeigt werden zudem einige Eckdaten zu
den Unternehmensstrukturen dieser ausgewdhlten unter-
nehmensnahen Dienstleistungsbereiche fiir das Berichts-
jahr 2004.

1 Methodische Vorbemerkungen
zur Strukturerhebung im
Dienstleistungsbereich 2004

Ausgehend von der europdischen Ratsverordnung {iber die
strukturelle Unternehmensstatistik?), die die Lieferung von
Strukturdaten u.a. fur tUberwiegend unternehmensnahe
Dienstleistungsbereiche von allen Mitgliedstaaten fordert,
wurde in Deutschland am 19. Dezember 2000 das Dienst-
leistungsstatistikgesetz?) verabschiedet. Dieses Gesetz legt
fest, dass zur Darstellung der Entwicklung der wirtschaft-
lichen Tatigkeit im Dienstleistungsbereich in Deutschland
jahrlich statistische Erhebungen als Bundesstatistik durch-

gefiihrt werden. Seit dem Berichtsjahr 2000 werden auf
dieser Grundlage die Ergebnisse der Strukturerhebung im
Dienstleistungsbereich in Deutschland ermittelt.

Die Erhebungen erstrecken sich auf Unternehmen und Ein-
richtungen zur Ausiibung einer freiberuflichen Tatigkeit, die
in den folgenden ausgewdhlten Dienstleistungsbereichen
der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der
Europdischen Gemeinschaft (NACE Rev. 1.1)°) ihren wirt-
schaftlichen Schwerpunkt haben:

1. Abschnitt I: Verkehr und Nachrichteniibermittlung

Abteilung 60: Landverkehr; Transport in Rohrfern-
leitungen

Abteilung 61: Schifffahrt
Abteilung 62: Luftfahrt

Abteilung 63: Hilfs- und Nebentéatigkeiten fiir den
Verkehr; Verkehrsvermittlung

Abteilung 64: Nachrichtentibermittlung

2. Abschnitt K: Grundstiicks- und Wohnungswesen,
Vermietung beweglicher Sachen, Erbringung von
wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g.

Abteilung 70: Grundstiicks- und Wohnungswesen

Abteilung 71: Vermietung beweglicher Sachen ohne
Bedienungspersonal

1) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 58/97 des Rates vom 20. Dezember 1996 iiber die strukturelle Unternehmensstatistik (Amtsbl. der EG Nr. L 14, S. 1).
2) Gesetz iiber Statistiken im Dienstleistungsbereich (Dienstleistungsstatistikgesetz — DIStatG) vom 19. Dezember 2000 (BGBI.IS. 1765).
3) Nach der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europdischen Gemeinschaft (Amtsbl. der EG

Nr.L293,S.1).
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Abteilung 72: Datenverarbeitung und Datenbanken
Abteilung 73: Forschung und Entwicklung

Abteilung 74: Erbringung von wirtschaftlichen
Dienstleistungen, a.n.g.

Die jahrliche Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich
wird als Stichprobe bei hochstens 15% aller Erhebungsein-
heiten durchgefiihrt. Zur Festlegung der Auswahlgesamtheit
aller Erhebungseinheiten dient das bei den Statistischen
Amtern des Bundes und der Lander gefiihrte Unternehmens-
register. Dieses enthalt Angaben zur eindeutigen Identifizie-
rung der Erhebungseinheiten, zu ihrer wirtschaftszweigsys-
tematischen Zuordnung, zur Aufnahme bzw. Einstellung der
wirtschaftlichen Tatigkeit und zu ihrer GréBe (z. B. nach dem
steuerbaren Umsatz oder nach der Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschdftigten). Zum Zeitpunkt der Stichpro-
benziehung fiir das Berichtsjahr 2004 bestand die Auswahl-
gesamtheit aus rund 1089500 Einheiten. Mit 87% hatte
der Uiberwiegende Teil der Unternehmen der Grundgesamt-
heit seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt im Wirtschafts-
abschnitt K.

Nach mathematisch-statistischen Methoden werden aus
der Auswahlgesamtheit des Unternehmensregisters die
auskunftspflichtigen Erhebungseinheiten mittels einer ge-
schichteten Zufallsstichprobe ermittelt. Dabei folgt die
Schichtung der Grundgesamtheit der Zielsetzung der Struk-
turerhebung, die 6konomischen Kerndaten in den betrach-
teten Dienstleistungsbereichen zu erfassen und vorrangig
in der Gliederung nach Bundeslandern, Wirtschaftszwei-
gen und Grofienklassen, zum Beispiel nach der Hohe des
Umsatzes bzw. nach der Zahl der in den Unternehmen tati-
gen Personen, nachzuweisen. Die Auswahlgesamtheit wird
deshalb nach Ldndern, Wirtschaftszweigen (Viersteller)
sowie nach 12 GréRenklassen des Umsatzes bzw. der Be-
schaftigten untergliedert. In jeder dieser Schichten wird
eine separate Zufallsstichprobe gezogen. Dabei werden
Schichten, die nur minimal besetzt sind, als Totalschicht
erfasst, das heif3t jedes darin befindliche Unternehmen ist

auskunftspflichtig. Auch gemessen an ihrem Umsatz sehr
groBBe Unternehmen werden als Totalschicht betrachtet.
In Schichten, die quantitativ stark besetzt sind, wird unter
Beriicksichtigung des gesetzlich vorgegebenen maximalen
Auswahlsatzes eine reprdsentative Stichprobe von Unter-
nehmen gezogen. Das fiihrt im Ergebnis dazu, dass in Ladn-
dern, Wirtschaftszweigen und Gréfienklassen, die quantita-
tiv stark besetzt sind, relativ niedrige Stichprobenumfange
ausreichen, um ein reprdsentatives Ergebnis zu erhalten,
und umgekehrt. Entsprechend sind die Hochrechnungsfak-
toren — als reziproker Wert des jeweiligen Auswahlsatzes —
bei Stichprobeneinheiten aus quantitativ stark besetzten
Ziehungsschichten relativ grof.

Im Erhebungsjahr 2004 hatten 80% der Stichprobenunter-
nehmen den Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen Tatigkeit
im Wirtschaftsabschnitt K. In diesem Wirtschaftsabschnitt
lag der Auswahlsatz insgesamt unter 14%. Am niedrigsten
lag er mit 11,4 bzw. 12,5% in den Abteilungen 70 ,,Grund-
stlicks- und Wohnungswesen“ und 74 ,,Erbringung von wirt-
schaftlichen Dienstleistungen, a.n.g.“. In diesen beiden
Abteilungen wurden aber mit 64% knapp zwei Drittel aller
fur die Strukturerhebung auskunftspflichtigen Einheiten
befragt. Im Gegensatz hierzu betrug der Auswahlsatz in der
Abteilung 62 ,Luftfahrt“, bei einem Anteil von nur 0,3% an
allen Stichprobenunternehmen, 86,8%. Im Wirtschaftsab-
schnitt | insgesamt lag der Auswahlsatz bei gut 22% (siehe
Tabelle 1).

2 Merkmalskatalog und Entlastung
kleiner Unternehmen

Die Erhebungsmerkmale der Strukturerhebung im Dienst-
leistungsbereich gliedern sich entsprechend dem Dienst-
leistungsstatistikgesetz in folgende vier Komplexe:

1. Angaben zur Kennzeichnung des Unternehmens oder der
Einrichtung zur Ausiibung einer freiberuflichen Tatigkeit

Tabelle 1: Auswahlgesamtheit und Stichprobenumfang der Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich 2004

Unternehmen Anteil der
X Unternehmen .
in der X Stichproben- | Unternehmen
Nr. der Wirtschaftszweig Auswahl- ‘|nhder umfang an der
Klassifikation®) gesamtheit Stichprobe Stichprobe
Anzahl %
| Verkehr und Nachrichtentibermittlung .........oooviiiiiiiiiiiiiiii i nnn, 142115 31580 22,2 198
60 Landverkehr; Transport in Rohrfernleitungen ...t 87020 13640 157 86
61 Schifffahirt ... 3262 2006 61,5 1,3
62 Luftfahrt ... 592 514 86,8 03
63 Hilfs- und Nebentatigkeiten fiir den Verkehr; Verkehrsvermittlung ............ 39512 12210 309 7,7
64 Nachrichtenibermittlung .........oviiniiiiii i i 11729 3210 27,4 2,0
K Grundstiicks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher Sachen,

Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g. ...........cooooeuntn 947 386 127584 135 80,2
70 Grundstiicks- und WohnUNgSWESEN ....veuuieiiiiii e 299851 34052 11,4 21,4
71 Vermietung beweglicher Sachen ohne Bedienungspersonal .................. 26811 9480 35,4 6,0
72 Datenverarbeitung und Datenbanken ...........ooviiiiiiiiiiiniiiiiiiiii. 70471 13145 187 83
73 Forschung und Entwicklung ........ovouniiiniiiii i 8285 2993 36,1 1,9
74 Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g. ..........ccoooiunn.. 541968 67914 12,5 42,7

I, K Verkehr und Nachrichtentibermittlung, Grundstticks- und Wohnungs-

wesen, Vermietung beweglicher Sachen, Erbringung von
wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g. ...........coovviiiiiiinn., 1089501 159164 14,6 100
1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).
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— hauptséchlich ausgetiibte wirtschaftliche Tatigkeit
- Rechtsform
— Zahl der Niederlassungen

2. Tatige Personen sowie Lohne und Gehdlter

— Zahl der tatigen Personen nach Geschlecht und
Stellung im Beruf sowie Voll- und Teilzeittatigkeit

— Summe der Bruttoléhne und -gehélter

— gesetzliche und {ibrige Sozialaufwendungen der
Arbeitgeber

3. Umsatze, Vorleistungen sowie Steuern und
Subventionen

— Umsatze oder Einnahmen nach In- und Ausland und
sonstige betriebliche Ertrage

— Aufwendungen fiir Waren, Material und Dienst-
leistungen nach Arten

— Wert der Bestande an Waren und Material nach Arten
— Steuern, Abgaben sowie Subventionen
4. Investitionen

— Wert der erworbenen Sachanlagen und Wert der
immateriellen Vermdgensgegenstande nach Arten

— Wert der selbst erstellten Sachanlagen.

Mit diesen Merkmalen kénnen die Lieferverpflichtungen fiir
Unternehmensangaben in ausgewahlten Dienstleistungsbe-
reichen gegeniiber der Europdischen Union erfiillt werden.
Zugleich stellen die Ergebnisse der Strukturerhebung im
Dienstleistungsbereich amtliches Zahlenmaterial zur Verfii-
gung, das eine Grundlage fiir Analysen des Strukturwandels
in diesem Wirtschaftsbereich bildet und zugleich zur Ver-
besserung der Aussagen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen auf Bundes- und Landerebene beitragt.

Um die Unternehmen der ausgewahlten Dienstleistungsbe-
reiche nicht mehr als zwingend erforderlich mit statistischen
Berichtspflichten zu belasten, wird in Deutschland — wie in
Kapitel 1 dargestellt — nur eine 15%-Stichprobenerhebung
durchgefiihrt (keine Totalerhebung). Kleine Unternehmen mit
einem Jahresumsatzvonwenigerals 250000 Euro, fiirdie sta-
tistische Berichtspflichten eine grofRere Belastung darstellen

Tabelle 2: Entlastung kleiner Unternehmen durch einen
verkiirzten Merkmalskatalog

Merkmale der Strukturerhebung im GroBe Kleine
Dienstleistungsbereich Unternehmen
Umsatz oder Einnahmen ........... 4 1
Tatige Personen ................... 5 2
Aufwendungen oder Ausgaben .... 9 4
Bestdnde an Waren und Material .. 8 2
Investitionen ...l 7 1
Steuern und Subventionen ........ 2 2
Merkmale insgesamt ... 35 12

als fiir groBe Unternehmen, werden nur mit einem verkiirz-
ten Merkmalskatalog befragt. Neben den allgemeinen Anga-
ben liefern kleine Unternehmen nur Daten zu zwolf Merkma-
len und miissen damit gegeniiber Unternehmen mit einem
Jahresumsatz von 250000 Euro und mehr (groBe Unterneh-
men), die Daten zu 35 Merkmalen liefern, nur rund ein Drit-
tel der Fragen beantworten (siehe Tabelle 2). Die erfragten
Merkmale lassen sich in der Regel aus den Geschéftsauf-
zeichnungen entnehmen. Dadurch wird eine spiirbare Ent-
lastung kleiner und mittlerer Unternehmen von statistischen
Berichtspflichten erreicht.

3 Eckdaten der Strukturerhebung
im Dienstleistungsbereich 2004

Die Hochrechnung der Stichprobenergebnisse des Berichts-
jahres 2004 ergab eine Gesamtzahl von knapp 654800
Unternehmen, die den Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen
Tatigkeit in den Wirtschaftsabschnitten | und K hatten. Diese
erwirtschafteten mit tiber 5,8 Mill. tatigen Personen einen
Umsatz in Hohe von 653,3 Mrd. Euro.

Dabei sind die Anteile der beiden Abschnitte | und K der Wirt-
schaftszweigklassifikation bei den einzelnen Merkmalsposi-
tionen entsprechend der heterogenen Struktur der dort tati-
gen Unternehmen sehr unterschiedlich (siehe Schaubild 1).
Charakteristisch ist auf der einen Seite die durch Grofiun-
ternehmen, wie die Deutsche Bahn AG, die Deutsche Post
AG oder die Deutsche Telekom AG, gekennzeichnete Struk-
tur der Unternehmen im Abschnitt Verkehr und Nachrichten-
tibermittlung. Hier waren im Jahr 2004 durchschnittlich 20

Schaubild 1

Anteile der Wirtschaftsabschnitte | und K 2004
an Unternehmen, Umsatz und tdtigen Personen

- | Verkehr und Nachrichteniibermittlung

:l K Grundstiicks- und Wohnungswesen, Vermietung
beweglicher Sachen, Erbringung von wirtschaftlichen
Dienstleistungen, a.n.g.

% %

100 100
80 | — — 11 80
60 | — — 4 60
40 40

20 20

Unternehmen Umsatz

Tatige Personen

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).
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Personen je Unternehmen beschéftigt und erzielten einen
durchschnittlichen Jahresumsatz von 3,0 Mill. Euro je Unter-
nehmen. Demgegeniiber waren in Unternehmen mit Schwer-
punkt der wirtschaftlichen Tatigkeit im Wirtschaftsabschnitt
K durchschnittlich nur sieben Personen tatig. Der Umsatz je
Unternehmen lag hier lediglich bei 671 000 Euro.

Bezogen auf die einzelnen Abteilungen der ausgewdhl-
ten Abschnitte | und K der Klassifikation der Wirtschafts-
zweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003) ergibt sich ein noch dif-
ferenzierteres Bild (siehe Tabelle 3). Deutlich wird das zum
Beispiel bei einem Vergleich der Unternehmensergebnisse
der Abteilungen 63 und 70. Unternehmen der Abteilung
63 ,Hilfs- und Nebentatigkeiten fiir den Verkehr; Verkehrs-
vermittlung“ hatten einen Anteil von 3,4% an der Zahl der
Unternehmen, 13,5% am Umsatz sowie 8,6% an den tati-
gen Personen der Wirtschaftsabschnitte | und K insgesamt.
Unternehmen des Grundstiicks- und Wohnungswesens
(Abteilung 70) waren demgegeniiber deutlich kleiner struk-
turiert. Sie hatten einen Anteil von 26,8% an den Unterneh-
men, 14,5% am Umsatz und 6,6% an den tadtigen Personen
der betrachteten Wirtschaftsabschnitte.

Tabelle 3: Anteile an den Unternehmen, am Umsatz
und an den tatigen Personen in ausgewdhlten
Dienstleistungsbereichen 2004 nach Wirtschaftszweigen

Prozent
Nr. der Unter- Tatige
Klassifi- Wirtschaftszweig Umsatz | Perso-
: nehmen
kation?) nen
| Verkehr und Nachrichten-
tbermittlung .........coovevinn.. 14,0 42,1 31,7
60 Landverkehr; Transport in
Rohrfernleitungen .............. 89 8,5 11,3
61 Schifffahrt ...l 0,4 2,8 0,5
62 Luftfahrt ... 0,1 1,8 0,9
63 Hilfs- und Nebentatigkeiten
fiir den Verkehr;
Verkehrsvermittlung ........... 3,4 13,5 8,6
64 Nachrichteniibermittlung ........ 1,2 15,6 10,5
K Grundstiicks- und Wohnungs-
wesen, Vermietung beweglicher
Sachen, Erbringung von
wirtschaftlichen Dienst-
leistungen,a.n.g. ......oovvvnn.. 86,0 57,9 68,3
70 Grundstiicks- und Wohnungs-
WESEN tteenieieineneenannnns 26,8 14,5 6,6
71 Vermietung beweglicher Sachen
ohne Bedienungspersonal ..... 2,2 41 1,4
72 Datenverarbeitung und
Datenbanken .................. 6,9 9,0 6,4
73 Forschung und Entwicklung ...... 0,6 1,0 1,5
74 Erbringung von wirtschaftlichen
Dienstleistungen, a.n.g. ........ 49,4 29,3 52,5
I, K Verkehr und Nachrichteniiber-
mittlung, Grundstiicks- und
Wohnungswesen, Vermietung
beweglicher Sachen, Erbrin-
gung von wirtschaftlichen
Dienstleistungen, a.n.g. ..... 100 100 100

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).

Wie die Erhebungen in den Vorjahren war auch die Erhebung
im Berichtsjahr 2004 durch einen hohen Anteil unechter
Antwortausfdlle gekennzeichnet. Ein Drittel der befragten
Einheiten waren unechte Antwortausfélle. Die Griinde hier-
fiir waren hauptséchlich:

Statistisches Bundesamt e Wirtschaft und Statistik 1/2007

— Das Unternehmen war zum Zeitpunkt der Erhebung
inaktiv,

— das Unternehmen war an der vorliegenden Adresse
nicht vorhanden,

— das Unternehmen hatte zwischenzeitlich seinen wirt-
schaftlichen Schwerpunkt gewechselt und gehorte im
Berichtsjahr nicht mehrin den Erfassungsbereich.

83% der unechten Antwortausfalle traten im Wirtschaftsab-
schnitt K auf.

Da die unechten Antwortausfille bei der Hochrechnung
unberiicksichtigt bleiben, liegt die durch Hochrechnung er-
mittelte Anzahl der Unternehmen deutlich unter der der Aus-
wahlgesamtheit des Unternehmensregisters. Unechte Ant-
wortausfalle traten verstarkt in kleinen Umsatzgrofienklas-
sen auf. In diesen ist aber die Auswahlgesamtheit sehr grof3
und die ausgewdhlten Einheiten haben — wie oben erldu-
tert — relativ hohe Hochrechnungsfaktoren. Das fiihrt dazu,
dass die hochgerechnete Zahl der Unternehmen kleiner ist
als die um die Quote der unechten Antwortausfalle berei-
nigte Zahl der Unternehmen der Auswahlgesamtheit (siehe
Tabelle 4 auf S. 62).

Beriicksichtigt man bei der Belastung der Unternehmen
durch die Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich nur
die Einheiten, die verwertbare Unternehmensangaben gelie-
fert haben, wird deutlich, dass die Belastung der Unterneh-
men in den Wirtschaftsabschnitten | und K deutlich unter
dem gesetzlich moglichen Stichprobenumfang von 15%
lag. Im Jahr 2004 betrug der Anteil der Einheiten, die ver-
wertbare Unternehmensangaben geliefert haben, gemes-
sen an der Auswahlgesamtheit 8,8%. Bei den quantitativ
stark besetzten Abteilungen 70 ,,Grundstiicks- und Woh-
nungswesen“ und 74 ,Erbringung von wirtschaftlichen
Dienstleistungen, a.n.g.“ lag der Anteil der Unternehmen
mit verwertbaren Daten an der Auswahlgesamtheit bei 7,1
bzw. 7,4%. Von den in diesen Wirtschaftsbereichen tatigen
Unternehmen wurden aber fast zwei Drittel (64,4%) der ins-
gesamt verwertbaren Unternehmensangaben bereitgestellt.
Wenn man zusdtzlich beriicksichtigt, dass rund drei Vier-
tel der diesen Wirtschaftsabteilungen zugeordneten Unter-
nehmen einen Jahresumsatz von weniger als 250000 Euro
erwirtschafteten, musste der iiberwiegende Teil der Unter-
nehmen, der verwertbare Daten geliefert hat, nur den ver-
kiirzten Merkmalskatalog bearbeiten.

4 Struktur der in den Wirtschafts-
abschnitten | und K klassifizierten
Unternehmen und Einrichtungen

Die Struktur der Unternehmen eines bzw. mehrerer Wirt-
schaftsbereiche kann unter verschiedenen Gesichtspunk-
ten analysiert und differenziert werden. Die Analyse erfolgt
anhand von Merkmalen, die die konkrete Situation der zu
untersuchenden Unternehmen beschreiben. Solche Orien-
tierungspunkte konnen sein: Alter, Rechtsform, wirtschaft-
liche Tatigkeit, Grof3e der Unternehmen usw.
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Tabelle 4: Auswahlgesamtheit, verwertbare Unternehmensangaben und Hochrechnungsergebnis der
Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich 2004

Strukturerhebung 2004
Untgrnehmen Anteil der
in der Verwertbare h
Nr. der i ) Auswahl- Unter- verwertbaren Hoch-
Klassifikation?) Wirtschaftszweig X nehmens- Angaben an rechnungs-
gesamtheit der Auswahl- |  ergebnis
angaben .
gesamtheit
Anzahl % Anzahl
| Verkehr und Nachrichtentibermittlung ........cooooiiiiiiiiiiii i, 142115 20171 14,2 91541
60 Landverkehr; Transport in Rohrfernleitungen . 87020 9983 11,5 58329
61 Schifffanrt oo e 3262 1397 42,8 2408
62 LUftfanrt e 592 294 497 409
63 Hilfs- und Nebentétigkeiten fiir den Verkehr; Verkehrsvermittlung ............ 39512 6730 17,0 22258
64 Nachrichtentibermittlung ... 11729 1767 151 8137
K Grundstiicks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher Sachen,

Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g. ........ccccoovvee.e. 947 386 75396 80 563217
70 Grundstiicks- und WohNUNGSWESEN . ..iuuiiiii it eiiie e iiieeiiaeriaennnn 299851 21351 7.1 175620
71 Vermietung beweglicher Sachen ohne Bedienungspersonal .................. 26811 4712 17,6 14 464
72 Datenverarbeitung und Datenbanken ..........ccooiiiiiiiiiiiiiiiiiii it 70471 7814 11,1 45205
73 Forschung und Entwicklung .......oooiieiiiniii i 8285 1354 16,3 4185
74 Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g. ..................... 541968 40165 7,4 323742

I, K Verkehr und Nachrichtentibermittlung, Grundstiicks- und Wohnungs-

wesen, Vermietung beweglicher Sachen, Erbringung von

wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g. ........covviiiiiiiiinennnn.. 1089501 95567 88 654758

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).

Die fiir alle Unternehmen in den erfassten Wirtschaftsbe-
reichen nach einem konsistenten Gesamtkonzept durch-
gefiihrte Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich bie-
tet die Voraussetzung fiir Strukturaussagen tiber die in den
Wirtschaftsabschnitten | und K tdtigen Unternehmen. Im Fol-
genden wird die Unternehmensstruktur nach der Gréf3e der
Unternehmen analysiert. Die Gré3e der Unternehmen wird
dabei durch ihren Jahresumsatz bzw. durch die Anzahl der
in den Unternehmen tadtigen Personen definiert.

4.1 Struktur derin den Wirtschaftsab-
schnitten | und K klassifizierten Unter-
nehmen nach Umsatzgrofienklassen

So heterogen die wirtschaftlichen Tatigkeiten der den Ab-
schnitten | und K der Wirtschaftszweigklassifikation zuge-
ordneten Unternehmen sind, so unterschiedlich sind auch
ihre Unternehmensstrukturen. Das ist leicht zu erkennen,
wenn man die Strukturdaten der Unternehmen der beiden
ausgewahlten Wirtschaftsbereiche nach UmsatzgroBenklas-
sen gegeniiberstellt (siehe Schaubild 2).

Wihrend im Jahr 2004 im Wirtschaftsabschnitt Verkehr und
Nachrichteniibermittlung 60% der Unternehmen einen Jah-
resumsatz von weniger als 250000 Euro erwirtschafteten,
waren es im deutlich kleiner strukturierten Wirtschaftsab-
schnitt K drei Viertel aller Unternehmen. Auf diese Unter-
nehmen entfielen knapp 19% der im Wirtschaftsabschnitt K
tdtigen Personen und gut 9% des in diesem Wirtschaftsab-
schnitt erwirtschafteten Umsatzes.

Differenziert man die Unternehmen nach tiefer unterglie-
derten UmsatzgroBenklassen (hier: in vier GréBenklassen),
so werden die Strukturunterschiede in den Wirtschaftsab-
schnitten und zwischen den Abteilungen der Klassifikation
der Wirtschaftszweige noch deutlicher (siehe Anhangta-
belle 1 auf S. 66). Fiir die Anzahl der Unternehmen in den
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Abteilungen gilt, dass mit steigender UmsatzgroBenklasse
der Anteil der zugeordneten Unternehmen kleiner wird. Am
deutlichsten wird das im Grundstiicks- und Wohnungswe-
sen (Abteilung 70): Hier befanden sich im Jahr 2004 fast
80% der Unternehmen in der kleinsten UmsatzgréRenklasse
und nur 0,7% der Unternehmen erwirtschafteten einen Jah-
resumsatz von 10 Mill. Euro und mehr. Die Unternehmen
im Grundstiicks- und Wohnungswesen erwirtschafteten
mit durchschnittlich 538 000 Euro den niedrigsten Umsatz
je Unternehmen in allen Abteilungen der Wirtschaftsab-
schnitte | und K. Eine Ausnahme bildet die Schifffahrt. Hier
befand sich mit 43,5% der grof3te Anteil der Unternehmen
in der obersten Groflenklasse mit einem Jahresumsatz von
1 Mill. bis unter 10 Mill. Euro; der kleinsten Grof3enklasse
waren hier nur 26,5% der Unternehmen zugeordnet.

Umgekehrt zum Anteil der Unternehmen verhalten sich die
Anteile der 6konomisch bedeutenden Strukturmerkmale
Umsatz, tatige Personen, Aufwendungen und Investitionen:
Sie steigen mit grofier werdender Umsatzgrofienklasse an.
Dabei sind deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen
Verkehrszweigen zu erkennen. So wurden zum Beispiel in
der Luftfahrt 97,1% der Umsatze, 98,1% der Aufwendungen
und 98,4% der Investitionen von Unternehmen der grofiten
Umsatzgrofienklasse mit einem Jahresumsatz von 10 Mill.
Euro und mehr realisiert. In den Luftfahrtunternehmen die-
ser GroBBenklasse arbeiteten 96,3% der in der Luftfahrt ins-
gesamt tatigen Personen. Im Landverkehr wurden dagegen
von den Unternehmen mit einem Jahresumsatz von 10 Mill.
Euro und mehr nur gut die Hélfte der Umsatze (52,7%), der
Aufwendungen (57,6%) und der Investitionen (54,7%) rea-
lisiert. Nur ein Drittel der im Landverkehr tatigen Personen
arbeitete in den Unternehmen der gréten UmsatzgroBen-
klasse. Ahnlich verhilt es sich bei den in der Abteilung 74
»Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g.“
klassifizierten Unternehmen mit ihren sehr heterogenen
wirtschaftlichen Tatigkeiten. Die gréfiten Unternehmen mit
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Schaubild 2

Unternehmen mit einem Umsatz
von unter 250 000 EUR
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Verteilung der Unternehmen, Umsitze und tétigen Personen 2004 in den Wirtschaftsabschnitten | und KV
nach UmsatzgroBienklassen
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1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003); I: Verkehr und Nachrichteniibermittlung; K: Grundstiicks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher Sachen,
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einem Jahresumsatz von 10 Mill. Euro und mehr verbuch-
ten in dieser Abteilung deutlich weniger als die Halfte der
Umsédtze (43,5%), der Aufwendungen (47,5%) und der
Investitionen (38,5%). Mit einem Anteil von 27,7% hatten
deutlich weniger als ein Drittel der in dieser Abteilung tati-
gen Personen in den grofen Unternehmen einen Arbeits-
platz.

4.2 Struktur der in den Wirtschafts-
abschnitten | und K klassifizierten
Unternehmen nach Beschiftigten-
grof3enklassen

Analog zur Struktur der Unternehmen nach Umsatzgro-
Benklassen sind auch die Unternehmensstrukturen nach
Beschaftigtengrofienklassen sehr unterschiedlich. Eine
Gegeniiberstellung der Strukturdaten der Unternehmen
aus den beiden ausgewdhlten Wirtschaftsbereichen nach
BeschaftigtengroBenklassen macht dies deutlich (siehe
Schaubild 3 aufS. 64).

Zugleich werden aber auch Unterschiede in den Unterneh-
mensstrukturen nach UmsatzgréfRenklassen bzw. nach
Beschdaftigtengrofenklassen, insbesondere bei den dem
Wirtschaftsabschnitt K zugeordneten Unternehmen, sicht-
bar. Im Wirtschaftsabschnitt | Verkehr und Nachrichteniiber-
mittlung waren im Jahr 2004, dhnlich wie bei der Gliederung
nach UmsatzgrofRenklassen, der kleinsten Beschéftigten-
groflenklasse mit weniger als fiinf tdtigen Personen 59%
der Unternehmen zugeordnet. Dagegen waren es im Wirt-
schaftsabschnitt K vier Fiinftel aller Unternehmen. In diesen
Unternehmen erwirtschafteten 17% der im Wirtschaftsab-
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schnitt K tatigen Personen ein Viertel des von den Unter-
nehmen dieses Wirtschaftsabschnittes erwirtschafteten
Umsatzes.

Analysiert man die Struktur der Unternehmen nach vier
Beschaftigtengrofienklassen, so werden die Strukturunter-
schiede in den Wirtschaftsabschnitten und zwischen den
Abteilungen der WZ 2003 noch deutlicher (siehe Anhang-
tabelle 2 auf S. 67). Auch hier wird in den einzelnen Abtei-
lungen mit steigender BeschéftigtengroBenklasse der Anteil
der zugeordneten Unternehmen kleiner. Wie bei der Glie-
derung nach UmsatzgréBenklassen wird das auch bei der
Untersuchung der Struktur nach Beschéftigtengrofenklas-
sen im Grundstiicks- und Wohnungswesen (Abteilung 70)
am deutlichsten. In den Unternehmen dieser Branche arbei-
teten durchschnittlich nur je zwei Personen. Fast 94% aller
Unternehmen dieses Wirtschaftsbereichs waren der kleins-
ten BeschéftigtengroBenklasse mit weniger als filinf tati-
gen Personen zugeordnet. In diesen Unternehmen arbeitete
aber fast die Halfte aller im Grundstiicks- und Wohnungs-
wesen tatigen Personen (47,9%). Sie realisierten mit 49,1%
knapp die Halfte der von den Unternehmen dieses Wirt-
schaftszweiges erwirtschafteten Umsadtze und mit 62,3%
fast zwei Drittel der von dieser Branche durchgefiihrten
Investitionen.

Im Gegensatz hierzu nehmen in den anderen Abteilungen
mit steigender BeschéftigtengroBenklasse die Anteile der
Unternehmen bei den Variablen Umsatz, tatige Personen,
Aufwendungen und Investitionen zu. Wie bereits bei der
Gliederung nach UmsatzgroBenklassen treten auch bei der
Gliederung nach BeschaftigtengrofRenklassen zwischen den
einzelnen Verkehrszweigen deutliche Unterschiede hervor.
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Schaubild 3

- Unternehmen mit weniger als 5 tdtigen Personen
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Verteilung der Unternehmen, Umsitze und tétigen Personen 2004 in den Wirtschaftsabschnitten | und KV
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1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003); I: Verkehr und Nachrichteniibermittlung; K: Grundstiicks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher Sachen,
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So wurden zum Beispielin der Luftfahrt 93,3% der Umsétze,
95,7% der Aufwendungen und 98,2% der Investitionen von
Unternehmen mit 100 und mehr tatigen Personen realisiert.
In diesen Unternehmen arbeiteten 95,5% der in der Luft-
fahrt insgesamt tdtigen Personen. Von den Unternehmen
mit 100 und mehr tdtigen Personen im Landverkehr wur-
den nur rund die Halfte der Umsétze (48,5%), der Aufwen-
dungen (54,3%) und der Investitionen (53,9%) realisiert.
Nur 36,3% der im Landverkehr tatigen Personen arbeiteten
hier in den Unternehmen der gré3ten Beschaftigtengrofien-
klasse.

Auch in der Nachrichteniibermittlung haben die sehr grof3en
Unternehmen die hochsten Anteile an den dargestellten
Strukturmerkmalen: 93,9% der Umsatze, 93,0% der Auf-
wendungen und 97,0% der Investitionen wurden 2004 von
nur 5,3% der Unternehmen in der mit 100 und mehr tatigen
Personen grofRten BeschiftigtengréfRenklasse realisiert. In
diesen Unternehmen arbeiteten 92,0% aller in diesem Wirt-
schaftsbereich tatigen Personen.

Analoge Strukturen sind bei den im Wirtschaftsabschnitt K
klassifizierten Unternehmen erkennbar; allerdings sind hier
die Unterschiede zwischen den Anteilen der kleinen und der
groBBen BeschéftigtengroBenklassen aufgrund der anderen
Unternehmensstruktur deutlich geringer.

5 Schlussbemerkungen

Die Ergebnisse der jdhrlichen Strukturerhebung im Dienst-
leistungsbereich schliefien eine Datenliicke im Bereich der
von Unternehmen und Freien Berufen erbrachten, tiberwie-
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gend unternehmensbezogenen Dienstleistungen. Bei der
Implementierung der Erhebung stand eine moglichst geringe
Belastung der Unternehmen aus den neu zu befragenden
Wirtschaftsbereichen im Vordergrund der Diskussionen.
Aus diesem Grund entschied man sich gegen eine Total-
erhebung (mit Abschneidegrenze) und fiir eine Stichpro-
benerhebung. Mit einer hochstens 15%-Stichprobe kdnnen
reprasentative Strukturdaten in der von der Europdischen
Union geforderten fachlichen Gliederungstiefe ermittelt und
belastbare Landerergebnisse veroffentlicht werden.

Eine zusatzliche Entlastung der Auskunftspflichtigen wird
durch den fiir Unternehmen mit einem Jahresumsatz von
weniger als 250 000 Euro stark verkiirzten Merkmalskatalog
erreicht. Dabei wurde bewusst nicht die Anzahl derim Unter-
nehmen tétigen Personen, sondern der erzielte Umsatz als
Kriterium gewdhlt. Rund drei Viertel der in den Wirtschafts-
abschnitten | und K klassifizierten Unternehmen erfiillen
dieses Kriterium. Damit ist diese Erhebungsmethode ein
wirksamer Beitrag zur Entlastung kleiner und mittelstan-
discher Unternehmen von statistischen Berichtspflichten.

Wenn auch auf den ersten Blick die Struktur der in den
Wirtschaftsabschnitten | und K klassifizierten Unterneh-
men nach Umsatz- bzw. BeschéftigtengréRenklassen dhn-
lich erscheint, gibt es im Detail doch deutliche Unterschiede
(sieheTabelle 5). So liegen —wenn die 73,0% aller Unterneh-
men, die nur einen Jahresumsatz von weniger als 250 000
Euro aufweisen, durch den verkiirzten Merkmalskatalog ent-
lastet werden — lediglich fiir 6,3% des Umsatzes, 4,1% der
Aufwendungen, 4,8% der Investitionen und 15,5% der tati-
gen Personen keine differenzierten Informationen vor. Zieht
man fiir die Entlastung der Auskunftspflichtigen durch einen
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Tabelle 5: Anteile von Unternehmen ausgewahlter GroBBenklassen an der Zahl der Unternehmen, am Umsatz, an den tatigen Personen,
Aufwendungen und Investitionen der in den Wirtschaftsabschnitten | und K?) klassifizierten Unternehmen 2004

Prozent
Unternehmen mit ... Unternehmen Umsatz | Tatige Personen Aufwendungen Investitionen
einem Umsatz von weniger als 250 000 EUR .......... 73,0 6,3 15,5 41 4,8
weniger als 5 tatigen Personen ...........c.ooveuunnen. 77,6 16,9 13,5 10,5 26,1
weniger als 20 tatigen Personen ..............coo..ee. 94,8 31,3 30,6 24,7 36,0

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003); | = Verkehr und Nachrichteniibermittlung; K = Grundstiicks- und Wohnungswesen, Vermietung
beweglicher Sachen, Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g.

verkiirzten Merkmalskatalog das Kriterium ,,weniger als fiinf
tatige Personen® heran, so erhohen sich die Anteile der
okonomisch wichtigen Strukturmerkmale Umsatz, Aufwen-
dungen und Investitionen, fiir die dann keine differenzier-
ten Angaben vorliegen, erheblich. Eine Abschneidegrenze
— wie bei Strukturerhebungen im Verarbeitenden Gewerbe
bei weniger als 20 Beschdftigten — bringt im Dienstleis-
tungsbereich aufgrund anderer Unternehmensstrukturen
keine belastbaren Ergebnisse. Hinzu kommt, dass in vie-
len Dienstleistungsbereichen der Unternehmenserfolg nicht
von der Anzahl der Mitarbeiter abhdngt, sondern deren
Intellekt, deren innovative Ideen, deren Know-how den
Erfolg bringen. 1l
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Anhangtabelle 1: Strukturdaten der Unternehmen 2004 nach Wirtschaftszweigen und Umsatzgréf3enklassen

Anteil der Unternehmen in den Umsatzgrofienklassen an ...
Nr. der . Umsatz "
Klassi- Unternehmen mit einem Umsatz insgesamt Umsatz Unternehmen tatigen Aufwendungen| Investitionen
R von ... bis unter... EUR Personen
fikation?)
1000 EUR %
Verkehr und Nachrichtentbermittlung ............ 275309160 100 100 100 100 100
wenigerals 250000 .......ooveevinnnnnn.. 5145 408 1,9 60,1 84 1,4 1,8
250000 -1 Mill. ........ 10664 937 39 226 11,9 37 38
1 Mill. - 10 Mill. ......... 39067 954 14,2 152 236 138 10,3
10 Mill.undmehr ...oooviiiiiiiiii 220430860 80,1 21 56,0 81,2 84,2
60 Landverkehr; Transport in Rohrfernleitungen ... 55747130 100 100 100 100 100
wenigerals 250000 .....veviiiiiiiiiieinaan 3501661 6,3 66,0 16,1 4,2 6,1
250000 -1 Mill. vevuvviiniiiii i 6581713 11,8 221 20,0 10,3 126
1 Mill. - 10 Mmill. ....... 16308352 293 11,1 30,4 27,9 26,6
10Mill.undmehr ...ovviiiiiiii i 29355404 527 08 335 57,6 54,7
61 Schifffahrt ... 18108769 100 100 100 100 100
wenigerals 250000 ...ovvviiiiiiiniiniinann 91768 05 26,5 6,9 04 1,3
250000 -1 Mill. wevniinniiiniiiiii 321279 18 24,6 121 1,6 1,9
1 Mill. = 10 Mill. ....... 3729349 20,6 43,5 394 13,1 94
10 Mill.undmehr ..o 13966373 77,1 54 41,5 84,8 87,5
62 Luftfahrt ..ooee 11765064 100 100 100 100 100
wenigerals 250 000 .......vveviiieiinniannn, 20370 02 56,5 1,0 01 02
250000 - 1T Mill. ooveveinniini i 37217 03 181 0,6 02 05
1 Mill. = 10 Mill. ....... 281632 24 183 21 1,6 1,0
10 Mill.undmehr ..ooooiiiiiii 11425844 97,1 7,1 9,3 98,1 98,4
63 Hilfs- und Nebentétigkeiten fiir den Verkehr;
Verkehrsvermittlung ..........coovveviiiinnn, 87972872 100 100 100 100 100
weniger als 250 000 1102244 1,3 44,8 6,0 1,0 1,0
250 000 — 1 Mill. 2938125 33 25,1 83 32 24
TMIllL = 10OMille vevereiie i 16953522 193 25,4 26,9 190 122
10Mill.undmehr ...ovviiiiiiiiii i 66978 980 76,1 4,7 588 76,8 84,4
64 Nachrichtentbermittlung ....................... 101715325 100 100 100 100 100
wenigerals 250000 .....veiiiiiiiiiiieiaan, 429366 04 70,6 29 03 03
250 000 — 1 Mill. 786601 08 189 7,2 08 05
TMIllL = 1OMille weveriiie i 1795097 18 81 14,9 21 08
10 Mill.undmehr ..o 98704 259 97,0 24 750 96,8 98,5
K Grundstiicks- und Wohnungswesen,
Vermietung beweglicher Sachen, Erbringung
von wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g. ... 377977 562 100 100 100 100 100
wenigerals 250000 ......veeeeiiiiiiiieneeenn. 35708108 94 751 188 63 6,7
250000 = 1 Mill. wovunieiiiiii 46981 808 124 17,1 17,7 11,7 11,8
1 Mill. =10 Mill. ......... 103392740 27,4 7,1 337 282 23,0
10 Mill.undmehr ...oooviiiiiiiii 191894 906 508 08 298 538 58,5
70 Grundstiicks- und Wohnungswesen ............ 94 487 207 100 100 100 100 100
wenigerals 250000 .......oovviiiieiinniennn, 10805220 11,4 79,5 42,6 80 81
250000 -1 Mill. vevnviiiniiiini i 11578174 123 137 16,4 109 189
1 Mill. =10 Mill. ....... 28463304 30,1 6,0 17,4 298 286
10 Mill.undmehr ..ooooiniiiii 43640509 46,2 0,7 237 51,3 44,4
71 Vermietung beweglicher Sachen
ohne Bedienungspersonal ................... 26984 230 100 100 100 100 100
wenigerals 250000 ......oevveiiiiiinninnnn. 877061 33 688 22,7 35 1,6
250 000 — 1 Mill. 1367634 51 189 16,6 6,9 26
TMIllL = 10Mille vevereiie i 4566848 16,9 10,8 251 196 10,0
10Mill.undmehr ...ovviiiiiiiiiiii 20172687 74,8 1,6 355 70,0 858
72 Datenverarbeitung und Datenbanken .......... 58524 602 100 100 100 100 100
wenigerals 250000 ........cceviieiiniiennn. 2877 499 49 731 14,3 3,0 4,2
250 000 - 1 Mill. 3851163 6,6 16,8 13,0 6,6 37
IMill. =10 Mille oo 11101838 190 88 257 196 10,6
10 Mill.und mehr ..oooeiiiii 40694102 69,5 1,2 47,0 70,8 81,4
73 Forschung und Entwicklung 6819568 100 100 100 100 100
weniger als 250 000 ..... 211853 31 60,1 6,9 4,2 31
250 000 - 1 Mill. ...... 439565 6,4 21,2 10,2 6,8 4,7
IMill. =10 Mille oeeeeeiiie s 2000220 293 16,4 30,5 27,9 283
10 Mill.undmehr ..ooooiiiiiii i 4167929 61,1 23 525 61,1 63,9
74 Erbringung von wirtschaftlichen
Dienstleistungen,a.n.g. .....c..ooeviieinnn... 191161 956 100 100 100 100 100
weniger als 250 000 ... 20936475 11,0 73,4 16,5 7,2 134
250000 -1 Mill. vevuviiiniiiiiiiie 29745271 156 188 187 14,1 134
TMIllL = 10Mille veveriiie i 57 260530 30,0 7,1 37,0 31,2 34,7
10Mill.undmehr ...oviiiiiiiiii i 83219679 435 06 27,7 47,5 385

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).
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Anhangtabelle 2: Strukturdaten der Unternehmen 2004 nach Wirtschaftszweigen und Beschaftigtengrofienklassen

Tatige Anteil der Unternehmen in den BeschéftigtengroBenklassen an ...
Nr. der Personen St
. Unternehmen A tdtigen "
ﬁt;atisosrl]-l) mit ... bis unter ... tatigen Personen insgesamt Personen Unternehmen Umsatz Aufwendungen| Investitionen
Anzahl %
Verkehr und Nachrichtentbermittlung ............ 1848550 100 100 100 100 100
weniger als 5 106974 58 59,4 55 4,5 27
5-20 .. 249587 135 29,2 90 86 6,2
20 -100 335435 181 96 14,2 14,4 85
100 und mehr 1156 554 62,6 18 71,3 72,4 82,6
60 Landverkehr; Transport in Rohrfernleitungen ... 656597 100 100 100 100 100
wenigerals 5 .oouieiiiiiiiii i 69 600 10,6 61,3 7,8 55 6,8
D =20 i e 158657 24,2 29,1 183 16,2 16,8
20100 .ttt 189935 289 88 253 24,1 225
100undmehr ..o 238406 36,3 08 48,5 54,3 53,9
61 Schifffahrt ... 26678 100 100 100 100 100
weniger als 5 2602 98 57,2 289 26,4 38
5=20 tiii 6990 26,2 30,5 10,1 84 51
20=100 it 8523 31,9 11,1 16,4 14,4 92
100 und mehr 8564 321 1,3 44,6 50,9 81,9
62 Luftfahrt ................. 53002 100 100 100 100 100
wenigerals 5 445 08 66,3 05 04 05
5-20 ciiiiiiiiiiiiann 915 1,7 22,0 18 11 08
20 -100 . 1020 119 6,6 4,3 28 05
100 und mehr 50623 955 4,6 933 957 982
63 Hilfs- und Nebentéatigkeiten fiir den Verkehr;
Verkehrsvermittlung ................cceeen. 501724 100 100 100 100 100
weniger als 5 25737 51 52,2 4,6 38 27
D= 20 e e 66 644 133 32,1 12,5 12,2 6,6
20=100 et 111931 223 126 20,9 21,6 84
100 und mehr.......... 297 412 593 31 62,0 62,4 82,3
64 Nachrichteniibermittlung . 610549 100 100 100 100 100
wenigerals5 .......... 8590 1,4 66,3 1,4 1,6 0,6
5-20 ciiiiiiiiiiiiiinn 16380 27 21,6 15 1,7 07
20 -100 24028 39 67 32 37 1,7
100undmehr..ooeeeiniiiin i 561551 92,0 53 939 93,0 97,0
K Grundstiicks- und Wohnungswesen,
Vermietung beweglicher Sachen, Erbringung von
wirtschaftlichen Dienstleistungen, a.n.g. ....... 3979375 100 100 100 100 100
680912 17,1 80,6 253 154 40,5
748561 188 152 183 190 122
740339 186 3,4 198 21,8 129
1809562 45,5 08 36,7 43,7 34,4
70 Grundstiicks- und Wohnungswesen ....... 383122 100 100 100 100 100
WeNIgerals 5 ovuveinieiiiieiiieeiieeennns 183562 47,9 936 49,1 35,2 62,3
5 =20 e 77051 20,1 54 16,0 20,4 11,1
20-100 57597 150 09 184 22,3 14,5
100 und mehr 64910 16,9 01 16,6 22,0 121
71 Vermietung beweglicher Sachen
ohne Bedienungspersonal ................... 80217 100 100 100 100 100
WENIgerals 5 .ovvvvviiniiniineiiannannns 17742 22,1 81,1 34,9 238 26,6
=20 i 18750 234 154 131 17,1 122
20100 ittt 15530 194 29 139 20,9 94
100undmehr. ..o 28195 351 0,6 381 382 51,7
72 Datenverarbeitung und Datenbanken 370346 100 100 100 100 100
weniger als 5 56907 154 786 7,9 57 6,4
5-20 ciiiiiiiiiiiiins 65345 17,6 16,0 11,4 11,8 58
20-100 .oovvininnnnn, 79225 21,4 4,6 16,8 17,4 92
100 und mehr 168869 45,6 09 63,9 65,1 786
73 Forschung und Entwicklung .................... 87840 100 100 100 100 100
WeNigerals 5 .ovvviriiiniii it 4212 4,8 63,7 6,2 2,6 1,6
D =20 i e 9131 10,4 22,9 136 13,7 87
20-100 17298 197 103 24,3 224 16,2
100 und mehr 57 200 65,1 31 56,0 61,3 735
74 Erbringung von wirtschaftlichen
Dienstleistungen, a.n.g. .......oooevviunin... 3057849 100 100 100 100 100
weniger als 5 418489 13,7 73,9 181 12,3 283
5-20 ciiiiiiiiiiiiiins 578285 189 20,4 22,5 21,3 17,8
20-100 oovvininnnnn, 570690 187 4,5 22,0 231 157
100 und mehr 1490386 487 1,2 37,4 43,2 381

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).
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Dipl.-Kaufmann Heinz-Werner Hetmeier, Dipl.-Volkswirt Rainer Wilhelm,

Dipl.-Soziologe Thomas Baumann

Methodik zur Gewinnung
der Kennzahl ,,Ausgaben

offentlicher Schulen

je Schiilerin und Schiiler

Das Wissen und die Qualifikation der Menschen zdhlen zu
den wichtigsten Ressourcen, die fiir eine Realisierung von
Wirtschaftswachstum und Wohlstand unentbehrlich sind.
Das Schaffen und Verbreiten von Wissen ist deshalb eine
zentrale Investition in die Zukunft.

Fiir die Wissensvermittlung werden in Deutschland jéhrlich
erhebliche offentliche und private Mittel insbesondere im
Schul- und Hochschulbereich bereitgestellt. Im Fokus der
politischen Debatte um die Bildungsausgaben steht dabei
immer wieder der Schulbereich. Aufgrund der unterschied-
lichen Gréfe der Bundesldnder sind allerdings direkte Ver-
gleiche der Gesamtausgaben fiir die Schulbildung wenig
aussagekrdftig. Ublicherweise werden deshalb die Ausga-
ben in Relation zur Anzahl der Schiilerinnen bzw. Schiiler
gesetzt.

Das Statistische Bundesamt berechnet die Kennzahl ,,Aus-
gaben 6ffentlicher Schulen je Schiilerin und Schiiler” (AjS)
seit dem Berichtsjahr 1995 in jahrlichem Turnus. Mit der
Berechnung der Kennzahl wird ein vergleichbarer Indi-
kator bereitgestellt, auf dessen Grundlage Aussagen zur
Finanzausstattung der oOffentlichen Schulen gemacht wer-
den konnen.') Seit dem Erscheinen einer ersten Fassung
dieses Beitrages?) sind zahlreiche Anderungen eingetreten,
die eine Aktualisierung erforderlich machen.

In diesem Beitrag werden zuncichst im Uberblick Ergeb-
nisse fiir das Berichtsjahr 2004 dargestellt. Im Anschluss
daran wird ausfiihrlich auf die Methode zur Gewinnung die-

ser Daten eingegangen. AbschliefSend wird ein Ausblick auf
kiinftige Weiterentwicklungen der Berechnungsmethodik
gegeben.

1 Aktuelle Ergebnisse im Uberblick

Datengrundlage fiir die Berechnungsergebnisse in natio-
naler Systematik sind die Rechnungsergebnisse der 6ffent-
lichen Haushalte fiir den Aufgabenbereich Schule und Schul-
verwaltung und die Angaben der Schulstatistik zu Schiilern,
Lehrern und Unterrichtsstunden. Die Personalausgaben
werden um unterstellte Sozialbeitrédge fiir verbeamtete Lehr-
krafte sowie Beihilfeaufwendungen erganzt.

Danach gaben die 6ffentlichen Haushalte im Haushaltsjahr
2004 fiir alle 6ffentlichen Schulen zusammen durchschnitt-
lich 4700 Euro fiir die Ausbildung einer Schiilerin bzw. eines
Schiilers an offentlichen Schulen aus. Bei allgemein bilden-
den Schulen waren es 5000 Euro je Schiilerin und Schiiler,
bei beruflichen Schulen 3300 Euro.

Die Spannweite der Pro-Kopf-Ausgaben reichtvon 4 300 Euro
im Saarland bis zu 5900 Euro in Hamburg. Bei einem tiefer
gehenden Ausgabenvergleich auf Ebene der einzelnen Bun-
desldnder ist zu beachten, dass die Schulstruktur und das
Unterrichtsangebot zwischen den Ldndern differieren (z.B.
gibt es Unterschiede in der Ganztagsbetreuung, den Betreu-
ungsrelationen, der Besoldungsstruktur). In allen Landern
sind die Personalausgaben jedoch die dominierende Aus-

1) Fiir die Privatschulen stehen keine aktuellen Daten fiir differenzierte Berechnungen zur Verfiigung.
2) Siehe Hetmeier, H.-W.: ,Methodische Probleme der Ermittlung von Ausgaben je Schiiler* in Wei8, M./Weishaupt, H. (Hrsg.): ,,Bildungsékonomie und Neue Steuerung®, Frankfurt am Main

2000.
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Schaubild 1

Ausgaben fiir 6ffentliche Schulen je Schiilerin und Schiiler
im Haushaltsjahr 2004 nach Ausgabearten

I:I Personal- - Laufender - Investitions-

ausgaben Sachaufwand ausgaben

Deutschland i4 700
1
Hamburg - 5900

Thiringen -5 500
- - |
Berlin . 5200
Sachsen-Anhalt I I .5 100
Sachsen I 4900
Baden-Wiirttemberg I 4800
Bremen I .4 800
Bayern 4700
Brandenburg 4600
Niedersachsen 4500
Hessen 4500
Schleswig-Holstein 4500
Mecklenburg- 4400
Vorpommern
Rheinland-Pfalz 4400
Nordrhein-Westfalen ‘ 4400
Saarland 4300
0 2 oloo 4000 6 000EUR
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gabenkomponente. Im Bundesdurchschnitt wurden je Schii-
lerin und Schiiler 3800 Euro fiir Personal (einschlieBlich
unterstellter Sozialbeitrage sowie Beihilfeaufwendungen),
500 Euro fiir laufenden Sachaufwand und 300 Euro fiir
Investitionen ausgegeben.

Zur Ermittlung von differenzierten Ergebnissen fiir verschie-
dene Schularten sind umfangreiche Berechnungen durchzu-

Schaubild 2

Ausgaben fiir 6ffentliche Schulen je Schiilerin und Schiiler
im Haushaltsjahr 2004 nach Schularten

Allgemein bildende 5000
Schulen
I
Berufliche Schulen 3300
Alle Schularten 4700
T T T
0 2000 4000 6 000EUR
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filhren. Nach dem unten beschriebenen Verteilungsverfah-
ren ergeben sich die in Schaubild 2 dargestellten Ergebnisse
fuir allgemein bildende und berufliche Schulen.

Weitere Landerdaten zur Kennzahl ,Ausgaben je Schiilerin
und Schiiler“ (differenziert nach einzelnen Schularten sowie
in zeitlicher Entwicklung) sind im Internetangebot des Sta-
tistischen Bundesamtes unter http://www.destatis.de/
download/d/biwiku/Ausgaben_jeSchueler.pdf verfiigbar.

In den folgenden Kapiteln werden Hintergrund und Zielset-
zung fiir die Berechnung der Kennzahl sowie die Schritte zur
Gewinnung der Daten und zur Aufbereitung der Ergebnisse
erldutert.

2 Hintergrund und Zielsetzung
der Berechnung

Anlass fiir die Berechnung der Kennzahl ,,Ausgaben je Schii-
lerin und Schiiler“waren urspriinglich die Anforderungen der
internationalen Organisationen OECD (Organisation fir wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) und UNESCO
(Organisation der Vereinten Nationen fiir Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur) sowie des Statistischen Amtes der Euro-
pdischen Gemeinschaften (Eurostat) im Zusammenhang mit
der internationalen Berichterstattung auf dem Gebiet der
Bildungsfinanzen. Die genannten internationalen Organi-
sationen erheben Angaben zu den Bildungsausgaben der
beteiligten Staaten in einer Gliederung nach Bildungsstufen
(sogenannte UOE-Meldung).?) Wegen der spezifischen Aus-
gestaltung des deutschen Bildungssystems und des unter-
schiedlichen Nachweises der Schulausgaben in den einzel-
nen Haushaltsrechnungen (Ldnder- und kommunale Ebene)
sind zur Durchfiihrung dieser Datenlieferungen umfang-
reiche Berechnungen erforderlich, in deren Rahmen auch
die Ausgaben je Schiiler/-in ermittelt werden.

Da die Schulsysteme der einzelnen Bundesldnder landes-
spezifische Besonderheiten aufweisen, ist es erforderlich,
die Berechnungen fiir jedes Bundesland gesondert durch-
zufiihren. Die Ausgaben fiir den Schulbereich stehen auf
Ldnderebene derzeit allerdings nur fiir den gesamten Auf-
gabenbereich Schule in vergleichbarer Form zur Verfligung.
Um die internationalen Datenanforderungen erfiillen zu
kénnen, miissen die Ausgaben zundchst auf die einzelnen
nationalen Schularten aufgeteilt werden. In einem weiteren
Schritt konnen sie dann den internationalen Bildungsstufen
zugeordnet werden.

Das Statistische Bundesamt hat in Zusammenarbeit mit
dem Unterausschuss Schuldaten der Kultusministerkonfe-
renz und der Arbeitsgruppe ,,Vergleichende Internationale
Statistik“ der Bund-Ldnder-Kommission fiir Bildungspla-
nung und Forschungsférderung ein Schatzverfahren entwi-
ckelt, mit dem die Finanzdaten und die Schiilerdaten fiir die
einzelnen Schularten der Schulstatistik zueinander in Bezie-
hung gesetzt werden kénnen.*)

3) Zurinternationalen Finanzberichterstattung siehe Schmidt, P.: ,,Methodik zur Berechnung der Bildungsausgaben Deutschlands im Rahmen der internationalen Bildungsberichterstattung*
in WiSta 5/1999, S. 406 ff. sowie Baumann, T.: ,Ausgaben je Schiiler im Sekundarbereich II* in WiSta 4/2003, S. 345 ff.; zur internationalen Berichterstattung insgesamt siehe UNESCO/
OECD/Eurostat: “UOE data collection on education statistics. Concepts, Definitions and Classifications”, Montreal, Paris, Luxemburg 2006.

4) Dabei wurden auch die Vorarbeiten des Deutschen Instituts fiir Internationale Pddagogische Forschung (DIPF) beriicksichtigt. Siehe auch Haug, R.: ,,Schulausgaben im Vergleich VII“ (1986
bis 1994), Deutsches Institut fiir Internationale Pddagogische Forschung (Hrsg.), Frankfurt am Main 1997.
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Ausgangspunkt der Berechnungen sind die Ergebnisse der
Jahresrechnungsstatistik der 6ffentlichen Haushalte. Diese
Ergebnisse liegen jdhrlich in einer Gliederung nach Ein-
nahme- und Ausgabearten sowie Aufgabenbereichen vor.

Im Mittelpunkt des vorliegenden Beitrages stehen die
Methodik der Berechnungen sowie die Besonderheiten und
Schwierigkeiten, die bei der Aufbereitung der Daten auf-
treten. Bevor das Berechnungsverfahren selbst vorgestellt
wird, geht der Aufsatz kurz auf die Anforderungen an das
Berechnungsverfahren ein und stellt einige definitorische
Grundlagen dar. Im Anschluss folgt eine Darstellung der ein-
zelnen Berechnungsschritte, bevor auf die Aussagefédhigkeit
der Kennzahl eingegangen wird. Der Beitrag schliet mit
einem kurzen Ausblick.

3 Anforderungen an das
Berechnungsverfahren

Hauptziel der Berechnungen ist es, Daten fiir die Meldung
der Bildungsausgaben an internationale Organisationen zu
erhalten. Grundlage hierfiir ist die Internationale Standard-
klassifikation des Bildungswesens (ISCED)®), auf die sich
die OECD, die UNESCO und Eurostat verstdandigt haben. Da
die Bildungsfinanzen in einer Gliederung geméafR den Bil-
dungsstufen der ISCED-Klassifikation zu melden sind, miis-
sen die Ausgaben je Schiilerin und Schiiler auf der Ebene
der Schularten der Schulstatistik berechnet werden. Bei der
Ausgestaltung des Verfahrens sind die methodischen Vorga-
ben der internationalen Organisationen zu beachten.

Da die Berechnungen jahrlich durchzufiihren sind, sollten
die erforderlichen Basisdaten aus zuverldssigen Datenquel-
len stammen und jahrlich verfiigbar sein. Wegen des hohen
Stellenwertes des Indikators in der bildungspolitischen Dis-
kussion wurde auch in der Vergangenheit bereits Wert dar-
auf gelegt, dass die Berechnungsverfahren nachvollziehbar
sind.®) Die Basisdaten, die in die Berechnungen eingehen,
werden vom Statistischen Bundesamt verdffentlicht”) und
Interessenten auf Anfrage zur Verfiigung gestellt.

Das Berechnungsverfahren soll der Haushaltswirklichkeit
folgen.®) Aufgrund der Heterogenitat der Schulsysteme und
der im Haushaltswesen tiblichen schwerpunktmaBigen Zu-
ordnung von Haushaltstiteln zu den Aufgabenbereichen wird
von der Pramisse ausgegangen, dass die Ausgaben fiir den
Schulbereich insgesamt fiir die einzelnen Lédnder in der amt-
lichen Finanzstatistik in vergleichbarer Form nachgewiesen
werden.

4 Konzeptionelle Abgrenzungen

4.1 Abgrenzung des Schulbereichs
in der Schulstatistik

Die offentlichen Schulen in Deutschland sind zurzeit keine
selbststandig wirtschaftenden Einheiten, die unmittelbar
Einnahmen erzielen und die Ausgaben eigenverantwort-
lich tdtigen. Fir die offentlichen Schulen leisten Lander
und Kommunen mehr oder weniger unabhdngig voneinan-
der Ausgaben, ohne dass diese fiir die einzelnen Schulen
zusammengefiihrt werden. Der Regelfall ist, dass niemand
die Gesamtausgaben einer einzelnen Schule kennt. Daran
dndert auch die Budgetierung bestimmter Schulausgaben
durch einzelne Kommunen relativ wenig, da mehr als drei
Viertel der Schulausgaben vom Land getatigt werden.

Aufgrund dieser Gegebenheiten muss auf die Daten der Ge-
meinde- und Staatsfinanzstatistik zuriickgegriffen werden,
um die Ausgaben je Schiilerin und Schiiler zu berechnen.
In der Finanzstatistik werden die Ausgaben und Einnahmen
der offentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen dar-
gestellt.) In die Berechnung einbezogen werden die Aus-
gaben des Aufgabenbereichs Schule. Dieser umfasst im
staatlichen Bereich die Funktionen der Oberfunktion 11/12
Schulen, im kommunalen Bereich die Gliederungen 21 bis
29. Bis zum Haushaltsjahr 1999 waren Ausgaben der Unter-
richtsverwaltung (Funktion 111, Gliederung 20) nicht in den
Berechnungen enthalten. Fiir die Jahre 2000 bis 2002 wur-
den sie in die Berechnungen einbezogen, insbesondere um
Unterschiede in der funktionalen Zuordnung der Ausgaben
in den einzelnen Landern auszugleichen. Mit Einfiihrung
des neuen Funktionenplans 2002 sind die Ausgaben fiir die
Unterrichtsverwaltung standardmafig im Aufgabenbereich
Schule enthalten.

Dieser Aufgabenbereich umfasst grundsatzlich die Schulen,
die im Zustandigkeitsbereich der Kultusministerien liegen.
Das bedeutet, dass beispielsweise die Ausgaben der Schu-
len des Gesundheitswesens, die in der Regel den Kranken-
hausern angeschlossen sind, nicht beriicksichtigt werden.
Nicht einbezogen sind auch die Ausgaben fiir Schiilerbe-
forderung oder fiir Stipendien, da sie in der Finanzstatis-
tik nicht dem Aufgabenbereich Schule zugeordnet werden.
Ausgaben fiir die Schiilerbetreuung aufierhalb des Unter-
richts (z.B. wahrend der Kernzeiten) sind nur dann in den
Schulausgaben enthalten, wenn die Betreuungsleistungen
von der Schule erbracht werden. Die Ausgaben fiir Betreu-
ungsleistungen durch aufierschulische Kinderhorte zdhlen
dagegen nicht zu den Schulausgaben.

5) ISCED = International Standard Classification of Education. Weitere Informationen sind auf der Homepage des UNESCO Institute for Statistics verfiigbar (http://www.uis.unesco.org/

TEMPLATE/pdf/isced/ISCED_A.pdf; Stand: 11. Januar 2007).

6) Die Berechnungsmethodik wurde bereits dargestellt in Liinnemann, P.: ,Methodik zur Darstellung der 6ffentlichen Ausgaben fiir schulische Bildung nach Bildungsstufen sowie zur Berech-

nung finanzstatistischer Kennzahlen fiir den Schulbereich“ in WiSta 2/1998, S. 141 ff.

7) Siehe insbesondere Fachserie 14 ,Finanzen und Steuern®, Reihe 3.1 ,,Rechnungsergebnisse des 6ffentlichen Gesamthaushalts“, sowie Fachserie 11 ,,Bildung und Kultur®, Reihe 1 ,All-
gemein bildende Schulen®, Reihe 2 ,,Berufliche Schulen. Die Fachserien stehen im Statistik-Shop des Statistischen Bundesamtes kostenlos zum Download zur Verfiigung (http://www.

destatis.de/shop).

8) Siehe Hetmeier, H.-W./Brugger, P.: ,,Auswirkungen der Flexibilisierung und Globalisierung der Haushalte auf die Darstellung der Ausgaben fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur in den

Finanzstatistiken* in WiSta 11/1997, S. 775 ff.

9) Fiir einen Uberblick zu den Statistiken der 6ffentlichen Finanzen siehe Rehm, H: ,Statistiken der 6ffentlichen Finanzen — aussagekraftiger und aktueller* in WiSta 3/2006, S. 279 ff.
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Zu beachten ist auch, dass bestimmte Leistungen fiir die
Schulen von anderen Aufgabenbereichen der 6ffentlichen
Verwaltung erbracht werden (z.B. Verwaltungsleistungen
der Kultusministerien, Nutzung von allgemeinen Sportein-
richtungen fiir den Schulsport, Leistungen der Besoldungs-
stellen, von Bauhofen, Griinflichendmtern usw.). Deren
Ausgaben werden in der Regel nicht in die Schulausgaben
einbezogen. Allerdings werden Schuleinrichtungen teil-
weise auch fiir andere Zwecke (z. B. fiir die Erwachsenenbil-
dung, durch Sportvereine auBerhalb der Unterrichtszeiten)
genutzt, ohne dass die Ausgaben entsprechend bereinigt
werden kdnnen.'?)

4.2 Der Ausgabenbegriff

Die Hauptkomponente der schulbezogenen Ausgaben be-
trifft den Bildungsprozess (Bildungsausgaben 1. Grades).
In Deutschland sind grundsatzlich die Lander fiir die Unter-
richtsversorgung zustdndig, wahrend die Kommunen als
Schultrager die Schulgebdude bereitstellen und unterhal-
ten. Die quantitativ bedeutsamsten Bestandteile der Schul-
ausgaben sind die Ausgaben fiir das Lehrpersonal, die
Beschaffung von Lehr- und Lernmitteln, Ausgaben fiir Hei-
zung, Elektrizitat, die Reinigung und Erhaltung des Schul-
gebdudes sowie die Ausgaben fiir den Bau von Schulge-
bduden und fiir andere Investitionsgiiter. Aber auch andere
Einrichtungen und die Bildungsteilnehmer bzw. deren Eltern
bestreiten einen Teil der Ausgaben fiir den Bildungsprozess.
Hierbei handelt es sich zum Beispiel um die von den Ler-
nenden geleisteten Ausgaben, um den besuchten Unter-
richt vorzubereiten, zu verfolgen und nachzubereiten (z.B.
fir Nachhilfeunterricht oder um Taschenrechner, Biicher,
Schreibwaren anzuschaffen).

Die Teilnahme am Bildungsprozess ist nur dann méglich,
wenn auch die Grundbediirfnisse der Lernenden befrie-
digt werden. Die Ausgaben fiir den Lebensunterhalt der Bil-
dungsteilnehmenden (Bildungsausgaben 2. Grades) sind
daher eine notwendige Voraussetzung fiir die Partizipation
am Bildungsprozess. Sie umfassen in erster Linie die Aus-
gaben fiir Erndhrung, Wohnraum, Bekleidung, fiir den Trans-
port zur Schule sowie zur Befriedigung kultureller und/oder
freizeitbezogener Bediirfnisse. Bei Schiilerinnen und Schii-
lern werden die Ausgaben fiir den Lebensunterhalt tiblicher-
weise von den Eltern getragen.

Ob und inwiefern Bildungsteilnehmende die fiir den Lern-
erfolg erforderlichen Ausgaben selbst zu leisten haben,
ist je nach Bildungseinrichtung und Bundesland verschie-
den. So ist zum Beispiel ein Anspruch auf Lehrbiicher nur
in bestimmten Einrichtungen und Bundesldndern gegeben.
Unterschiedlich sind auch die von Elternvereinen, Unterneh-
men oder anderen Organisationen fiir den Bildungsprozess
geleisteten Ausgaben (z. B. Kauf von Schulbiichern, Compu-
terspenden).

In die Berechnungen der Ausgaben je Schiilerin und Schi-
ler werden allerdings nur die Ausgaben fiir den Bildungspro-
zess einbezogen, die von Ldndern und Kommunen geleistet
werden. In Ausnahmeféllen sind in einem geringen Umfang
Ausgaben fiir den Lebensunterhalt enthalten (z.B. bei Bil-
dungseinrichtungen mit angeschlossenen Internaten oder
Schulen mit Ganztagsbetreuung).

Grundsatzlich erfolgt die finanzstatistische Erfassung der
Schulausgaben auf der Basis des kameralistischen Rech-
nungswesens. Das bedeutet, dass Ausgaben und Ein-
nahmen erfasst werden und nicht periodenbezogene Auf-
wendungen und Ertrdge. Zu den Ausgaben fiir 6ffentliche
Schulen zéhlen die Personalausgaben, die laufenden Aus-
gaben flir Sachmittel sowie die Investitionsausgaben. Die
Ausgaben fiir Baumainahmen und andere Investitionsgiiter
werden in vollem Umfang in die Schulausgaben der jewei-
ligen Rechnungsperiode einbezogen. Unberiicksichtigt blei-
ben Zins- und Tilgungsausgaben. Auf Grundlage der metho-
dischen Vorgaben der internationalen Organisationen und
um die Schulausgaben der alten Bundesldander mit denen
der neuen Ldnder, in denen der Anteil der verbeamteten
Lehrkradfte sehr unterschiedlich ist, besser vergleichen zu
konnen, werden den Personalausgaben Zuschladge fiir unter-
stellte Sozialbeitrage fiir die Alters- und die Krankheitsvor-
sorge der Beamtinnen und Beamten im Versorgungsfall hin-
zugerechnet. Dabei wird auf das Verfahren zuriickgegriffen,
das in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ange-
wandt wird: Fiir die Beamtinnen und Beamten im aktiven
Dienst werden fiktive Beitragsleistungen analog zu den tat-
sdchlichen Sozialversicherungsbeitrdagen der Angestellten
berechnet und den Personalausgaben der betrachteten Peri-
ode hinzugefiigt.')

Nach der Revision des Funktionenplans, der Grundlage fiir
die Jahresrechnungsstatistik der 6ffentlichen Haushalte ist,
sind inzwischen auch Angaben zu den tatsdchlichen Ver-
sorgungs- und Beihilfezahlungen an Pensiondre, die frither
einmal im Schul-(bzw. Hochschul-)bereich titig waren, ver-
fugbar. Diese Personen sind jedoch nicht mehr Teil des Bil-
dungsbereichs, sodass die entsprechenden Zahlungen dem
Bildungssektor nicht mehr zugutekommen. Entsprechend
den methodischen Vorgaben fiir die internationale Daten-
lieferung bleiben diese Zahlungen auch bei der Berechnung
der Ausgaben je Schiilerin und Schiiler unberiicksichtigt.

Vergleichbare Angaben zu den Beihilfezahlungen an aktive
Beamtinnen und Beamte liefert die Jahresrechnungsstatis-
tik nur in aggregierter Form fiir alle Aufgabenbereiche. Des-
halb wird auf Daten der Personalstandstatistik zuriickgegrif-
fen und ein durchschnittlicher Beihilfesatz je Beamtin und
je Beamten bzw. je Angestellten ermittelt. Diese Satze wer-
den dann mit der Anzahl der Beamtinnen und Beamten bzw.
der Angestellten im Schulbereich multipliziert.?)

10) Eine prézisere Zuordnung der Ausgaben konnte vielfach nur in einer detaillierten Kostenrechnung erfolgen. Eine verbesserte Datengrundlage fiir die Berechnung der Ausgaben je Schiilerin
und Schiiler ist jedoch nur dann zu erwarten, wenn die Kostenrechnungssysteme in vergleichbarer Form ausgestaltet wiirden. Zu beachten ist, dass eine Reihe von Gemeinden die Ausga-
ben entsprechend der finalen Zweckbestimmung in das kamerale Rechnungswesen umsetzt und ndherungsweise auf die einzelnen Aufgabenbereiche verteilt.

11) Siehe hierzu Liinnemann, P.: ,Ansatz fiir einen vollstindigeren Nachweis der 6ffentlichen Bildungsausgaben in Deutschland: Verfahren zur Schitzung der Altersversorgung der Beamten*

in WiSta 12/1997, S. 857 ff.

12) Auch Angestellte sind teilweise beihilfeberechtigt. Nach Angaben der zustdndigen Landesministerien entfallen etwa 90% der Beihilfezahlungen auf die Beamtinnen und Beamten. Dies

wird im Berechnungsverfahren beriicksichtigt.
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Bei der Berechnung der Ausgaben je Schiilerin und Schii-
ler der offentlichen Schulen werden die Zuschiisse an Pri-
vatschulen nicht einbezogen. Eine gewisse Unschérfe bei
den statistischen Ergebnissen entsteht aber dadurch, dass
in einigen Bundesldndern beamtete Lehrkrdfte an private
Schulen oder andere Einrichtungen unter Fortzahlung der
Beziige abgeordnet werden. Diese Personalausgaben wer-
den in der Finanzstatistik grundsatzlich nicht gesondert dar-
gestellt und konnen daher zurzeit nicht herausgerechnet
werden.

Die Ausgaben je Schiilerin und Schiiler werden unter Ver-
wendung der Ist-Ausgaben der &ffentlichen Haushalte be-
rechnet. Bei einem Vergleich der von der amtlichen Sta-
tistik berechneten Kennzahl mit den Ergebnissen anderer
Institutionen ist zu beachten, dass diese die Ausgaben je
Schiilerin und Schiiler unter Umstdnden auf der Basis von
Soll-Ausgaben oder Plankosten (z.B. Bewertung der erteil-
ten Unterrichtsstunden oder Lehrerstellen mit Haushalts-
planansatzen, Einbeziehung von Finanzierungskosten, Ab-
schreibungen) berechnen. Die Ergebnisse sind dann nicht
direkt vergleichbar.

4.3 Anpassung von Schiilerdaten
und Finanzdaten

Bei der Berechnung der Ausgaben je Schiilerin und Schi-
ler werden Finanzdaten und schulstatistische Daten zuein-
ander in Beziehung gesetzt. Die Schiilerdaten werden in der
Schulstatistik zu einem Stichtag am Anfang des Schuljahres
erhoben. Sie gelten grundsatzlich fiir das Schuljahr, wah-
rend sich die Finanzdaten auf das Haushaltsjahr beziehen.
Entsprechend den internationalen methodischen Vorgaben
werden die Schiilerdaten auf das Haushaltsjahr umgerech-
net. Grundlage hierfiirist die langfristige Sommerferienrege-
lung der Kultusministerkonferenz. Danach werden die Schii-
lerdaten mit den Faktoren 2/3 bzw. 1/3 gewichtet.'3)

Finanzstatistische Daten lassen sich in einem kameralen
Rechnungswesen nur fiir Organisationseinheiten erfassen.
Schiilerinnen und Schiiler kénnen dagegen auch dann nach
Schularten gegliedert werden, wenn sie eine Schule (Orga-
nisationseinheit) besuchen, die mehrere Bildungsginge
anbietet (z.B. eine berufliche Schule mit Fachoberschule,
Berufsschule, Fachschule). Da die Finanzdaten nicht fiir
einzelne Schulen vorliegen und die Schulartengliederung
eine bessere Verzahnung mit den Bildungsstufen der ISCED
ermoglicht, werden die Finanzdaten grundsétzlich auf die
Schularten der Schulstatistik verteilt.14)

4.4 Zur Homogenitat der
Bezugszahl ,,Schiiler/-in*

Grundsadtzlich ist davon auszugehen, dass die Bezugs-
zahl ,,Schiiler/-in“ auf der Ebene der Schulart relativ homo-

gen ist. Bei Grund- und Hauptschiilerinnen und -schiilern
ist jedoch zu beachten, dass im Rahmen des integrativen
Unterrichts in dieser Bezugszahl auch Schiilerinnen und
Schiiler mit einem besonderen Forderbedarf enthalten sind,
die im traditionell gegliederten Schulwesen Sonderschu-
len besuchen wiirden. Die Sonderschiilerinnen und -schiiler
diirften aufgrund ihres zum Teil recht unterschiedlichen For-
derbedarfs hinsichtlich des Ausgabevolumens relativ inho-
mogen sein. Berufsschiilerinnen und -schiiler gehen ubli-
cherweise nur in Teilzeit zur Schule, Gymnasiastinnen und
Gymnasiasten in der Regel in Vollzeit. Schulbesuche wah-
rend des ganzen Tages oder nur am Abend sind in Bezug
zur Gesamtzahl der Schiilerinnen und Schiiler einer Schul-
art in der Regel relativ unbedeutend. Fachschiilerinnen und
-schiiler gehen dagegen zu einem bedeutenden Teil nur in
Teilzeit zur Schule.

Bei der Berechnung der Ausgaben je Schiilerin und Schi-
ler werden Teilzeitschulbesuche bislang nicht in Vollzeit-
schulbesuche umgerechnet. Deshalb erreichen die Ausga-
ben je Berufsschiilerin und -schiiler nicht einmal die Halfte
des Ausgabevolumens einer Fachoberschiilerin bzw. eines
Fachoberschiilers. Die Vergleichbarkeit der Kennzahlen fiir
berufliche Schulen und fiir alle Schiilerinnen und Schiiler
wird jedoch eingeschrankt, wenn die Anteile derjenigen, die
die Schule nur in Teilzeit besuchen, in den einzelnen Bun-
deslandern unterschiedlich sind.?)

5 Berechnungsschritte

Nachfolgend werden die einzelnen Schritte beschrieben,
die bei der Durchfiihrung der Berechnungen zu durchlaufen
sind.

5.1 Aufbereitung der Basisdaten

Wenn die Ergebnisse der Gemeinde- und Staatsfinanzen fir
alle Aufgabenbereiche, alle Ausgabe- und Einnahmearten
und alle Gebietskorperschaften vorliegen, kénnen daraus
die Ausgaben offentlicher Schulen fiir den gesamten Schul-
bereich extrahiert werden. In einer Differenzierung nach
Personalausgaben, laufendem Sachaufwand und Investiti-
onsausgaben sowie Beamtenbeziigen bilden sie das Roh-
material fiir die Berechnung der Ausgaben je Schiilerin und
Schiiler.

Die Personalausgaben werden vervollstandigt, indem unter-
stellte Sozialbeitrdge fiir die sich im aktiven Dienst befin-
denden Beamtinnen und Beamten sowie fiir die Beihilfe-
zahlungen an Beamtinnen und Beamte und Angestellte
hinzugefiigt werden. Mit den unterstellten Sozialbeitragen
werden in Bezug auf die verbeamteten Lehrkréfte fiktive
Ausgaben fiir die Altersvorsorge und die Krankheitskosten
im Versorgungsfall beriicksichtigt. Als Ergebnis erhdlt man

13) 2/3 x (Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler des Schuljahres t) und 1/3 x (Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler des Schuljahres t + 1) = Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler des Haushalts-

jahrest+ 1.

14) Im Grunde genommen setzt dies eine detaillierte Kostentragerrechnung voraus. Da es diese zurzeit nicht gibt, kann das von der amtlichen Statistik entwickelte Berechnungsverfahren nur

N&dherungswerte fiir die Ausgaben je Schiilerin und Schiiler liefern.

15) Kiinftig sollen die Ergebnisse zur Kennzahl ,,Ausgaben 6ffentlicher Schulen je Schiilerin und Schiiler* unter Zugrundelegung von Vollzeitdquivalenten verdffentlicht werden. In der interna-
tionalen Datenlieferung des Statistischen Bundesamtes werden demgegeniiber bei den Finanzdaten nicht nur die Ausgaben der Berufsschulen, sondern auch die der Ausbildungsbetriebe
beriicksichtigt. Folglich eriibrigt sich in diesem Zusammenhang eine Umrechnung in Vollzeitdquivalente. Siehe hierzu auch Baumann, T.: ,,Ausgaben je Schiiler im Sekundarbereich II in

WiSta 4/2003, S. 345 ff.
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Schaubild 3

1 Zusammenstellung der Basisdaten

Jahresrechnungsstatistik, Schulstatistik,

z.B. Personalausgaben des Schulbereichs, Beihilfen aller Aufgaben-

z.B. erteilte Unterrichtsstunden nach Schularten, Schiiler/-innen nach
bereiche

Schularten, Vollzeitlehrereinheiten nach Schularten

Personalstandstatistik, Sonstige Datenquellen,

z.B. Personal des Schulbereichs nach Vergiitungs- und Besoldungs-

z.B. Ministerien des Innern: Personalkostensatze
gruppen und dergleichen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen: Zuschlagssatz fiir unterstellte
Sozialbeitrdge (Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung der
Angestellten + 7 Prozentpunkte)

2 Ermittlung der insgesamt zu verteilenden Personalausgaben

Personalausgaben des Schulbereichs

2.1 Zuschlag fiir unterstellte Sozialbeitrdge der Beamten/Beamtinnen

Dienstbeziige der Beamten/Beamtinnen x
Zuschlagssatz fiir unterstellte Sozialbeitrage

N

.2 Zuschlag fiir die Beihilfe fiir Beamte/Beamtinnen und Angestellte

0,9 x Beihilfezahlung an alle Aufgabenbereiche x Anteil der Beamten/Beamtinnen des
Schulbereichs an den Beamten/Beamtinnen insgesamt

0,1 x Beihilfezahlung an alle Aufgabenbereiche x Anteil der Angestellten des Schulbereichs
an den Angestellten insgesamt

3 Bestimmung des Verteilungsschliissels

Vollzeitlehrereinheiten nach Schularten und Schuljahren

3.1 Ermittlung der gewichteten Vollzeitlehrereinheiten fiir das Haushaltsjahr

3.2 Bestimmung der relativen Besoldungsniveaus

Fiktive Gesamtpersonalkosten der Funktion j
Personal des hoheren und gehobenen Dienstes in Funktion j

Fiktive Gesamtpersonalkosten der Funktion ,,Grundschule*
Personal des hoheren und gehobenen Dienstes in Funktion ,,Grundschule®

3.3 Bestimmung der monetdren Belastung aller Schularten

Vollzeitlehrereinheiten der Schulart i x relatives Besoldungsniveau
der Schularti

3.4 Bestimmung des Verteilungsanteils aller Schularten

Monetdre Belastung durch Schulart i
Monetédre Belastung durch alle Schularten

4 Berechnung der umverteilten Personalausgaben

4.1 Personalausgaben nach Schularten 4.2 Personalausgaben je Schiiler/-in

Verteilungsanteil der Schulart x insgesamt
zu verteilende Personalausgaben
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die erweiterten Personalausgaben im gesamten Schulbe-
reich.)

5.2 Verteilung der Ausgaben
auf die Schularten

Aufgrund der Unterschiede in der Veranschlagungspraxis
sind die Ergebnisse der Jahresrechnungsstatistik auf Ldn-
derebene gegenwartig nur fiir den Schulbereich insgesamt
vergleichbar. Da auBerdem die Schulsysteme in den einzel-
nen Ldandern sehr unterschiedliche Strukturen aufweisen,
erfolgt die Verteilung der Ausgaben des gesamten Schulbe-
reichs auf die einzelnen Schularten auf der Ebene der einzel-
nen Bundeslander. Die Berechnungen werden jeweils fiir 13
allgemein bildende und zehn berufliche Schularten durch-
gefiihrt. Die Verteilung der Ausgaben auf Schularten und
Bildungsstufen wird dabei fiir die drei Ausgabearten Perso-
nalausgaben, laufender Sachaufwand und Investitionsaus-
gaben gesondert vorgenommen. Einen Uberblick iiber das
Verfahren zur Verteilung der Personalausgaben bietet Schau-
bild 3.

5.2.1 Verteilung der Personalausgaben

Seit dem Haushaltsjahr 2000 erfolgt die Verteilung der er-
weiterten Personalausgaben auf Basis der von der Kultus-
ministerkonferenz berechneten Vollzeitlehrereinheiten, die
nunmehrauch fiir die 6ffentlichen Schulen gesondert vorlie-
gen.') Bei der Berechnung der Vollzeitlehrereinheiten wer-
den auch Frei- und ErméaBigungsstunden beriicksichtigt, die
bei den einzelnen Schularten in unterschiedlichem Umfang
vorkommen. Entgegen den finanzstatistischen Daten liegt
die Zahl der Vollzeitlehrereinheiten nicht in einer Abgren-
zung nach Kalenderjahren, sondern nach Schuljahren vor.
DieVollzeitlehrereinheiten werden dahernach dem beschrie-
benen Verfahren auf das Haushaltsjahr normiert.')

Die so gewichteten Vollzeitlehrereinheiten werden dariiber
hinaus mit schulartspezifischen Besoldungsniveaus ge-
wichtet. Die Gewichtung mit relativen Besoldungsniveaus
dient dazu, die monetdren Auswirkungen der zwischen den
Schularten differierenden Besoldung zu erfassen. Die rela-
tiven Besoldungsniveaus werden landerspezifisch fiir jede
Funktion auf der Grundlage der in der Personalstandsta-
tistik nachgewiesenen Personalausstattung (nach Besol-
dungs- und Vergiitungsgruppen) sowie der Personalkosten-
sdtze in den Ldndern berechnet. Da zur Gewichtung der in
einem Bundesland den Schularten zugewiesenen Vollzeit-
lehrereinheiten allein die Kostenrelationen, nicht aber die
absoluten Kosten von Bedeutung sind, entspricht das rela-
tive Besoldungsniveau einer Schulart eines Bundeslandes
dem Verhaltnis (Wert in Prozent) der durchschnittlichen Kos-

ten je Lehrkraft'?) dieser Schulart zu den durchschnittlichen
Kosten einer Lehrkraft an Grund- und Hauptschulen dieses
Landes.

Die umverteilten Personalausgaben nach Schularten der
Schulstatistik ergeben sich fiir jedes Land durch Multiplika-
tion der einzelnen Elemente des landesspezifischen Vertei-
lungsschliissels?®) mit den insgesamt zu verteilenden Perso-
nalausgaben dieses Bundeslandes.

5.2.2 Die Verteilung des laufenden Sachaufwands
und der Investitionsausgaben

Zur Verteilung gelangen unmittelbar die Angaben der Jah-
resrechnungsstatistik zum laufenden Sachaufwand und
zu den Investitionsausgaben. Zwar wdren auch bei diesen
Ausgabearten vor der Verteilung noch Erganzungen (z.B.
wenn schulfremde Sporthallen im Rahmen des Schulsports
genutzt werden) und Bereinigungen (z.B. bei Nutzung von
Schulgebduden bzw. -einrichtungen fiir kulturelle Veranstal-
tungen) der Daten der Jahresrechnungsstatistik notwendig.
Aufgrund der Datenlage ldsst sich aber die sachbezogene
Verflechtung von Serviceleistungen derzeit nicht monetdr
erfassen.

Die Auswahl des Verteilungsschliissels ist sowohl beim lau-
fenden Sachaufwand als auch bei den Investitionsausga-
ben mit Problemen verbunden. Fiir den laufenden Sach-
aufwand lassen sich zwar theoretisch ausgabenrelevante
Variablen herleiten. Diese sind aber aufgrund der Hetero-
genitdt der einzelnen Komponenten des laufenden Sach-
aufwands nicht fiir alle Teilbereiche sachgerecht. So gibt es
beispielsweise fiir Lehr- und Lernmittelzuweisungen schul-
art- und zum Teil jahrgangsspezifische Richtsdtze je Schii-
lerin und Schiiler. Andere Komponenten des laufenden
Sachaufwands aber, wie zum Beispiel die Unterhaltung der
Grundstiicke und Gebédude, diirften primar durch die Anzahl
der Klassen bzw. Klassenrdume unter Beriicksichtigung
der schulartspezifischen Gemeinschaftsraume (z.B. Werk-,
Musik- sowie Physik- und Chemierdume und Lehrwerkstat-
ten) beeinflusst werden. Im Hinblick auf ein praktikables
und transparentes Verfahren haben sich das Statistische
Bundesamt und die Fachgremien der Bund-Lander-Kommis-
sion fiir Bildungsplanung und Forschungsforderung auf eine
Umverteilung nach MafBgabe der erteilten Unterrichtsstun-
den verstandigt.

Bei den Investitionsausgaben ist die Auswahl eines ada-
quaten Verteilungsschliissels noch schwieriger. Da insbe-
sondere BaumaBnahmen nicht regelmdfig durchgefiihrt
werden, kénnen die Investitionsausgaben einer Schul-
art durch die verfiigharen Merkmale aus der Schulstatistik
kaum zuverldssig geschatzt werden. Trotz der mit diesem
Verfahren verbundenen Unsicherheiten und Unschérfen

16) Diese Personalausgaben miissten eigentlich bereinigt werden um die Ausgaben fiir Lehrkréfte, die — unter Fortzahlung der Beziige durch das Land — beurlaubt und zur Unterrichtserteilung
privaten Schulen zugewiesen oder aber an Hochschulen und Ministerien abgeordnet wurden. Da allerdings keine hinreichenden Informationen zur Hohe dieser Ausgaben vorliegen, kann

derzeit keine Bereinigung vorgenommen werden.

17) Bis 1999 wurden fiir die Verteilung der erweiterten Personalausgaben die erteilten Unterrichtsstunden herangezogen.

18) Zu dieser Normierung siehe auch Abschnitt 4.3.

19) Die relativen Besoldungsniveaus beziehen die fiktiven Kosten des gesamten Personals auf die Unterrichtskréfte. Hierzu wird grundsétzlich die Annahme getroffen, dass samtliche Beschéf-
tigte des gehobenen und des hoheren Dienstes dem Lehrkdrper zuzurechnen sind. Die Héhe der relativen Besoldungsniveaus ist daher nicht allein auf die Besoldung des unterrichtenden
Personals zuriickzufiihren, sondern auch abhéngig von der Relation zwischen dem nicht unterrichtenden und dem unterrichtenden Personal. Auf diesem Wege lassen sich z. B. schulartbe-
dingte Differenzen im Verwaltungs- und Betreuungsaufwand (z. B. bei Sonderschulen) implizit monetéar erfassen.

20) Fur die Ermittlung des Anteils der Schularten an den gesamten Personalausgaben werden die auf die Schulart im Kalenderjahr entfallenen Vollzeitlehrereinheiten mit dem relativen Besol-
dungsniveau der Schulart gewichtet und zur Summe der gewichteten Vollzeitlehrereinheiten aller Schularten des Landes in Beziehung gesetzt.
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wurde als pragmatische Losung vereinbart, dass die Ver-
teilung der Investitionsausgaben — analog zum laufenden
Sachaufwand — nach Mafgabe der erteilten Unterrichts-
stunden erfolgt.??)

Die laufenden sachlichen bzw. investiven Ausgaben der
Schulart eines Bundeslandes ergeben sich durch Multipli-
kation des Anteils der an der betreffenden Schulart erteilten
Unterrichtsstunden an den insgesamt erteilten Unterrichts-
stunden dieses Landes mit den laufenden bzw. den inves-
tiven Ausgaben des gesamten Schulbereichs in dem betref-
fenden Bundesland.

6 Zur Aussagefdhigkeit der Kennzahl

Die Schéatzverfahren arbeiten notwendigerweise mit einer
Reihe von Annahmen, die mit zahlreichen Sachverstandigen
erortert und abgestimmt wurden. Im Laufe der Zeit haben
diese Abstimmungsprozesse zu mehreren Anpassungen
der Berechnungsmethodik gefiihrt. Dennoch ist insbeson-
dere die Verteilung des laufenden Sachaufwands und der
Investitionsausgaben mit Hilfe der Unterrichtsstunden auf
die Schularten mit Unsicherheiten verbunden. Die im vori-
gen Kapitel dargestellten Berechnungsschritte zeigen, dass
mit dem Verfahren der Versuch unternommen wird, mog-
lichst vergleichbare Daten bereitzustellen.

Gleichwohl sollte dies nicht dariiber hinwegtduschen, dass
in die Berechnung der Ausgaben je Schiilerin und Schiiler
nicht alle fiir die Schulbildung aufgewendeten Ressourcen
eingehen. Bei der Interpretation der Kennzahlen sind insbe-
sondere folgende Aspekte zu beriicksichtigen:

— In der amtlichen Finanzstatistik werden nur die Ausga-
ben von Bund, Landern und Gemeinden erfasst. Diese
Ausgaben sind aber nicht identisch mit den Ressourcen,
die den Schiilerinnen und Schiilern und den Lehrkraften
fur Bildungsprozesse effektiv zur Verfiigung stehen. So
ldsst die Hohe der Personalausgaben nur bedingt Riick-
schliisse auf den Umfang der Unterrichtsleistungen zu.
Unterrichtsausfélle durch Krankheit, der Umfang der Lehr-
verpflichtungen, die Zahl der Freistunden fiir administra-
tive Tatigkeiten usw. spiegeln sich in den Finanzdaten
nicht wider. Andererseits wird die Hohe der Personalaus-
gaben stark beeinflusst durch die Besoldungsstruktur
des Personals (z. B. Eingruppierung, Altersstruktur, Fami-
lienstand), die wiederum nur bedingt etwas mit den tat-
sdchlichen Unterrichtsleistungen zu tun hat.

— Die Finanzstatistiken konnen auch nicht zeigen, wie viele
Giiter und Dienstleistungen Dritte fiir den Unterricht bei-
steuern. So diirfte ein grof3er Teil der Lehrerschaft private
Computer, Fotokopierer und dergleichen fiir die Unter-
richtsvorbereitung verwenden. Auch die Verdnderung
der finanziellen Belastung der Bildungsteilnehmenden
oder deren Eltern bleibt unberiicksichtigt (z.B. Umfang
der Lernmittelfreiheit, Hausaufgabenbetreuung, Nachhil-
feunterricht). In den letzten Jahren wurden zunehmend

Fordervereine gegriindet, die einen Teil der Lehrmittel,
der sozialen Aktivitdten oder der Investitionen finanzie-
ren. Gestiegen sind im letzten Jahrzehnt vermutlich auch
die Sachspenden von Unternehmen.

— Zu beachten ist aufierdem, dass die Lebenshaltungskos-
ten der Schiilerinnen und Schiiler bei der Berechnung
der Ausgaben je Schiilerin und Schiiler unberiicksichtigt
bleiben.

— Bei der Interpretation der Finanzdaten ist ferner zu be-
riicksichtigen, dass die Verlagerung von Kosten in andere
Aufgabenbereiche (z.B. bei der Friihpensionierung von
Lehrkréften) sowie die Verlagerung von Ausgaben in die
Zukunft (z.B. Leasing statt Investition, Erhchung der
Lehrverpflichtung jetzt, ErmédRigung spater) den Umfang
der fiir den Unterricht effektiv zur Verfligung stehenden
Ressourcen beeinflussen.

— DerKennzahlliegteinereine Input-Betrachtung zugrunde.
Die Finanzindikatoren lassen deshalb keine Aussagen
iber die Ausbildungsqualitdt zu. So schlagen sich die
gesellschaftlichen Kosten, die durch eine schlechte Aus-
bildung verursacht werden (z.B. weniger Wirtschafts-
wachstum durch Mangel an qualifiziertem Personal)
nicht in den finanzstatistischen Daten nieder.

Betont werden muss zudem, dass sich fiir die weit verbrei-
tete Meinung, jedes Mehr an Ressourcen fiihre — quasi auto-
matisch — zu einem Mehr an Qualitat, keine Forschungs-
evidenz finden ldsst.??) Gleichwohl diirfte eine ausreichende
Ausstattung mit Finanzmitteln eine wichtige Voraussetzung
fiir ein effektives und qualitativ hochwertiges Schul- und Bil-
dungssystem sein.

7 Fazit und Ausblick

Die Kennzahl ,Ausgaben &ffentlicher Schulen je Schiilerin
und Schiiler“ ist ein wichtiger Indikator, der in der bildungs-
politischen Diskussion eine grofe Rolle spielt. Dies zeigt
sich insbesondere an der groen Resonanz auf die Verof-
fentlichung der entsprechenden jahrlichen Pressemittei-
lung des Statistischen Bundesamtes.

Nicht immer stofen die Ergebnisse auf Zustimmung bei
den Nutzern. In der Regel lassen sich die Vorbehalte jedoch
durch detaillierte Informationen zur Datenbasis und zum
Berechnungsverfahren ausrdumen. Auch mit diesem Bei-
trag wird das Ziel verfolgt, den Nutzern der Kennzahl Infor-
mationen an die Hand zu geben, die es erlauben, aus den
prasentierten Ergebnissen sachgerechte Schliisse zu ziehen
und politische Bewertungen abzuleiten.

Aufler mehr Transparenz zu schaffen, soll dieser Beitrag
auch dazu dienen, die Kennzahl und die Prdsentation der
statistischen Ergebnisse zu verbessern und weiterzuentwi-
ckeln. Ansadtze bzw. Bedarf fiir eine Weiterentwicklung der
Berechnungsverfahren kénnen u.a. in folgenden Bereichen
gesehen werden:

21) Analog zur Normierung der Vollzeitlehrereinheiten gehen auch die Unterrichtsstunden normiert auf das Haushaltsjahr in die Berechnung ein.
22) Siehe Weif3, M.: ,,Mehr Ressourcen = mehr Qualitit?* in Béttcher, W./Weishaupt, H./Wei3, M.: ,,Wege zu einer neuen Bildungsskonomie*, Weinheim 1997, S. 161 ff.
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— Ergdnzende Finanzierungsbetrachtung.BeiderBerech-
nung der Ausgaben je Schiilerin und Schiiler stand bis-
lang die Frage im Vordergrund, in welchem Umfang den
offentlichen Bildungseinrichtungen finanzielle Ressour-
cen fiir den Bildungsprozess zur Verfligung gestellt wer-
den (Durchfithrungsbetrachtung). Diese Angaben sind
erforderlich, wenn in Verbindung mit nichtmonetdren
Daten (hier: Zahl der Schiilerinnen und Schiiler) die Effi-
zienz der Mittelverwendung bzw. die Ausgaben verschie-
dener Bildungsgdnge miteinander verglichen werden
sollen. Es ist jedoch auch ein zunehmendes Interesse
an Informationen festzustellen, von wem die finanziel-
len Mittel zur Verfligung gestellt werden bzw. von wem
die Lasten letztlich zu tragen sind (Finanzierungsbetrach-
tung).

— Darstellung in internationaler Gliederung. Bislang ori-
entiert sich die Veroffentlichung der Ergebnisse zur Kenn-
zahl ,,Ausgaben offentlicher Schulen je Schiilerin und
Schiiler an den nationalen Schularten. Da internationa-
len Vergleichen in der politischen Diskussion eine immer
groBBere Bedeutung zukommt, ist kiinftig vorgesehen, er-
gdnzend auch eine Darstellung nach einzelnen ISCED-
Stufen zu veroffentlichen.?3)

— Beriicksichtigung von Vollzeitdquivalenten bei der Be-
zugszahl ,,Schiiler/-in“. Im Hinblick auf eine bessere
Vergleichbarkeit der Ergebnisse zwischen den Schularten
ist zu prifen, ob bei der Bezugszahl ,Schiiler/-in“ kiinf-
tig Vollzeitaquivalente beriicksichtigt werden sollten. Bei
dieser Entscheidung sind u.a. internationale Aspekte,
die Implikationen fiir den Aufbau von Zeitreihendaten
sowie die Frage der Interpretierbarkeit der Kennzahl zu
beriicksichtigen.

— Einfiihrung eines Produktrahmens fiir die dffentliche
Verwaltung. Im Rahmen der Modernisierung der Verwal-
tungssteuerung ist geplant, in der offentlichen Verwal-
tung einen (Bund-Lander-einheitlichen) Produktrahmen-
plan einzufiihren, der langfristig den Funktionenplan, auf
dem die amtlichen Finanzdaten bislang basieren, ablo-
sen soll. Wenn parallel oder alternativ zum Funktionen-
plan ein Produktrahmenplan fiir die offentlichen Haus-
halte von Bund und Landern eingefiihrt werden sollte,
miisste das Verfahren zur Berechnung der Kennzahl ,,Aus-
gaben offentlicher Schulen je Schiilerin und Schiiler* an
die gednderte Haushaltssystematik angepasst werden.

Kritische Hinweise von Nutzern zur Berechnungsmetho-
dik oder zu den Erlduterungen in diesem Beitrag sind fiir
die Weiterentwicklung und Verbesserung der Kennzahl und
ihrer Darstellung unverzichtbar und deshalb ausdriicklich
willkommen. 11l

23) Bildungsindikatoren in internationaler Abgrenzung und in einer Gliederung nach Bundesldndern wurden von den Statistischen Amtern des Bundes und der Lander erstmals in dem Band
,Internationale Bildungsindikatoren im Léndervergleich — Ausgabe 2006“ zur Verfiigung gestellt. Die Verdffentlichung ist in elektronischer Form kostenlos verfiigbar unter http://www.
destatis.de/shop, Schnellsuche: — Bildungsindikatoren.
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Dipl.-Volkswirtin Susan Kriete-Dodds, Dr. Daniel Vorgrimler

Das Taxpayer-Panel
der jdhrlichen Einkommen-

steuerstatistik

Paneldaten, also Daten, die fiir dieselben Beobachtungsein-
heiten Angaben fiir mehrere Zeitpunkte enthalten, erfreuen
sich in der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen For-
schung wachsender Beliebtheit. Als Griinde finden sich
hierfiir in der Literatur die erweiterten Analyseméglich-
keiten, die mit der zusdtzlichen Dimension Zeit verbunden
sind, die neuen Entwicklungen bei den Analysetechniken
und nicht zuletzt das verbesserte Angebot an Paneldaten?)
(so z. B. das Mikrozensus-Panel).

Auch die finanzwissenschaftliche Forschung erhdlt durch
Paneldaten neue Impulse. So hat sich in der angelsdich-
sischen wissenschaftlichen Literatur mit der “new tax re-
sponsiveness (NTR) literature” eine eigene Forschungs-
richtung etabliert, die steuerliche Fragestellungen auf Ba-
sis von Paneldaten analysiert.?) Ein erster deutscher Bei-
trag auf dem Gebiet der NTR-Literatur ist der von Gottfried/
Schellhorn im Jahr 2003 erschienene Aufsatz ,,Die Elastizi-
tdt des zu versteuernden Einkommens*. Diese Arbeit basiert
auf einem Panel von Steuerpflichtigen aus Baden-Wiirttem-
berg mit rund 50 000 Steuerfillen aus den Jahren 1988 bis
1991. Weitere Panel aus deutschen Einkommensteuerdaten
sind allerdings nicht bekannt. Die nur beschrénkt zur Verfii-
gung stehenden Paneldaten sind ursdchlich fiir die geringe
Bedeutung, die solche Daten bisher in der wissenschaft-
lichen Diskussion und in der steuerpolitischen Beratung in
Deutschland haben.

Mit den Daten der jdhrlichen Einkommensteuerstatistik lie-
gen dem Statistischen Bundesamt ab dem Veranlagungs-
jahr 2001 Querschnittsdaten vor, die iiber Identifikations-
merkmale (vor allem iiber die Steuernummer) miteinander
verknlipft werden konnen (siehe Kapitel 2)?), sodass nun
erstmals reprdsentative und aktuelle Paneldaten aus dem
Bereich der Einkommensteuerstatistik fiir Deutschland vor-
liegen. Das Panel dient zur Darstellung von Massenerschei-
nungen, wie etwa der Untersuchung von Bruttoeffekten
(siehe Kapitel 4). Individuelle Daten werden nicht analysiert,
sodass die statistische Geheimhaltung gewdbhrleistet ist.

1 Datengrundlage

Als Grundlage fiir das Taxpayer-Panel dient die jahrliche
Einkommensteuerstatistik, die mit ihren etwa 28 Mill. Ein-
kommensteuerveranlagungen ein duflerst umfangreiches
Datenmaterial bietet. Dieses wird bereits jetzt sowohl in
der Politikberatung als auch in der wissenschaftlichen For-
schung genutzt, um jdhrliche Auswertungen zur Struktur
und zur Wirkungsweise der Einkommensteuer, zu deren
wirtschaftlicher und sozialer Bedeutung sowie zur Einkom-
mens- und Steuerlastverteilung durchzufiihren.

Dem Statistischen Bundesamt wurde die Aufbereitung der
jahrlichen Einkommensteuerstatistik ab dem Jahr 2001 iiber-
tragen.)

1) Siehe Hsiao, C.: “Why Panel Data?”, Institute for Economic Policy Research, Working Paper 05.33, 2005, http://www.usc.edu/iepr (Stand: 16. Januar 2007).

2) So widmen sich zahlreiche Arbeiten der Verhaltensanalyse der Steuerpflichtigen bei Verdnderungen von Steuersétzen und versuchen so, die sogenannte Laffer-Kurve empirisch herzulei-
ten, siehe z.B. Goolsbee, A.: “What happens when you tax the rich?” in Journal of Political Economy, vol. 108(2), Chicago 2000, S. 352 ff.

3) Zur jéhrlichen Einkommensteuerstatistik siehe Lietmeyer, V./Kordsmeyer, V./Gréb, C./Vorgrimler, D.: ,,Jdhrliche Einkommensteuerstatistik auf Basis der bisherigen Geschéftsstatistik der

Finanzverwaltung* in WiSta 7/2005, S. 671 ff.

4) Siehe Artikel 18 des Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Férderung eines kapitalgedeckten Altersvorsorgevermigens (Altersvermogensgesetz) vom 26. Juni

2001 (BGBI.IS. 1310).
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Derzeit liegen die kompletten Ergebnisse fiir die Veranla-
gungsjahre 2001 und 2002 sowie das fast vollstandige
Material fiir das Veranlagungsjahr 2003 (95% der zu erwar-
tenden Einkommensteuerveranlagungen sind vorhanden)
vor. Die Veranlagungen dieser drei Jahre bilden die Grund-
lage filir das Taxpayer-Panel. Fiir das Jahr 2004 liegen zum
jetzigen Zeitpunkt erst erste Ergebnisse vor, sodass dieses
Jahr nur fiir bestimmte Fragestellungen beriicksichtigt wird.

2 Verkniipfung der
Querschnittsdaten

Prinzipiell konnen die Querschnittsdaten der jdhrlichen Ein-
kommensteuerstatistik iiber die Steuernummer verknipft
werden. Allerdings erschwert das Fehlen einer bundesein-
heitlichen Steuernummer das Verfahren. Dariiber hinaus
kann sich die Steuernummer im Zeitverlauf andern. Zu einer
Steuernummerdnderung kommt es beispielsweise durch
EheschlieBung, Ehescheidung oder Wohnortwechsel, aber
auch durch Anderungen bei den zu versteuernden Einkom-
mensarten. Eine Zusammenfiihrung der Daten ausschlieB-
lich tiber die Steuernummer wiirde daher zu einer erhohten
Panelmortalitat fiihren, die sowohl Steuerpflichtige umfasst,
die aufgrund eines fehlerhaften Identifikators nicht tiber die
Zeit verkniipft werden konnten, als auch solche, die tatsach-
lich aus der Population ausgeschieden bzw. in die Popula-
tion eingetreten sind. Wahrend es gilt, die erste Art der Mor-
talitdt zu minimieren, ist die zweite Art nicht nur nicht zu
verhindern, sondern es kann fiir bestimmte Fragestellungen
sogar erwiinscht sein, diese Mortalitdt richtig zu identifizie-
ren. Da beide Félle gleichzeitig auftreten, gilt es die beiden
Mortalitdtsarten bestmoglich voneinander abzugrenzen. Aus
diesem Grund wurde ein aus drei Schritten bestehendes
Verkniipfungsverfahren gewdhlt. Die einzelnen Verkniip-
fungsschritte sind im Schaubild 1 dargestellt und werden
im Folgenden genauer erldutert.

Schaubild 1

Verkniipfungsstrategien fiir die Querschnittsdaten
der jahrlichen Einkommensteuerstatistik

Verkniipfung iiber die
Steuernummer

'

Identifikation der EheschlieSungs-
und Ehescheidungsfille

'

Verknupfung tiber indirekte
Identifikatoren

'

Panelmortalitat

|Jaued

2.1 Verkniipfung mit Hilfe
der Steuernummer

Wenn auch nicht bundesweit, so ist die Steuernummer doch
aufEbene der Bundesldnder ein eindeutiger Identifikator fiir
die Steuerpflichtigen, der sich nur aus bestimmten Anlds-
sen dndert. Kommt es zu einer solchen Anderung, so ist vor-
gesehen, dass die Finanzverwaltung die alte Steuernummer
separat flir die Einkommensteuerstatistik mitliefert. Dies ist
aber oftmals nicht méglich (beispielsweise wenn ein Steuer-
pflichtiger in ein anderes Bundesland umzieht und das neu
zustdndige Finanzamt eine Steuernummer vergibt, ohne die
alte zu kennen) oder wird von den verschiedenen Lander-
finanzverwaltungen unterschiedlich umgesetzt.

Uber die Steuernummer konnten fiir die Jahre 2001 bis
2003 insgesamt 20,6 Mill. Steuerpflichtige zusammenge-
fithrt werden. Hinzu kommen noch 3,1 Mill. Steuerpflich-
tige, die nurin den Jahren 2001 und 2002 im Panel vertre-
ten waren, und 1,9 Mill. Steuerpflichtige, die 2001 keine
Steuererklarung abgegeben haben, wohl aber in den Jahren
2002 und 2003.

Zusatzlich konnten noch 63 000 Steuerpflichtige identifiziert
werden, die 2002 eine neue Steuernummer erhalten haben
und deren alte Nummer von der Finanzverwaltung mitgelie-
fert wurde. Wird die alte Steuernummer nicht separat mit-
geliefert, so kann ein Teil der Steuerpflichtigen mit einem
Steuernummerwechsel noch ber die in Abschnitt 2.3 vor-
gestellten indirekten Identifikatoren zusammengefiihrt wer-
den. Im Zeitraum 2002 bis 2003 konnten etwa 294000
Steuerpflichtige tiber die alte Steuernummer zusammenge-
filhrt werden (siehe Tabelle 1).

Tabelle 1: Das Taxpayer-Panel 2001, 2002 und 2003 nach
Verknipfungsstrategien

1000
Verkniipfungszeitraum
Zusammenfiihrungsart

2001/2002 | 2002/2003

Steuernummer .....oeveeeennenn.. 24331,3 23010,5

Schritt 1: | Alte Steuernummer ............... 62,5 293,9
Unregelméafiger Erwerbsverlauf ... 313,4 276,5

Schritt 2: Abgang durch Eheschlieung ..... 131,9 131,1
" | Zugang durch Ehescheidung ...... 45,1 30,9

Schritt 3 | Indirekte Identifikatoren .......... 676,9 352,8

Eine flr die Verkniipfung problematische Gruppe sind Per-
sonen mit einem unregelméaBigen Erwerbsverlauf (wie etwa
Studierende), die nicht in jedem Jahr eine Steuererklarung
abgeben. Aus diesem Grund geniigt es nicht, nur aufeinan-
derfolgende Jahre zu verkniipfen, sondern es miissen auch
nicht direkt aufeinanderfolgende Jahre zusammengefiihrt
werden, zum Beispiel die Jahre 2001 und 2003. Auf diese
Weise konnten insgesamt 313000 Steuerpflichtige identi-
fiziert werden, die nur in den Jahren 2001 und 2003 eine
Einkommensteuererkldarung abgegeben haben, und noch
einmal 277000 Steuerpflichtige, die 2003 keine Einkom-
mensteuererkldrung abgegeben haben, wohl aber 2004%).

5) Hierbei ist zu beriicksichtigen, dass die Daten fiir 2003 und 2004 noch nicht vollsténdig vorliegen.
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2.2 EheschlieBung und Ehescheidung

Da sich sowohl bei einer Heirat als auch bei einer Eheschei-
dung die Steuernummer wenigstens eines der Ehepartner
andert, ermdglicht die separate Betrachtung dieser Fille,
einen Teil der Zu- und Abgdnge zu identifizieren.

2.2.1 EheschlieBung

Im Fall einer Heirat erhdlt die Frau im Allgemeinen die Steuer-
nummer des Mannes und wird mit ihm gemeinsam als Split-
tingfall veranlagt.®) Um die EheschlieBungsfille zu identi-
fizieren, wurden die Fille, die in einem Jahr (t) nach der
Grundtabelle veranlagt wurden und im darauffolgenden Jahr
(t + 1) nach der Splittingtabelle, mit den weiblichen Grund-
tabellenféllen des Jahres t mit Hilfe der indirekten Identifi-
katoren Geburtsdatum, Religion und Wohnort zusammenge-
fuhrt. Es wird vorausgesetzt, dass nach oder aufgrund der
EheschlieBung kein Wohnort- oder Religionswechsel statt-
gefunden hat. Diese Bedingungen werden in der Regel, aber
nicht in allen Fallen erfiillt sein.

Auf diese Weise konnte der Abgang von 132000 Steuer-
pflichtigen im Jahr 2001 bzw. 131 000 Steuerpflichtigen im
Jahr 2002 erklart werden, die nach einer EheschlieBung im
Jahr 2002 bzw. im Jahr 2003 nicht mehr als eigenstdndiger
Grundtabellenfall auftauchten.

In einigen Féllen erhalten Steuerpflichtige nach der Ehe-
schlieBung eine neue Steuernummer. Diese Fédlle kdnnen
im Prinzip ebenfalls tiber indirekte Identifikatoren verkniipft
werden, konnten aber fiir das hier vorgestellte Taxpayer-
Panel noch nicht eindeutig identifiziert werden.

2.2.2 Ehescheidung

Im Gegensatz zur EheschlieBung entstehen als Folge einer
Ehescheidung aus einem Splittingfall zwei Grundtabellen-
falle. Im Allgemeinen erhdlt die Frau nach der Ehescheidung
eine neue Steuernummer.”’) Analog zu der in Abschnitt 2.2.1
beschriebenen Verkniipfung werden die noch nicht zusam-
mengefiihrten Grundtabellenfélle des Jahres t+ 1 mit den
Féllen des Panels, die im Jahrt nach der Splitting- und im Jahr
t + 1 nach der Grundtabelle veranlagt wurden, iiber indirekte
Identifikatoren zusammengefiihrt, um auf diese Weise einen
Teil der Zugénge als Scheidungsfalle zu identifizieren.

Die indirekten Identifikatoren entsprechen den bei der
Zusammenfiihrung der EheschlieBungsfille benutzten. Die
Voraussetzung, dass kein Wohnortwechsel stattgefunden
hat, diirfte seltener erfiillt sein, da ein Umzug nach einer
Ehescheidung wahrscheinlicher ist als nach einer Heirat.

Auf die beschriebene Weise konnten im Jahr 2002 45000
Steuerpflichtige identifiziert werden, die im Jahr 2001 ,,nur*
als Teil eines Splittingfalls in den Daten enthalten waren
und aufgrund einer Ehescheidung 2002 als eigenstdndige

Steuerpflichtige neu hinzugekommen sind. 2003 waren
dies 31000 Steuerpflichtige.

2.3 Zusammenfiihrung mittels
indirekter Identifikatoren

Nach dem Zusammenfiihren der Datensdatze iiber die Steuer-
nummer und der getrennten Betrachtung der Eheschlie-
Bungs- und Ehescheidungsfélle kann noch nicht davon
ausgegangen werden, dass es sich bei allen noch nicht ver-
kniipften Fdllen um Zu- und Abgdnge zum Panel handelt.
Ein Teil hiervon sind Falle, bei denen sich die Steuernum-
mer, etwa durch einen Wohnortwechsel, geandert hat und
die alte Steuernummer nicht von den Finanzverwaltungen
mitgeliefert wurde. Diese Steuerpflichtigen gilt es nun mit-
tels sogenannter indirekter Identifikatoren zu verkniipfen.
Aus methodischen Griinden werden Grund- und Splitting-
tabellenfélle separat betrachtet. Das Zusammenfiihren der
Splittingtabellenfalle ist einfacher als das der Grundtabel-
lenfalle.

2.3.1 Splittingfdlle

Als Identifikatoren bei den Splittingféllen bieten sich die
Geburtstage und die Religionszugehorigkeit der beiden
Ehepartner an. Die Wahrscheinlichkeit, dass bei zwei Ehe-
paaren die Geburtstage der jeweiligen M@nner und Frauen
ibereinstimmen, ist so gering, dass von einer eindeutigen
Identifizierung ausgegangen werden kann; hinzu kommt
noch, dass der Grofdteil der Steuerpflichtigen bereits im ers-
ten Schritt verkniipft wurde.®) Das zusétzlich verwendete
Merkmal Religionszugehdorigkeit sorgt dafiir, dass die Kom-
bination aus Geburtsdaten der Ehepartner und Religionszu-
gehorigkeit wie ein eindeutiger Identifikator wirkt.

So konnten im Zeitraum 2001/2002 iiber 130000 Steuer-
pflichtige auf diesem Weg zugeordnet werden. Im Zeit-
raum 2002/2003 waren es 105000 Steuerpflichtige. Rund
50000 der 130000 Steuerpflichtigen hatten zwischen 2001
und 2002 ihren Wohnort gewechselt, was der Grund fiir die
neue Steuernummer gewesen sein diirfte (zwischen 2002
und 2003: 19500 der 105000 Steuerpflichtigen).

2.3.2 Grundtabellenfdlle

Die Zusammenfiihrung der nach der Grundtabelle besteu-
erten Steuerpflichtigen gestaltet sich wesentlich schwie-
riger. Die bei den zusammen veranlagten Steuerpflichti-
gen (Splittingfalle) benutzten Identifikatoren Geburtsdatum
und Religion sind hier nicht eindeutig. Die Wahrscheinlich-
keit, dass mindestens zwei einzelne Personen am gleichen
Tag Geburtstag haben, ist um ein Vielfaches grofier als die,
dass zwei Ehepaare exakt die gleichen Geburtsdaten auf-
weisen. So kommen unter den von den etwa 36 000 unter-
schiedlichen Geburtsdaten der 2,5 Mill. Steuerpflichtigen
aus dem Veranlagungsjahr 2001, die bisher noch nicht
zusammengefiihrt wurden, lediglich 1300 nur einmal vor.

6) Der umgekehrte Fall, dass der Mann die Steuernummer der Frau ibernimmt, kommt nur sehr selten vor. Dies fiihrt nur zu wenigen Zusammenfiihrungen, die allerdings auch mitberiicksich-

tigt wurden.
7) Auch hier ist der umgekehrte Fall selten.

8) Theoretisch gibt es fiir die Geburtsdaten von Ehepaaren weit mehr als 100 Mill. Kombinationsmdglichkeiten. In den bisher nicht verkniipften Datenbestédnden sind dagegen jeweils nur

etwa 1 Mill. Steuerpflichtige enthalten, die nach der Splittingtabelle veranlagt werden.
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Hinzu kommt, dass Grundtabellenfédlle aus verschiedenen
Griinden stadrker von der Panelmortalitat betroffen sind als
Steuerpflichtige, die nach der Splittingtabelle besteuert
werden.®) Dies fithrt dazu, dass die Anzahl der Grundtabel-
lenfélle, die noch nicht verkniipft werden konnten, hoher ist
als die der Splittingfalle.

Um diese Probleme auszugleichen, muss eine gréfiere Zahl
indirekter Identifikatoren verwendet werden. Zusdtzlich
erfolgt die Zusammenfiithrung in einem zweistufigen Ver-
fahren. In der ersten Stufe wird kein Wohnortwechsel zuge-
lassen, denn die Steuernummer dndert sich nicht nur bei
einem Wechsel des Wohnortes, sondern auch etwa bei
Anmeldung eines Nebengewerbes. In der zweiten Stufe wird
ein Wechsel des Wohnsitzes innerhalb eines Bundeslandes
zugelassen.

Die Identifikatoren im Einzelnen sind:

Wohnort,

Religion,

— Geschlecht,

— Gewerbekennzahl,
— Soziale Gliederung:

— nicht rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer
(gekiirzte Vorsorgepauschale),

- rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer
(ungekiirzte Vorsorgepauschale),

— kein Bruttolohn vorhanden,
— Geburtsdatum der ersten drei Kinder,
— Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft (ja/nein),
— Einkiinfte aus Gewerbebetrieb (ja/nein),

— Einkiinfte aus selbststandiger Arbeit (ja/nein),

— Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung (ja/nein).

Auf diese Weise konnten fiir die Jahre 2001/2002 die Daten
fiir etwa 560 000 und fiir die Jahre 2002/2003 die Daten fiir
etwa 248000 Steuerpflichtige eindeutig zusammengefiihrt
werden.!9)

3 Das Taxpayer-Panel

Mit den Daten der Jahre 2001, 2002 und den vorldufigen
Zahlen des Jahres 2003 umfasst das Panel insgesamt 27,8
Mill. Steuerpflichtige; diese Zahl enthalt auch die Zu- und
Abgédnge, bei denen nicht fiir alle Jahre Daten vorliegen (z. B.
EheschlieBungs- und Ehescheidungsfille). Knapp 22 Mill.
Steuerpflichtige konnten tber den Zeitraum 2001 bis 2003
durchgéangig verfolgt werden.

Von ihnen konnte der Grofteil {iber die Steuernummer ver-
kniipft werden, nur etwa 1 Mill. Félle wurden tber indirekte
Identifikatoren zusammengefiihrt. EheschlieBungs- und Ehe-
scheidungsfdlle machen etwa 340000 Falle aus.

Betrachtet man die Statistik des Panels, so fallt auf, dass
sowohl der Mittelwert als auch der Median beim Panel signi-
fikant hoher als bei den Querschnittsdaten der entspre-
chenden Jahre sind. Das bedeutet, dass die Einkiinfte der
Steuerpflichtigen, die nicht in das Panel integriert werden
konnten, niedriger sind als die der einbezogenen Steuer-
pflichtigen (siehe Tabelle 2). Typische Félle, die nicht ver-
kniipft werden konnten, sind Berufseinsteiger, Falle, in de-
nen die Steuerpflicht wegen Tod oder nach dem Eintritt in
den Ruhestand endete.

3.1 Untersuchung der nicht
verkniipften Steuerpflichtigen

Nach den in Kapitel 2 beschriebenen Verkniipfungen ver-
bleiben 2,4 Mill. Steuerpflichtige aus dem Datensatz 2001,
die weder mit den Daten aus 2002 noch mit denen aus 2003
verkniipft werden kénnen. Aus den Daten des Jahres 2002
konnten etwa 435000 Steuerpflichtige nicht verkniipft wer-

Tabelle 2: Statistiken des Taxpayer-Panels im Vergleich zu den Querschnittsdaten gemessen am Gesamtbetrag der Einkiinfte

Konfidenzintervall Konfidenzintervall
Veranlagungs- Steuerpflichtige Mittelwert Median Variationskoeffizient untere obere
jahr 99%-Grenze 99%-Grenze
1000 EUR
Einkommensteuerstatistik
2001 27890,1 34609 347 34725 34843
2002 27627,7 34541 335 34484 34598
20037 26530,9 34502 402 34433 34572
Taxpayer-Panel
2001 25401,1 36642 339 36579 36706
2002 26883,1 35500 332 35441 35558
20037) 236624 36371 401 36294 36449

1) Vorldufige Ergebnisse, enthalten nur die bis zum 31.12.2005 durchgefiihrten Einkommensteuerveranlagungen.

9) So scheiden Grundtabellenfalle hdufiger aufgrund eines Todesfalls aus. Auch ist — wie bereits gesehen — eine unregelmé&Bige Abgabe der Einkommensteuererkldrung aufgrund eines unre-

gelmaBigen Erwerbsverlaufs eher bei Grundtabellenfallen als bei Splittingfallen zu beobachten.

10) Eine vertiefende Analyse zur Qualitit der Zusammenfiihrungen — insbesondere der Zusammenfiihrung tiber indirekte Identifikatoren — findet sich in Vorgrimler, D./Gréb, C./Kriete-Dodds,
S.:,,Zur Konzeption eines Taxpayer-Panels fiir Deutschland“, FDZ-Arbeitspapier Nr. 14, 2006 (http://www.forschungsdatenzentrum.de/publikationen/veroeffentlichungen/14.asp).
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Schaubild 2

Im Taxpayer-Panel 2002 nicht verkniipfte Steuerpflichtige nach Geburtsjahren
Nicht zusammengefiihrte Splittingfalle
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den, bei den Daten des Jahres 2003 betrug diese Zahl 1,1
Mill.

Von Interesse ist nun die Frage, inwieweit es sich hierbei um

tatsachliche Zu- und Abgange handelt. Vor diesem Hinter-
grund werden die nicht zusammengefiihrten Steuerpflichti-

gen im Folgenden genauer untersucht.

Schaubild 2 zeigt die Verteilung der nicht zusammengefiihr-
ten Fadlle aus dem Datenmaterial 2002 getrennt nach Grund-

und Splittingfallen nach Geburtsjahrgangen.
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Bei den Grundtabellenfillen iberwiegen die Anfang 20-Jah-
rigen, hierbei dirfte es sich iberwiegend um Berufsanfan-
ger handeln, die noch nicht kontinuierlich Steuererklarun-
gen abgeben.

Bei den Splittingfdllen hingegen iiberwiegen die 30- bis 35-
Jahrigen. Unter Beachtung des durchschnittlichen Heirats-
alters, das 2002 bei den Mannern bei 35,4 Jahren lag
(Frauen: 32,3 Jahre), scheinen auch diese Werte plausi-
bel. Dies bedeutet allerdings auch, dass im zweiten Schritt
noch nicht alle Heiratsfélle identifiziert werden konnten.
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Das relative Maximum nicht zusammengefiihrter Splitting-
falle bei den 60- bis 65-Jahrigen war zu erwarten, da Steuer-
pflichtige, die nach dem Eintritt in den Ruhestand keine
Steuererkldrung mehr abgeben miissen, vorwiegend in die-
ser Altersklasse vertreten sind.

Insgesamt handelt es sich bei tiber zwei Dritteln der nicht
zusammengefiihrten Steuerpflichtigen um Grundtabellen-
falle. Da sowohl bei den Berufsanfangern als auch bei den
Abgangen durch Tod der Anteil der ledigen Personen sehr
hoch ist, unterstiitzt dies die Annahme, dass es sich bei den
Féllen, die nicht verkniipft werden konnten, um tatsachliche
Zu- und Abgdnge handelt.

Ein weiterer Grund fiir das Ausscheiden aus dem Einkom-
mensteuer-Panel kann im Verlust des Arbeitsplatzes liegen.
Personen, die ihren Arbeitsplatz verlieren und nicht bin-
nen eines Jahres einen neuen finden, werden im Allgemei-
nen nur im Jahr des Arbeitsplatzverlustes eine Einkommen-
steuererklarung abgeben. In den Folgejahren werden sie als
Arbeitslose auf die Abgabe einer Einkommensteuererkla-
rung verzichten und sind somit nicht mehr in der Einkom-
mensteuerstatistik vertreten. Tatsdchlich ist der Anteil der
Steuerpflichtigen, die Arbeitslosengeld erhalten haben (das
zwar nicht steuerpflichtig ist, aber dem Progressionsvorbe-
halt unterliegt), bei den nicht zusammengefiihrten Fillen
hoher als bei den Steuerpflichtigen insgesamt (17 gegen-
tiber 13%).

Diese Untersuchungen zeigen, dass die Restmenge in erster
Linie die natiirliche Panelmortalitat darstellt.

4 Analysemdglichkeiten

In diesem Kapitel sollen einige Analysen aufgezeigt wer-
den, die mit Hilfe des Taxpayer-Panels durchgefiihrt werden
konnen. Als Datenbasis dient fiir die in Abschnitt 4.1 darge-
stellte Analyse der Bruttoeffekte das Taxpayer-Panel mit den

Veranlagungsdaten der Jahre 2001 und 2002 sowie den vor-
ldufigen Zahlen des Jahres 2003. Bei den lbrigen Analysen
werden nur die bereits abgeschlossenen Veranlagungsjahre
2001 und 2002 betrachtet.

4.1 Analyse von Bruttoeffekten

Brutto- und Nettoeffekte zu unterscheiden und zu analysie-
ren ist ein typisches Untersuchungsgebiet der Paneldaten-
analyse.'') Hierbei wird als Nettoeffekt die Verdanderung
einer Merkmalssumme zwischen zwei Zeitpunkten verstan-
den, beispielsweise der Anstieg der Arbeitslosenzahl von
einem Jahr zum néachsten. Diese Veranderung ist im Allge-
meinen das Resultat von Zu- und Abgdngen etwa zur Gruppe
der Arbeitslosen, also derjenigen Fille, in denen Arbeits-
lose eine Arbeit gefunden haben oder Erwerbstatige arbeits-
los wurden. Der Nettoeffekt ist damit lediglich die Saldie-
rung der Zu- und Abgdnge. Der Bruttoeffekt zeigt hingegen
die wahre Dynamik der Veranderung {iber die Zeit auf.

Solche Analysen sind auch fiir die Einkommensteuersta-
tistik von Interesse. Betrachtet man etwa die Steuerpflich-
tigen nach Einkommensklassen [gemessen am Gesamtbe-
trag der Einkiinfte (GdE)], so wird ersichtlich, dass sich zwar
die eigentlichen Werte nur geringfiigig dandern, dahinter
aber eine wesentlich stdrker ausgepragte Bewegung steht.
Vor allem die hohen Einkommensklassen erweisen sich als
besonders volatil (siehe Tabelle 3).

Hierbei wurden nicht alle Steuerpflichtigen des Panels
betrachtet, sondern nur solche, die in allen drei Jahren eine
Einkommensteuererklarung abgegeben haben, in keinem
Jahr einen Gesamtbetrag der Einkiinfte von Null hatten und
die weder geheiratet haben noch geschieden wurden. Um
auch vor dem Hintergrund der durch das Halbeinkiinftever-
fahren niedriger ausgewiesenen Einkiinfte aus Kapitalver-
mogen vergleichbare Ergebnisse zu erhalten, wurden diese
Einkiinfte auf individueller Basis vom Anrechnungs- auf das
Halbeinkinfteverfahren umgerechnet.'?)

Tabelle 3: Einkommensteuerpflichtige nach dem Gesamtbetrag der Einkiinfte
Auswertung des Taxpayer-Panels 2001/2003

1000
Gesamtbetrag der Einkiinfte Bestand Zugdnge Abgénge
von ... bisunter... EUR 2001 2002 2003 2002 2003 2002 2003

Verlustfalle <O ........ooovvnnnnnnn. 217,8 2379 243,2 235,7 2113 88,6 159,0
0- 10000 ......cccvvnenen. 2648,8 2700,0 2893,0 864,4 972,3 961,0 836,1
10000 — 20000 ......ccvnennnn. 3427,7 3426,9 33794 1336,8 12643 1337,7 1311,1
20000 - 30000 ......ccenunnnn. 4457,0 4436,5 4316,9 1436,1 13239 1456,6 1443,2
30000 — 50000 .......ocunennnn 5670,1 5694,8 5652,5 1350,8 1258,6 1326,1 1300,6
50000 — 75000 .....ccovnnnnnn. 2698,1 27215 27117 752,9 704,3 729,5 7139
75000 — 100000 ......ccennnnnn 829,8 851,2 864,0 340,9 325,2 319,4 312,4
100000 - 150000 .....c.cvuuvvnenen 438,3 443,6 453,2 181,6 176,7 176,2 167,1
150000 = 200000 .......couvvnenen 121,1 120,9 123,5 69,8 68,8 70,0 66,2
200000 = 250000 .....ccvuvunennn 53,4 51,9 52,1 34,9 34,3 36,5 34,1
250000 = 375000 .....ccvuvvnennn 51,4 49,3 48,1 28,3 26,1 30,4 27,4
375000 — 0,5 Mill. .....ovevnnn.t. 18,3 17,0 16,4 11,8 10,9 13,2 11,5
0,5Mill. = ITMill. vovuvevnniennnn... 19,6 17,2 16,0 93 8,2 11,8 93
IMill. = 25Mille ooeienniaaa., 7,5 6,4 57 3,5 2,9 4,7 3,6
2,5 Mill. odermehr.................. 2,6 2,2 1,8 1,3 1,0 1,7 1,4

11) Siehe Hsiao, C., a.a. 0. (FuBnote 1), S. 3 f.

12) Das Halbeinkiinfteverfahren wird in der Fachserie 14 ,Finanzen und Steuern, Reihe 7.1.1 ,,Jéhrliche Einkommensteuerstatistik auf Basis der Geschéftsstatistik der Finanzverwaltung 2002

des Statistischen Bundesamtes (http://www.destatis.de/shop) erldutert.
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Neben den Zu- und Abgdngen bei den einzelnen Einkom-
mensklassen ist auch die Hohe der Verdnderung des Ge-
samtbetrages der Einkiinfte von Interesse, denn bei Steuer-
pflichtigen am unteren oder oberen Rand der Einkommens-
klassen reicht schon eine geringe Verdnderung des Gesamt-
betrages der Einkiinfte, um in eine andere Einkommens-
klasse zu gelangen. Tabelle 4 betrachtet die prozentuale
Verdnderung des Gesamtbetrages der Einkiinfte auf indivi-
dueller Basis. So konnten etwa 12,2 Mill. Steuerpflichtige
(60% aller Steuerpflichtigen des Panels) zwischen 2001
und 2002 einen Anstieg ihres Gesamtbetrages der Ein-
kiinfte verzeichnen. Zwischen 2002 und 2003 waren dies
11,6 Mill. Steuerpflichtige (57%). Bei rund einem Drittel die-
ser Steuerpflichtigen betrug dieser Anstieg weniger als 5%
(siehe Tabelle 4).

Tabelle 4: Steuerpflichtige nach prozentualer Verdnderung des
Gesamtbetrages der Einkiinfte

1000
Veranderung Veranlagungsjahre
1 0y
von ... bisunter... % 2001 - 2002 2002 - 2003
Positive Verdnderung
[ 4717,4 4776,5
5-10.cciiiiiiniinnn. 2159,5 2071,0
10 - 25, ciiiiiininnnn, 23271 2153,5
25 =50 ciiiiiiniinne. 1204,8 1084,5
iber50 ......cooeiinn.. 1794,8 1518,2
Zusammen ... 12203,6 11603,7
Negative Verdnderung
[ 2378,6 2709,5
5-10.ciiiiiiiniinnnn 12141 1271,7
10 - 25.... 1860,7 18751
25 -50.... 1392,0 1410,3
tber50 .......ooiiiii.. 1250,8 13741
Zusammen ... 8096,3 8640,6

4.2 Analysen von Progressionseffekten

Bei der Einkommensbesteuerung wird der Grundsatz der
horizontalen Gerechtigkeit gefordert, dass also diejeni-
gen mit gleichem Einkommen die gleiche Steuerlast tragen
sollen. Ob dieser Grundsatz innerhalb eines Steuerjahres
erflillt wird, ist umstritten. Unstrittig ist, dass aufgrund der
Ausgestaltung und der jahrlichen Periodizitdt der Steuer-
festsetzung der Grundsatz der horizontalen Gerechtigkeit
tiber mehrere Jahre nicht erfiillt werden kann. Wie im Fol-
genden gezeigt wird, minimiert derjenige Steuerpflichtige
intertemporal seine Steuerlast, der sein Einkommen auf die
unterschiedlichen Perioden (Jahre) gleichméaBig verteilen
kann. Je ungleicher die Einkommenserzielung, desto hoher
die Steuerlast. Der Grund hierfiir liegt in der iberproportio-
nalen Besteuerung hoher Einkommen. Ein Steuerpflichti-
ger beispielsweise, der nach der Splittingtabelle besteuert
wird und innerhalb von zwei Jahren 100000 Euro verdient,
muss dafiir als Minimum 19000 Euro Steuern zahlen; als
Maximum wurde dagegen ein Steuerbetrag von 46000
Euro ermittelt. Der Progressionseffekt betrdagt in diesem Fall
27000 Euro.

Diese Aussage ist rein theoretisch ableitbar und bedarf kei-
ner empirischen Uberpriifung anhand einer Panelanalyse.
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Die tatsdchliche quantitative Bedeutung dieses intertempo-
ralen Progressionseffekts zu ermitteln, ist allerdings nur mit
Hilfe von Paneldaten mdglich. Um den gesamten Effekt zu
messen, wurde in einer vereinfachten Simulationsrechnung
fiir jeden Steuerpflichtigen des Panels, der in den Jahren
2001 und 2002 zur Einkommensteuer veranlagt wurde, die
Summe der tariflichen Einkommensteuer der beiden Jahre
berechnet, hierbei wurden Verlustvortrdge nicht beriick-
sichtigt. Die Berechnung der Einkommensteuer erfolgt auf
zwei Wegen: Zum einen, wie sie sich aufgrund des tatsach-
lich realisierten Einkommens ergibt, und zum anderen, wie
sie sich ergeben wiirde, wenn der Steuerpflichtige das Ein-
kommen gleichméaBig auf beide Jahre verteilt hatte. Die Dif-
ferenz ergibt den Progressionseffekt, das hei3t die Steuer,
die der Steuerpflichtige nur aufgrund seiner ungleichen Ein-
kommenserzielung in den beiden Jahren bezahlen muss.
Beschrankt wurde die Analyse auf Steuerpflichtige, wel-
che die Besteuerungsart (Grund/Splitting) nicht gewechselt
haben, da die davon ausgehenden Effekte ausgeschlossen
werden sollten. Die Ergebnisse der Simulationsrechnungen
enthdlt Tabelle 5.

Tabelle 5: Steuerliche Mehrbelastung aufgrund ungleichméfiger
Einkommen in den Jahren 2001/2002 - Progressionsverlust!)

Arith-
Steuer | o isches| Median 90- %9 | summe
Tarif | pflichtige - Perzentile Perzentile
Mittel
1000 EUR Mill. EUR
2001 24662,5 150 4 416 2516 3703
2005 24662,5 136 3 389 2299 3365

1) Differenz der tatsdchlich gezahlten Einkommensteuer und der Ein-
kommensteuer bei gleichverteilten Einkommen.

Innerhalb der Jahre 2001/2002 ist es zu 3703 Mill. Euro
an zusatzlicher Steuerbelastung aufgrund unregelmafigen
Erwerbsverlaufs gekommen. Fiihrt man die Berechnung nicht
mit dem 2001 giiltigen Einkommensteuertarif, sondern mit
dem 2005/2006 giiltigen Tarif durch, geht der Progressions-
effekt auf 3365 Mill. Euro zuriick. Die Zahlen belegen einen
Rickgang der Progressionswirkung aufgrund der Umstel-
lung des Steuertarifs. Die Tabelle zeigt darliber hinaus, dass
die Lasten der intertemporalen Progression sehr schief ver-
teilt sind. Der Median betrdgt lediglich 4 Euro, das arithme-
tische Mittel dagegen bereits 150 Euro (2001) und die 1%
Steuerpflichtigen, welche die hochsten Lasten tragen miis-
sen, haben eine zusatzliche Steuerbelastung von mindes-
tens 2516 Euro. Diese Verteilung, die bei Anwendung des
Tarifs 2005/2006 etwas an Schiefe verliert, zeigt, dass der
»hormale®“ Steuerpflichtige nicht von dem Effekt der inter-
temporalen Progression betroffen ist.

Nach der in Tabelle 5 gezeigten Ungleichverteilung des Pro-
gressionsverlustes muss eine relativ kleine Gruppe praktisch
die gesamte Belastung tragen. Es istjedoch nicht ersichtlich,
wie diese Gruppe zusammengesetzt ist. Um zu analysie-
ren, ob bestimmte Gruppen von Steuerpflichtigen hdufiger
ungleiche Einkommensverldufe aufweisen als andere und
damit von Progressionsverlusten {iberproportional betrof-
fen sind, bietet sich eine Korrelationsanalyse der Einkom-
men Uber die Zeit an. Werden fiir bestimmte Gruppen von
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Tabelle 6: Spearman-Korrelationskoeffizienten des
Gesamtbetrages der Einkiinfte

Gesamtbetrag der Einkiinfte Korrelationskoeffizienten

von... bisunter... EUR 2001/2002
Verlustfalle<0 .....ooovvveniininninn... 0,06
0- 10000......ccveuennnnnn 0,35
10000 — 20000 ......cccvvenennn.. 0,41
20000 = 30000 .....cceuvuunennn. 0,51
30000 = 50000 ....c.cccuvununennn. 0,62
50000 — 75000 ......ccc0vvnenen.. 0,57
75000 — 100000 .....cveuiunnnannn. 0,41
100000 — 150000 ....ceueuenennennn. 0,38
150000 — 200000 ... .ceuenennnnennn. 0,23
200000 — 250000 ....c.vvvenenennn.. 0,16
250000 — 375000 ....c.vveeninennn.. 0,21
375000 — O,5Mill. .vvnvvneininnn., 0,12
0,5Mill. — TMill. «ovvvveiiiiiiiina.. 0,20
ITMIll. = 2,5Mille wevveiiiiieeenenn 0,21
2,5 Mill. odermehr ...t 0,29

Steuerpflichtigen die Einkommen verschiedener Jahre mit-
einander korreliert, zeigt ein Ergebnisvergleich, dass dieje-
nige Gruppe am stdrksten von einem intertemporalen Pro-
gressionsverlust betroffen ist, die ein stark schwankendes
Einkommen hat und somit geringe Korrelationswerte auf-
weist. Tabelle 6 enthdlt die Ergebnisse der Korrelations-
analyse flir das Merkmal ,,Gesamtbetrag der Einkiinfte“ der
Jahre 2001 und 2002 fiir verschiedene Einkommensklas-
sen.?) Die hochsten Werte weist der Korrelationskoeffizient
bei den als Durchschnittsverdiener gekennzeichneten Steu-
erpflichtigen auf. Deutlich geringere Werte sind dagegen bei
den Spitzenverdienern und besonders bei denjenigen Steu-
erpflichtigen zu verzeichnen, die 2001 einen negativen Ge-
samtbetrag der Einkiinfte aufweisen. Die Zahlen lassen den
Schluss zu, dass es nur eine kleine Gruppe von Steuerpflich-
tigen ist, die den intertemporalen Progressionsverlust tra-
gen muss. Diese kleine Gruppe setzt sich dariiber hinaus in
erster Linie aus Steuerpflichtigen zusammen, die {ber ein
hohes Einkommen verfiigen oderin einem Jahr Verluste aus-
gewiesen haben.

4.3 Wohnortwechsel als Determinante
der Einkommensentwicklung

Das Taxpayer-Panel bietet die Méglichkeit, jeden Steuer-
pflichtigen einzeln zu betrachten und so Aussagen tiber die
Einkommensentwicklung und deren Determinanten zu tref-
fen. Eine interessante Frage ist zum Beispiel, ob ein Wohn-
ortwechsel Einfluss auf das Einkommen hat. Der Begriff Ein-
kommen bezieht sich im Folgenden auf den Gesamtbetrag
der Einkiinfte.

Die Ergebnisse des Taxpayer-Panels zeigen, dass zwischen
2001 und 2002 60% aller Steuerpflichtigen eine Einkom-
menssteigerung erzielen konnten, wahrend die restlichen
40% Einkommensverluste hinnehmen mussten (siehe Ta-
belle 4).

Tabelle 7: Veranderung der Einkommen 2002 gegeniiber 2001
der im Taxpayer-Panel vertretenen Steuerpflichtigen
gemessen am Gesamtbetrag der Einkinfte

Steuer- Arith- Standard- .

o metisches . Median
Veranlagungsart pflichtige Mittel abweichung
1000 EUR
Steuerpflichtige insgesamt
Grundtabelle ........ 11739,6 287 84798 587
Splittingtabelle ...... 12922,8 -1188 120621 510
Zusammen ... 24662,5 -479 105984 561
Steuerpflichtige mit Wohnortwechsel

Grundtabelle ........ 715,2 1088 63353 1060
Splittingtabelle ...... 222,4 -1230 190561 615
Zusammen ... 937,7 544 108729 841

Wie Tabelle 7 zeigt, erzielten die Steuerpflichtigen insgesamt
im Durchschnittim Jahr 2002 einen um 479 Euro niedrigeren
Gesamtbetrag der Einkiinfte als im Vorjahr. Bei Steuerpflich-
tigen mit einem Wohnortwechsel stieg das Einkommen hin-
gegen um durchschnittlich 544 Euro an. Auffallend ist, dass
vor allem Grundtabellenfdlle von einem Wohnortwechsel in
monetdrer Hinsicht profitieren, wahrend Ehepaare einen Ein-
kommensriickgang zu verzeichnen hatten.

4.4 Weitere Anwendungsbereiche

Neben den aufgezeigten Anwendungsmoglichkeiten gibt
es weitere Bereiche, in denen Analysen mit dem Taxpayer-
Panel durchgefiihrt werden kénnten. Zu denken ist hier an
Analysen im Bereich der Panelékonometrie'4) oder an Ana-
lysen zur Nutzung neuer ,,Steuersparmodelle”. Steuerspar-
modelle — wie der Sonderausgabenabzug nach § 10a des
Einkommensteuergesetzes (Riester-Rente) — kdnnen als
Angebote des Staates an seine Kunden (die Steuerpflich-
tigen) aufgefasst werden. Mit Paneldaten wird es moglich,
wie in der Marktforschung Untersuchungen zur Akzeptanz
solcher Steuersparmodelle, ihrer Reichweite oder Ahn-
lichem durchzufiihren. Mit den derzeitigen Daten des Tax-
payer-Panels sind diese Untersuchungen aufgrund der noch
zu geringen Anzahl der einbezogenen Jahre nicht moglich.

Umfasst der Zeitraum des Panels eine Steuerreform, so
kann diese als ,natiirliches Experiment* zur Beobachtung
der Reaktion der Steuerpflichtigen auf die Reform aufge-
fasst werden. Dies fordert das Verstandnis der Wirkungen
von Steuerreformen. So verwenden Gottfried und Schell-
horn in ihren Arbeiten die Steuerreform von 1990 als ein
»quasi natiirliches Experiment“, um die Einfliisse der Ande-
rungen der Steuersatze auf das zu versteuernde Einkommen
zu messen.!%)

5 Ausblick

Mit erst drei Veranlagungsjahren steckt das Taxpayer-Panel
noch in den Kinderschuhen, aber wie diese Versffentlichung

13) Verwendet wurde dabei der Korrelationskoeffizient nach Spearman, da dieser — im Gegensatz zu dem Korrelationskoeffizienten nach Bravais-Pearson — nicht von Ausreifern beeinflusst

wird.

14) Eine Ubersicht iiber die Methoden der Paneldkonometrie findet sich in Lechner, M.: ,,Eine Ubersicht iiber géngige Modelle der Panelékonometrie und ihre kausale Interpretation®, Univer-

sitdt St. Gallen, Department of Economics, Discussion paper No. 2001-18, 2001.

15) Siehe Gottfried, P./Schellhorn, H.: “Empirical Evidence on the effects of Marginal Tax Rates on Income — The German Case”, IAW-Diskussionspapier, Nr. 15, 2004.
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zeigt, ist es bereits mit den Daten fiir eine derart begrenzte
Anzahl von Jahren moglich, Zusammenhédnge aufzuzeigen,
die bei der bloBen Betrachtung von Querschnittsdaten im
Verborgenen geblieben wadren. Die Analyse der Bruttoeffekte
zeigt beispielsweise, welchen Anderungen die Einkommen
in Deutschland unterliegen. Aus der Betrachtung von Quer-
schnittsdaten ware dies nicht hervorgegangen.

Diese Aussagefdahigkeit des Panels kann durch die geplante
Erweiterung mit jedem neuen Veranlagungsjahr noch gestei-
gert werden. In einem solchem Panel wird es auch moglich,
die Panelmortalitdt genauer abzugrenzen.

Auch die Verkniipfungsstrategien konnen noch weiter opti-
miert werden. Insbesondere im Bereich der Verkniipfung
Uiber indirekte Identifikatoren kann das Ergebnis noch ver-
bessert und so die Panelmortalitdt verringert werden.

Fiir die Wissenschaft!®) besteht bereits jetzt die Moglichkeit,
die Daten des Taxpayer-Panels {iber das sogenannte Fern-
rechnen oder iiber Sonderaufbereitungen zu nutzen. Beim
Fernrechnen erstellt der Forscher anhand eines inhaltslee-
ren Strukturdatensatzes eine eigene Auswertungssyntax,
die dann vom Statistischen Bundesamt tiber den Original-
datensatz prozessiert wird.'”) Bei Sonderaufbereitungen
werden Auswertungen direkt vom Statistischen Bundes-
amt erstellt und nur die Ergebnisse an den Nutzer tibermit-
telt. Ferner wird (berlegt, die Daten in Form eines Scienti-
fic-Use-Files zur Verfligung zu stellen, so wie dies bei den
Querschnittsdaten der Einkommensteuerstatistik bereits
der Fall ist. 1ul

16) Nach § 16 Abs. 6 des Bundesstatistikgesetzes sind dies Hochschulen oder sonstige Einrichtungen mit der Aufgabe unabhéngiger wissenschaftlicher Forschung.
17) Fr weitere Informationen siehe Zwick, M.: ,Forschungsdatenzentren — Nutzen und Kosten einer informationellen Infrastruktur fiir Wissenschaft, Politik und Datenproduzenten® in

WiSta 12/2006, S. 1233 ff.
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Dipl.-Kaufmann Peter Bleses

Input-Output-Rechnung

Im vorliegenden Aufsatz werden zundchst kurz die Aufgaben
der Input-Output-Rechnung und die Stellung des Rechen-
werks im Rahmen der internationalen Systeme Volkswirt-
schaftlicher Gesamtrechnungen — insbesondere des Euro-
pdischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
(ESVG) 1995 — beschrieben. Daran schliefen sich Aus-
fiilhrungen iiber konzeptionelle Aspekte an. Anhand stark
aggregierter Tabellen fiir das Berichtsjahr 2002 werden die
einzelnen Tabellentypen der Input-Output-Rechnung (Auf-
kommenstabellen, Verwendungstabellen, symmetrische
Input-Output-Tabellen) erldutert. Danach wird das Verdffent-
lichungsprogramm der Input-Output-Rechnung des Statisti-
schen Bundesamtes skizziert. Abschlieffend wird iiber Ver-
wendungszwecke der Input-Output-Rechnung informiert.
Dazu werden ausgewdhlte Beispiele kurz vorgestellt.

Vorbemerkung

Fiir die Berichtsjahre 2000, 2001 und 2002 liegen detail-
lierte amtliche Ergebnisse der Input-Output-Rechnung nach
dem Stand der Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) 2005 vor, die auf den Konzepten des
Europdischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrech-
nungen (ESVG) 1995 basieren. Die Daten stehen im Statis-
tik-Shop des Statistischen Bundesamtes unter http://www.
destatis.de kostenlos als PDF- oder Excel-Datei zum Down-
load zur Verfligung.?) Dariiber hinaus sind erste vorlaufige
Teilergebnisse fiir das Berichtsjahr 2003 als Arbeitsun-
terlage verfiigbar. Alle Ergebnisse sind auf entsprechende
Veréffentlichungen der Entstehungs- und Verwendungs-

rechnung des Inlandsprodukts im Statistischen Bundes-
amt abgestimmt. Allerdings beinhalten die symmetrischen
(Guter x Guter) Input-Output-Tabellen auch — tiber entspre-
chende Nachweise der Produktionswerte und Vorleistungen
in der Inlandsproduktsberechnung hinaus — firmeninterne
Lieferungen und Leistungen in einer ortlichen fachlichen Ein-
heit (Weiterverarbeitungsproduktion). Auf Anfrage kdnnen
auch symmetrische Input-Output-Tabellen ohne Beriicksich-
tigung der Weiterverarbeitungsproduktion geliefert werden.
Fiir Auskiinfte und Beratung steht das Team der Input-Out-
put-Rechnung unter der E-Mail-Adresse: input-output@
destatis.de gern zur Verfiigung.

Alle Angaben in diesem Beitrag beziehen sich auf die Bun-
desrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem
3. Oktober 1990. Der Rechenstand der Tabellen entspricht
den detaillierten Jahresergebnissen der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen (Fachserie 18, Reihe 1.4 ,Inlands-
produktsberechnung — Detaillierte Jahresergebnisse“) nach
der Revision 2005. Die Ergebnisse der Input-Output-Rech-
nung werden zeitverzogert jeweils an den aktuellen Stand
der Inlandsproduktsberechnung angepasst.

1 Aufgaben der
Input-Output-Rechnung

Input-Output-Tabellen sind integraler Bestandteil der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen des Statistischen Bun-
desamtes. Sie haben die Aufgabe, einen detaillierten, tief
gegliederten Nachweis der produktions- und giiterma-

1) Fachserie 18 ,,Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen®, Reihe 2 ,Input-Output-Rechnung* fiir 2000, 2001 und 2002.
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Bigen Verflechtungen in der Volkswirtschaft und mit der
tibrigen Welt aufzuzeigen. Wie in der Entstehungs- bzw.
Verwendungsrechnung des Bruttoinlandsprodukts wer-
den auBerdem die Vorgange der Produktion von Waren und
Dienstleistungen und deren Verwendung sowie die im Pro-
duktionsprozess entstandenen Einkommen gezeigt. Einen
Ubergang von den Ergebnissen der Inlandsproduktsbe-
rechnung zu den Ergebnissen der Input-Output-Rechnung
und umgekehrt ermdglichen die Aufkommens- und Verwen-
dungstabellen (auch Basistabellen genannt) mit ihrer kom-
binierten Darstellung der Produktionswerte und Vorleistun-
gen nach Gitergruppen und Wirtschaftsbereichen.

2 Input-Output-Rechnung des
Statistischen Bundesamtes nach
dem ESVG 1995

Die Input-Output-Rechnung des Statistischen Bundesamtes
richtet sich nach den konzeptionellen Vorgaben des Euro-
paischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
(ESVG) 1995.?) Internationale Systeme Volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen gibt es bereits seit Anfang der fiinfziger
Jahre des vergangenen Jahrhunderts.?) Die damaligen Sys-
teme waren stark vereinfacht. Wachsende Anforderungen
an den Nachweis in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen machten eine grundlegende Uberarbeitung und
Erweiterung notwendig und fiihrten 1968 zur Veroffentli-
chung des System of National Accounts (SNA) der Verein-
ten Nationen und 1970 zur Veroffentlichung des Europd-
ischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
(ESVG), der europdischen Version des SNA. In der Bundes-
republik Deutschland existierte von 1960 bis Anfang 1999
eine nationale Version der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen, die den damaligen internationalen Systemen
in mancher Hinsicht zundchst iiberlegen war. Sie wurde im
Rahmen von grofen Revisionen der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen auf das bis Anfang 1999 iibliche Pro-
gramm ausgebaut und methodisch an das zwischenzeitlich
leicht Uberarbeitete ESVG, 2. Auflage, 1979 angeglichen.

Dieses eigenstdandige deutsche System Volkswirtschaft-
licher Gesamtrechnungen mit der Input-Output-Rechnung
als integralem Bestandteil wurde ab April 1999 mit dem
Ubergang auf das fiir alle Mitgliedstaaten der Europdischen
Union verbindliche ESVG 1995 aufgegeben.®) Dies spie-
gelt die allgemeine Tendenz zum Ubergang auf europédische
Regelungen wider, die auch die amtliche Statistik einbe-
zieht. Konzeptionell deckt sich das ESVG 1995 voll mit dem
im Jahr 1993 verdffentlichten revidierten System of National
Accounts (SNA) 1993 der Vereinten Nationen. Es ist aber
starker auf die Gegebenheiten und den Datenbedarf in der
Europdischen Union ausgerichtet. Derzeitwird aufinternatio-
naler Ebene unter Beteiligung Deutschlands eine Revision
des SNA 1993 beraten. Das revidierte SNA soll 2008 vor-
liegen. Daran anschlieBen wird sich eine Uberarbeitung des
ESVG 1995, das fiir die Mitgliedstaaten der Europdischen
Union verbindlich ist.

Der Rat der Europdischen Union hat mit der sogenannten
ESVG-Verordnung®) das ESVG 1995 und ein nach dessen
Methoden und Konzepten zu erstellendes Lieferprogramm
von Tabellen an das Statistische Amt der Europdischen
Gemeinschaften (Eurostat) fiir alle Mitgliedstaaten der Euro-
pdischen Union verbindlich vorgeschrieben. Durch diese
rechtliche Verbindlichkeit unterscheidet sich das ESVG
1995 wesentlich von seinen Vorgédngern, die lediglich Emp-
fehlungscharakter hatten. Derzeit wird eine Neufassung des
ESVG-Lieferprogramms beraten. Den aktuellen Stand des
Input-Output-Lieferprogramms enthélt Ubersicht 1.

Aus der Input-Output-Rechnung des Statistischen Bundes-
amtes muss gemaR dem aktualisierten, vorldufigen Liefer-
programm im Jahr 2007 eine Zeitreihe jahrlicher Aufkom-
mens- und Verwendungstabellen fiir die Berichtsjahre 2000
bis 2004 an Eurostat geliefert werden. Die Tabellen fiir die
Berichtsjahre 2000 bis 2003 sind dabei erstmals auch auf
Vorjahrespreisbasis bereitzustellen. Symmetrische Tabel-
len werden von Eurostat fiinfjahrlich nur in jeweiligen Prei-
sen gefordert. Bis spatestens Ende 2008 sind die Tabellen
fiir die Berichtsjahre 2000 und 2005 zu liefern. Die einzel-
nen Tabellentypen werden in Abschnitt 3.5 erldutert. Uber

Ubersicht 1: Lieferung von Tabellen der Input-Output-Rechnung nach dem ESVG 1995 an Eurostat gem&B Neufassung des Lieferprogramms
Stand: Juni 2006

Jahr der

Bereitstellung Lieferung fiir Berichtsjahre

Tabellentyp

jahrlich 2000 bis 2004 Aufkommenstabelle zu Herstellungspreisen mit Ubergang auf Anschaffungspreise,

2007 (time lag t + 36) in jeweiligen Preisen und auf Vorjahrespreisbasis,
g 60 Gitergruppen x 60 Wirtschaftsbereiche
2007 jahrlich 2000 bis 2004 Verwendungstabelle zu Anschaffungspreisen, in jeweiligen Preisen und
(time lagt + 36) auf Vorjahrespreisbasis, 60 Giitergruppen x 60 Wirtschaftsbereiche
Symmetrische Input-Output-Tabellen zu
2008 fiinfighrlich 2000, 2005 Herstellungspreisen fiir inldndische Produktion und Importe, nur inlédndische

(time lagt + 36) Produktion, nur Importe, in jeweiligen Preisen,

60 Glitergruppen x 60 Produktionsbereiche

2) Siehe Eurostat: ,,Europdisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) 1995, Luxemburg 1996, Kapitel 9.

3) Siehe z.B. Liitzel, H.: ,Revidiertes System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen® in WiSta 10/1993, S. 711 ff.

4) Siehe Strohm, W./Hartmann, N./Essig, H./Bleses, P.: ,Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1999 — AnlaB, Konzeptdnderungen und neue Begriffe“ in WiSta 4/1999,
S. 257 ff.

5) Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum Europdischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene in der Europdischen
Gemeinschaft (Amtsbl. der EG Nr. L 310, S. 1). Siehe auch Hartmann, N.: ,Die Verordnung des Rates der Europdischen Union zum Europé&ischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrech-
nungen 1995 (ESVG-VO)“ in Allgemeines Statistisches Archiv 3/1996, 80. Band, S. 332 ff.
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das europdische Lieferprogramm hinaus bietet die Input-
Output-Rechnung ihren Kunden im nationalen Ausweis eine
detailliertere Gliederungstiefe fiir Giitergruppen und Pro-
duktionsbereiche und zusatzliche Tabellen an. Darauf wird
in Kapitel 4 eingegangen.

3 Konzeptionelle Hinweise

3.1 Darstellungseinheiten

Den Aufkommens- und Verwendungstabellen einerseits
sowie den Input-Output-Tabellen andererseits liegen unter-
schiedliche Darstellungseinheiten zugrunde.

Fiir die nach Wirtschaftsbereichen gegliederten Angaben
in den Aufkommens- und Verwendungstabellen wird nach
dem ESVG 1995 die ortliche fachliche Einheit als Darstel-
lungseinheit beriicksichtigt, die — anders als homogene
Produktionseinheiten — nicht nur Giter einer bestimmten
Gutergruppe produzieren kann. Sie kann herangezogen
werden, wenn mindestens folgende Gréen bei der Erhe-
bungseinheit vorliegen: Produktionswert, Vorleistungen,
Arbeitnehmerentgelte, Betriebsiiberschuss, Beschaftigte
und Bruttoanlageinvestitionen. Die ortliche fachliche Ein-
heit entspricht in Deutschland in der Regel dem Unterneh-
men. Ortliche fachliche Einheiten werden fiir die Darstel-
lung der Produktionsvorgange verwendet und anhand ihrer
Haupttatigkeit zu Wirtschaftsbereichen zusammengefasst.
Die Haupttatigkeit wird dabei als Tatigkeit mit dem hochs-
ten Bruttowertschopfungsanteil bestimmt. Die Gliederung
der Wirtschaftsbereiche folgt der Klassifikation der Wirt-
schaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003) mit Erlduterungen,
die auf der Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige
in der Europédischen Gemeinschaft (NACE Rev. 1.1) basiert.

Die Darstellungseinheit in den symmetrischen Input-Out-
put-Tabellen dagegen ist die im Hinblick auf die Produkti-
onstechnik und Inputstruktur méglichst homogene Produk-
tionseinheit. Sie ist unter streng fachlichen Gesichtspunkten
abgegrenzt, das heif3t sie erzeugt jeweils nur Giiter einer
bestimmten Gitergruppe. Damit umfasst sie — anders als
ortliche fachliche Einheiten — keine Nebentdtigkeiten, wie
beispielsweise die Erzeugung von Strom oder die Errichtung
von Bauten fiir die eigene Nutzung durch ein Unternehmen
mit anderer Haupttdtigkeit. Fiir diese Nebentdtigkeiten wer-
den eigene Einheiten gebildet, sodass ein Unternehmen
mit Nebentatigkeiten in mehrere homogene Produktions-
einheiten aufgeteilt wird. Hilfstatigkeiten werden dagegen
nicht von der Haupt- oder Nebentatigkeit, zu der sie geho-
ren, getrennt. Hilfstdtigkeiten sind beispielsweise Leistun-
gen der Verwaltung, des Werkverkehrs oder Reparaturleis-
tungen. Es handelt sich um Dienstleistungen, die in jeder
dhnlichen Produktionseinheit vorkommen und nur fiir die
Produktionseinheit erbracht werden. Die so definierten Pro-
duktionseinheiten werden zu Produktionsbereichen zusam-
mengefasst, die frei von Nebentatigkeiten sind. Die Pro-
duktionsbereiche weisen auf jeder Aggregationsebene die
charakteristischen Erzeugnisse der entsprechenden Wirt-
schaftsbereiche aus.
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Produktionsbereiche und Giitergruppen sind inhaltlich iden-
tisch abgegrenzt. In dem einen Fall wird die Produktionsta-
tigkeit beschrieben, im anderen Fall das produzierte Gut
bezeichnet. Die Gliederung der Produktionsbereiche basiert
auf der Statistischen Giiterklassifikation in Verbindung mit
den Wirtschaftszweigen in der Europdischen Wirtschaftsge-
meinschaft (CPA 2002).

3.2 Preiskonzepte

In den Tabellen der Input-Output-Rechnung werden unter-
schiedliche Preiskonzepte angewendet.

Die Produktionswerte fiir die inldndische Produktion wer-
den in der Aufkommenstabelle zu Herstellungspreisen und
die Importe nach Gitergruppen zu cif-Preisen (cif = cost,
insurance, freight) bewertet. Der cif-Preis ist der Wert des
Importgutes an der Grenze des Einfuhrlandes. Herstel-
lungspreise und cif-Preise umfassen nicht die Gitersteu-
ern, wie beispielsweise die Mehrwertsteuer, Verbrauch-
steuern oder Importabgaben, sie enthalten allerdings noch
etwaige Gitersubventionen. Die Importe insgesamt wer-
den im tibrigen Nachweis der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen, wie auch in der Zahlungsbilanz, zu fob-Preisen
gebucht (fob = free on board), das heif3t dass die Transport-
und Versicherungsleistungen von der Grenze des ausfiih-
renden Landes bis zur Grenze des einfithrenden Landes im
importierten Warenwert unberiicksichtigt bleiben. Der Uber-
gang zur Einbeziehung der Transport- und Versicherungsleis-
tungen in die gesamten Importe von Waren und Dienstleis-
tungen erfolgt in der Aufkommens- und Verwendungstabelle
jeweils in einer Erganzungszeile.

In der Verwendungstabelle werden die Kdufe von Waren
und Dienstleistungen zu Anschaffungspreisen bewertet.
Der Anschaffungspreis ist der Preis, den der Kaufer tat-
sdchlich fiir die Giiter zum Zeitpunkt des Kaufes bezahlt.
Der Anschaffungspreis umschliet samtliche Giitersteuern
(jedoch ohne die abziehbare Mehrwertsteuer) abziiglich
Gutersubventionen. Der Anschaffungspreis entspricht bei
den Exporten nicht streng dem Kauferpreis, sondern dem
Grenziibergangswert fob. Um die Identitdtsbeziehung zwi-
schen Aufkommen und Verwendung von Giitern herzustel-
len, weist die Aufkommenstabelle auch den Ubergang vom
Aufkommen zu Herstellungspreisen zum Aufkommen zu
Anschaffungspreisen aus. Hierzu sind zwei Arbeitsschritte
erforderlich: Zundchst werden die Giitersteuern abziiglich
Gutersubventionen zum Aufkommen zu Herstellungsprei-
sen hinzugefiigt. Dann werden die Handelsleistungen, die
beim Herstellungspreiskonzept als Giiter eigener Art in den
entsprechenden Dienstleistungsbereichen nachgewiesen
werden, auf die Waren, die gehandelt werden, umgebucht.

Die Wertschopfung wird zu Herstellungspreisen ausgewie-
sen. Sie ergibt sich in der Verwendungstabelle als Differenz
zwischen den Produktionswerten zu Herstellungspreisen
und den Vorleistungen zu Anschaffungspreisen.

In den symmetrischen Input-Output-Tabellen werden alle
dargestellten Vorgdnge einheitlich zu Herstellungspreisen
und die Importe entsprechend zu cif-Preisen ausgewiesen.
Die Verwendung einheitlicher Preiskonzepte fiir alle in den
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Input-Output-Tabellen nachgewiesenen Vorgange ist insbe-
sondere fiir die Verwendung dieser Tabellen in Input-Out-
put-Modellen unabdingbar.

3.3 Inlandskonzept

In der Input-Output-Rechnung wird durchgehend das In-
landskonzept angewendet. Das bedeutet, dass alle Transak-
tionen im Inland erfasst werden, unabhadngig davon, ob sie
von Gebietsansdssigen oder Gebietsfremden getatigt wer-
den. In der Inlandsproduktsberechnung dagegen werden
die Konsumausgaben privater Haushalte nach dem Inldn-
derkonzept abgebildet. Das heif}t es werden alle Konsum-
ausgaben der Gebietsansadssigen (Inlander) erfasst, unab-
hédngig davon, ob die Kdufe im Inland oder in der {ibrigen
Welt (Ausland) erfolgen. Der Ubergang vom Inlands- auf
das Inldanderkonzept erfolgt jeweils in einer Ergdnzungs-
zeile in der Aufkommens- und Verwendungstabelle. Der Pri-
vate Konsum von Inldndern in der tibrigen Welt wird zu den
Importen in der Aufkommenstabelle und zu den Konsum-
ausgaben privater Haushalte in der Verwendungstabelle
addiert. Die Konsumausgaben auslandischer Haushalte im
Inland werden entsprechend in der Verwendungstabelle von
den Konsumausgaben privater Haushalte zu den Exporten
umgebucht.

3.4 Weiterverarbeitungsproduktion

Nach den Konzepten des ESVG 1995 sind Giiter, die im glei-
chen Rechnungszeitraum und von der gleichen ortlichen
fachlichen Einheit (z.B. einem Unternehmen) produziert
und verbraucht worden sind, nicht zu beriicksichtigen.

Fiir bestimmte analytische Auswertungen von Input-Out-
put-Tabellen erscheint es aber sinnvoll, die Weiterverarbei-
tungsproduktion — also firmeninterne Lieferungen und Leis-
tungen — in die Produktionswerte und Vorleistungen mit
einzubeziehen. Das Statistische Bundesamt hat sich bei
nationalen Veroffentlichungen von symmetrischen Input-
Output-Tabellen fiir dieses umfassendere Produktionskon-

zept entschieden. Allerdings konnen auf Anfrage auch sym-
metrische Input-Output-Tabellen ohne Beriicksichtigung der
Weiterverarbeitungsproduktion bereitgestellt werden.

3.5 Tabellentypen der
Input-Output-Rechnung

3.5.1 Uberblick

Symmetrische Input-Output-Tabellen vom Typ Giiter x Giiter-
Tabellen hat Eurostat bereits seit Anfang der 1960er-Jahre
in fiinfjghrlichem Turnus vom Statistischen Bundesamt
erhalten. Gefordert werden im Lieferprogramm gemaf} dem
ESVG 1995 neben den symmetrischen Input-Output-Tabel-
len auch Aufkommens- und Verwendungstabellen. Diese
Tabellen waren bereits im SNA 1968 der Vereinten Nationen
vorgesehen, wurden aber in das europdische Gesamtrech-
nungssystem, das heifit das ESVG 1970 bzw. 1979 (2. Auf-
lage), zundchst nicht aufgenommen. Jetzt sind sie sowohl
im SNA 1993 wie auch im ESVG 1995 enthalten.

Im nationalen Input-Output-System des Statistischen Bun-
desamtes werden sowohl symmetrische Input-Output-Ta-
bellen als auch die in das ESVG 1995 aufgenommenen
Aufkommens- und Verwendungstabellen bereits seit dem
Berichtsjahr 1978 nachgewiesen. Insofern hat das Statisti-
sche Bundesamt der internationalen Entwicklung auf dem
Gebiet der Input-Output-Rechnung frithzeitig Rechnung
getragen.

3.5.2 Aufkommenstabelle

Die Aufkommenstabelle zeigt den Wert der im Inland pro-
duzierten Giter, gegliedert nach Giitergruppen und Wirt-
schaftsbereichen, erganzt um Importe nach Gitergruppen.

Tabelle 1 ist eine stark aggregierte Aufkommenstabelle fiir
das Berichtsjahr 2002. Es werden drei Giitergruppen und
drei Wirtschaftsbereiche nachgewiesen. Der Primdre Bereich
umfasst die Land- und Forstwirtschaft und Fischerei. Zum
Sekunddren Bereich (Produzierendes Gewerbe) zdhlen

Tabelle 1: Aufkommenstabelle 2002 zu Herstellungspreisen mit Ubergang auf Anschaffungspreise

Mrd. EUR
Produktionswerte der Wirtschaftsbereiche Auf- Auf-
zu Herstellungspreisen kommen Gliter- kommen
2u steuern zu
. i Importe, | Herstel- | Handels- al?izctlig- Apusnc;;f-
Lfd. Gegenstand der Primérer |Sekundérer| Tertidrer 2u- cif lungs- | spannen | oo reisen
Nr. Nachweisung it e P preisen p

Bereich?) | Bereich?) | Bereich3) | sammen p. 4+ subven- (Sp. 6 +

Sp. 5) tionen Sp.7+

P Sp. 8)

1 2 3 4 5 6 7 8 9
Guter aus inldandischer
Produktion und Importe
1 Primérer Bereich?) .................. 46,5 - - 46,5 17,4 63,9 12,8 -04 76,3
2 Sekundérer Bereich?) ............... 0,6 1484,8 13,7 1499,0 517,1 2016,1 303,8 164,5 24844
3 Tertidrer Bereich3) .................. 0,7 74,8 2123,7 2199,2 82,9 2282,1 -316,6 45,9 20114
4 Alle GUtergruppen ........c.ccovvveeenn. 47,8 1559,6 21374 3744,7 617,4 4362,1 - 210,0 45721
5 cif/fob-Korrektur ..................... - - - - -23 -23 - - -23
6 Konsumausgaben von Gebiets-

ansdssigen in der tibrigen Welt ..... - - - - 53,3 53,3 - - 53,3

7 Insgesamt ... 47,8 1559,6 21374 3744,7 668,5 4413,2 - 210,0 4623,2

1) Land- und Forstwirtschaft, Fischerei. — 2) Produzierendes Gewerbe. — 3) Private und 6ffentliche Dienstleistungen.
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Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbei-
tendes Gewerbe, Energie- und Wasserversorgung sowie das
Baugewerbe. Der Tertidre Bereich schlief3lich enthilt alle
Dienstleistungsbereiche wie Handel, Gastgewerbe und Ver-
kehr, Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienst-
leister sowie Offentliche und private Dienstleister.

In den Zeilen 1 bis 4 bzw. Spalten 1 bis 4 der Tabelle 1 wird
die Produktion der Wirtschaftsbereiche nach Giitergrup-
pen im Inland dargestellt. Man nennt diesen Teil der Auf-
kommenstabelle auch Produktionswertmatrix. Je Spalte
wird das Produktionsprogramm des entsprechenden Wirt-
schaftsbereichs veranschaulicht. In der Hauptdiagonalen
der Produktionswertmatrix stehen die Giiter, die als Haupt-
tatigkeit im jeweiligen Wirtschaftsbereich produziert wer-
den, in den {brigen Feldern die Nebentatigkeiten. Dabei
wird die Giliterproduktion, die den hochsten Beitrag zur
Wertschopfung des Wirtschaftsbereichs leistet, als Haupt-
tatigkeit definiert. So wurden 2002 beispielsweise 2123,7
Mrd. Euro an Giitern im Tertidren Bereich als Haupttadtigkeit
produziert (Zeile 3, Spalte 3). Daneben produzierte dieser
Bereich Giiter im Wert von 13,7 Mrd. Euro in Nebentatigkeit
im Sekundéaren Bereich. Die inldndische Produktion wird —
wie bereits ausgefiihrt — zu Herstellungspreisen bewertet.
In Spalte 5 von Tabelle 1 werden die Giiter aus inldndischer
Produktion um die Importe nach Giitergruppen erganzt. Sie
sind zu cif-Preisen bewertet. Aus den Giiterwerten der inldn-
dischen Produktion (Spalte 4) und den Importen (Spalte 5)
ergibt sich das gesamte Aufkommen an Giitern zu Herstel-
lungspreisen (Spalte 6). In den Spalten 7 und 8 wird der
Ubergang auf das Anschaffungspreiskonzept gezeigt, das
der Giiterverwendung in der Verwendungstabelle zugrunde
liegt. Zundchst erfolgt in Spalte 7 eine Umbuchung der Han-

delsspannen aus den Handelsdienstleistungen (Zeile 3) auf
die Waren, die gehandelt werden (Zeilen 1 und 2). In Spalte
8 werden die Gutersteuern und Giitersubventionen saldiert.
Die Werte der Spalten 6, 7 und 8 ergeben zusammen das
gesamte Aufkommen an Waren und Dienstleistungen zu
Anschaffungspreisen (Spalte 9).

3.5.3 Verwendungstabelle

Die Verwendungstabelle zeigt die Verwendung der Giiter in
kombinierter Gliederung nach Glitergruppen und Wirtschafts-
bereichen bzw. Kategorien der letzten Verwendung, erganzt
um die im Produktionsprozess entstandene Wertschop-
fung (mit ihren Komponenten) nach Wirtschaftsbereichen.
Tabelle 2 zeigt eine stark aggregierte Verwendungstabelle
fir das Berichtsjahr 2002. Es werden drei Giitergruppen und
drei Wirtschaftsbereiche nachgewiesen.

Die Verwendungstabelle (siehe Tabelle 2) beantwortet in
spaltenweiser Betrachtung insbesondere die Frage, welche
Inputs in welcher Hohe erforderlich waren, um die Produk-
tion der Wirtschaftsbereiche — also ihre Produktionswerte —
zu ermoglichen. Die Inputs werden dabei unterteilt in Giiter-
inputs (Zeilen 1 bis 4) und in die Bruttowertschépfung mit
ihren Bestandteilen (Zeilen 9 bis 12).

Der Sekunddre Bereich benétigte beispielsweise Giiterin-
puts (Vorleistungen, intermedidre Verwendung von Giitern)
in Hohe von 998,6 Mrd. Euro (Zeile 4, Spalte 2), davon
stammten 690,9 Mrd. Euro aus der Giitergruppe Sekundarer
Bereich (Zeile 2, Spalte 2). Bei der Produktion in diesem
Wirtschaftsbereich sind Arbeitnehmerentgelte im Inland in
H6he von 396,6 Mrd. Euro angefallen (Zeile 9, Spalte 2),
es wurden sonstige Produktionsabgaben (beispielsweise

Tabelle 2: Verwendungstabelle 2002 zu Anschaffungspreisen

Mrd. EUR
Input der Wirtschaftsbereiche Letzte Verwendung von Giitern Gesamte
Verwen-
Lfd. Gegenstand der Primérer kunsgé;irer Tertidrer zu- Koanj:_m- Ii:/uetéz Exporte, zu- duong
Nr. Nachweisung Bereich?) Bereich?) Bereich3) | sammen gaben®) tionen5) fob sammen G:'.lltenrn
1 2 3 4 5 6 7 8 9
Guter aus inldndischer
Produktion und Importe
1 Primarer Bereich?) ................... 1,5 36,7 4,0 42,2 24,8 3,5 57 34,0 76,3
2 Sekundarer Bereich?) ................ 16,1 690,9 181,8 888,9 624,7 320,0 650,8 1595,5 24844
3 Tertidrer Bereich3) ............ooo..t 8,0 271,0 599,5 8785 999,7 45,4 87,8 1132,9 20114
4 Insgesamt ....cooiiiiiiiiiiiiiiin, 25,7 998,6 785,4 1809,7 1649,2 368,9 7443 27624 45721
5 cif/fob-Korrektur............cooevvnn... - - - - - - -23 -23 -23
6 Konsumausgaben von Gebiets-
ansdssigen in der iibrigen Welt ...... - - - - 53,3 - - 53,3 53,3
7 Konsumausgaben von Gebietsfremden
iminland ..o, - - - - -23,6 - 23,6 - -
8 Vorleistungen der Wirtschaftsbereiche
bzw. letzte Verwendung von Gutern .. 25,7 998,6 7854 1809,7 1679,0 368,9 765,6 2813,5 4623,2
9 Arbeitnehmerentgelt im Inland ........ 9,0 396,6 724,4 1130,0 X X X X X
10 Sonstige Produktionsabgaben
abziiglich sonstige Subventionen .... -1,4 2,0 10,1 10,6 X X X X X
11 Abschreibungen und
Nettobetriebsiiberschuss ............ 14,4 162,4 617,6 79,4 X X X X X
12 Bruttowertschopfung zu
Herstellungspreisen ................. 22,1 561,0 1352,0 1935,0 X X X X X
13 Produktionswert zu
Herstellungspreisen ................. 47,8 1559,6 21374 37447 X X X X X

1) Land- und Forstwirtschaft, Fischerei. — 2) Produzierendes Gewerbe. — 3) Private und &ffentliche Dienstleistungen. — 4) Kédufe privater Haushalte im Inland,
privater Organisationen ohne Erwerbszweck und des Staates. — 5) Ausriistungen und sonstige Anlagen, Bauten, Vorratsveranderungen und Nettozugang an

Wertsachen.
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Gewerbesteuer) abziiglich sonstiger Subventionen (z.B.
Zinszuschiisse) in Hohe von 2,0 Mrd. Euro gezahlt (Zeile
10, Spalte 2) und es entstand ein Bruttobetriebsiiberschuss
(einschl. Abschreibungen) von 162,4 Mrd. Euro (Zeile 11,
Spalte 2).

In den Zeilen 1 bis 4 der Tabelle 2 wird die Verwendung von
Gitern in der Volkswirtschaft dargestellt. Es wird dabei zwi-
schen intermediarer Verwendung (Spalten 1 bis 4) und der
letzten Verwendung (Spalten 5 bis 8) unterschieden. Die
Konsumausgaben umfassen Kadufe privater Haushalte im
Inland, Kdufe privater Organisationen ohne Erwerbszweck
und Kdufe des Staates. Zu den Bruttoinvestitionen zahlen
Ausriistungen und sonstige Anlagen (wie z.B. Software),
Bauten, Vorratsveranderungen und der Nettozugang an
Wertsachen. Von der gesamten Verwendung von Giitern des
Sekundéren Bereichs in Hohe von 2 484,4 Mrd. Euro (Zeile 2,
Spalte 9) entfielen beispielsweise 181,8 Mrd. Euro auf
Vorleistungen, die zur Produktion von Giitern im Tertidren
Bereich (Zeile 2, Spalte 3) bendtigt wurden. 320,0 Mrd. Euro
wurden investiert (Zeile 2, Spalte 6).

Die Verwendung von Waren und Dienstleistungen wird in
dieser Tabelle zu Anschaffungspreisen (die Exporte entspre-
chend zu fob-Werten), die Produktionswerte werden zu Her-
stellungspreisen ausgewiesen. Die Bruttowertschépfung zu
Herstellungspreisen (Zeile 12) ergibt sich als Differenz aus
Produktionswerten zu Herstellungspreisen (Zeile 13) und
Vorleistungen zu Anschaffungspreisen (Zeile 8). Die Preis-
konzepte wurden in Abschnitt 3.2 beschrieben.

Wie in Abschnitt 3.3 erldutert, erfolgt die Darstellung der
wirtschaftlichen Vorgdange in der Input-Output-Rechnung
durchgehend nach dem Inlandskonzept. In der Inlandspro-
duktsberechnung dagegen werden die Konsumausgaben
privater Haushalte nach dem Inlanderkonzept gebucht. Der
Ubergang vom Inlandskonzept der Input-Output-Rechnung
auf das Inldnderkonzept der Inlandsproduktsberechnung
erfolgt in der Verwendungstabelle in zwei Ergdnzungszeilen:
Die Konsumausgaben von Gebietsansdssigen in der tibrigen
Welt in Hohe von 53,3 Mrd. Euro (Zeile 6, Spalte 5) werden
zu den Konsumausgaben gemaf3 Inlandskonzept der Input-
Output-Rechnung addiert. Dagegen werden die Konsumaus-
gaben von Gebietsfremden im Inland in Hohe von 23, 6 Mrd.
Euro (Zeile 7, Spalte 5) von den Konsumausgaben gemaf
Inlandskonzept der Input-Output-Rechnung subtrahiert. Die
notwendige Gegenbuchung erfolgt bei den Exporten (Zeile
7, Spalte 7).

Die beschriebenen Aufkommens- und Verwendungstabellen
haben sowohl bei den Wirtschaftsbereichen als auch in der
Gitergliederung identische Werte:

— Die Produktionswerte der Wirtschaftsbereiche in der Auf-
kommenstabelle (Zeile 7, Spalten 1 bis 4) entsprechen
den in der Verwendungstabelle nachgewiesenen Werten
(Zeile 13, Spalten 1 bis 4).

— Das gesamte Giteraufkommen nach Gitergruppen in
der Aufkommenstabelle (Spalte 9) ist identisch mit der
gesamten Giterverwendung nach Giitergruppen in der
Verwendungstabelle (ebenfalls Spalte 9).
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Das Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen kann auf dreier-
lei Weise aus den Aufkommens- und Verwendungstabellen
abgeleitet werden:

— nach dem Produktionsansatz durch Abzug der Vorleistun-
gen der Wirtschaftsbereiche (bewertet zu Anschaffungs-
preisen) vom Produktionswert der Wirtschaftsbereiche
(bewertet zu Herstellungspreisen); zu dieser Grofe (Brut-
towertschopfung zu Herstellungspreisen) sind noch die
Nettogiitersteuern (Gitersteuern abziiglich Giitersub-
ventionen) hinzuzurechnen,

— nach dem Einkommensansatz als Summe aller Kom-
ponenten der Wertschdpfung der Wirtschaftsbereiche
zuziiglich der Nettogiitersteuern (gilt nur ,saldenme-
chanisch®, da Unternehmenseinkommen nicht originar
berechnet werden, sondern sich als Restgréfie ergeben),

— nach dem Ausgabenansatz als Summe der Kategorien der
letzten Verwendung von Gitern abziiglich der Importe,
jeweils zu Anschaffungspreisen, das heift dass auch die
Nettogiitersteuern in den Wertgréf3en enthalten sind.

Die Aufkommens- und Verwendungstabellen werden auch
Basistabellen genannt. Sie gelten als zentraler Bezugsrah-
men fiir alle Angaben nach Wirtschaftsbereichen, wie zum
Beispiel Erwerbstatige, Bruttoanlageinvestitionen oder den
Kapitalstock. Fiir die Berechnung symmetrischer Input-Out-
put-Tabellen sind sie die statistische Grundlage.

3.5.4 Symmetrische Input-Output-Tabellen

Die symmetrischen Input-Output-Tabellen entsprechen vom
schematischen Aufbau her der Verwendungstabelle. Wah-
rend Letztere jedoch kombiniert nach Giitergruppen und
Wirtschaftsbereichen gegliedert ist, sind die Input-Out-
put-Tabellen in Zeilen und Spalten einheitlich entweder
nach Gitergruppen (Produktionsbereichen) oder nach Wirt-
schaftsbereichen aufgeteilt. Die einheitliche Wahl von Dar-
stellungseinheiten in Zeilen und Spalten wird im ESVG
1995 als ,,symmetrisch“ bezeichnet. Auf den Zusatz ,,sym-
metrisch“ wird im Folgenden verzichtet. Im Statistischen
Bundesamt werden Input-Output-Tabellen mit giitermafi-
ger Abgrenzung in Zeilen und Spalten berechnet. Dies ent-
spricht den Konzepten des ESVG 1995. Die Tabellen werden
auch Produktionsverflechtungstabellen oder Giiter x Giiter-
Tabellen genannt.

In den Input-Output-Tabellen werden in tiefer Giitergliede-
rung

— das gesamte Aufkommen an Giitern aus inlandischer
Produktion und aus Importen,

— die Verwendung dieser Giiter als Vorleistungen der Pro-
duktionsbereiche, Konsumausgaben, Bruttoinvestiti-
onen und Exporte sowie

— die im Rahmen der Produktion entstandene Wertschop-

fung der Produktionsbereiche nach Komponenten nach-
gewiesen.
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Tabelle 3: Input-Output-Tabelle 2002 zu Herstellungspreisen
Inlandische Produktion und Importe

Mrd. EUR
Input der Produktionsbereiche Letzte Verwendung von Giitern Gesamte
Verwen-
Lfd Verwendung Primi Se- Konsum- Brutto- dun
. rimarer . Tertidrer zu- . . zu- g
Nr. Bereicht) | KUNJArer | goreichs) | sammen aus- investi- | Exporte | o en von
Bereich?) gaben¥) tionen®) Giit
Aufkommen utern
1 2 4 5 6 7 8 9
Giiter aus inlandischer Produktion und
Importen
1 Primé&rer Bereich®) .........ccceeen 7,2 33,5 3,0 43,6 17,5 3,2 5,3 26,0 69,6
2 Sekundérer Bereich?) ................ 12,1 730,8 140,3 883,2 338,7 281,3 620,2 1240,2 21233
3 Tertidrer Bereich3) ............co.... 10,2 312,0 623,6 945,8 1160,3 56,5 119,5 1336,3 22821
4 | Vorleistungen der Produktionsbereiche
bzw. letzte Verwendung von Giitern . 29,5 1076,3 766,8 1872,6 1516,5 341,0 744,9 2602,4 4475,0
5 Giitersteuern abzglich
Gutersubventionen .................. 1,3 10,0 38,7 50,0 132,7 27,9 -0,7 160,0 210,0
6 | Vorleistungen der Produktionsbereiche
bzw. letzte Verwendung von Giitern zu
Anschaffungspreisen ................ 30,8 1086,2 805,5 1922,6 1649,2 368,9 7443 27624 4685,0
7 | Arbeitnehmerentgeltim Inland ........ 8,7 377,3 743,9 1130,0 X X X X X
8 | Sonstige Produktionsabgaben abziiglich
sonstige Subventionen .............. -14 2,1 9,9 10,6 X X X X X
9 | Abschreibungen und
Nettobetriebsiiberschuss .......... 14,0 140,5 639,9 7944 X X X X X
10 Bruttowertschopfung 21,4 520,0 1393,7 1935,0 X X X X X
11 Produktionswert ...............ooalll 52,2 1606,2 2199,2 3857,6 X X X X X
12 Importe gleichartiger Giiter
zu cif-Preisen ......covviiiiiiinian... 17,4 517,1 82,9 6174 X X X X X
13 Gesamtes Aufkommen an Giitern ...... 69,6 21233 22821 4475,0 X X X X X

1) Land- und Forstwirtschaft, Fischerei. — 2) Produzierendes Gewerbe. — 3) Private und &ffentliche Dienstleistungen. — 4) Kdufe privater Haushalte im Inland,
privater Organisationen ohne Erwerbszweck und des Staates. — 5) Ausriistungen und sonstige Anlagen, Bauten, Vorratsverdnderungen und Nettozugang an

Wertsachen.

Tabelle 3 ist eine nach drei Bereichen stark aggregierte
Input-Output-Tabelle mit giitermdfiiger Aufgliederung der
Importe. In den Zeilen 1 bis 4 und Spalten 1 bis 4 der Tabelle
wird die Vorleistungsverflechtung in der Volkswirtschaft
nach Giitergruppen und Produktionsbereichen dargestellt.
Man nennt diesen Teil der Tabelle auch die Zentralmatrix
oder erster Quadrant. In den einzelnen Spalten dieses Qua-
dranten wird gezeigt, wie viele Vorleistungsgiiter aus inldn-
discher Produktion und Importen von einem Produktions-
bereich verbraucht werden. So benétigte beispielsweise der
Tertidre Bereich Giiter aus dem Sekunddren Bereich in Hohe
von 140,3 Mrd. Euro (Zeile 2, Spalte 3).

Rechts vom ersten Quadranten wird im zweiten Quadranten
die letzte Verwendung von Giitern nach Giitergruppen und
Kategorien der letzten Verwendung sowie die gesamte Ver-
wendung von Giitern gezeigt (Zeilen 1 bis 4, Spalten 5 bis
9). Von Giitern des Sekundaren Bereichs wurden beispiels-
weise 620,2 Mrd. Euro exportiert (Zeile 2, Spalte 7).

Unterhalb des ersten Quadranten liegt der dritte Quadrant
(Zeilen 5 bis 13, Spalten 1 bis 4). Er zeigt zundchst den
Ubergang auf die Vorleistungen der Produktionsbereiche zu
Anschaffungspreisen durch Hinzufiigen der Giitersteuern
abziglich der Giitersubventionen (Zeilen 5 und 6). Weiter-
hin werden fiir die einzelnen Produktionsbereiche die Brutto-
wertschopfung und ihre Bestandteile (Zeilen 7 bis 10), der
Produktionswert (Zeile 11), die Importe gleichartiger Giiter
(Zeile 12) und das gesamte Aufkommen an Giitern (Zeile 13)
nachgewiesen. Der Primdre Bereich hat zum Beispiel 52,2
Mrd. Euro an Gitern im Inland produziert (Zeile 11, Spalte
1). Dabei sind Arbeitnehmerentgelte in Hohe von 8,7 Mrd.
Euro angefallen (Zeile 7, Spalte 1). Rechts vom dritten Qua-
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dranten liegt der vierte Quadrant, der — abgesehen vom
zusatzlichen Nachweis der auf Giitern der letzten Verwen-
dung liegenden Nettogiitersteuern und der Gesamtwerte zu
Anschaffungspreisen (Zeilen 5 und 6, Spalten 5 bis 9) — in
der hier gewdhlten Darstellung von Input-Output-Tabellen
leer bleibt.

Die Angaben in der Aufgliederung nach Giitergruppen sind
in Tabelle 3 zu Herstellungspreisen (Importe entsprechend
zu cif-Preisen) bewertet.

Tabelle 4 ist eine weitere Input-Output-Tabelle, namlich die
Input-Output-Tabelle der inlandischen Produktion ohne
glitermafiige Aufgliederung der Importe. Wahrend in Tabelle
3 das Aufkommen und die Verwendung der Giiter sowohl
aus inldndischer Produktion als auch aus Importen darge-
stellt werden, bezieht sich Tabelle 4 in dem nach Giitergrup-
pen gegliederten Nachweis (Zeilen 1 bis 4) ausschlieBlich
auf Guter aus inlandischer Produktion. Importierte Giiter
sind in Tabelle 4 als Summe in Zeile 5 entsprechend ihrer
Verwendung als Vorleistungen der einzelnen Produktions-
bereiche (Spalten 1 bis 4) bzw. als Bestandteil der letzten
Verwendung (Spalten 5 bis 8) ausgewiesen.

Um in der Tabelle der inldndischen Produktion auch den
Gesamtwert der Vorleistungen und der Kategorien der letz-
ten Verwendung zu Anschaffungspreisen zeigen zu kon-
nen (Zeile 7), missen die importierten Giter und die Giiter-
steuern abziiglich Giitersubventionen zu den Vorleistungen
der Produktionsbereiche bzw. zur letzten Verwendung von
Gutern aus inldndischer Produktion zu Herstellungspreisen
hinzugefiigt werden (Zeilen 5 und 6).

Statistisches Bundesamt e Wirtschaft und Statistik 1/2007
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Tabelle 4: Input-Output-Tabelle 2002 zu Herstellungspreisen
Inldndische Produktion

Mrd. EUR
Input der Produktionsbereiche Letzte Verwendung von Giitern Gesamte
Verwen-
Lfd Verwendung Prima Se- Konsum- Brutto- dun
. rimarer . Tertidrer zu- K . zu- g
Nr. Bereicht) | KUNYArer | goreich) | sammen aus- investi- 1 Exporte | <o mmen von
Bereich?) gaben®) | tionen®) Giitern
Aufkommen
1 2 3 4 5 6 7 8 9
Guter aus inlandischer Produktion
1 Primérer Bereich) ..........coeeeees 6,9 25,2 2,1 34,2 10,8 3,2 4,0 18,0 52,2
2 Sekundarer Bereich?) ............... 8,4 502,3 109,7 620,5 239,6 236,4 509,7 985,8 1606,2
3 Tertidrer Bereich3) ........c..ooeee.... 10,2 296,1 563,5 869,38 1154,7 55,6 119,1 13294 2199,2
4 | Vorleistungen der Produktionsbereiche
bzw. letzte Verwendung von Giitern
aus inldndischer Produktion ......... 25,5 823,6 6754 1524,5 1405,1 295,2 632,8 2333,2 3857,6
5 | Vorleistungen der Produktions-
bereiche bzw. letzte Verwendung
von Giitern aus Importen ............ 4,0 252,6 91,5 348,1 111,4 458 112,1 269,3 6174
6 | Gutersteuern abziiglich Giitersub-
ventionen ........oieiiiiiiiiiiin.. 13 10,0 38,7 50,0 132,7 27,9 -0,7 160,0 210,0
7 | Vorleistungen der Produktionsbereiche
bzw. letzte Verwendung von Giitern zu
Anschaffungspreisen ................ 30,8 1086,2 805,5 1922,6 1649,2 368,9 7443 27624 4685,0
8 Arbeitnehmerentgelt im Inland ........ 87 377,3 743,9 1130,0 X X X X X
9 | Sonstige Produktionsabgaben abziiglich
sonstige Subventionen .............. -1,4 2,1 99 10,6 X X X X X
10 | Abschreibungen und Netto-
betriebsiiberschuss ................. 14,0 140,5 639,9 79,4 X X X X X
11 Bruttowertschopfung 21,4 520,0 1393,7 1935,0 X X X X X
12 Produktionswert .............oooiil 52,2 1606,2 2199,2 3857,6 X X X X X

1) Land- und Forstwirtschaft, Fischerei. — 2) Produzierendes Gewerbe. — 3) Private und &ffentliche Dienstleistungen. — 4) Kdufe privater Haushalte im Inland,
privater Organisationen ohne Erwerbszweck und des Staates. — 5) Ausriistungen und sonstige Anlagen, Bauten, Vorratsverdnderungen und Nettozugang an

Wertsachen.

In der Summenzeile 12 von Tabelle 4 wird das Aufkommen
an Gitern aus inlandischer Produktion zu Herstellungs-
preisen ausgewiesen (der Produktionswert) und entspre-
chend in der Summenspalte 9 die gesamte Verwendung von
Gitern aus inldndischer Produktion. Die im ersten und zwei-
ten Quadranten dargestellte Verwendung der Giiter unter-
scheidet sich von der Darstellung in der Tabelle 3 um die
importierten Giiter, die in Tabelle 4 — wie bereits erwdahnt —
nicht glitermaBig aufgeteilt sind. Die im dritten Quadranten
der Tabelle 4 ausgewiesenen Werte der Bestandteile der
Bruttowertschopfung der Produktionsbereiche entsprechen
den Werten in der Tabelle 3.

Die Input-Output-Tabelle ohne giitermafiige Aufgliederung
der Importe wird bevorzugt genutzt, um im Rahmen von

Input-Output-Modellen zum Beispiel direkte und indirekte
Auswirkungen von Nachfragednderungen oder Preisdande-
rungen zu berechnen.

Vervollstdndigt wird der Nachweis von Input-Output-Tabel-
len durch die Darstellung der Importmatrix (siehe Tabelle 5).

Die Importmatrix zeigt die Verwendung importierter Waren
und Dienstleistungen nach Giitergruppen und Produktions-
bereichen (Zeilen 1 bis 4, Spalten 1 bis 4) bzw. Kategorien
der letzten Verwendung (Zeilen 1 bis 4, Spalten 5 bis 8). Alle
nachgewiesenen Vorgange in der Tabelle sind zu cif-Preisen
bewertet. Die Spaltensummen dieser Tabelle (Zeile 4) ent-
sprechen den Angaben iiber Importe in Zeile 5 von Tabelle 4.
Es sei ferner darauf hingewiesen, dass die Werte der Import-

Tabelle 5: Importmatrix 2002 zu cif-Preisen

Mrd. EUR
Input der Prod_uktlonsperelche an Letzte Verwendung von importierten Giitern Gesamte
Verwendung importierten Giitern Ver-
R ~ wendung
Lrd. Primdrer |Sekunddrer| Tertidrer zu- Konsum .Brutto. zu- von
Nr. A e : aus- investi- Exporte
Bereich?) | Bereich?) | Bereich3) | sammen 4 X s sammen Giitern
gaben%) tionen>)
Aufkommen
1 2 3 4 5 6 7 8 9
Guter aus Importen
1 Primarer Bereich®) ................... 0,3 82 0,9 94 6,8 -0,1 1,2 7,9 17,4
2 Sekundarer Bereich?) ... 37 228,5 30,5 262,7 99,1 44,9 110,4 254,4 517,1
3 Tertidrer Bereich3) ................... 0,1 15,9 60,0 76,0 5,5 1,0 0,4 6,9 82,9
4 Vorleistungen der Produktionsbereiche
bzw. letzte Verwendung von Giitern .. 4,0 252,6 91,5 348,1 1114 45,8 112,1 269,3 617,4

1) Land- und Forstwirtschaft, Fischerei. — 2) Produzierendes Gewerbe. — 3) Private und 6ffentliche Dienstleistungen. — 4) K&ufe privater Haushalte im Inland,
privater Organisationen ohne Erwerbszweck und des Staates. — 5) Ausriistungen und sonstige Anlagen, Bauten, Vorratsverdnderungen und Nettozugang an

Wertsachen.
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matrix auch als Differenz der Giiterverwendung (Zeilen 1 bis
4) der Tabellen 3 und 4 ermittelt werden kénnen.

Bei den in den Tabellen dargestellten Vorgéngen kann es bei
der Addition von Ergebnissen zu Abweichungen durch Run-
dungen kommen.

4 Veroffentlichungsprogramm der
Input-Output-Rechnung

In Ubersicht 2 ist das aktuelle Versffentlichungsprogramm
der Input-Output-Rechnung dargestellt.

Die Erstellung von Aufkommens- und Verwendungstabel-
len (Basistabellen) sowie von Input-Output-Tabellen ist das
durch die ESVG-Verordnung vorgegebene Pflichtprogramm
fur die Input-Output-Rechnung des Statistischen Bundes-
amtes. Wie bereits erwdhnt, wurden Aufkommens- und
Verwendungstabellen zwar neu in das ESVG 1995 aufge-
nommen, sie gehdren aber zusammen mit den Input-Out-
put-Tabellen bereits seit dem Berichtsjahr 1978 zum Ver-
offentlichungsprogramm der Input-Output-Rechnung des
Statistischen Bundesamtes. Die wirtschaftlichen Vorgange
werden in der Aufkommens- und Verwendungstabelle nach
71 Gitergruppen und 59 Wirtschaftshereichen sowie in den
Input-Output-Tabellen nach 71 Gutergruppen und 71 Pro-
duktionsbereichen dargestellt.

Wie bereits angemerkt, enthalten die Input-Output-Tabellen
auch firmeninterne Lieferungen und Leistungen innerhalb
einer ortlichen fachlichen Einheit (Weiterverarbeitungspro-
duktion). Dies ist fiir analytische Auswertungen sinnvoll, die

auf einer umfassenden und moglichst vollstandigen Bertick-
sichtigung der in einer Volkswirtschaft produzierten Giiter
beruhen. Dagegen kann fiir andere Untersuchungen, die
eher unter Kohdrenzgesichtspunkten und Aspekten der Ver-
gleichbarkeit mit entsprechenden Gréf3en in den Aufkom-
mens- und Verwendungstabellen erfolgen, die Nutzung von
Input-Output-Tabellen ohne Weiterverarbeitungsproduktion
sinnvoll sein. Daher stehen auf Anfrage auch Input-Output-
Tabellen ohne Beriicksichtigung firmeninterner Lieferungen
und Leistungen zur Verfligung. Das Team der Input-Output-
Rechnung berdt die Nutzer bei Bedarf gern im Hinblick auf
die flir das jeweilige Erkenntnisziel zu verwendenden Input-
Output-Tabellen.

Neben den Aufkommens- und Verwendungstabellen sowie
den Input-Output-Tabellen bietet die Input-Output-Rech-
nung ihren Kunden Zusatztabellen mit Angaben zu Erwerbs-
tatigen und Arbeitnehmern nach 71 Produktionsbereichen
sowie Konsumverflechtungstabellen nach 71 Giitergruppen
und 41 Verwendungszwecken an.

Abgerundet wird der Ergebnisnachweis durch Auswertungs-
tabellen. Fir die Input-Output-Tabellen der inldndischen
Produktion werden jeweils Input-Koeffizienten und inverse
Koeffizienten bereitgestellt; Letztere sind insbesondere im
Zusammenhang mit Input-Output-Tabellen der inldndischen
Produktion fiir Zwecke der Analyse direkter und indirekter
Verflechtungen von Interesse. Fiir die Input-Output-Tabel-
len der inldndischen Produktion und der Importe wird der
Nachweis von Input-Koeffizienten angeboten. Input-Koef-
fizienten beschreiben fiir jeden Produktionsbereich die
zur Produktion erforderlichen Inputs (die Kostenstruktur),
unterteilt nach Vorleistungen in tiefer Giitergruppenglie-

Ubersicht 2: Verdffentlichungsprogramm der Input-Output-Rechnung

Basistabellen und

Zusatztabellen Input-Output-Tabellen

Basistabellen

Aufkommens-
tabelle

Verwendungs-
tabelle

Input-Output-Tabellen

Konsumverflechtungs- L Inlandische Produktion
tabellen und Importe

Importe
Erwerbstatige und < Inléndische
Arbeitnehmer im Inland Produktion

AN

Auswertungstabellen Ubersichten

Gliederung der
Wirtschaftsbereiche
in den
Aufkommens- und
Verwendungstabellen

Gliederung der
Produktionsbereiche
in den
Input-Output-Tabellen

Input-Koeffizienten

Input-Koeffizienten

A\

Inverse Koeffizienten
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derung und Komponenten der Wertschopfung. Die Inputs
werden jeweils in Relation zu den betreffenden Produkti-
onswerten ausgedriickt. Die fiir den Nachweis indirekter
Wirkungszusammenhdnge im Rahmen der Input-Output-
Analyse bedeutsamen inversen Koeffizienten — auch Leon-
tief-Koeffizienten genannt — werden wie folgt aus den Input-
Koeffizienten ermittelt: C= (I — A)"'. Dabei bezeichnet C die
Matrix der inversen Koeffizienten, | die Einheitsmatrix und A
die Matrix der Input-Koeffizienten der Vorleistungen.

SchlieBlich werden fiir die Nutzer Ubersichten iber die in
den Tabellenwerken der Input-Output-Rechnung verwendete
Gliederung der Produktionsbereiche und der Wirtschaftsbe-
reiche bereitgestellt.

Die Ergebnisse der Input-Output-Rechnung werden in Fach-
serie 18 ,,Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen®, Reihe 2
»Input-Output-Rechnung” veroffentlicht und stehen im Sta-
tistik-Shop des Statistischen Bundesamtes unter http://
www.destatis.de/shop kostenfrei zum Download zur Ver-
fugung. Die zuletzt erschienenen Hefte dieser Reihe enthal-
ten ausfiihrliche Ergebnisse fiir die Berichtsjahre 2000 bis
2002. Der Rechenstand entspricht den detaillierten Jahres-
ergebnissen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
(Fachserie 18, Reihe 1.4) nach der Revision 2005. Er wird
zeitverzogert jeweils an den aktuellen Stand der Inlands-
produktsberechnung angepasst. Auflerdem sind weitere
Ergebnisse der Input-Output-Rechnung, wie zum Beispiel
vorldufige Einzeltabellen, im Statistik-Shop zum kosten-
losen Download verfiigbar. Hierzu zédhlen auch erste vor-
laufige Teilergebnisse fiir das Berichtsjahr 2003. Fiir dar-
iber hinausgehende Auskiinfte und zur Beratung steht das
Team der Input-Output-Rechnung unter der E-Mail-Adresse
input-output@destatis.de gern zur Verfligung.

5 Verwendungszwecke der
Input-Output-Rechnung

5.1 Verwendungszwecke im Uberblick

Wie Ubersicht 3 zeigt, kénnen die Ergebnisse der Input-Out-
put-Rechnung sowohlintern im Rahmen der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen als auch extern genutzt werden.

Ubersicht 3: Verwendungszwecke der Input-Output-Rechnung

Interne Verwendungszwecke

in den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen

Externe
Verwendungszwecke

Konsistenzpriifungen der Inlands-
produktsberechnung

Preis- und Volumenrechnung

Erforschung des Strukturwandels

Ausgangsgrofien fiir
Satellitensysteme

Modellrechnungen im Rahmen der
Input-Output-Rechnung und Input-
Output-Analyse fiir

politisch relevante Fragestellungen

Modellrechnungen im Rahmen
tiefdisaggregierter, 6konometri-
scher Prognosemodelle

Im Folgenden wird die Verwendung der Ergebnisse der Input-
Output-Rechnung in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen beschrieben. Ferner werden zwei Beispiele fiir die
Anwendung der Input-Output-Rechnung bzw. der Input-Out-
put-Analyse fiir politisch relevante Fragestellungen kurz auf-
gezeigt.

5.2 Input-Output-Rechnung zur Unterstiit-
zung der Inlandsproduktsberechnung

Im Laufe der Jahre hat sich eine immer starkere Kooperation
von Inlandsproduktsberechnung und Input-Output-Rech-
nung entwickelt: Die Ergebnisse der Inlandsproduktsberech-
nung liefern zwar nach wie vor in der Regel die Eckwerte fiir
die Input-Output-Tabellen. Doch sind auch umgekehrt Daten
der Input-Output-Rechnung fiir die Berechnung der Entste-
hung und Verwendung des Inlandsprodukts von grof3er
Bedeutung®). So werden die detaillierten Angaben der Auf-
kommens- und Verwendungstabellen in tiefer Gliederung
nach Giitergruppen und Wirtschaftsbereichen fiir Konsis-
tenzpriifungen der Entstehungs- und Verwendungsseite des
Inlandsprodukts herangezogen. Wahrend in der Inlandspro-
duktsberechnung die Ergebnisse der beiden Rechenwege
nur mit Hilfe der jeweiligen Gesamtgréfien abgestimmt wer-
den kénnen, ldsst sich mit den Input-Output-Daten auch
im tief gegliederten Nachweis von Giitergruppen und Wirt-
schaftsbereichen iberpriifen, ob die Berechnungen kon-
sistent sind. Allerdings war diese Kontrolle bisher nur bei
groBBen Revisionen bzw. bei der endgiiltigen Berechnung
des Inlandsprodukts ex post moglich, da aktuelle Aufkom-
mens- und Verwendungstabellen noch nicht vorlagen.

Bei der Revision 20057) konnte erstmals mit Hilfe von Auf-
kommens- und Verwendungstabellen ex ante Konsistenz
zwischen tief gegliederten Ergebnissen der Entstehungs-
rechnung nach 59 Wirtschaftsbereichen einerseits und
der Verwendungsrechnung nach 59 Giitergruppen ande-
rerseits erzielt werden. Aktuell konnten dariiber hinaus fiir
den Abstimmtermin Sommer 2006 niitzliche Erkenntnisse
aus der Input-Output-Rechnung fiir das Berichtsjahr 2002
in die Inlandsproduktsberechnung eingebracht werden. Die
Integration von Inlandsproduktsberechnung und Input-Out-
put-Rechnung soll nun stetig im Rahmen der Jahresberech-
nungen des Bruttoinlandsprodukts im Sommer erfolgen, bei
denen in der Regel die Ergebnisse fiir vier zuriickliegende
Berichtsjahre tiberarbeitet werden kénnen. Gerade bei den
strengen Anforderungen, die von Seiten der europdischen
Institutionen an die Qualitdt der Inlandsproduktsberech-
nung gestellt werden, ist die Abstimmung der Ergebnisse
mit Input-Output-Daten vorteilhaft. Eine direkte Nutzung
der Input-Output-Rechnung fiir die Quartalsrechnung des
Bruttoinlandsprodukts ist nicht geplant. Eine unmittelbare
Berechnung des Bruttoinlandsprodukts tiber Aufkommens-
und Verwendungstabellen ist im Statistischen Bundesamt
zumindest derzeit nicht vorgesehen.

Ein weiteres Anwendungsgebiet fiir Input-Output-Daten bei
der Inlandsproduktsberechnung besteht in der regelma-
Bigen Bereitstellung von Wagungsschemata zur Deflationie-

6) Siehe Bleses, P./Stahmer, C.: ,Input-Output-Rechnung 1995 und 1997 in WiSta 12/2000, S. 901 ff.
7) Siehe Braakmann, A./Hartmann, N./Réth, N./Strohm, W.: ,,Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 2005 fiir den Zeitraum 1991 bis 2004* in WiSta 5/2005, S. 425 ff.
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rung der volkswirtschaftlichen Aggregate. Fiir die Berech-
nung der Volumenentwicklung der volkswirtschaftlichen
Aggregate werden mdglichst detaillierte aktuelle Informati-
onen {iber das Aufkommen und die Verwendung von Giitern
nach Giiterarten benétigt. Die Input-Output-Tabellen liefern
dabei das notwendige Wagungsschema fiir die Preisbereini-
gung und bilden den Rahmen einer integrierten Preis- und
Volumenmessung.?)

Bis Ende 2007 werden erstmals Aufkommens- und Verwen-
dungstabellen in Vorjahrespreisen fiir die Jahre 2001 bis
2004 vorliegen. Mit diesen Tabellen stehen umfassende
Detailinformationen (ber die reale Entwicklung der wirt-
schaftlichen Verflechtung in Deutschland fiir Analysen zur
Verfligung. AuBerdem kénnen ab Sommer 2008 fiir die end-
giiltige Berechnung des jahrlichen Bruttoinlandsproduktes
auch Aufkommens- und Verwendungstabellen zu Vorjah-
respreisen in die Abstimmung einbezogen werden. Damit
verbessert sich die Konsistenz der Preis- und Volumenkon-
zepte von der Aufkommens- und Verwendungsseite. Zusam-
men mit den Aufkommens- und Verwendungstabellen in
jeweiligen Preisen bilden die entsprechenden Tabellen zu
Vorjahrespreisen und die aus beiden abgeleiteten implizi-
ten Preisindizes ein erweitertes Instrumentarium fiir Plausi-
bilitatskontrollen des realen und nominalen Bruttoinlands-
produktes.

5.3 Input-Output-Rechnungen in der
Politikberatung

Die Input-Output-Rechnung des Statistischen Bundesamtes
wird seit einigen Jahren verstarkt zur gesamtwirtschaft-
lichen Betrachtung und zur Analyse aktueller und politisch
relevanter Fragestellungen herangezogen?®). Dazu zwei aktu-
elle Beispiele:

Mit Hilfe der Input-Output-Rechnung kann die gesamtwirt-
schaftliche Bedeutung der Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IKT) umfassend beleuchtet werden.
Auf der Pressekonferenz ,,Aktuelle Nutzung von Informati-
onstechnologien in Deutschland® am 21. Februar 2006 in
Frankfurt/Main wurden entsprechende Ergebnisse fiir die
Jahre 1995 und 2004 vorgestellt. In tiefer Giitergliederung
wurden die Produktion von IKT-Giitern, deren Verwendung,
die Wertschopfung durch die IKT-Produktion sowie der Bei-
trag zum Bruttoinlandsprodukt dargestellt. Danach ist die
gesamtwirtschaftliche Bedeutung der IKT in den letzten Jah-
ren deutlich gestiegen: Der Anteil der IKT (Nachfrage nach
IKT-Waren und -Dienstleistungen) am Bruttoinlandsprodukt
hat sich von 4,7% im Jahr 1995 auf 6,8% im Jahr 2004
erhoht. Weitere ausfiihrliche Informationen enthélt die
Broschiire ,Informationstechnologie in Unternehmen und
Haushalten 2005%, die im Presseangebot des Statistischen
Bundesamtes unter http://www.destatis.de in der Rubrik
»Presse/Presseveranstaltungen® kostenfrei zum Download
zur Verfligung steht.

Zum Pressegesprach ,,Konjunkturmotor Export“ am 30. Mai
2006 konnte die Input-Output-Rechnung Aussagen zur
Exportabhdngigkeit der Beschaftigung in Deutschland so-
wie zur Importabhdngigkeit der Exporte aus gesamtwirt-
schaftlicher Sicht beitragen.'%) Danach ist heute jeder fiinfte
in Deutschland Erwerbstdtige vom Export abhangig. Vor
zehn Jahren traf das fiir jeden sechsten Erwerbstdtigen zu.
Die exportinduzierten Importe — das sind im Export von
Waren und Dienstleistungen enthaltene importierte Vorleis-
tungen sowie zu Handelszwecken und zur Lohnveredelung
im Inland vorher importierte Waren — hatten 1995 einen
Anteil von 30,3% an den Exporten; 2005 belief sich dieser
Anteil auf rund 40% der Exporte insgesamt. Dariiber hinaus-
gehende Informationen, etwa zur Entwicklung der export-
induzierten inldndischen Bruttowertschdpfung, enthalt der
Materialienband ,,Konjunkturmotor Export®, der im Presse-
angebot des Statistischen Bundesamtes unter http://www.
destatis.de in der Rubrik ,,Presse/Presseveranstaltungen®
kostenfrei zum Download zur Verfiigung steht.

Da aufgrund der Haushaltsrestriktionen des Bundes die
Personal- und Sachmittel der amtlichen Statistik und damit
auch der Input-Output-Rechnung immer knapper werden,
ist die Input-Output-Rechnung verstarkt auf Forschungsmit-
tel angewiesen, um die Qualitdt der Ergebnisse zu erhal-
ten und das Rechensystem weiter auszubauen. Dies trifft
umso mehr zu, als gerade Weiterentwicklungen im Bereich
der Input-Output-Rechnung sinnvollerweise nur in Koope-
ration mit der Wissenschaft auf den Weg gebracht werden
kénnen. 11l

8) Siehe Mayer, H.: ,Preis- und Volumenmessung in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen® in WiSta 12/2001, S. 1032 ff.
9) Siehe Stahmer, C./Bleses, P./Meyer, B.: ,,INPUT-OUTPUT-RECHNUNG: Instrumente zur Politikberatung*, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2000 (http://www.destatis.de/presse/deutsch/

pm2000/input-output-rechnung.pdf).

10) Siehe Brautzsch, H.-U./Ludwig, U.: ,Ganz Westeuropa auf dem Weg in die ,Basarokonomie‘?“ in Wirtschaftsdienst, Zeitschrift fiir Wirtschaftspolitik des Hamburgischen Welt-Wirtschafts-

Archivs (HWWA), 85. Jahrgang 2005, Heft 8, S. 513 ff.
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Dr. Karl Schoer, Sarka Buyny, Dipl.-Geographin Christine Flachmann, Dipl.-Volkswirt Helmut Mayer

Nutzung von Umweltressourcen
durch die Konsumaktivitaten
der privaten Haushalte

Ergebnisse der Umweltokonomischen Gesamtrechnungen

1995 bis 2004

Private Haushalte tragen durch ihre Aktivititen in erheb-
lichem Umfang zur Belastung der Umwelt bei. Das Ausmap
der Belastungen wird nicht nur durch das individuelle Ver-
halten beeinflusst, sondern auch durch ékonomische und
soziale Faktoren, wie die Entwicklung der Zahl der Haus-
haltsmitglieder, die Haushaltsstruktur sowie die Héhe und
die Zusammensetzung der Konsumausgaben.

Das Statistische Bundesamt hat im Rahmen der Umweltdko-
nomischen Gesamtrechnungen (UGR) mit dem Berichtsmo-
dul,,Private Haushalte und Umwelt“erstmals in umfassender
Weise umweltbezogene, 6konomische und soziale Daten
iiber private Haushalte zu einem abgestimmten Gesamtbild
zusammengefiigt. Insbesondere werden — ausgehend von
entsprechenden Ergebnissen der Soziobkonomischen Ge-
samtrechnungen des Statistischen Bundesamtes?) — Anga-
benzuKonsumausgaben und wichtigen Umweltbelastungen
(Flidchenverbrauch, Energieverbrauch, Kohlendioxidemissi-
onen) in einer Untergliederung nach Haushaltsgrofienklas-
sen bereijtgestellt und miteinander verkniipft. Die Darstel-
lung des Zusammenhanges zwischen Umweltnutzung und
soziodemographischen Faktoren ist insbesondere vor dem
Hintergrund der absehbaren grofien demographischen
Umbriiche (,alternde Gesellschaft*) von Bedeutung. Dar-
iber hinaus wird in dem neuen Berichtsmodul die Bezie-
hung zwischen Energieverbrauch und der verursachenden
Konsumgliternachfrage detailliert abgebildet.

Wichtige Ergebnisse des Projektes fiir die Jahre 1995 bis
2004 werden im Folgenden prdsentiert. Der Datenanhang,
der die vollstindigen Ergebnisse enthdlt, kann online unter

1) Siehe Opitz, A.: ,Daten der amtlichen Statistik fiir die soziokonomische Modellierung in WiSta 8/2005, S. 781 ff.
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der Adresse http://www.destatis.de/download/d/ugr/
tabanhangprivatehaushalte.pdf abgerufen werden.

1 Nutzung von Umweltressourcen
durch private Haushalte
im Uberblick

Unternehmen und private Haushalte nutzen bei ihren Pro-
duktions- und Konsumaktivititen Umweltressourcen, wie
Rohstoffe, Flachen und Umweltdienstleistungen. Zu den
Umweltdienstleistungen zéhleninsbesondere die Aufnahme
und der Abbau von Rest- und Schadstoffen. Durch die Inan-
spruchnahme dieser Ressourcen entstehen Umweltbelas-
tungen (siehe Schaubild 1).

Schaubild 1
Nutzung von Umweltressourcen durch wirtschaftliche Aktivitaten
Umwelt
Bereitstellung von: Aufnahme von:
Wirtschaft
Sonstigen Rohstoffen
Produktion
Abwasser
EE— I
Haushalte
Abfler
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Die privaten Haushalte verwenden die Umweltressour-
cen durch ihre Konsumaktivitaten sowohl direkt als auch
indirekt. Bei der direkten Inanspruchnahme werden die
Umweltressourcen unmittelbar im privaten Haushalt ein-
gesetzt, wie zum Beispiel die Nutzung von Energietragern
zum Heizen und flir motorisierten Individualverkehr oder in
Form von Siedlungsfldche zum Wohnen. Um indirekte Nut-
zung handelt es sich, wenn die Ressourcen nicht unmittel-
barim Haushalt verwendet, sondern zur Herstellung dervon
den Privathaushalten konsumierten Waren und Dienstleis-
tungen eingesetzt werden. Die Darstellung der indirekten
Nutzung bezieht auch den Ressourceneinsatz bei der Her-
stellung von Konsumgiitern, der in der tibrigen Welt ange-
fallen ist, mit ein.

Es ist das Ziel der Umweltokonomischen Gesamtrechnun-
gen, Daten zu umweltbezogenen Stromen bereitzustellen,
die mit den entsprechenden monetdren Angaben der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) kombinierbar
sind. In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen wer-
den die Konsumausgaben sowohl nach dem Inldnder- als
auch nach dem Inlandskonzept dargestellt. Das Inldn-
derkonzept betrachtet die Ausgaben der gebietsansas-
sigen Haushalte, unabhédngig davon, ob diese innerhalb
oder auflerhalb des Wirtschaftsgebietes getatigt werden.
Zu den Konsumausgaben nach dem Inlandskonzept z&h-
len die von privaten Haushalten im Inland verbrauchten
Giiter, unabhédngig davon, ob die Haushalte im Inland oder
in der librigen Welt ansdssig sind. Bei der Darstellung der
direkten Nutzung von Umweltressourcen wird das Inldn-
derkonzept zugrunde gelegt. Die hier verwendete Abgren-
zung des direkten Energieverbrauchs und der direkten
Luftemissionen der privaten Haushalte unterscheidet sich
damit von den in der Energiebilanz und bei den Emissions-
rechnungen des Umweltbundesamtes, die dem sogenann-
ten Territorialkonzept folgen, {iblichen Definitionen. Beson-
ders gravierend ist der Unterschied beim motorisierten
Individualverkehr, da hier beim VGR-Konzept im Vergleich
zur Energiebilanz der Kraftstoffverbrauch der Auslander im
Inland abgesetzt und die Kraftstoffkdufe der inlandischen
Haushalte in der librigen Welt hinzugefiigt werden. Dage-
gen fdllt der Konzeptunterschied beim Anwendungsbereich
Wohnen deutlich weniger ins Gewicht. Anders als in der
Energiebilanz wird der Energieverbrauch von Freiberuflern
bei der Nutzung von Raumen sowohl fiir berufliche als auch
fiir Wohnzwecke beim VGR-Konzept anteilig der Produktion
und dem Konsum zugerechnet?).

Dieses Kapitel sowie die Kapitel 3, 4 und 5 betrachten nur
die direkte Nutzung von Umweltressourcen durch die priva-
ten Haushalte. Die indirekte Nutzung wird in Kapitel 6 am
Beispiel Energie untersucht.

Der grofte Teil der Umweltressourcen wird direkt im Produk-
tionsprozess eingesetzt. Aber auch der Anteil der bei den
Konsumaktivitdten genutzten Umweltressourcen ist nicht zu

vernachldssigen. Bedeutende Ansatzpunkte zur Entlastung
der Umwelt finden sich deshalb nicht nur bei der Produk-
tion, sondern auch bei der direkten Inanspruchnahme von
Umwelt durch Konsumaktivitaten.

Der Anteil, den private Haushalte an der direkten Nutzung
von Umweltressourcen haben, ist je nach Ressource unter-
schiedlich: Besonders hoch war im Jahr 2004 ihr Anteil
bei der Siedlungsflache mit 52,1%. Bei der Verkehrsflache
diirfte der Anteil sogar noch hoher liegen. Die Groenord-
nung des Anteils an der Nutzung der StraBenverkehrsflache
kann anhand der Fahrleistungen verdeutlicht werden. Hier
lag der Anteil der privaten Haushalte bei anndhernd 70%.
Relativ hoch ist der Anteil der privaten Haushalte auch bei
Energie®) (27,3%), Wasser ohne Kiihlwasser (19,8%), Koh-
lendioxid (22,7%), Stickoxid (15,9%) und fliichtigen Koh-
lenwasserstoffen (NMVOC) mit 14,3%. Dagegen fillt der
Anteil bei den Ubrigen Luftemissionen deutlich niedriger
aus. Der Anteil der privaten Haushalte am Abfallaufkom-
men*) liegt bei 12,7%.

Die direkte Nutzung von Endenergie durch die privaten
Haushalte entfallt zu etwas mehr als 30% auf den Einsatz
von Kraftstoffen beim motorisierten Individualverkehr und
zu nahezu 70% auf die Aktivitat Wohnen. Bei der direkten
Emission von Kohlendioxid durch private Haushalte be-
lduft sich der Anteil des motorisierten Individualverkehrs
auf 42,5%; 57,5% entfallen auf die Konsumaktivitat Woh-
nen.

Die Entwicklung der direkten Inanspruchnahme durch pri-
vate Haushalte war im Zeitraum 1995 bis 2004 bei den ein-
zelnen Umweltressourcen unterschiedlich: Zum Teil deut-
liche Riickgange zeigen sich bei den Luftemissionen und
beim Wassereinsatz. Dagegen ergab sich bei den Faktoren
Siedlungsfldche, Energie und Ammoniak (NH,) jeweils ein
Anstieg. Die Siedlungsflache der privaten Haushalte nahm
zwischen 1996 und 2004 um 15,9% zu. Dies entspricht
einem durchschnittlichen Zuwachs von 69 ha je Tag.

Der Energieverbrauch insgesamt erhéhte sich um 1,8%. Der
Energietragereinsatz beim Wohnen, der im Kapitel 4 ndher
untersucht wird, hat sich zwischen 1995 und 2004 um 2,4%
erh6ht und der Kraftstoffverbrauch beim Individualverkehr®)
stieg um 0,6%. Der leichte Anstieg des Kraftstoffverbrauchs
wurde durch zwei gegenldufige Tendenzen geprégt. Einer-
seits erhohten sich die Fahrleistungen um 9,5%. Anderer-
seits hat sich aber der durchschnittliche Kraftstoffverbrauch
je gefahrenen Kilometer um 8,2% vermindert.

Der AusstoR von Kohlendioxid (CO,) konnte insgesamt um
9,3% gesenkt werden. Der Riickgang belief sich bei der Kon-
sumaktivitdat motorisierter Individualverkehr auf 7,7% und
bei der Aktivitdt Wohnen auf 10,5%. CO,-Emissionen ent-
stehen bei der Verbrennung fossiler Energietrdager. Die im
Vergleich zum Energieverbrauch deutlich giinstigere Ent-
wicklung beim Aussto von CO, ist vor allem auf den ver-

2) Diese Korrektur wird ausschlieBlich beim Heizélverbrauch der Haushalte durch Abzug eines entsprechenden Schitzwertes fiir den beruflich bedingten Verbrauch durchgefiihrt.
3) Einschl. der sogenannten Auslandsbetankungen. Das sind Kraftstoffe, die wegen der zum Teil deutlichen Preisdifferenz zwar im Ausland gekauft, aber bei den Fahraktivitaten im Inland

verbraucht werden.

4) Die Angaben zu den Haushaltsabféllen entsprechen der Abgrenzung der Abfallstatistik. Haushaltsabfélle entstehen nicht ausschlieBlich, aber iiberwiegend bei privaten Haushalten.

5) Einschl. Auslandsbetankungen.
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starkten Einsatz kohlenstoffarmerer Energietrager (in Rela-
tion zu ihrem Energiegehalt) zuriickzufiihren. Beim Verkehr
wirkte sich der steigende Anteil von kohlenstoffarmerem
Dieselkraftstoff aus. Bei der Aktivitdt Wohnen schlug insbe-
sondere die Substitution von Mineraldl durch Gas zu Buche.
Dariiber hinaus hat sich der steigende Stromanteil entlas-
tend ausgewirkt: Bei der Erzeugung von Strom aus fossilen
Energietrdgern entstehen zwar ebenfalls Emissionen, diese
werden aber nicht den privaten Haushalten, sondern den
Kraftwerken zugerechnet.

Der direkte Wasserverbrauch der privaten Haushalte hat
sich im Jahr 2004 gegeniiber 1995 um 3,1% vermindert.
Der direkte Aussto an Luftschadstoffen (SO,, NMVOC) bei
den Konsumaktivitdten der privaten Haushalte hat sich zwi-
schen 1995 und 2004 etwa halbiert. Der starke Riickgang
bei der Abgabe von SO, (-58,9%) ist vor allem ein Ergeb-
nis der verbesserten Brennertechnik in den Heizungsanla-
gen der privaten Haushalte.

2 Soziodkonomische
Rahmenbedingungen

Die Entwicklung der Einwohnerzahl und der Konsumaus-
gaben stellen wesentliche Einflussfaktoren fiir den Ver-
brauch von Umweltressourcen dar. Diese Gréfien sind seit
1995 relativ moderat gestiegen. Allerdings ist nicht nur die
Entwicklung des Gesamtniveaus dieser Gréflen, sondern
auch ihre Struktur von Bedeutung. Zum Beispiel unterschei-
det sich die Pro-Kopf-Nutzung von Umweltressourcen nach
Haushaltstypen und die Umweltrelevanz kann bei den ein-
zelnen Konsumgiiterarten sehr unterschiedlich sein. Beim
Faktor Bevolkerung fallt deshalb insbesondere die Entwick-
lung der Altersstruktur und der Haushaltszusammensetzung
ins Gewicht. Bei den Konsumausgaben wirkt sich die Struk-
tur nach Giitergruppen oder Verwendungszwecken aus. Im
folgenden Kapitel wird die Entwicklung von soziodkono-
mischen Einflussfaktoren, die unter dem Blickwinkel der
Umweltbeanspruchung von Bedeutung sind, dargestellt.

2.1 Einwohner

Die Zahl der Einwohner ist in Deutschland zwischen 1995
und 2004 nach den Ergebnissen der Bevolkerungsfort-
schreibung (Stichtag: Jahresende) um rund 1% gestiegen.

Obwohl sich die Bevolkerungszahl insgesamt nur gering-
fugig verandert hat, hat sich die Alterszusammensetzung
der Bevolkerung im letzten Jahrzehnt aber spiirbar gewan-
delt. Wahrend die Zahl der &lteren Menschen (60 Jahre
und dlter) um 20% zugenommen hat, ist die Zahl der Kin-
der und Jugendlichen (bis 20 Jahre) um 5% zuriickgegan-
gen. In dieser Entwicklung schlagen sich die bekannten
Faktoren — sinkende Geburtenraten und steigende Lebens-
erwartung — nieder.

6) Einschl. Pensiondrshaushalten.

Diese Tendenz derVeranderung der Altersstruktur der Bevol-
kerung wird sich auch in der absehbaren Zukunft voraus-
sichtlich weiter fortsetzen. Wie die Ergebnisse der 11. koor-
dinierten Bevolkerungsvorausberechnung des Statistischen
Bundesamtes (so genannte mittlere Variante) zeigen, wird
sich die Zahl der dlteren Menschen zwischen dem Jahr 2005
und dem Jahr 2030 um rund 36% erhohen, wahrend sich
die Zahl der Personen in mittleren Jahrgangen um 13% ver-
mindern wird. Die Zahl der Kinder und Jugendlichen wird um
16% zuriickgehen.

2.2 Privathaushalte

Unter anderem als Folge der verdnderten Altersstruktur ha-
ben sich die Zahl und die Zusammensetzung der Privathaus-
halte nach GréBenklassen im letzten Jahrzehnt deutlich
gedndert. Im Jahr 2004 waren 37% aller Haushalte Einper-
sonenhaushalte. Die Zweipersonenhaushalte hatten einen
Anteil von 34% und der Anteil der Gruppe der Haushalte
mit drei und mehr Personen belief sich auf 29%. Differen-
ziert nach sozialem Status ist der Anteil von Rentnerhaus-
halten®) insbesondere bei den Einpersonenhaushalten mit
rund 45% und bei den Zweipersonenhaushalten mit knapp
49% bedeutend; die sonstigen Haushalte’) dominierten mit
einem Anteil von 90% bei den Haushalten mit drei und mehr
Personen.

Die Zahl der Privathaushalte hat zwischen 1995 und dem
Jahr 2004 um 5,7% zugenommen, deutlich starker als die
Zahl der in Privathaushalten lebenden Personen (Jahres-
durchschnittsangaben), die sich um 1,3% erh6hte. Dadurch
hat sich die durchschnittliche Grofe der Haushalte von 2,2
auf 2,1 Haushaltsmitglieder verringert.

Die Zunahme der Zahl der Haushalte insgesamt resultiert
insbesondere aus einer Zunahme der Rentnerhaushalte um
12,7%, wahrend die Zahl der sonstigen Haushalte relativ
schwach (+2,1%) gestiegen ist. Die Untergliederung nach
HaushaltsgroRenklassen zeigt, dass sich die Zahl der Ein-
und Zweipersonenhaushalte jeweils um rund 12% erhoht
hat, wahrend die Zahl der Haushalte mit drei und mehr Per-
sonen um rund 7% zuriickgegangen ist.

Die Zahl der Zweipersonenhaushalte hat in erster Linie
durch den starken Anstieg der Zahl der Rentnerhaushalte
um 24,6% zugenommen, das heifst die deutliche Zunahme
der Haushalte dieser GréfRenklasse diirfte wesentlich auf
die ,,alternde Gesellschaft” zurtickzufiihren sein.

Die Zunahme bei den Einpersonenhaushalten ist zwar
auch durch einen Anstieg der Zahl der Rentnerhaushalte
(+6,3%) mit beeinflusst, deutlich starker wirkte sich hier
aber der Anstieg der Zahl der sonstigen Haushalte aus
(+16,5%). Die Zunahme der Zahl der sonstigen Einperso-
nenhaushalte geht auf Verhaltensdnderungen, wie zum
Beispiel die frilhere Griindung von eigenen Haushalten
durch junge Erwachsene, zuriick. Aufgrund der erwarteten
Entwicklung der Altersstruktur der Bevdlkerung diirfte sich

7) Insbesondere Haushalte von Erwerbstédtigen sowie von Empfangern von Arbeitslosengeld oder Sozialhilfe.
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die Tendenz hin zu kleineren Haushalten auch in Zukunft
fortsetzen.

Die Entwicklung der HaushaltsgroBenstruktur ist in Bezug
auf die Umweltbelastungen durch die Aktivitdten der pri-
vaten Haushalte von besonderem Interesse, weil die Inan-
spruchnahme von Umweltressourcen je Haushaltsmitglied
in kleineren Haushalten, wie in den nachfolgenden Kapi-
teln 3, 4 und 5 gezeigt wird, in der Regel deutlich héher ist
als in groBBeren Haushalten. So weisen die kleineren Haus-
halte je Haushaltsmitglied insbesondere héhere Konsum-
ausgaben, groere Wohnfldchen, einen hdheren Energie-
verbrauch und héhere Kohlendioxidemissionen auf. Vom
Riickgang der durchschnittlichen Haushaltsgrofie diirfte da-
her tendenziell ein Umwelt belastender Einfluss ausgegan-
gen sein.

2.3 Konsumausgaben

Die Konsumausgaben der privaten Haushalte sind zwischen
1995 und 2004 preisbereinigt um rund 11% gestiegen.
Dabei haben die Ausgaben bis zum Jahr 2001 relativ ste-
tig zugenommen; danach sind die Ausgaben etwas zuriick-
gegangen.

Die direkte Inanspruchnahme von Umweltressourcen durch
private Haushalte hatte sich — wie bereits dargestellt — bei
den meisten Faktoren im betrachteten Zeitraum verringert.
Die Nutzung der Ressourcen Flache, Energie und die Nut-
zung der Umwelt als Senke fiir Ammoniak hatten sich dage-
gen erhoht. Lediglich der Anstieg des Flachenverbrauchs lag
etwas tber dem preisbereinigten Anstieg der Konsumaus-
gaben.

Verwendungszwecke, die in engem Zusammenhang mit
der direkten Inanspruchnahme von Umweltressourcen ste-
hen, wie ,Kraftstoffe“, , Energie im Haushalt* (Ressource:
Energie, Absorption von Treibhausgasen), ,Mietzahlungen*
(Ressource: Siedlungsflache) sowie ,Wasserversorgung
und andere Dienstleistungen im Zusammenhang mit der
Wohnung“ (Ressourcen: Wasser, Absorption von Abwasser,
Abfall), hatten 2004 einen Anteil an den gesamten Konsum-
ausgaben der privaten Haushalte von 27%. Bei den wei-
teren Verwendungszwecken sind insbesondere die Aus-
gabepositionen ,,Kauf von Fahrzeugen®, ,Nahrungsmittel®
und ,,Verkehrsdienstleistungen“ im Hinblick auf den bei der
Herstellung anfallenden indirekten Energieverbrauch und
die entsprechenden Treibhausgasemissionen von Bedeu-
tung. Die letztgenannten Verwendungszwecke hatten einen
Anteilvon zusammen knapp 18% an den gesamten Konsum-
ausgaben der privaten Haushalte.

Bei der Betrachtung der preisbereinigten Veranderung der
Konsumausgaben der privaten Haushalte nach Verwen-
dungszwecken zwischen 1995 und 2004 wird deutlich, dass
die Ausgaben fiir die als besonders umweltintensiv identi-
fizierten Verwendungszwecke — mit Ausnahme der Mietaus-
gaben und der Aufwendungen fiir den Kaufvon Kraftfahrzeu-
gen — schwdcher gestiegen sind als die Konsumausgaben
insgesamt, wahrend sich die sonstigen Konsumausgaben
starker erhoht haben.
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Dieses Bild bestatigt sich auch bei einer Betrachtung der
Konsumausgaben der privaten Haushalte nach Giterarten
(Gutergruppen): Eine deutliche Verringerung des Anteils
der materiellen Giiter (Waren) geht hier mit einer entspre-
chenden Erhdhung des Gewichts der Dienstleistungen ein-
her. Der Anteil der Ausgaben fiir Waren und fiir Verkehrs-
dienstleistungen an den gesamten Konsumausgaben der
privaten Haushalte verminderte sich zwischen 1995 und
2004 um 3,3 Prozentpunkte, wahrend sich der Anteil der
Ausgaben fiir Dienstleistungen (ohne Verkehrsdienstleis-
tungen) entsprechend erhdhte. Da die Herstellung von
Dienstleistungsgiitern (ohne Verkehrsdienstleistungen) in
der Regel mit einer deutlich geringeren Umweltinanspruch-
nahme verbunden ist, diirfte von dieser Verdnderung der
Nachfragestruktur tendenziell ein entlastender Einfluss auf
die Umwelt ausgegangen sein.

Die Bedeutung der hier genannten Einflussfaktoren wird
am Beispiel der Nutzung von Siedlungsflache, des direkten
Energieverbrauchs sowie der Kohlendioxidemissionen fiir
Wohnen und des gesamten indirekten und kumulierten
Energieverbrauchs durch private Haushalte im Folgenden
ndher untersucht.

Die Zusammensetzung der Konsumausgaben ist in den ein-
zelnen HaushaltsgroBenklassen unterschiedlich. Tabelle 1
stellt die Konsumausgaben der privaten Haushalte je Haus-
haltsmitglied nach Verwendungszwecken und Haushalts-
groBenklassen fiir das Jahr 2004 dar.

Tabelle 1: Konsumausgaben der privaten Haushalte 2004
nach Verwendungszwecken
EUR je Haushaltsmitglied

Haushalte mit ...
Verwendungszweck 5 3 und Ins-
1 Person mehr gesamt
Personen
Personen

Mietzahlungen ............ 3914 2780 1946 2558
Energie im Haushalt ....... 754 683 501 604
Wasserversorgung ......... 490 380 272 345
Kauf von Fahrzeugen ...... 561 992 745 793
Kraftstoffe ................. 528 550 492 517
Verkehrsdienstleistungen . 571 363 218 326
Nahrungsmittel ............ 1490 1645 1388 1489
Sonstige Ausgaben ........ 10389 9554 7055 8444
Insgesamt ... 18697 16947 12618 15077

Die Ausgaben insgesamt je Haushaltsmitglied sind in den
Einpersonenhaushalten mit 18700 Euro am hdochsten.
Etwas niedriger liegen sie in den Zweipersonenhaushalten
mit 17000 Euro. Deutlich geringer ist dieser Wert bei den
Haushalten mit drei und mehr Personen mit durchschnitt-
lich 12600 Euro je Haushaltsmitglied. Eine entsprechende
Abstufung zeigt sich auch bei den Verwendungszwecken
Mietzahlungen, Energie im Haushalt, Wasserversorgung,
Verkehrsdienstleistungen und sonstige Ausgaben. Dage-
gen sind die Ausgaben fiir den Kauf von Fahrzeugen bei
Einpersonenhaushalten deutlich niedriger als bei Mehr-
personenhaushalten. Die deutlich iiberdurchschnittlichen
Pro-Kopf-Ausgaben der Einpersonenhaushalte fiir Verkehrs-
dienstleistungen belegen, dass viele Einpersonenhaushalte
kein privates Kraftfahrzeug nutzen und stattdessen &ffent-
liche Verkehrsmittel in Anspruch nehmen.
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3 Siedlungsflache
3.1 Siedlungs- und Wohnflache

Die von den privaten Haushalten direkt genutzte Siedlungs-
flache hat sich, wie aus Tabelle 2 hervorgeht, von 1996 bis
2004 um 15,9% erhoht. Die zum Wohnen genutzte Gebdude-
und Freifldche ist mit 14,4% etwas schwacher gestiegen. Zu
der nicht zum Wohnen genutzten Siedlungsflache der pri-
vaten Haushalte gehéren insbesondere Erholungsfldchen,
Nutzgadrten und Friedhofe.

Tabelle 2: Siedlungs- und Wohnflache

1995 2004
Gegenstand R
derNichweisung Einheit h 1995 =
Anzahl 100

Siedlungsflache ......... km?2 126599 14678 115,9
Zum Wohnen genutzte

Gebdude- und

Freifliche............... km? 8748Y 10004 114,4
Tatsdchlich genutzte

Wohnflache ........... Mill. m2 2841 3213 1131
Haushaltsmitglieder ..... 1000 80845 819067 101,3
Haushalte ............... 1000 36532 386072 105,7
nachrichtlich:
Tatsdchlich genutzte

Wohnfldche je

Haushaltsmitglied ..... m?2 35 39 111,6
Tatsdchlich genutzte

Wohnflache je

Haushalt .............. m?2 78 83 107,0

1) 1996. — 2) Geschitzte Angaben (Jahresdurchschnitt).

Die tatsdchlich genutzte Wohnflache hat zwischen 1995
und 2004 um 13,1% (2004 gegeniiber 1996: +11,5%) zu-
genommen. Die in den Umweltdkonomischen Gesamtrech-
nungen nachgewiesene tatsdchlich genutzte Wohnflache
der privaten Haushalte wurde unter Verwendung aller ver-
fugbaren Informationen berechnet. Als Eckwerte wurden
die Ergebnisse der Mikrozensus-Zusatzerhebungen der Jah-
re 1998 und 2002 zum Thema Wohnen verwendet. Fiir
die Zwischenjahre und die Randjahre wurden insbeson-
dere Informationen und Rechenmodelle, die in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen fiir die Berechnung
des Produktionswertes des Bereichs Wohnungsvermietung
anfallen, herangezogen.?)

Die etwas unterschiedlichen Entwicklungen von tatsadchlich
genutzter Wohnflache und zum Wohnen genutzter Gebdude-
und Freifliche beeinflussen verschiedene Faktoren, wie
einen steigenden Anteil nicht genutzter Wohnflachen [Woh-
nungsleerstand®)] sowie einen deutlich steigenden Anteil
von fldchenintensiveren Einfamilienhdusern an den Neu-
bauten einerseits und Bebauungsverdichtung inshesondere
im innerstadtischen Bereich andererseits.

Die tatsdchliche genutzte Wohnflache hat deutlich starker
zugenommen als die Zahl der Privathaushalte (+5,7%) und
die Zahl der in Privathaushalten lebenden Personen [Haus-
haltsmitglieder'9)], die sich um 1,3% erhdhte. Das bedeu-
tet: die tatsdchliche Wohnfldache hat je Haushalt um 7,0%
und je Haushaltsmitglied um 11,6% zugenommen.

3.2 Tatsdchlich genutzte Wohnflache
nach Haushaltsgréfienklassen

Wird die tatsachlich genutzte Wohnflache je Haushalt und je
Haushaltsmitglied jeweils nach Haushaltsgréfienklassen fiir
das Jahr 2004 betrachtet, so wird deutlich, dass die Wohn-
flache je Haushalt zwar mit der Haushaltsgrofle zunimmt,
aber nicht proportional zu der Zahl der Haushaltsmitglieder.
Als Folge ergibt sich, dass die Wohnfldache je Haushaltsmit-
glied in Einpersonenhaushalten mit 62,5 m? deutlich héher
ist als in Zweipersonenhaushalten (43,4 m?). Die Mitglieder
von Haushalten mit drei und mehr Personen beanspruchen
nur eine durchschnittliche Flache von 28,5 m2. Das bedeu-
tet, dass die in Kapitel 2 dargelegte Entwicklungstendenz
hin zu kleineren Haushalten eine zusétzliche Nachfrage
nach Wohnflache ausgeldst hat.

Eine Zunahme der Wohnfldche je Haushalt — und entspre-
chend je Haushaltsmitglied — seit 1995 ist nicht nur fiir die
Haushalte insgesamt festzustellen, sondern auch fiir die
einzelnen Haushaltsgréfienklassen. Wahrend die Wohnfla-
che je Haushalt bei den Einpersonenhaushalten um 7,0%
stieg, erhohte sie sich bei den Zweipersonenhaushalten um
9,7% und bei den Haushalten mit drei und mehr Mitgliedern
um 8,7%.

Mit Hilfe einer Dekompositionsanalyse kdnnen die oben
dargestellten Einflussfaktoren fiir die Entwicklung der tat-
sachlich genutzten Wohnflache quantifiziert werden. Dieses
mathematische Analyseinstrument erlaubt es, die Auswir-
kungen von Verdnderungen einzelner Einflussfaktoren auf
eine beobachtete Gesamtentwicklung zu beschreiben. Sie
zerlegt dabei eine zeitliche Anderung einer Variablen in die
Summe der Effekte einzelner Einflussfaktoren.!) In unserem
Fall ist diese abhdngige Variable die tatsdchlich genutzte
Wohnflache. Jeder einzelne Effekt beschreibt, wie sich die
Wohnfliche bei ausschlieBlicher Anderung des betref-
fenden Faktors entwickelt hatte. Dabei konnen die Einzel-
effekte durchaus ein unterschiedliches Vorzeichen haben:
Der negative Effekt eines Faktors kann durch den positiven
Effekt der tibrigen Faktoren kompensiert werden. Bei der
Interpretation der Resultate muss den Grenzen einer derar-
tigen Analyse Rechnung getragen werden. So sind beispiels-
weise die in die Analyse einbezogenen Einflussfaktoren
extern vorgegeben und es wird unterstellt, dass sich die ein-
zelnen Faktoren nicht gegenseitig beeinflussen.

8) Zur Berechnung des Produktionswertes fiir den Bereich Wohnungsvermietung siehe Bopp, J.: ,,Behandlung der Wohnungsvermietung in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen® in
Statistisches Bundesamt (Hrsg.): ,Methoden — Verfahren — Entwicklungen®, Ausgabe 1/2006 (http://www.destatis.de/download/mve/mve1_2006.pdf).
9) Der sich als Differenz ergebende Wert zwischen der hier dargestellten tatsdchlichen Wohnfldche und der Wohnfléche insgesamt aus der Wohnungsfortschreibung des Statistischen Bun-
desamtes darf wegen methodischer Unterschiede im Erhebungsverfahren nicht als ungenutzte Wohnfléche interpretiert werden.
10) Die Zahl der Haushaltsmitglieder unterscheidet sich von der Zahl der Einwohner durch die nicht in Privathaushalten lebende so genannte Anstaltsbevilkerung.

11) Siehe Seibel, S.: “Decomposition analysis of carbon dioxide-emission changes in Germany — Conceptual framework and empirical results” in Office for Official Publications of the Europe-
an Communities (Hrsg.): “Working papers and studies”, 2003, S. 30 ff. (http://www.destatis.de/download/d/veroe/fach_voe/dekomposition.pdf).
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Es wurde nach drei Einflussfaktoren differenziert:
— Anzahl der Haushaltsmitglieder
— HaushaltsgroBenstruktur

— Wohnfldche je Haushalt nach Haushaltsgrofienklassen
(Wohnfldchenintensitat)

Insgesamt erhéhte sich die tatsdchlich genutzte Wohnfla-
che zwischen 1995 und 2004 um 257,3 Mill. m2. Die drei
genannten Einflussfaktoren hatten alle einen belastenden
Einfluss: Der Beitrag des Anstiegs der Zahl der Haushalts-
mitglieder belief sich auf 24,6 Mill. m?, die Veranderung der
Haushaltsgrofienstruktur schlug sich in einem Anstieg von
61,7 Mill. m? nieder. Weitaus am gréBten war der Einfluss der
steigenden durchschnittlichen Wohnfldche (Wohnfldchen-
intensitdt) in den einzelnen HaushaltsgroBenklassen mit ei-
nem Gesamteffekt von 171 Mill. m2.

4 Direkter Energieverbrauch
der privaten Haushalte
bei der Konsumaktivitat Wohnen

Im folgenden Kapitel wird der direkte Energieverbrauch
(Endenergieverbrauch) der privaten Haushalte bei der Kon-
sumaktivitdt Wohnen untersucht. Zundchst wird der Ver-
brauch nach Energietragern und Anwendungsbereichen dif-
ferenziert. Danach wird der Einfluss der demographischen
Faktoren Einwohnerzahl und Haushaltsgro3enstruktur so-
wie der tatsdchlich genutzten Wohnflache auf den quanti-
tativ bedeutendsten Anwendungsbereich Raumwarme be-
trachtet.

4.1 Endenergieverbrauch im Uberblick

Rund 70% der in privaten Haushalten eingesetzten End-
energie — das entspricht rund 20% der in Deutschland ins-
gesamt verbrauchten Energie — wird fiir Wohnzwecke ver-
wendet. Der Endenergieverbrauch der privaten Haushalte
bei der Konsumaktivitdt Wohnen hat sich im Zeitraum
zwischen 1995 und 2005 nicht verdndert (siehe Schau-
bild 2).

Im Zeitverlauf zeigen sich deutliche jahrliche Schwankungen
des Energieverbrauchs, die vor allem auf unterschiedliche
Witterungsbedingungen zuriickzufiihren sind. Deshalb wird
die Verbrauchsentwicklung zusatzlich temperaturbereinigt
dargestellt. Bei der Temperaturbereinigung werden die jahr-
lichen Schwankungen beim Energieeinsatz fiir Raumhei-
zung, die auf unterschiedliche durchschnittliche Aufentem-
peraturen wahrend der Heizperiode zuriickzufiihren sind,
rechnerisch ausgeschaltet. Damit kann eine bessere Ver-
gleichbarkeit der Angaben erreicht werden. Im Vergleich zu
den Ursprungswerten des Energieverbrauchs sind die tem-
peraturbereinigten Angaben durch einen relativ stetigen
Verlauf gekennzeichnet. Zwischen 1995 und dem Jahr 2000
erhohte sich der Energieverbrauch temperaturbereinigt
zundchst um rund 11%. Danach ging er bis zum Jahr 2005
um rund 7% zuriick. Uber den gesamten Zeitraum betrach-
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Schaubild 2

Direkter Energieverbrauch der privaten Haushalte fiir Wohnen
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tet ergab sich damit ein Anstieg von 3,5% (+91,9 PJ). Bei
den folgenden Darstellungen in diesem Kapitel werden aus-
schlie3lich die temperaturbereinigten Angaben analysiert.

Die beobachtete Trenddanderung beim Energieverbrauch
ab dem Jahr 2000 diirfte erheblich durch die Entwicklung
der Energiepreise beeinflusst worden sein. Wdhrend der
Preisindex fiir die von den privaten Haushalten verwende-
ten Energietrager (ohne Kraftstoffe) bis zum Jahr 1999 nur
geringfligig anstieg, erhohten sich die Preise danach um
rund 42%. Der Energieverbrauch reagierte auf diese Ent-
wicklung mit zeitlicher Verzogerung, wobei die Preiselastizi-
tat verhdltnismafig gering war, das heif3t der relative Riick-
gang der nachgefragten Menge fiel deutlich schwacher aus
als der relative Anstieg des Preisindex.

4.2 Energieverbrauch nach Energietrdagern
und Anwendungsbereichen

Schaubild 3 zeigt den direkten Endenergieverbrauch der pri-
vaten Haushalte fiir Wohnen nach Energietragern im Jahr
2004.

Den hdéchsten Anteil am gesamten Endenergieverbrauch
der privaten Haushalte hat der Energietrager Gas mit 42%,
24% entfallen auf Mineral6l und 19% auf Strom. Der Anteil
der librigen Energietrdger (Fernwarme, Kohle und Sonstige)
belduft sich auf zusammen 16%.

Bei der Betrachtung des Endenergieverbrauchs wird nur der
Energiegehalt der direkt bei den Nutzern eingesetzten Pri-
mar- und Sekundéarenergietrager einbezogen. Die Umwand-
lungsverluste bei der Herstellung der Sekundéarenergie-
trdger werden den so genannten Umwandlungsbereichen
zugeordnet. Insbhesondere bei der Erzeugung des Sekundar-
energietrdgers Strom treten in den Kraftwerken aber erheb-
liche Verluste auf, die bis zu zwei Drittel der urspriinglich
eingesetzten Energie ausmachen kénnen. Rechnet man die
Umwandlungsverluste bei der Strom- und Fernwarmeerzeu-
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Schaubild 3

Temperaturbereinigter direkter Energieverbrauch der
privaten Haushalte fiir Wohnen 2004
nach Energietragern
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gung den Endenergieverbrauchern zu, dann ergibt sich fiir
die privaten Haushalte eine deutlich andere Verbrauchs-
struktur nach Energietrdgern. Der Stromanteil erhéht sich
von 19 auf 39%, wahrend die Anteile der tibrigen Energie-
trager entsprechend niedriger ausfallen.

Die Energietrdagerstruktur der privaten Haushalte hat sich
im letzten Jahrzehnt deutlich verandert: Der Verbrauch von
Gas (+21,4%), Strom (+10,5%) sowie der sonstigen Ener-
gietrdger (+110,2%) erhohte sich, wihrend der Einsatz
von Mineral6l (-22,3%), Fernwdarme (-4,5%) und Kohle
(-51,8%) zuriickging. Der deutliche Anstieg des Ver-
brauchs von sonstigen Energietrdagern ist insbesondere auf
die zunehmende Nutzung von erneuerbaren Energietragern
zurickzufuihren.

In den Umwelt6konomischen Gesamtrechnungen wird der
temperaturbereinigte Endenergieverbrauch der privaten
Haushalte fiir Wohnen aufler nach Energietrdgern auch
nach Anwendungsbereichen dargestellt. Grundlage dafiir
sind die nicht temperaturbereinigten Angaben, die von der
VDEW-Projektgruppe Nutzenergiebilanzen ermittelt werden.
Schaubild 4 zeigt die Struktur des Endenergieverbrauchs
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der privaten Haushalte fiir Wohnen nach Anwendungsberei-
chenim Jahr2004. 76% des Energieverbrauchs entfallen auf
den Anwendungsbereich Raumheizung, 11% werden fiir die
Erzeugung von Warmwasser eingesetzt. Der Rest von 13%
wird fiir sonstige Prozesswarme (vor allem Kochen), mecha-
nische Energie (Elektrogerdte) und Beleuchtung verbraucht.

Schaubild 4

Temperaturbereinigter direkter Energieverbrauch der
privaten Haushalte fiir Wohnen 2004
nach Anwendungsbereichen
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Bezieht man die Umwandlungsverluste bei der Strom- und
Fernwdrmeerzeugung mit ein, dann ergibt sich ein deutlich
anderes Bild. Der Anteil des Bereichs Raumheizung redu-
ziert sich auf 61%, wahrend sich der Anteil der {ibrigen
Bereiche Bereitung von Warmwasser, sonstige Prozess-
wdrme, mechanische Energie sowie Beleuchtung zusam-
men auf 39% erhoht.

Tabelle 3 zeigt die Struktur des Endenergieverbrauchs der
privaten Haushalte nach Energietrdgern und Anwendungs-
bereichen. Bei den Anwendungsbereichen sonstige Pro-
zesswdrme, mechanische Energie und Beleuchtung wird
fast ausschlieBlich Strom eingesetzt, wahrend die Energie-
trdger Gas und Mineraldl vor allem bei der Raumheizung
dominieren.
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Tabelle 3: Struktur des temperaturbereinigten Endenergieverbrauchs der privaten Haushalte 2004
nach Anwendungsarten und Energietrdgern

Petajoule

Anwendungsart Mineralol Gas Strom Fernwdrme Kohle Sonstige Insgesamt
Raumwdrme ............oooeeenn. 608,1 986,8 93,0 153,1 46,4 190,3 2077,7
Warmwasser ......ooveveiiennnnnn. 50,8 148,1 76,6 14,5 4,9 11,5 306,4
Sonstige Prozesswdrme ........... 0,0 17,4 94,3 0,0 0,0 57 117,5
Mechanische Energie ............. 2,6 0,0 203,4 0,0 0,0 0,0 206,0
Beleuchtung .......oovvvvvennn.... 0,0 0,0 41,3 0,0 0,0 0,0 41,3

Endenergieverbrauch ... 661,5 11523 508,6 167,6 51,3 207,5 27488

Der Endenergieverbrauch (ohne Umwandlungsverluste bei
der Stromerzeugung) hat sich in den einzelnen Anwen-
dungsbereichen seit 1995 sehr unterschiedlich entwickelt:
Besonders hohe Zunahmen verzeichneten die Anwendungs-
bereiche mechanische Energie (+20,6%) und sonstige Pro-
zesswadrme (+18,4%). Dagegen stieg der Energieverbrauch
fiir Raumwarme (+2,8%) und Beleuchtung (+1,4%) nur
moderat an. Der Energieeinsatz fiir die Bereitung von Warm-
wasser ging sogar leicht um 1,4% zuriick.

Der gestiegene Energieeinsatz fiir Raumheizung resultiert
aus zwei Komponenten: Die tatsdchlich genutzte Wohnfla-
che erhohte sich um 13,1%. Zugleich aber kam es zu einer
deutlich effizienteren Nutzung von Energie fiir Raumwarme,
die sich in einem um 9,1% gesunkenen Energiebedarf je m?
(Energieintensitat) ausdriickt. Der Riickgang der Energiein-
tensitdt der Wohnflache kann aus unterschiedlichen Ein-
flussfaktoren, wie verbesserte Warmeddammung, verbes-
serte Heizungstechnik und verdndertes Heizverhalten der
Haushalte — zum Beispiel aufgrund deutlich gestiegener
Energiepreise — resultieren.

Gemessen am Anstieg der Zahl der Haushaltsmitglieder
(+1,3%), ist es bei der Nutzung von Energie fiir die Berei-
tung von Warmwasser ebenfalls zu Effizienzverbesserun-
gen gekommen. Der Energieverbrauch fiir Beleuchtung ent-
wickelte sich in etwa parallel zur Zahl der Einwohner, aber
deutlich schwacher als die Wohnflache. Bei der Effizienz-
steigerung beim Anwendungsbereich Beleuchtung mit Be-
zug auf die Wohnfldche diirfte sich insbesondere der zuneh-
mende Einsatz von so genannten Energiesparlampen nie-
dergeschlagen haben.

Der deutliche Anstieg beim Energieeinsatz bei der Zube-
reitung von Speisen (sonstige Prozesswarme) diirfte durch
verdnderte Kochgewohnheiten, verdnderte technische Aus-
stattung (z. B. nahezu eine Verdoppelung der Zahl der Mikro-
wellengerdte im Zeitraum 1993 bis 2003), sowie die Ten-
denz zu kleineren Haushalten beeinflusst worden sein.

Der erhebliche Mehrverbrauch von Energie fiir Elektroge-
rate (mechanische Energie) diirfte auf die gestiegene Aus-
stattung der privaten Haushalte bei bestimmten Gerdte-
arten zuriickzufiihren sein. Wie aus den Ergebnissen der
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe hervorgeht, hat
sich insbesondere die Ausstattung der privaten Haushalte
mit Waschetrocknern (+105,6%), Geschirrspiilmaschinen
(+102,7%), Personalcomputern (+213,2%) und Videorecor-
dern (+60,5%) im Zeitraum 1993 bis 2003 stark erh6ht. Der
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Mehrverbrauch durch die grofiere Zahl eingesetzter Gerdte
hat offenbar die bei den einzelnen Geratetypen (Neugerate)
durch technische MaBnahmen erreichten Einspareffekte
weit iberstiegen.

4.3 Energieverbrauch nach
Haushaltsgrofienklassen

Die HaushaltsgroBenstruktur hat sich zwischen 1995 und
2004 deutlich zugunsten kleinerer Haushalte verschoben
(Kapitel 2). Insbesondere die Zahl der Haushalte mit drei
und mehr Personen ist zuriickgegangen, wahrend sich die
Zahl der Ein- und Zweipersonenhaushalte deutlich erhoht
hat.

Im Folgenden werden Angaben tber den Energieverbrauch
der privaten Haushalte nach HaushaltsgrofRenklassen pra-
sentiert. Ausgangspunkt fiir ihre Berechnung waren die
Angaben {iber den Energieverbrauch der privaten Haushalte
insgesamt nach Energietragern. Die Zuordnung zu den Haus-
haltsgrofienklassen erfolgten aufgrund der entsprechenden
Angaben aus den Soziodkonomischen Gesamtrechnungen
zu den Ausgaben fiir Energie nach Energietrdgern und Haus-
haltsgrofienklassen. Diese Angaben wurden ergdnzt durch
weitere Strukturinformationen aus den Mikrozensus-Zusatz-
erhebungen 1998 und 2002, wie Wohnflache, Gebdudeart,
Energieart nach Haushaltsgrofienklassen, sowie um Anga-
ben zu Energiepreistarifen.

Wie aus Schaubild 5 hervorgeht, ist der Energieverbrauch je
Haushalt und je Haushaltsmitglied in den einzelnen Haus-
haltsgrofienklassen unterschiedlich hoch. Das bedeutet,
dass die Zusammensetzung der privaten Haushalte nach
Haushaltsgrof3en einen erheblichen Einfluss auf den gesam-
ten Energieverbrauch der privaten Haushalte haben kann.
Der Energieverbrauch je Haushalt steigt erwartungsgemaf
mit der Haushaltsgrofe, allerdings nicht proportional zur
Zahl der Haushaltsmitglieder. Der Durchschnittsverbrauch
der Haushalte mit drei und mehr Mitgliedern ist namlich nur
etwas mehr als doppelt so hoch wie der Verbrauch der Ein-
personenhaushalte.

Der Energieverbrauch je Haushaltsmitglied ist somit bei
kleineren Haushalten deutlich hoher als bei gréfieren. Wah-
rend sich der Verbrauch pro Kopf bei Haushalten mit drei
und mehr Personen auf 26,2 GJ belduft, ist dieser Wert bei
Einpersonenhaushalten mit 49,6 G) um rund 90% hdoher.
Das bedeutet, die Tendenz hin zu kleineren Haushalten hat
sich, dhnlich wie bei der Flachennutzung (siehe Kapitel 3),
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Schaubild 5
Temperaturbereinigter direkter Energieverbrauch fiir Wohnen 2004
nach Haushaltsgrof3enklassen
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auch erhéhend aufden Energieverbrauch der privaten Haus-
halte ausgewirkt.

Allerdings wirkte sich die Verdanderung der Haushaltsgro-
Benstruktur beim Energieverbrauch weniger stark aus als bei
der Flachennutzung. Die tatsdchlich genutzte Wohnflache je
Haushaltsmitglied ist bei Einpersonenhaushalten im Durch-
schnitt ndmlich mehr als doppelt so hoch wie bei Haushal-
ten mit drei und mehrPersonen. Der geringere Abstand beim
Energieverbrauch hdngt vor allem damit zusammen, dass
nur 14% der Einpersonenhaushalte, aber 32% der Zweiper-
sonenhaushalte und sogar 43% der Haushalte mit drei und
mehr Personen in Einfamilienhdusern wohnen'?). Einfamili-
enhduser haben deutlich ungiinstigere spezifische Energie-
verbrauchswerte als Mehrfamilienhduser.

Mit Hilfe der Dekompositionsanalyse!®) kénnen die oben
dargestellten Einflussfaktoren —Zunahme derBevolkerungs-
zahl in Privathaushalten (Haushaltsmitglieder), Verande-
rung der HaushaltsgréBenstruktur, steigende durchschnitt-
liche Wohnfldache in den einzelnen Haushaltsgrofienklassen
(Wohnflachenintensitat) und Verdnderung des Energieein-
satzes fiir Raumwadrme je Wohnflache bei den einzelnen
HaushaltsgrofRenklassen (Heizenergieintensitdt der Wohn-
flache) — auf die Gesamtveranderung des Heizenergiever-
brauchs der privaten Haushalte quantifiziert werden.

Der Anstieg des Energieverbrauchs der privaten Haushalte
fur die Erzeugung von Raumwdrme setzt sich danach aus
folgenden Faktoren zusammen: Ein belastender Einfluss
ging von dem Anstieg der Zahl der Haushaltsmitglieder
(+28,5 PJ), der Verdnderung der HaushaltsgroBenstruktur
(+57,3 P)) und vor allem dem Anstieg der Wohnfldchen-

12) Ergebnisse der Mikrozensus-Zusatzerhebung 2002.

13) Hinweise zum Verfahren der Dekompositionsanalyse siehe Kapitel 3 sowie FuRnote 11.
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intensitat (+182,7 P)) aus. Diesen belastenden Einfliissen
stand eine entlastende Wirkung dergesunkenen Heizenergie-
intensitatvon 210,9 P) gegeniiber. Insgesamt ergab sich da-
mit ein Anstieg des Heizenergiebedarfs um 57,6 PJ.

In Tabelle 4 wird die Verdanderung des gesamten direkten
Endenergieverbrauchs der privaten Haushalte fiir Woh-
nen nach Anwendungsbereichen zusammenfassend darge-
stellt.

Tabelle 4: Entwicklung des temperaturbereinigten direkten
Energieverbrauchs der privaten Haushalte fiir Wohnen
Verdnderung 2004 gegeniiber 1995 in Petajoule

Ohne Mit
Art des Energieverbrauchs Umwandlungs- | Umwandlungs-
verluste verlusten
Raumwarme .......coeveivriininnnenannnn +57,6 +75,3
Ergebnisse der Dekompositionsanalyse
Faktor: Zahl der Haushaltsmitglieder .. +28,5
Faktor: Haushaltsgrofenstruktur ...... +57,3
Faktor: Wohnflache je Haushalt nach
HaushaltsgroBenklassen ........... +182,7

Faktor: Energieverbrauch je m?
Wohnfldche nach Haushalts-
grofenklassen .........ooovvvnnnn.n -210,9

Sonstige Energie fiir Wohnen ...... +49,4 +73.3
Warmwasser .....c.oeeveneennenn. -45 -238
Sonstige Prozesswdrme ......... +18,2 +29,1
Mechanische Energie ............ .. +35,1 +73,0
Beleuchtung .....cooovvviiiiiiiin. +0,6 -50

Insgesamt ... +107,0 +148,6

Zum Gesamtanstieg des Energieverbrauchs um 107,0 P) hat
der Anwendungsbereich Raumheizung 57,6 PJ (53%) beige-
tragen. Bei den (brigen Bereichen schlugen insbesondere
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die sonstige Prozesswarme (Kochen) mit +18,2 P) und die
mechanische Energie (Elektrogerdte) mit + 35,1 PJ zu Buche.
Da in beiden letztgenannten Bereichen weit iberwiegend
der Energietrager Strom zum Einsatz kommt, verschiebt sich
das Bild bei einer Einbeziehung der Umwandlungsverluste
bei der Strom- und Fernwdrmeerzeugung erheblich. Insge-
samt ergibt sich nach diesem Darstellungskonzept ein deut-
lich hoherer Anstieg des Energieverbrauchs (+ 148,6 PJ). Die
Verbrauchszuwichse in den Bereichen Kochen (+29,1 P))
und Betrieb von Elektrogerédten (+73,0 P)) belaufen sich zu-
sammen auf gut zwei Drittel des Gesamtanstiegs.

5 Direkte Kohlendioxidemissionen
der privaten Haushalte bei der
Konsumaktivitat Wohnen

Die direkten Kohlendioxidemissionen der privaten Haus-
halte stehen in einem unmittelbaren Zusammenhang mit
der Verbrennung fossiler Energietrager. Insofern kdnnen
die im vorangegangenen Kapitel 4 dargestellten Ergebnisse
fur den Energieverbrauch bei der Konsumaktivitdt Wohnen
grundsatzlich auch weitgehend auf den Ausstof3 von Koh-
lendioxid bei den privaten Haushalten tibertragen werden.
Unterschiede ergeben sich allerdings dadurch, dass der Koh-
lenstoffgehalt der verschiedenen Energietrdger je Energie-
einheit (Joule) — und damit auch der resultierende Aussto
von CO, — bei der Verbrennung fiir die einzelnen Energie-
trdger unterschiedlich sind. Die Spanne reicht von 0,56 kg
je Megajoule bei Erdgas, 0,94 kg je Megajoule bei mittel-
deutscher und bis zu 1,14 kg je Megajoule bei rheinischer
Braunkohle. Da die Emissionen bei der Stromerzeugung im
Kraftwerksbereich bilanziert werden, ist der Stromverbrauch
in privaten Haushalten nicht emissionsrelevant.

Wie in Kapitel 4 dargelegt wurde, hat sich die Zusammen-
setzung der bei den privaten Haushalten direkt eingesetz-
ten Energietrdger zwischen 1995 und 2004 deutlich ver-
andert. Besonders ins Gewicht fallt dabei, dass sich der
Verbrauch von relativ kohlenstoffarmem Gas um rund 21%
und der Verbrauch von Strom, der nicht mit direkten CO,-
Emissionen verbunden ist, um rund 11% erhdht haben,
wdhrend insbesondere der Einsatz von Mineralol um 22%
zuriickgegangen ist.

Die Anderung der Energietrdgerstruktur fithrte dazu, dass
sich der CO,-Ausstof der privaten Haushalte (Wohnen) im
betrachteten Zeitraum um 10,5% vermindert hat, obwohl
der Endenergieverbrauch um 2,4% gestiegen ist (siehe
Tabelle 5). Die vergleichsweise giinstige Entwicklung beim
CO,-Ausstof ist allerdings stark dadurch beeinflusst, dass
die nicht unerheblichen Umwandlungsverluste fiir die Er-
zeugung des von den privaten Haushalten genutzten
Stroms dem Produktionsbereich Energieerzeugung zuge-
rechnet werden (siehe auch Kapitel 4). Bei einer antei-
ligen Zurechnung der CO,-Emissionen bei der Strom- und
Fernwdarmeerzeugung zu den privaten Haushalten erhdht
sich das Niveau der Emissionen der privaten Haushalte
an CO, im Jahr 2004 um knapp zwei Fiinftel. Der Riickgang
der Emissionen im Zeitraum 1995 bis 2004 féllt bei dieser
Abgrenzung mit 5,3% deutlich niedriger aus.
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Tabelle 5: Endenergieverbrauch fiir Wohnen und CO,-Emissionen
der privaten Haushalte

G N 1995 2004
egenstand der Einheit -
Nachweisun 1995 =
g Anzahl 100

Energieverbrauch fir

Wohnen ............... P) 2582 2644 1024
CO,-Emissionen:

Wohnen ..........o..l 1000t 129183 115624 89,5
Energieverbrauch fiir

Wohnen (temperatur-

bereinigt) .............. PJ 2642 2749 104,0
CO,-Emissionen: Wohnen

(temperaturbereinigt) .. 1000t 132700 121016 91,2

Ein Vergleich der temperaturbereinigten Angaben fiir End-
energienutzung und der entsprechenden Emissionen zeigt
verglichen mit den Ursprungswerten einen etwas schwa-
cheren Riickgang bei den CO,-Emissionen (- 8,8%) und, wie
bereits erwdhnt, einen etwas starkeren Anstieg des Energie-
verbrauchs um 4,0%.

Die folgende Darstellung beschrankt sich auf die Betrach-
tung der Einflussfaktoren fiir die Entwicklung des tempe-
raturbereinigten Ausstofes von Kohlendioxidemissionen
beim Energieeinsatz zur Erzeugung von Raumwdrme im
Rahmen einer Dekompositionsanalyse. Weitere Daten zum
CO,-Ausstof} enthdlt der einleitend genannte Online-Tabel-
lenanhang zu diesem Aufsatz.

Die Entwicklung des temperaturbereinigten CO,-Aussto-
Bes wird bei dieser Analyse in die Einflussfaktoren Zahl der
Haushaltsmitglieder, HaushaltsgréBenstruktur, Endenergie-
einsatz zur Erzeugung von Raumwdrme je Haushaltsmit-
glied nach HaushaltsgroBenklassen (Energieintensitat) und
CO,-AusstoB je Einheit Endenergie nach Haushaltsgrofen-
klassen (Emissionsintensitét) zerlegt. Im Faktor Energiein-
tensitdt sind die bei der Analyse des Energieverbrauchs be-
trachteten Einzelkomponenten Wohnflachenintensitat und
Heizenergieintensitat der Wohnfldche zusammengefasst.

Der Riickgang der temperaturbereinigten Kohlendioxid-
emissionen der privaten Haushalte bei der Erzeugung von
Raumwadrme setzt sich aus folgenden Faktoren zusammen:
Ein belastender Einfluss ging von der gestiegenen Zahl der
Haushaltsmitglieder (1,3 Mill. t) und der Veranderung der
HaushaltsgroBenstruktur (3,5 Mill. t) aus. Diesen belasten-
den Einfliissen standen die entlastenden Wirkungen einer
verminderten Energieintensitét (0,5 Mill. t) und vor allem ei-
ner gesunkenen Emissionsintensitat von 15,4 Mill. t gegen-
tiber. Insgesamt ergab sich damit ein Riickgang der Kohlen-
dioxidemissionen um 11,1 Mill. t.

6 Indirekte und kumulierte Energie-
nutzung der privaten Haushalte

6.1 Indirekter und kumulierter
Energieverbrauch

Um ein vollstédndiges Bild vom Energieverbrauch der priva-
ten Haushalte zu erhalten, muss der kumulierte Energiever-
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brauch betrachtet werden. Dazu ist neben dem untersuchten
direkten Energieverbrauch (Wohnen und motorisierter Indi-
vidualverkehr) auch der so genannte indirekte Energiever-
brauch einzubeziehen. Unter indirektem Energieverbrauch
versteht man diejenige Energiemenge, die {iber die gesamte
Produktionskette hinweg aufgewendet wurde, um die Kon-
sumgiiter der privaten Haushalte herzustellen (siehe auch
Kapitel 1). Bei der Berechnung werden sowohl die im In-
land hergestellten als auch die importierten Konsumgiiter
beriicksichtigt. Bei der Schatzung des Energieaufwands zur
Herstellung derimportierten Konsumgiiter werden die inlan-
dischen Produktions- und Energieeinsatzverhdltnisse unter-
stellt. Die Berechnungen des indirekten Energiegehalts wur-
den mit Hilfe der Input-Output-Tabellen fiir 1995 und 2003
und der Angaben zum Primdrenergieverbrauch der Produk-
tionsbereiche durchgefiihrt.

Der kumulierte Energieverbrauch der privaten Haushalte
ist — gemessen in Ursprungswerten — zwischen 1995 und
2003 um 2,2% gestiegen (siehe Tabelle 6). Der kumulierte
Energieverbrauch hat sich damit im betrachteten Zeitraum
sehrviel weniger erhoht als die Konsumausgaben mit einem
Anstieg von gut 11%. Der direkte Energieeinsatz der priva-
ten Haushalte erhohte sich um 2,1%, der indirekte Energie-
verbrauch bei der Herstellung der Konsumgtiter hat mit 2,4%
etwas stdrker zugenommen. Die Energieintensitdt — gemes-
sen als gesamter kumulierter Energieverbrauch in Bezug auf
die preisbereinigten Konsumausgaben — hat sich zwischen
1995 und 2003 um mehr als 8% vermindert. Der Anstieg
der Konsumausgaben hat also nicht zu einem in gleichem
Umfang erhohten Energieaufwand bei der Herstellung der
Konsumgiiter gefiihrt, das heit es ist zu einer Entkopplung
zwischen diesen beiden GréRen gekommen.

Tabelle 6: Kumulierter Energieverbrauch der privaten Haushalte

Verdnde-

Gegensta.nd der Einheit 1995 2003 |"Ung 2})03
Nachweisung gegeniiber
1995in %

Direkter Energieverbrauch
iminland .............. PJ 3911 3992 +2,1

Indirekter Energiever-
brauch im In- und
Ausland ............... PJ 5861 5999 +24

Kumulierter Energie-
verbrauch im In- und

Ausland ............... PJ 9772 9991 +2,2
Konsum im Inland

(preisbereinigt) ........ Mrd. EUR 1046 1165 +11,4
Energieintensitat ........ MJ/EUR 93 8,6 -82

Lediglich 40% des gesamten kumulierten Energiever-
brauchs der privaten Haushalte sind der direkten Verwen-
dung von Energietrdgern zuzurechnen (siehe Schaubild 6).
Schatzungsweise 60% oder knapp 6000 P) wurden 2003
indirekt — in den Produktionsbereichen — zur Herstellung
der Konsumgiiter benotigt. 31% des indirekten Energiever-
brauchs (1857 PJ) sind der Nachfrage nach Energiegiitern
zuzuordnen. Dabei handelt es sich um die Energieverluste
in den Umwandlungsbereichen und deren Eigenverbrauch
bei der Energiegewinnung und Umwandlung. Diese werden
den privaten Haushalten — in Relation zu ihrer direkten Ener-
gienachfrage — zugerechnet (siehe dazu auch Kapitel 4).
Bei der Elektrizitdatsgewinnung treten Umwandlungsverluste
von bis zu zwei Dritteln der eingesetzten Primdrenergie-
trager auf, die bei der Ermittlung des indirekten Energie-
verbrauchs den privaten Haushalten entsprechend der
Hohe ihres direkten Strombezugs zugerechnet werden. Die
Umwandlungsverluste aus der Nachfrage nach Elektrizi-

Schaubild 6
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Energie-
verbrauch
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60%

1) In- und Ausland.
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nach Giitergruppen
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Verkehrsleistungen
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Kraftfahrzeugen
4,4% Einzelhandelsleistungen
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Sonstigen Waren

60,0% Indirekter Energieverbrauch
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tat und Fernwdrme machen bereits knapp 24% des gesam-
ten indirekten Energieverbrauchs aus. Zusammen mit dem
direkten Verbrauch an Elektrizitdt und Fernwdarme belduft
sich der Anteil am gesamten kumulierten Energieverbrauch
auf knapp 21%.

Die direkte Nachfrage nach Energiegiitern und die Energie,
die bei deren Erzeugung — insbesondere bei der Umwand-
lung von Energietragern — indirekt verbraucht wird, machen
zusammen bereits knapp 59% des gesamten kumulierten
Energieverbrauchs aus.

Bei den {brigen Konsumgiitern (ohne Energiegiiter) wei-
sen die Nahrungsmittel den héchsten ,,Energiegehalt” auf.
Mit der Nachfrage nach Nahrungsmitteln ist ein Energiever-
brauch von {iber 600 P) bzw. 6,3% des gesamten kumulier-
ten Energieverbrauchs verbunden. Es folgt der Bereich des
Einzelhandels, der durch den Transport, die Lagerung und
den Verkauf der Waren einen erheblichen Energieaufwand
hat.

Fiir die nachgefragten Verkehrsleistungen durch Dritte — Ver-
kehrsleistungen der Eisenbahn, der Luftfahrt, des o6ffent-
lichen Personennahverkehrs und des Hilfsgewerbes, zum
Beispiel Taxis — entsteht ein indirekter Energieaufwand von
363 P (3,6% des kumulierten Energieverbrauchs). Darin
enthalten ist auch der Energieaufwand, der sich aus der
Nachfrage nach importierten Verkehrsleistungen, beispiels-
weise aus dem Charterverkehr durch auslandische Luft-
fahrtunternehmen, ergibt.)

6.2 Energieintensitdt und Struktur
der Konsumausgaben

Fiir die genannte Entkopplung zwischen indirektem bzw.
kumuliertem Energieverbrauch und den Konsumausgaben
sind zwei wesentliche Ursachen zu nennen. Einerseits hat
der Energiegehalt bzw. die Energieintensitdt der meisten
konsumierten Giiter — gemessen als indirekter Energie-
einsatz je Euro Konsumausgaben (preisbereinigt) — abge-
nommen, andererseits hat sich die Zusammensetzung der
konsumierten Giiter (Warenkorb) zugunsten weniger ener-
gieintensiver Giter verandert.

Schaubild 7 zeigt die Verdnderung der Energieintensitdt der
Konsumausgaben der privaten Haushalte zwischen 1995
und 2003 nach ausgewdhlten Gitern. Bei dieser Darstel-
lung wurde der kumulierte Energieverbrauch auf die — preis-
bereinigten — Konsumausgaben zu Anschaffungspreisen be-
zogen. Die preisbereinigten Konsumausgaben wurden an-
hand der verketteten Volumenindizes der Konsumausgaben
nach Gitergruppen berechnet.

Die Energieintensitat des Konsums insgesamt ist, wie be-
reits erwdhnt, zwischen 1995 und 2003 von 9,3 MJ/EUR auf
8,6 MJ/EUR um rund 8% gesunken.

Bei den einzelnen Giitergruppen zeigt sich bei den betrach-
teten — energetisch bedeutenden — Konsumgiitern (ohne

Schaubild 7

Energieintensitdten der Konsumgiiter 1995 und 2003
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Energietrdger) durchgehend eine Verminderung der Ener-
gieintensitdten. Ein starker Riickgang der Intensitdten ist
bei chemischen Erzeugnissen und Kraftwagen zu verzeich-
nen (zwischen 1995 und 2003 um mehr als 20%). Auch
die Energieintensitdt der Luftfahrt hat sich erheblich ver-
mindert — von 31 MJ/EUR auf 26 MJ/EUR. Das entspricht
einem Riickgang um 17%. Dies kann beispielsweise auf
den Einsatz neuer Maschinen mit energiesparenden Trieb-
werken und/oder auf eine verbesserte Auslastung der Flug-
zeuge zuriickzufiihren sein. Ein weniger starker Riickgang
der Energieintensitat ist bei den Nahrungsmitteln zu beob-
achten. Auch die Leistungen des Gastgewerbes und des
Gesundheitswesens weisen vergleichsweise schwachere
Riickgange auf.

Ein Absinken der Energieintensitat bei den einzelnen Giitern
istaufeinen — in Relation zum Produktionsvolumen — gesun-
kenen Energieeinsatz in den Produktionsbereichen zuriick-
zuftihren. Dies kann sowohl durch eine effizientere, ener-
giesparende Produktionstechnik bei der Herstellung der
einzelnen Giiter als auch durch einen verdanderten ,,Pro-

14) Allerdings werden bei den hier durchgefiihrten Berechnungen nicht die direkten Energieeinsdtze der ausldndischen Luftfahrtunternehmen beriicksichtigt, sondern Abschatzungen auf
Basis der Energieeinsatzverhéltnisse der inldndischen Unternehmen durchgefiihrt. Der genannte indirekte Energieverbrauch aus der Nachfrage nach Verkehrsleistungen (Mobilitét) ist bei
einer Analyse des Energieverbrauchs in Verbindung mit der Mobilitat der privaten Haushalte dem direkten Kraftstoffverbrauch der privaten Haushalte von 1291 P (2003) zuzurechnen.
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dukt-Mix“ beeinflusst werden. Eine erhebliche Reduzierung
des Energieeinsatzes — bei unverandertem Produktionsaus-
stoB — ergibt sich beispielsweise auch durch ein erhohtes
Produkt-Recycling. Da bei der Berechnung des kumulierten
Energieverbrauchs die gesamte Produktionskette zur Her-
stellung der Konsumgiiter beriicksichtigt wird, fiihrt eine ver-
besserte Energieeffizienz bei der Herstellung von Rohstoffen
und Halbwaren zu einem Absinken der Energieintensitat bei
den Fertigerzeugnissen.

Eine Reduktion der Energieintensitdt bei einzelnen Giiter-
gruppen kann sich auch durch eine verdnderte Zusam-
mensetzung oder Qualitdt der hergestellten Giiter einer
Gutergruppe ergeben. Insbesondere kdnnen verstdrkt hoch-
wertige Giiter nachgefragt werden, die sich durch neue oder
verbesserte Eigenschaften — bei oftmals reduziertem Mate-
rial- und Energieeinsatz bei ihrer Herstellung — auszeichnen.
Ein Anstieg des Konsums ist daher nicht zwangslaufig mit
einem ressourcenintensiven Mengenwachstum verbunden,
sondern kann ein ,qualitatives Wachstum“ beinhalten. Die
Qualitdtsverbesserungen von Konsumgiitern gehen oftmals
mit Materialeinsparungen und Substitution von Materialien
einher, wie beispielsweise neue Textilien bei der Beklei-
dung, neue — gewichtssparende — Materialien und Sicher-
heitsvorrichtungen bei Kraftfahrzeugen oder neue Ubertra-
gungstechniken in der Kommunikation.

Neben der Veranderung der Energieintensitat bei den einzel-
nen Giitergruppen hatte der Wandel der Zusammensetzung
der Konsumausgaben (siehe auch Kapitel 2) einen ddamp-
fenden Einfluss auf den Energieverbrauch. Schaubild 7 ver-
deutlicht, dass bei der Herstellung von Waren (ohne Energie-
trager) und Verkehrsdienstleistungen im Durchschnitt sehr
viel mehr Energie benétigt wird, als bei der Erbringung der
tibrigen Dienstleistungen. Die Nachfrage nach Waren (ohne
Energie) — mit +7,7% — sowie die nach Verkehrsdienstleis-
tungen (+2,7%) sind im Beobachtungszeitraum sehr viel
schwdcher gestiegen als die Nachfrage nach den (brigen
Dienstleistungen, die 2003 knapp 16% hoher lag als 1995.
Diese Verschiebung der Nachfrage hin zu den Dienstleistun-
gen diirfte sich daher dampfend auf die gesamte Energie-
intensitat ausgewirkt haben.

Der deutlich tiberproportionale Anstieg der Preise fiir Ener-
giegliter, dersich fiirden Zeitraum 1995 bis 2003 auf31,8%
belief, wahrend die Preise fiir alle Konsumgtiter sich nur um
durchschnittlich 9,7% erhohten, diirfte den festgestellten
Wandel der Konsumstruktur hin zu weniger energieinten-
siven Gitern begiinstigt haben.

Mit Hilfe der bereits in den Kapiteln 3, 4 und 5 angewandten
Dekompositionsanalyse konnen die Einflussfaktoren (Deter-
minanten) fiir den indirekten Energieverbrauch der privaten
Haushalte ndher untersucht werden. Dabei werden hier drei
Einflussfaktoren — Effekte — unterschieden:

— das Niveau der Konsumausgaben (preisbereinigter In-
landskonsum),

— Struktureffekt (Zusammensetzung der preisbereinigten
Konsumausgaben nach Giitergruppen),

Statistisches Bundesamt e Wirtschaft und Statistik 1/2007

— Intensitdtseffekt (Energiegehalt der einzelnen Giiterarten
in Bezug auf den Wert).

Der indirekte Energieverbrauch bei der Herstellung der Kon-
sumgiter der privaten Haushalte hat sich im Zeitraum 1995
bis 2003 um 138 PJ erhdht. Der Anstieg ist das Ergebnis von
belastenden und entlastenden Einfliissen. Ein deutlicher
Entlastungseffekt von 310,8 P) ging von der Veranderung
des Warenkorbes (Konsumgiiterstruktur) hin zu weniger
energieintensiven Konsumgiitern aus. Ebenfalls entlastend
mit einem Effektvon 149,3 P) wirkte sich derim Durchschnitt
gesunkene indirekte Energiegehalt der verbrauchten Giiter
(Energieintensitat) aus, der vor allem auf sparsameren Ener-
gieeinsatz bei der Herstellung der Giiter zuriickzufiihren ist.
Mehr als aufgewogen wurden die entlastenden Einfliisse
aber durch den Anstieg des Niveaus der preisbereinigten
Konsumausgaben, der rechnerisch zu einem belastenden
Effekt von 598,1 PJ fiihrte. Der tiberwiegende ,,Wachstums-
schub® ist dabei zwischen 1995 und 2000 zu verzeichnen:
Der Konsum ist in diesem Zeitraum um knapp 10% gestie-
gen und hat die Nachfrage nach Energie mit einem Wachs-
tumsbeitrag von + 509 P) angetrieben.

Eine quantitativ bedeutende Rolle fiir den Struktureffekt
hatte auch die veranderte Zusammensetzung des direkten
Energieverbrauchs, weil davon auch Auswirkungen auf den
indirekten Energieverbrauch ausgehen. So fiihrt zum Bei-
spiel eine grofle Nachfrage nach Elektrizitdt und Fernwdarme
wegen der hohen Umwandlungsverluste zu einem entspre-
chend relativ hohen indirekten Energieeinsatz. Die Nach-
frage nach Elektrizitdt ist zwischen 1995 und 2003 zwar
gestiegen (um 4,8%), jedoch sehrviel geringer als beispiels-
weise die Nachfrage nach Erdgas (+23%), dessen Anteil am
gesamten direkten Energieverbrauch zu Heizwerten sich in
diesem Zeitraum von knapp 23 auf 27% erhdht hat. Das
Erdgas ist im Hinblick auf den indirekten Energiegehalt eine
sehr effiziente Energiequelle. Schdtzungsweise lediglich 5%
an zusatzlichem indirektem Energieverbrauch fallen bei sei-
ner Forderung und Verteilung an. Daher haben der erhéhte
Einsatz von Erdgas und der gebremste Anstieg beim Ver-
brauch von Elektrizitdt zu einer erheblichen Dampfung der
indirekten und damit auch der gesamten — kumulierten —
Energienachfrage beigetragen.

6.3 Kumulierter Energieverbrauch
nach der Herkunft der Konsumgiiter

Die im letzten Jahrzehnt deutlich gestiegene Verflechtung
der deutschen Volkswirtschaft mit dem Ausland — die Glo-
balisierung — hat dazu gefiihrt, dass die von den priva-
ten Haushalten konsumierten Giter in steigendem Maf3e
entweder direkt importiert oder zunehmend mit Hilfe von
importierten Vorleistungsgiitern erzeugt wurden. Diese Ent-
wicklung schldgt sich auch bei der Herkunft der eingesetz-
ten Energie entsprechend nieder, mit der Folge, dass der
indirekte Energieaufwand zur Herstellung der von den pri-
vaten Haushalten konsumierten Giiter in zunehmendem
Mafe nicht mehrim Inland, sondern im Ausland anfallt. Auf
der anderen Seite ist allerdings zu beriicksichtigen, dass
ein ebenfalls steigender Anteil der im Inland hergestellten
Guter nicht mehr im Inland verwendet, sondern exportiert

109



UMWELT

Tabelle 7: Importe und Aufkommen an Giitern?)

' 1995 20032) Verandﬁrung 2003
Gegenstand der Nachweisung gegeniiber 1995
Mrd. EUR % Mrd. EUR | %
Aufkommen (inlédndische Produktion und Importe)
Giiterinsgesamt ........ 3580,2 100 45394 100 +26,8
dar.:Waren ............. 1485,0 100 1947,2 100 +31,1
Vorleistungen ........... 14943 100 1907,6 100 +27,7
dar.:Waren ............. 720,3 100 850,5 100 +18,1
Konsumgiiter ........... 894,8 100 1088,0 100 +21,6
dar:Waren ....oiiiiiiiiii 256,1 100 315,2 100 +23,1
Importe
Glterinsgesamt 385,1 108 632,1 139 +64,1
dar.: Waren ........... 340,1 229 545,5 280 +60,4
Vorleistungen ......... 222,1 14,9 355,1 186 +599
dar.: Waren ........... 184,0 255 2789 328 +51,6
Konsumgiiter ......... 80,2 90 112,4 10,3 +40,2
dar:Waren ......ooiiiiiiiiiiiiiiaan., 75,2 293 106,7 339 +42,0

1) Zu Herstellungspreisen. — 2) Schétzung fiir Zwecke der Umweltékonomischen Gesamtrechnungen.

wird. Das heift bei der Produktion im Inland wurde zuneh-
mend Energie eingesetzt, die den Verwendern im Ausland
zugute gekommen ist.

Tabelle 7 stellt die Verdnderung der Importstrukturen dar.

Die Importe insgesamt sind — in nominalen Werten — zwi-
schen 1995 und 2003 um mehr als 60% gestiegen. Deren
Anteil am gesamten Guteraufkommen hat sich von knapp
11% auf knapp 14% erhdht. Der Anteil der importierten
Waren hat noch stdarker — von knapp 23 auf 28% — zuge-
nommen. Der Anteil der importierten Konsumgiiter an den
Konsumgiitern insgesamt ist zwischen 1995 und 2003 im
Bereich der Waren von gut 29 auf knapp 34% gestiegen.

Insbesondere Giiter mit relativ hohem Energiegehalt wie
chemische Erzeugnisse und Kraftfahrzeuge weisen einen
hohen Zuwachs und stark gestiegene Importanteile auf. So
hat sich der Importanteil bei den chemischen Erzeugnissen
von knapp 28 auf 34%, bei den Kraftfahrzeugen von gut 29
auf 33% erhoht. Aus dieser Substitution von im Inland her-
gestellten Konsumgiitern durch Importe ergibt sich zwar ein
Entlastungseffekt hinsichtlich der direkten Energienutzung
im Inland. Gleichzeitig erfolgt jedoch eine verstarkte Ener-
gienutzung im Ausland.

Fiir die Abschdtzung des Umfangs der durch inlandische
Produktionsprozesse genutzten Ressourcen — hier des Ener-
gieverbrauchs — im Zusammenhang mit den Konsumakti-

Tabelle 8: Aufkommen und Verwendung von Primadrenergie im Inland

Direkt Indirekt Kumuliert
Gegenstand der Nachweisung
Petajoule Letzte Verwendung = 100
1995
Gewinnung im Inland 4328 0 4328 22,4
+ Import ..o.oeiiiniant 11007 4010 15018 77,6
= Aufkommen.............. 15335 4010 19346 100
— Intermedidrer Verbrauch ............... 10245 —-10245 -0 -00
= Letzte Verwendung ...............o..... 5090 14255 19346 100
— Export und Hochseebunkerungen ...... 1165 4795 5959 308
= Letzte inldndische Verwendung ........ 3926 9460 13386 69,2
dar.: Konsum der privaten Haushalte
iminland .......cooviiiiiiiii 3911 5861 9772 50,5
2003
Gewinnungim Inland .................... 3772 0 3772 17,8
+0mport oo 12301 5166 17 467 82,2
= Aufkommen 16072 5166 21238 100
— Intermedidrer Verbrauch ............... 10218 -10218 0 0,0
= Letzte Verwendung .................... 5854 15384 21238 100
— Export und Hochseebunkerungen ...... 1596 6633 8229 387
= Letzte inldndische Verwendung ........ 4258 8751 13010 61,3
dar.: Konsum der privaten Haushalte
iminland ... 3992 5999 9991 47,0
Verdnderung 2003 gegeniiber 1995 in %
Gewinnungim Inland .................... -128 +£0,0 -128 X
+dmport oo +11,7 +288 +16,3 X
=Aufkommen ...l +4,8 +288 +9,8 X
— Intermedidrer Verbrauch ............... -03 X X X
= Letzte Verwendung .................... +15,0 +7,9 +9,8 X
- Export und Hochseebunkerungen ...... +37,0 +383 +381 X
= Letzte inldndische Verwendung ........ +85 -75 -28 X
dar.: Konsum der privaten Haushalte
iminland ... +2,1 +2,4 +2,2 X
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vitaten der privaten Haushalte sind, wie bereits erwdhnt,
auch die importierten Vorleistungsgiiter von Belang. Der
Energieaufwand zu deren Herstellung wird dem indirekten
Energieaufwand zugerechnet. Die Input-Output-Tabelle der
Importe — die Importmatrix — gibt Aufschluss iiber den Um-
fang der importierten Vorleistungsgiiter in einer Untertei-
lung nach Giitergruppen und Verwendungsbereichen. Der
Anteil der importierten Vorleistungen an den gesamten Vor-
leistungen ist von knapp 15% (1995) auf rund 19% (2003)
gestiegen. Die Anteile fiir die importierten Waren — nur Vor-
leistungsgiiter — haben sich sogar noch stdrker — von knapp
26 auf 33% — erhoht. Dabei sind insbesondere die Import-
anteile fiir Vorleistungsgiiter bei rohstoff- bzw. energie-
intensiv hergestellten Erzeugnissen weiter angewachsen. So
erhohte sich der Importanteil bei den NE-Metallen und Halb-
zeugen von knapp 53 auf 62%, bei Holzschliff, Zellstoff und
Papier von knapp 50% auf knapp 56% und bei Kunststoff-
waren von 17% auf knapp 25%. Bei chemischen Erzeugnis-
sen blieb der Anteil relativ konstant bei rund 30%.

Tabelle 8 stellt das Aufkommen und die Verwendung von
Primdrenergie im Inland dar. Das gesamte kumulierte Auf-
kommen an (Priméar-)Energie betrug 21,2 Exajoule (EJ) im
Jahr 2003. Davon entfielen auf das direkte Energieauf-
kommen im Inland 16,1 EJ und auf den indirekten Ener-
gieaufwand bei der Herstellung von Importgiitern 5,2 EJ.
Der Anteil der kumulierten Energie, der den Importen zu-
gerechnet werden kann, ist zwischen 1995 und 2003 um
16% gestiegen. Der Importanteil am gesamten Aufkom-
men an Primdrenergie hat sich von knapp 78% auf gut
82% erhoht.

Der Umfang der zur Herstellung der importierten Konsum-
giiter der privaten Haushalte benotigten Energie ist in der
folgenden Tabelle 9 dargestellt.

Tabelle 9: Kumulierter Energieverbrauch der privaten Haushalte
nach Herkunft der Giiter

. Indirekter Kumulierter
Direkter . N
Energie- Energie- Energie-
Jahr Einheit s verbrauch verbrauch
verbrauch . .
im Inland im In- und im In- und
Ausland Ausland
Konsumgiiter insgesamt
1995 ........ P 3911 5861 9772
2003 ........ P) 3992 5999 9991
2003 gegen-
iber 1995 . % +2,1 +2,4 +22
1995 ........ % 100 100 100
2003 ........ % 100 100 100
Importierte Konsumgiiter
1995 ...... P 1220 819 2039
2003 ...... P 1507 958 2465
2003 gegen-
iber 1995 % +235 +16,9 +20,9
1995 ...... % 31,2 14,0 209
2003 ...... % 378 16,0 24,7
2003 gegen- | Prozent-
tiber 1995 punkte +6,6 +2,0 +3,8
Konsumgiiter aus inldndischer Herstellung
1995 ... P 2691 5042 7733
2003 ...... P 2485 5042 7526
2003 gegen-
tiber 1995 % -77 +0,0 -27
1995 ...... % 688 86,0 791
2003 ...... % 622 84,0 753
2003 gegen- | Prozent-
iber 1995 punkte -6,6 -2,0 -38

Schaubild 8

- Importierte Energie
(indirekt)

1995
Insgesamt 9 772 PJ
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[ Direkte inlandische Energie [ Indirekte inlandische Energie

Zusammensetzung des kumulierten Energieverbrauchs der privaten Haushalte

[ Importierte Energie (direkt)

I:I Importierte Energie zur Herstellung

von inldndischen Konsumgiitern
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Insgesamt 9 991 PJ

9%

Impor-
tierte .
Energie | Inldn-
15% 34% dische

Energie
66%
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Die Importe von Energietrdagern, die direkt fiir den Konsum
der privaten Haushalte verwendet wurden, sind zwischen
1995 und 2003 um fast 24% gestiegen. Der den impor-
tierten Konsumgiitern — als indirekte Energie — zuzurech-
nende Energieverbrauch hat sich um knapp 17% erhoht.
Der grofite Einsatz von Energie fiir importierte Konsumgii-
ter im Jahr 2003 von insgesamt 958 P) ist mit den impor-
tierten Nahrungsmitteln (12,7%), gefolgt von den impor-
tierten Kraftfahrzeugen (9,4%) verbunden.

Zusatzlich zu der indirekten Energie in Verbindung mit den
importierten Konsumgiitern ist bei den Importen noch ein
weiterer indirekter Energieeinsatz einzubeziehen: Bei der
Herstellung der inldndischen Konsumgiiter werden auch
Vorleistungsgiiter aus dem Ausland benotigt. Beispiels-
weise werden bei der Herstellung von Nahrungsmitteln
importierte Vorleistungen, zum Beispiel von landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen oder von Nahrungsmitteln, eingesetzt.
Der Energieaufwand zur Herstellung dieser importierten Vor-
leistungsgiiter ist ebenfalls der Kategorie ,,Energieimporte
zuzurechnen.

Die gesamte — den Importen zuzurechnende — Energie der
Konsumgiiter fiir 2003 setzt sich damit wie folgt zusam-
men:

Direkter Verbrauch importierter Energie 1507 P)

+ indirekter Energieaufwand zur Herstellung
von importierten Konsumgiitern 958 PJ

+ Energieaufwand zur Herstellung von
importierten Vorleistungen fiir inlandischen
Konsum 888 PJ

= gesamte ,importierte“ Energie 3353 P)

Schaubild 8 zeigt die Zusammensetzung des kumulierten
Energieverbrauchs der privaten Haushalte nach der Her-
kunft.

Der gesamte Energieaufwand in Zusammenhang mit den im-
portierten Konsum- und Vorleistungsgiitern betragt 3353 PJ
bzw. knapp 34% des kumulierten Energieverbrauchs der
privaten Haushalte. 25% der kumulierten Energie werden
dabei entweder direkt importiert bzw. zur Herstellung der
importierten Konsumgtiter benétigt. Dieser Anteil ist bedeu-
tend hoher als der Anteil der Konsumausgaben fiir Importe
an den gesamten Konsumausgaben, der 2003 bei rund 10%
lag. Dies weist darauf hin, dass die importierten Konsum-
giiter einen sehr viel héheren Energiegehalt aufweisen als
die im Inland hergestellten. Izl
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Dipl.-Volkswirtin Irmtraud Beuerlein, Dipl.-Okonom Klaus Pétzsch, Dipl.-Volkswirt Hubert Vorholt,
Dipl.-Ing. Ok. Ute Egner, Dipl.-Soziologin Wera Kallnik, Andreas Martin, Mathias Grof3

Preisentwicklung 2006

Die Preisentwicklung des Jahres 2006 wurde von steigenden
Weltmarktpreisen fiir Energie und Rohstoffe geprdgt. Diese
Preissteigerungen wurden durch die Aufwertung des Euro,
insbesondere gegeniiber dem US-Dollar, nur geringfiigig
geddmpft. Die stark gestiegenen Preise fiir Energie und Roh-
stoffe beschleunigten insbesondere den Auftrieb der Ein-
fuhrpreise und der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte.
Auch die Verbraucher bekamen die gestiegenen Energie-
kosten deutlich zu spiiren. Dennoch blieb die Jahresteue-
rungsrate der Verbraucherpreise 2006 unter der 2-Prozent-
Marke und lag damit niedriger als im Vorjahr.

Die wichtigsten Ergebnisse
im Uberblick

Der Verbraucherpreisindex fiir Deutschland ist im Jahr 2006
gegeniiber 2005 um 1,7% gestiegen. Die jahrliche Verdn-
derungsrate erreichte damit nach +2,0% im Jahr 2005 wie-
der anndhernd das Niveau des Jahres 2004 (Jahresdurch-
schnitt: +1,6%). Dabei hatten die Jahresveranderungsraten
in den ersten Monaten des Jahres 2006 teilweise noch {iber
2% gelegen. Doch zur Mitte des Jahres schwédchte sich der
Preisauftrieb ab und ab Juli wurde die 2-Prozent-Grenze
nicht mehr erreicht. Den niedrigsten Stand erreichte die
monatliche Teuerungsrate mit +1,0% im September 2006,
als fallende Rohdlpreise fiir deutliche Preisriickgénge bei
Kraftstoffen und Heizél sorgten.

Fiir den Anstieg der Verbraucherpreise im Jahr 2006 waren
vor allem die Energiepreise verantwortlich. Energieprodukte
insgesamt (Mineralolprodukte und andere Haushaltsener-
gien) verteuerten sich 2006 um 8,5%. Wahrend sich die Preis-
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Schaubild 1

Verbraucherpreisindex fiir Deutschland
2000 =100
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entwicklung fiir Heizol und Kraftstoffe im Herbst 2006 auf
der Verbraucherebene entspannte, stiegen die Preise fiir
folgende Haushaltsenergiearten im gesamten Jahresverlauf
2006 gegeniiber 2005 an: Gas verteuerte sich 2006 gegen-
tiberdem Vorjahrum 17,7%, die Umlagen fiir Zentralheizung
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Schaubild 2

Schaubild 3

Beitrag einzelner Giiterarten des Verbraucherpreisindex
zur Jahresteuerungsrate 2006
Prozentpunkte

Kraftstoffe
0,2

Verbleibende

Inflation Zentral-

heizung,
Fernwdrme

0,9

Leichtes
Strom Heizol
0,1 0,1

1) Verdnderung des Index der Verbraucherpreise 2006 gegeniiber 2005 insgesamt.
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und Fernwdrme um 14,9% sowie Strom um 4,0%. Ohne Ein-
rechnung der Energiekomponenten hatte die jahrliche Teue-
rung fiir das Jahr 2006 nur 0,9% betragen. Die Preisentwick-
lung der Energieprodukte erklart somit 2006, wie bereits
im letzten Jahr, fast die Hélfte der gesamten Inflationsrate
(siehe Schaubild 2).

Noch starker als auf der Verbraucherebene stiegen die Ener-
giepreise auf den vorgelagerten Wirtschaftsstufen, wie aus
Schaubild 3 hervorgeht. So wurde der Import von Energie im
Jahr 2006 gegeniiber dem Vorjahr 2005 um 21,5% teurer.
Auf der Erzeugerebene musste fiir Energie 2006 durch-
schnittlich 16,0% mehr bezahlt werden. Dabei verteuerte
sich insbesondere Erdgas, fiir dieses Gut stiegen die Ein-
fuhrpreise um 34,4% und die Erzeugerpreise um 24,8%.%)

Trotz der Entspannung am Roholmarkt gegen Ende des
Jahres 2006 hat Rohdl im Jahresdurchschnitt 2006 so viel
gekostet wie nie zuvor. So betrug der Preis fiir ein Barrel
Rohdl des sogenannten OPEC-Korbes aus elf Rohdlsorten
2006 durchschnittlich 61,08 US-Dollar. Dies ist eine Steige-
rung gegeniiber dem Vorjahresdurchschnitt von 20,6%. Der
Jahreshochststand wurde dabei im Juli 2006 mit 68,89 US-
Dollar erreicht.

Stark angestiegen sind 2006 jedoch nicht nur die Rohdl-
preise. Aufgrund der wachsenden Nachfrage aus Asien,
insbesondere aus China, haben sich auch viele Rohstoffe
deutlich verteuert. Am stdrksten war diese Entwicklung bei
Nichteisenmetallen und Stahl. Die Importe von Nichteisen-
metallen haben sich im Jahr 2006 um 45,6% gegeniiber
dem Vorjahr 2005 verteuert. Auf der Erzeugerstufe musste
2006 fiir Nichteisenmetalle durchschnittlich 35,6% mehr
bezahlt werden als 2005. Die Erzeugerpreise fiir Walzstahl
legten im Jahr 2006 um 5,3% gegeniiber dem Vorjahr zu. Die
erhohten Rohstoffpreise haben sich auch in den entspre-
chenden Indizes ausgewirkt: So stieg der Index der Einfuhr-

Preisindizes fiir Energie

2000 =100
= Einfuhrpreisindex Energie ——— Erzeugerpreisindex Energie
------- Verbraucherpreisindex zum Vergleich: Verbraucher-
Energie preisindex ohne Energie
Verbraucherpreisindex
insgesamt
Messzahlen Messzahlen
200 200
180 180

160 N 160

~
re” N
/
140 140
120 120
100 100
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preise 2006 um 5,2% gegeniiber 2005, der Index der Erzeu-
gerpreise gewerblicher Produkte legte im gleichen Zeitraum
um 5,5% zu. Dabei wurden auf beiden Wirtschaftsstufen
im Jahresverlauf teilweise Verdnderungsraten von tber 6%
gegeniiber dem Vorjahresmonat verzeichnet.

Die aufgrund der erhohten Weltnachfrage gestiegenen Ein-
fuhrpreise fiir Rohstoffe und Energie zeigen allerdings nur
eine Seite der zunehmenden internationalen Wirtschafts-
verflechtung. Denn wahrend sich Rohstoffe und Energie ver-
teuerten, verringerten sich die Importpreise anderer Giiter,
vor allem von Giitern des Verarbeitenden Gewerbes. Impor-
tierte Konsumgiiter wie Bekleidung oder Elektrogerdte ver-
billigten sich, da sie zunehmend in asiatischen oder ost-
europdischen Landern zu geringeren Kosten produziert
werden. Die Auswirkungen dieses Sachverhalts auf die Ein-
fuhrpreise veranschaulicht Schaubild 5 am Beispiel einiger
ausgewdhlter Giter.

Auf Verbraucherebene zeigte bereits im Jahr 2006 die
beschlossene Erhdohung der Umsatzsteuer von 16% auf

1) Weitere Informationen zum Thema Energiepreise finden sich im Bericht ,Energie in Deutschland“ des Statistischen Bundesamtes. Er kann unter http://www.destatis.de/presse/deutsch/

pk/2006/jahrbuch_pk_2006.htm kostenfrei abgerufen werden.
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Schaubild 4

Schaubild 5

Zur Preisentwicklung
in Deutschland

1) Ohne Umsatzsteuer.

2000 =100
Messzahlen Messzahlen
110 T 110
Index der Einfuhrpreise __._/_,\
100 — 100
\A/\

90 90
120 | | 120
115 |-Index der Einkaufspreise " 115

landwirtschaftlicher Betriebsmittel
1o ‘/o\‘_/o/” X/\/’\‘/‘ 1o
105 W 74 \,A\ / 105
100 ,'\_VAV S Va 100
95 95
Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte)
90 } } } 90
T T T
120 T 120
Index der Erzeugerprei%& /'/_
ewerblicher Produkte
110 g // 110
—_/
100 100

90 90

110 110
L —
100 ‘———J—__’— 100
Index der Ausfuhrpreise
90 } 90
110 T T 110
Preisindex fiir Wohngeb&dude o
105 = in konventioneller Bauart / 105
L-o—o—o—0
100 [~—t—o—9 100

95 95

115 T T 115
Index der GroBhandelsverkaufspreisel) /A—

110 /\/-/\-' 110

105 /f 105

100 100

95 95

110 T T 110
Index der Einzelhandelspreise
105 105
| —
’V.NJ-V—
100 100

95 95

115 T 115
Verbraucherpreisindex
110 /ﬂ,—#‘h’ 110
105 | 105
100 100
95 TTTTTTTTTTT TTTTT T TTTTT TTTTTTTTTTT TTTTTTTTTTT 95
A ) O A ) O |1 A o |l A 0
2003 2004 2005 2006

Statistisches Bundesamt 2007 - 01 - 0062

Einfuhrpreisindizes verschiedener Giitergruppen
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19% in einigen Giitergruppen Wirkung. Seit Jahresmitte
setzte eine breite 6ffentliche Diskussion {iber die Preiswir-
kungen dieser Steuererh6hung ein. Das Statistische Bun-
desamt begleitete diese Diskussion mit einem zusatzlichen
Online-Informationsangebot, dem ,Preismonitor“. Dieser
zeigt grafisch die Preisentwicklung ausgewahlter Giiterarten
seit Januar 2000 auf.?) Dadurch kann die aktuelle Preisent-
wicklung in Relation zur Entwicklung der Preise in den letz-
ten sieben Jahren gesetzt werden. So ldsst sich im Preismo-
nitor beobachten, dass die dort unteranderem dargestellten
gastronomischen Dienstleistungen zwar im Zuge der Euro-

Preisindizes auf den verschiedenen Wirtschaftsstufen

Jahresdurchschnitt

2006 gegeniiber 2005

in %
Einfuhrpreise «.....ooveeieiiiiiii i +5,2
Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel +3,0
Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte?) . +7.8
Erzeugerpreise gewerblicher Produkte .......... +5,5
Ausfuhrpreise ......coovviiiiiiiiiin., +23
Wohngebdude in konventioneller Bauart .. +23
GroBhandelsverkaufspreise ............ +3,7
Einzelhandelspreise .................... . +1,0
Verbraucherpreise ..........cooeviiiieieennnnn. +1,7

1) Vorlaufiges Ergebnis.

2) Der Preismonitor kann im Internet unter http://www.destatis.de/preismonitor abge-
rufen werden.
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bargeldeinfiihrung im Jahr 2002 deutlich teurer wurden, im
Jahr 2006 jedoch nur geringe Preissteigerungen aufwiesen.
Starkere Preiszuwdchse im zweiten Halbjahr 2006 sind hin-
gegen nur bei einzelnen im Preismonitor vertretenen Giitern
festzustellen, so etwa bei Zahncreme und Tapetenkleis-
ter (+2,5% bzw. +2,3% im Dezember 2006 gegeniiber Juli
2006). Aufschluss dariiber, ob diese Preiserh6hungen auf
die Anhebung der Umsatzsteuer zuriickzufiihren sind oder
aufanderen Ursachen beruhen, kann der Preismonitor aller-
dings nicht geben.

Weltmarktpreise

Die auf dem Weltmarkt gehandelten Rohstoffe haben sich
im Jahr 2006 aufgrund der gestiegenen Nachfrage aus
Asien, insbesondere aus China, teilweise stark verteuert
und haben dadurch auch auf die nationale Preisentwicklung
eingewirkt. Dervom Hamburgischen Welt-Wirtschafts-Archiv
(HWWA) berechnete Index der Weltmarktpreise fiir Roh-
stoffe (Nahrungs- und Genussmittel, Industrie- und Energie-
rohstoffe), der die Preisentwicklung aus Sicht der Industrie-
lander misst, zeigt einen Anstieg auf Basis von Preisen in
US-Dollar um 20,9% im Jahr 2006 gegeniiber 2005.

Schaubild 6
Weltmarktpreise und deutsche Einfuhrpreise
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Ausschlaggebend fiir den Anstieg war vor allem die Preisent-
wicklung bei Industrierohstoffen. Insbesondere Nichteisen-
metalle (Kupfer, Zink usw.) verteuerten sich, fiir sie musste
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2006 auf dem Weltmarkt im Schnitt 59,5% mehr bezahlt
werden als 2005. Im Gegensatz zum Vorjahr verteuerte sich
Rohol im Jahresdurchschnitt 2006 leicht unterdurchschnitt-
lich (+19,8%), was auf die seit August 2006 nachlassenden
Weltmarktpreise fiir Rohol zurlickzufiihren ist.

Der vom HWWA veroffentlichte Rohstoffpreisindex auf Euro-
Basis lag im Jahresdurchschnitt 2006 um 19,4% tiber dem
Niveau des Vorjahres. Auch bei dieser Betrachtung verteu-
erten sich die Industrierohstoffe, wenn auch etwas weni-
ger stark als auf Dollar-Basis (+30,9% in Euro gegeniiber
+32,6% in US-Dollar). Am stirksten stiegen auch auf Euro-
Basis die Weltmarktpreise fiir Nichteisenmetalle (+57,3%
im Jahresdurchschnitt 2006). Ebenfalls tiberdurchschnitt-
lich verteuert hat sich Getreide (+ 23,3%). Leicht unterdurch-
schnittlich verlief 2006 hingegen die Teuerung bei Rohol
(+18,2%). Im Jahresdurchschnitt 2006 verbilligt haben sich
Olsaaten und Ole (-3,6%).

Frachtraten in der Seeschifffahrt

Der Index der Seefrachtraten in der Linienfahrt, der die
Preisentwicklung der von den deutschen Unternehmen fiir
Im- und Exporte in Anspruch genommenen Seeverkehrs-
leistungen in der Linienfahrt aufzeigt, lag im Jahresdurch-
schnitt 2006 — berechnet auf Euro-Basis — um 4,0% unter
dem Niveau des Vorjahres. Da der Wechselkurs des US-Dol-
lar gegeniiber dem Euro im Jahresdurchschnitt 2006 im Ver-
gleich zu 2005 um 1,0% sank und etwa 70% der Frachtraten
in US-Dollar gemeldet werden, ist ein Teil der Ratenab-
schwachung auf die Wechselkursentwicklung zuriickzufiih-
ren. Bezogen auf die einzelnen Fahrtregionen kam es zu fol-
genden Entwicklungen: In der Afrikafahrt (-0,7%), in der
Amerikafahrt (-7,2%) und in der Fahrtregion Asien/Aus-
tralien (—4,7%) lagen die Frachtraten im Jahr 2006 im Ver-
gleich zum Vorjahr niedriger. Dagegen stiegen die Frachtra-
ten in der Europafahrt um 7,3%.

Index der Seefrachtraten in der Linienfahrt
1995 =100

Gesamtindex Einkommende  Ausgehende

Fahrt Fahrt

2005D . ..iiiinnnnnn. 103,7 97,1 110,0
2006 D.evvviiinnnn 99,6 93,0 105,9
2005 Dezember ...... 110,4 102,9 117,4
2006 Januar.......... 104,4 95,4 112,9
Februar ........ 104,5 95,0 1134

Mérz ........... 105,5 96,6 113,9

April ..ol 104,8 95,8 113,2

Mai ............ 101,0 91,6 109,8

Juni ool 103,7 94,3 112,5

Juli ........ .. 105,0 95,9 113,5
August ......... 97,6 92,0 102,9
September ..... 96,0 91,6 100,2
Oktober ........ 95,1 92,6 974
November ...... 91,2 89,1 93,1
Dezember ...... 86,8 85,9 87,8

Ein- und Ausfuhrpreise

Der Index der Einfuhrpreise ist im Jahresdurchschnitt 2006
gegenliber dem Vorjahr stark gestiegen (+ 5,2%). Dies ist die
hochste Jahresteuerungsrate seit dem Jahr 2000, als sich
die Importpreise um 10,1% erhdhten. Im Jahr 2005 hatte
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der Anstieg +4,3% betragen, nachdem die Steigerungsrate
2004 lediglich bei +1,0% gelegen hatte. Die Entwicklung
der Einfuhrpreise wurde im Jahresverlauf 2006 geprdgt von
zum Teil kraftigen Preisanstiegen in den ersten acht Mona-
ten des Jahres — so betrug die monatliche Preissteigerungs-
rate im Januar +0,9%, im April +1,3% und im Juli +1,2% —
und riickldufigen Preisen im letzten Jahresdrittel.

Importe aus dem Nicht-Euro-Gebiet verteuerten sich 2006
mit einer durchschnittlichen Preissteigerung von +5,8%
etwas stdrker als Importe aus der Eurozone (+4,1%). Dies
ist vor allem darauf zuriickzufiihren, dass sich im Lauf des
Jahres 2006 die Einfuhrpreise fiir Rohstoffe und Halbwaren,
die liberwiegend aus Léandern auBerhalb der Eurozone ein-
geflihrt werden, erheblich verteuerten. Einen ddmpfenden
Einfluss auf die Entwicklung der Importpreise aus Nicht-
Euro-Landern hatten dabei die Kursgewinne des Euro, ins-
besondere gegeniiber dem US-Dollar. Ohne diese hatten
sich die Importe nach Deutschland noch stadrker verteuert.

Index der Einfuhrpreise

Verdnderung Veranderung
Dez.2006 De%2006  y o006 2006
gegeniiber gegeniiber
Dez. 2005 2005
2000 =100 % 2000 =100 %
Einfuhrgiiter
insgesamt ....... 106,1 +2,2 106,7 +52
Gliter der
Erndhrungs-
wirtschaft...... 106,2 +2,2 104,9 +2,3
Glter der
gewerblichen
Wirtschaft ..... 106,1 +2,2 106,8 +54
Rohstoffe ...... 166,3 +4,1 174,2 +222
Halbwaren ..... 143,7 +11,6 1441 +20,1
Fertigwaren .... 94,8 +0,4 94,7 +0,3

Im Jahresdurchschnitt 2006 betrug der Preisanstieg fiir
importierte Rohstoffe 22,2% und fiir Halbwaren 20,1%.
Bemerkenswert in diesem Zusammenhang war einerseits
die Preisentwicklung fiir wichtige Primdrenergietrager,
andererseits diejenige fiir Metallerze. Bei den Energieroh-
stoffen verteuerte sich importiertes Rohol im Jahresdurch-
schnitt 2006 gegeniiber dem Vorjahr 2005 um 19,5% und
Erdgas um 34,4%. Bei Rohol stiegen die Einfuhrpreise seit
Jahresbeginn kontinuierlich an und erreichten im August ein
neues Rekordniveau. Seit diesem Hochststand fiihrten spiir-
bare Entspannungen auf den Weltmdrkten zu deutlichen
Preisnachldssen, im Dezember 2006 wurde Erddl bereits
billiger importiert als im vergleichbaren Vorjahreszeitraum
(-1,5%). Einen dhnlichen Verlauf nahmen die Preise fiir
importierte Mineraldlerzeugnisse, die sich im Jahresdurch-
schnitt 2006 um 14,8% verteuerten. Zum Jahresende lagen
die Preise jedoch unter dem Stand des Vorjahres (- 4,4%).

Nachdem die Preise fiir importiertes Erdgas bereits im
Vorjahr kréftig gestiegen waren (2005 gegeniiber 2004:
+38,1%), legten sie auch im Jahr 2006 deutlich zu (+34,4%
gegeniiber 2005). Zum Jahresende hatten sich die Einfuhr-
preise fiir Erdgas im Vergleich zum relativ niedrigen Niveau
des Jahres 1999 nahezu vervierfacht. Da die Einfuhrpreise
fur Erdgas iiber meist langfristige Liefervertrdge an die
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Olpreisdynamik gekoppelt sind, ist in den ndchsten Mona-
ten eine leichte Preisentspannung zu erwarten.

Bemerkenswert im Jahr 2006 war der weitere kréftige
Preisanstieg fiirimportierte Spalt- und Brutstoffe. Diese vor-
nehmlich in Kernkraftwerken eingesetzten Materialien ver-
teuerten sich gegeniiber dem Vorjahr um durchschnittlich
60,5%.

Der anhaltende Wirtschaftsboom in Ost- und Sidasien
sorgte auch im Jahr 2006 fiir eine groBe Nachfrage nach
wichtigen Rohstoffen fiir die Metallerzeugung. Dies fiihrte
zu steigenden Einfuhrpreisen, insbesondere bei Nichtei-
senmetallerzen (2006 gegeniiber 2005: +34,1%) und bei
Eisenerz (+12,2%). Auch die in der Metallverhiittung viel-
fach eingesetzte Importsteinkohle verteuerte sich im Jah-
resdurchschnitt 2006 weiter (+ 8,6% gegeniiber 2005). Eine
Folge der beschriebenen Tendenzen war, dass zum Jahres-
ende 2006 auch fiir importierten Walzstahl sowie fiir Nicht-
eisenmetalle und Halbzeug daraus deutlich mehr bezahlt
werden musste als noch im Vorjahr (+15,5% bzw. +32,5%
gegeniiber Dezember 2005).

Bemerkenswerte Preissteigerungen ergaben sich 2006 auch
beim Import einiger Agrarprodukte. Inshesondere die deut-
liche Verteuerung von Gemiise (+33,0% gegeniiber 2005)
und Getreide (+12,6%) iibte einen spiirbaren Preisdruck auf
die Inlandsmarkte aus.

Importe von Fertigwaren, die mit einem Gewicht von rund
74% in die Berechnung des Einfuhrpreisindex eingehen,
waren im Jahr 2006 trotz anziehender Konjunktur und
damit verbundener Erhhung der Nachfrage nur geringfiigig
teurer als im Vorjahr (+0,3%). Dafiir waren in erster Linie
die erneut starken Preisriickgange bei Datenverarbeitungs-
gerdten und -einrichtungen (- 18,2%), elektronischen Bau-
elementen (-18,1%) sowie nachrichtentechnischen Gera-
ten und Einrichtungen (-2,7%) verantwortlich. Hinzu kam
auch hier der gestiegene Eurokurs, der eingefiihrte Waren
fiir deutsche Importeure tendenziell verbilligte.

Die deutschen Exporteure konnten auf den Auslandsmark-
tenim Jahr 2006 etwas gréf3ere Preiserhohungen realisieren
als im Vorjahr. So stieg der Index der Ausfuhrpreise gegen-
tiber dem Jahresdurchschnitt 2005 um 2,3%. Die weltweit
zu beobachtenden Preiserhhungen auf den Rohstoffmark-
ten konnten zumindest teilweise an Kunden im Ausland

Index der Ausfuhrpreise

Veranderung Veranderung
Dez. 2006 D6%2006 1 o006 2006
gegeniiber gegeniiber
Dez. 2005 2005
2000 =100 % 2000 =100 %
Ausfuhrgiiter
insgesamt ...... 105,6 +2,4 104,8 +23
Guter der
Erndhrungs-
wirtschaft..... 109,6 +6,0 106,4 +4,4
Guter der
gewerblichen
Wirtschaft .... 105,4 +23 104,7 +2,2
Rohstoffe ..... 137,2 +14,0 133,2 +15,0
Halbwaren .... 1451 +9,0 144,1 +16,9
Fertigwaren ... 102,9 +1,6 102,3 +1,2
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weitergegeben werden. Exporte in Lander der Eurozone ver-
teuerten sich dabei um durchschnittlich 2,9%, Exporte in
Nicht-Euro-Lander um 2,0%. Im Dezember 2006 betrug die
Jahresteuerungsrate des Ausfuhrpreisindex + 2,4%.

Die Preise fiir Mineral6lerzeugnisse nahmen auf der Aus-
fuhrseite einen dhnlichen Verlauf wie auf der Einfuhrseite.
Sie stiegen im Jahresdurchschnitt 2006 um 14,1% und
lagen im Dezember um 4,4% unter dem Niveau vom Dezem-
ber 2005. Die bei der Einfuhr beschriebenen Preissteige-
rungen von Rohstoffen fiir die Metallerzeugung schlugen
sich insbesondere in der jahresdurchschnittlichen Erho-
hung der Ausfuhrpreise fiir Nichteisenmetalle und Halbzeug
daraus nieder (+37,6%).

Fertigwaren, die einen Grofteil des deutschen Warenexports
(im Basisjahr 2000 waren es 89,2%) ausmachen, konnten
im Jahresdurchschnitt 2006 im Vergleich zu 2005 zu leicht
erhGhten Preisen abgesetzt werden (+1,2%), obwohl der
erhohte Wechselkurs des Euro einen zunehmenden Kos-
tendruck auf die deutschen Exporteure ausiibte. Fiir einige
wichtige Exportgiiter konnten Preisaufschldge durchge-
setzt werden (chemische Erzeugnisse: +3,4%, Maschinen:
+1,3%). Bei Personenkraftwagen (+0,7%) und Lastkraft-
wagen (+0,6%) waren die Preiserhhungen deutlich gerin-
ger, bei Datenverarbeitungsgerdten und -einrichtungen
(-18,3%) sowie elektronischen Bauelementen (-17,0%)
setzte sich der weltweit zu beobachtende Preisverfall wei-
ter fort.

Index der Terms of
Ausfuhrpreise  Einfuhrpreise Trade?)
2000 =100

2005 September 102,8 103,3 99,5
Oktober ..... e 103,0 103,7 99,3
November ... 103,0 103,5 99,5
Dezember 103,1 103,8 99,3
2006 Januar ............. 103,3 104,7 98,7
Februar ............ 103,7 105,1 98,7
Marz........ooonnt 104,0 105,6 98,5

April coiiiiiiii 104,5 107,0 97,7
Mai..ooooiiiinnn, 104,8 107,2 97,8
Junicoeeeeiiiin, 104,8 107,0 97,9

Juli v 105,2 108,3 97,1
August ............ 105,2 108,5 97,0
September ........ 105,2 107,1 98,2
Oktober ........... 105,6 106,83 98,9
November ......... 105,7 106,4 99,3
Dezember ......... 105,6 106,1 99,5

1) Wegen der Unterschiede zwischen den AuRenhandelspreisindizes und
den AuBenhandels-Durchschnittswertindizes differieren auch die jeweils
berechneten Terms of Trade.

Da im Jahresdurchschnitt 2006 die Ausfuhrpreise weniger
stark anstiegen als die Einfuhrpreise, verringerten sich die
Terms of Trade, die als Relation aus dem Ausfuhrpreisindex
und dem Einfuhrpreisindex errechnet werden (- 2,8%). Dies
bedeutet, dass sich die Austauschverhéltnisse der deut-
schen Wirtschaft im Jahr 2006 wie auch schon im Vorjahr
verschlechtert haben: Fiir jeden Euro exportierter Waren
konnten 2,8% weniger Waren aus dem Ausland bezogen
werden als noch im Vorjahr. Die Terms of Trade erhdhten
sich jedoch — vor allem wegen der fallenden Einfuhrpreise
fiir Rohdl — zum Jahresende, sie lagen im Dezember 2006
um 0,2% tiber dem Stand von Dezember 2005.
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Agrarpreise

Nachdem in den Jahren 2004 und 2005 die Erzeugerpreise
fir landwirtschaftliche Produkte riickldufig waren (2004
gegeniiber 2003: —1,6%; 2005 gegeniiber 2004: —0,9%),
hat sich dieser Trend im Oktober 2005 umgekehrt. Seitdem
steigen die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise an. Fiir das
Jahr 2006 ist nach vorldufigen Ergebnissen mit um 7,8%
hoheren Erzeugerpreisen im Vergleich zum Vorjahr zu rech-
nen.

Der Anstieg der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise war
besonders bei den pflanzlichen Produkten ausgepragt
(Oktober 2006 gegeniiber Oktober 2005: +20,4%). Hierzu
haben stark gestiegene Preise bei Hackfriichten (+47,6%;
darunter Speisekartoffeln: +109,9%), Getreide (+34,2%)
und Gemiise (+13,0%; darunter Spargel: +37,1%) beige-
tragen.

Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte

Okt. 2006 Okt. 2005
gegeniiber

Okt. 2005 Okt. 2004

2000=100 Verdnderungin %

Oktober
2006

Landwirtschaftliche Produkte

insgesamt ......covviiiiiiiiiiiaan, 108,1p +9,5p +1,4
Pflanzliche Produkte ............... 118,1 +20,4 +6,0
darunter:
Getreide ..vvvviiiiiiiii i 109,1 +34,2 +0,6
Hackfriichte ...............oo... 178,3 +47,6 +220
[0 7 S 116,9 +57 +86
Gemiise ...oovvviiiiiiiiiiiiin, 95,7 +130 +5,0
Baumschulerzeugnisse .......... 102,4 -08 -0,6
Schnittblumen und Topfpflanzen 99,6 -50 +4,3
Tierische Produkte ................. 101,5p +2,4p -1,4
darunter:
Tiere .ovveeiiiiii 106,8 +4,4 -1,2
darunter:
Rinder ......ccooviiiiiiiiinnnn. 1114 +68 +2,9
Kalber ....ovviniiiiiniinn.. 108,2 -26 +52
Schweine ......oovveiiiiin.. 103,4 +30 —4,1
Geflligel ....ovvvvvvinininnnn.. 1103 +56 +1,4
Milch ooveii i 94,1p +0,2p -33
=Y 120,7 +3,1 +13,9

Fiir den Preisanstieg bei Speisekartoffeln waren zum einen
ErnteeinbuBen aufgrund teilweise schlechter Witterungs-
bedingungen verantwortlich. Da in der gleichen Zeit des
Vorjahres aufgrund der sehr guten Ernte im Jahr 2004 die
Erzeugerpreise noch niedrig waren bzw. sich erst langsam
erholten, fiihrte zum anderen ein statistischer Basiseffekt
zu den hohen Preisveranderungen.

Die Preiserh6hung bei Getreide ist auf eine geringere Ernte
sowohlim Inland als auch in wichtigen Produktionsregionen
weltweit, zum Beispiel in Australien, zuriickzufiihren.

Bei Gemiise waren viele Faktoren fiir den Preisanstieg ver-
antwortlich. In diese Produktgruppe fallt eine Vielzahl von
einzelnen Gemiisesorten, auf die sich die jeweiligen Witte-
rungsverhdltnisse wahrend der Anbausaison stark auswir-
ken. Die Preiserhhung bei Spargel ist wie bei Speisekartof-
felnauch aufeinen statistischen Basiseffekt zurlickzufiihren:
Eine auBergewohnlich gute Ernte hatte im Jahr 2005 zu rela-
tiv geringen Erzeugerpreisen im Vergleich zu 2006 gefiihrt.
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Abgesehen von diesen Einzelentwicklungen wirken sich
in letzter Zeit auch am Markt fiir pflanzliche Produkte die
gestiegenen Energiepreise aus. Die landwirtschaftlichen
Erzeuger beginnen, verstarkt Pflanzen anzubauen, aus
denen sich Energie gewinnen ldsst. Dies gilt besonders fiir
Raps (zur Erzeugung von Biodiesel). Durch die ,,Konkurrenz*
der iibrigen pflanzlichen Produkte um das verbleibende
(begrenzte) Flichenangebot sind mittelbar auch diese von
den gestiegenen Energiepreisen betroffen.

Bei den tierischen Produkten verteuerten sich vor allem
Schlachtrinder (Oktober 2006 gegeniiber Oktober 2005:
+6,8%) und Schlachtgefligel (+5,6%).

Auf der Einkaufseite haben sich die Preise fiir die Landwirte
ebenfalls erhéht. Im Oktober 2006 lagen die Preise fiir land-
wirtschaftliche Betriebsmittel um 3,0% (ber dem Stand
des Vorjahres. Zu dem Anstieg haben nahezu alle Arten von
Betriebsmitteln beigetragen, insbesondere jedoch Diinge-
mittel (+7,4%), Futtermittel (+ 6,1%) sowie Pflanzenschutz-
mittel (+5,5%).

Index der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel

Okt. 2006 Okt. 2005
gegeniiber

Okt. 2005 Okt. 2004

2000 =100 Verdnderungin %

Oktober
2006

Landwirtschaftliche Betriebsmittel
insgesamt .......coovviiiiiiinnnnn. 112,5 +3,0 +22

Waren und Dienstleistungen des

laufenden landwirtschaftlichen

Verbrauchs .........ccoooiiiiit 113,4 +31 +25
Saat- und Pflanzgut .............. 107,6 +54 -24
Energie und Schmierstoffe ....... 1383 -16 +11,2
Diingemittel .............. 135,9 +7.4 +81
Pflanzenschutzmittel ... 94,8 +55 £0,0
Futtermittel ..........covveennn.. 103,1 +6,1 -27
Veterindrleistungen .............. 100,2 £0,0 +0,1
Instandhaltung und Reparatur von

Geraten ...ovveiieiiniiieiaeann 122,1 +31 +2,6
Instandhaltung und Reparatur von

Wirtschaftsgebduden .......... 107,1 +2,5 +1,4
Sonstige Waren und

Dienstleistungen .............. 109,7 +21 +1,8

Waren und Dienstleistungen land-

wirtschaftlicher Investitionen .... 110,0 +2,5 +1,3
Material .....ovvviiiiiiiiiinn., 110,8 +2,4 +1,2
Bauten ..., 107,8 +30 +1,7

Der Preisanstieg bei Diingemitteln resultierte zum Teil aus
dem Abbau von Kapazitdten in der Diingemittelindustrie.
Ferner hat sich hier wegen der teilweise energieintensiven
Produktion von Diingemitteln der Anstieg der Energiepreise
ausgewirkt.

Da im Jahr 2006 die Erzeugerpreise starker zugenommen
haben als die Betriebsmittelpreise, sind die landwirtschaft-

»Terms of Trade“ der Landwirtschaft

Verdnderung
2000 =100 gegeniiber

Vorjahrin %
96,5 -6,2
97,4 +0,9
92,6 -4,9
91,2 -15
95,9 +52
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lichen Terms of Trade gestiegen, und zwar um 6,4% (Okto-
ber 2006 gegeniiber Oktober 2005). In den beiden Jahren
zuvor waren sie noch riickldufig (2005 gegeniiber 2004:
—1,5% bzw. 2004 gegeniiber 2003: - 4,9%).

Nachdem die Preise fiir Rohholz seit dem Jahr 2000 tenden-
ziell gefallen sind, kam es im Februar 2005 zu einer Trend-
umkehr. Abgesehen vom August 2005 steigen die Rohholz-
preise seitdem an. Besonders ausgeprdgt war die Preiserhd-
hung bei Industrieholz. Im September 2006 lagen die Erzeu-
gerpreise hierfiir um 25,3% (iber dem Vorjahresstand. Bei
den Preisen fiir den Energietrager Holz zeigt sich damit die
gleiche Entwicklung wie bei den tibrigen Energiepreisen. Zu
einem Nachfrage- und damit Preisanstieg bei Industrieholz
hat aber auch beigetragen, dass neue technische Méglich-
keiten der holzverarbeitenden Industrie erlauben, Industrie-
holz zu hoherwertigen Produkten zu verarbeiten.

Der Preisanstieg bei Stammbholz (+ 3,7% im September 2006
gegeniiber September 2005) resultiert tiberwiegend aus
den gestiegenen Preisen fiir Fichte (+8,4% fiir Fichte B im
September 2006 gegeniiber September 2005). Diese Holz-
sorte beeinflusst mit ihrem Gewichtsanteil von tber 57%
die Preisentwicklung bei Stammbholz stark. In Verbindung
mit der Preiserh6hung bei Kiefer C (+5,3% im Vorjahresver-
gleich) hat dies die Preisriickgdnge bei den iibrigen Holz-
arten (Buche B: —6,3%, Eiche B: —5,7%, Kiefer B: —4,5%)
mehr als kompensiert.

Erzeugerpreise gewerblicher
Produkte

Die Preise von im Inland produzierten und abgesetzten
gewerblichen Erzeugnissen sind im Jahresdurchschnitt
2006 um 5,5% gestiegen. Eine hdhere Jahresteuerungsrate
war zuletzt im Jahr 1982 (+5,9%) verzeichnet worden. Im
Jahr 2005 hatten sich die Erzeugerpreise um 4,6% erhoht.
Vor allem in der ersten Jahreshélfte stiegen die Preise kréf-
tig an: Im Januar 2006 verteuerten sich gewerbliche Erzeug-
nisse gegeniiber dem Vormonat um 1,2%, im April um 1,0%.
Ab Jahresmitte stagnierten die Erzeugerpreise auf hohem
Niveau, aufgrund von Basiseffekten verringerte sich die Jah-
resteuerungsrate von ihrem hochsten Stand im Mai 2006
(+6,2%) auf +4,4% im Dezember.

Zur Gesamtjahresteuerungsrate von 5,5% trugen die einzel-
nen Produktgruppen in unterschiedlichem MaR bei (siehe
Schaubild 7 auf S. 120). Hauptpreistreiber war im Jahr 2006
Energie, sie verteuerte sich insgesamtim Jahresdurchschnitt
2006 gegeniiber 2005 um 16,0%. Die einzelnen Energie-
arten wiesen dabei unterschiedliche Tendenzen auf.

Bei den Mineraldlprodukten folgte die Preisentwicklung
weitgehend der Dynamik der Weltmarktpreise von Rohdl.
Mineral6lerzeugnisse verteuerten sich im Durchschnitt des
Jahres 2006 um 7,2%. Dabei waren bis Juli 2006 deutliche
Preisanstiege zu verzeichnen, wahrend die Preise ab August
kontinuierlich zuriickgingen. Im Dezember 2006 sanken
die Preise fiir Mineraldlerzeugnisse im Durchschnitt wieder
unter das Niveau vom Juli 2005. Gegeniiber Dezember 2005
verringerten sie sich um 2,3%. Fiir einzelne Produkte erga-
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Schaubild 7

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Inlandsabsatz)
Beitrag einzelner Gutergruppen zur durchschnittlichen Jahresveranderungsrate 2006
in Prozentpunkten

Vorleistungs-
gliter
1,2

Investitions-

gliter
0,2

3,7
Konsum-

gliter
0,4

1) Verdnderung des Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 2006 gegeniiber 2005 insgesamt.

Energie

0,3 Andere Energiearten

1,8 Erdgas

Elektrischer Strom

MineralGlerzeugnisse
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ben sich folgende durchschnittliche Jahresverdanderungs-
raten fiir das Gesamtjahr 2006 (bzw. fiir Dezember 2006):
Benzin +5,5% (bzw. —1,3%), Diesel +4,9% (bzw. —2,2%),
leichtes Heizdl +12,1% (bzw. -5,8%), schweres Heizol
+22,2% (bzw. - 9,9%), Fliissiggas +16,3% (bzw. —10,6%).

Elektrischer Strom verteuerte sich im Jahr 2006 erheblich.
Im Jahresdurchschnitt mussten Abnehmer von Strom um
15,4% hdhere Preise zahlen als im Vorjahr. Dabei stiegen

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Inlandsabsatz)

Verdnderung Veranderung
Dez.2006 672006 1 2006 2006
gegeniiber gegeniiber
Dez. 2005 2005
2000 =100 % 2000 =100 %
Gewerbliche
Erzeugnisse
insgesamt ....... 117,8 +4,4 116,8 +55
Energie .......... 152,1 +9,0 152,5 +16,0
Erzeugnisse der
Vorleistungs-
giiterprodu-
zenten ....... 1133 +56 111,0 +4,2
Investitions-
giiterprodu-
zenten ....... 104,2 +1,0 103,7 +0,7
Konsumgiiter-
produzenten . 109,4 +1,5 108,5 +1,5
Bergbau und
Gewinnung
von Steinen
und Erden ..... 146,0 +81 143,6 +12,5
Erzeugnisse des
Verarbeitenden
Gewerbes ..... 110,5 +2,6 109,7 +2,7
Elektrischer
Strom, Gas,
Fernwdrme,
Wasser ........ 159,4 +12,3 157,6 +18,7
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die Preise insbesondere bis August. Danach setzte eine
Preisberuhigung ein, wobei vor allem fiir Stromweiterver-
teiler und industrielle GroBkunden leichte Preisermafi-
gungen zu beobachten waren. Offenbar sind dies erste
Auswirkungen der von der Bundesnetzagentur verfiigten
Senkungen der Netznutzungsentgelte fiir eine Reihe von
Stromnetzbetreibern.

Bei Erdgas fiihrte die Bindung an den Olpreis im Lauf des
Jahres 2006 zu einem stetigen Preisanstieg. Insgesamt ver-
teuerte sich Erdgas im Jahresdurchschnitt um 24,8%. Da die
Entwicklung derImportpreise von Erdgas mit einer zeitlichen
Verzégerung von sechs bis neun Monaten der Olpreisdyna-
mik folgt, ist erst ab dem zweiten Quartal 2007 mit einer
Verbilligung zu rechnen. Aufgrund unterschiedlicher Preis-
strukturen waren die einzelnen Gaskunden unterschiedlich
von den Preissteigerungen betroffen. So mussten 2006 vor
allem Gasweiterverteiler (+25,5%), Ortsgasversorgungs-
unternehmen (+27,7%) und Industriekunden (+28,5%)
erheblich hohere Preise zahlen als im Durchschnitt des Vor-
jahres. Bei privaten Haushalten, bei denen der Anteil weit-
gehend preisstabiler Fixkosten (z.B. Netzgebiihren, Z&h-
lergebiihren, Steuern) vergleichsweise hoher ist, fielen die
Preissteigerungen etwas geringer aus (+ 18,1%). Die Erdgas-
preise fiir Kraftwerke erhéhten sich ebenfalls etwas mode-
rater (+12,2%), da hier die Entwicklung zusatzlich an die
Preisdynamik der Konkurrenzenergie Kohle gekoppelt ist.

Bemerkenswert waren im Jahr 2006 die spiirbaren Preiser-
hohungen von Fernwadrme, die im Jahresdurchschnitt 12,7%
betrugen.

Ohne Beriicksichtigung von Energie sind die Erzeugerpreise
2006 gegeniiber dem Vorjahr lediglich um 2,3% gestiegen.
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Erhebliche Preissteigerungen waren im Jahr 2006 auch bei
einer Reihe von Vorleistungsgiitern zu verzeichnen. Beson-
ders davon betroffen waren Metalle. So setzte zum Beispiel
bei Walzstahl nach den Preisriickgdngen in der zweiten Jah-
reshélfte 2005 zu Jahresbeginn 2006 wieder ein kontinu-
ierlicher Preisanstieg ein, der das ganze Jahr andauerte.
Zum Jahresende 2006 lagen die Preise fiir Walzstahl auf
einem bis dahin noch nicht erreichten Niveau. Im Jahres-
durchschnitt verteuerte sich Stahl um 5,3%, im Dezember
betrug die Jahresteuerungsrate 15,4%. Noch erheblich gro-
Bere Preisanstiege wurden fiir Nichteisenmetalle (+35,6%
im Jahresdurchschnitt 2006 gegeniiber 2005) aufgrund
stark gestiegener Rohstoffpreise auf den Weltmarkten fest-
gestellt. Im Einzelnen ergaben sich folgende durchschnitt-
liche Jahresteuerungsraten: Blei, Zink und Zinn +72,6%,
Kupfer und Kupferhalbzeug +60,3%, Edelmetalle +35,2%,
Aluminium und Halbzeug daraus +13,9%. Da auch andere
typische Vorleistungsgiiter im Jahr 2006 teurer waren
als noch im Vorjahr (z.B. metallische Sekundérrohstoffe:
+24,9%, Flachglas: +15,7%, Nadelschnittholz: +13,2%,
chemische Grundstoffe: + 5,9%), lagen die Preise fiir Erzeug-
nisse der Vorleistungsgiiterproduzenten insgesamt deutlich
tiber dem Stand des Jahresdurchschnitts 2005 (+4,2%). Im
Dezember 2006 betrug die Jahresteuerungsrate fiir Vorleis-
tungsgiiter +5,6%.

Die Preissteigerungen bei Rohstoffen und Energie wur-
den von den Produzenten von Investitionsgiitern im Jahr
2006 nur in geringem Umfang weitergegeben. Insgesamt
verteuerten sich Investitionsgiiter im Jahresdurchschnitt
um 0,7%. Dabei stiegen die Preise fiir Metallerzeugnisse
(+2,5%), Schienenfahrzeuge (+2,1%), Personenkraftwagen
(+1,7%), Lastkraftwagen (+1,4%) und Maschinen (+1,4%)
an. Gleichzeitig verbilligten sich Datenverarbeitungsgerdte
und -einrichtungen um 15,2%, elektronische Bauelemente
um 13,0% und nachrichtentechnische Gerdte und Einrich-
tungen um 11,2%.

Die Erzeugnisse der Konsumgiiterproduzenten waren im
Jahrdurchschnitt 2006 um 1,5% teurer als im Vorjahr (dar-
unter Gebrauchsgiiter: +0,7%, Verbrauchsgiiter: +1,7%).
Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass sich
zum Jahresende die weltweit gestiegenen Getreidepreise
bei einigen Produktgruppen der Nahrungs- und Futtermittel-
industrie niederschlugen: So war Mehl im Dezember 2006
um 7,4% teurer als im Vorjahr, die Preise fiir Futtermittel fiir
Nutztiere erhohten sich um 13,5%.

Baupreise

Das Jahr 2006 zeigte eine Trendwende in der Bauwirtschaft.
Die Bauinvestitionen, die — abgesehen von 1999 - seit
1995 riicklaufig waren, nahmen 2006 erstmals wieder zu.
Nach ersten Ergebnissen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen fiir das Jahr 2006 stiegen die realen Bauinves-
titionen gegeniiber 2005 deutlich um 3,6%. Im Wohnungs-
bau erhohten sich die Investitionen ebenfalls um 3,6%.

Die erhdhte Nachfrage nach Bauleistungen hat sich im Jahr

2006 entsprechend auf die Preisentwicklung fiir den Neu-
bau von Wohngebduden in konventioneller Bauart ausge-
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wirkt. Nachdem sich die Preise fiir Wohngebdude im Jahr
2004 erstmals seit 1995 (abgesehen von +0,3% im Jahr
2000) gegeniiber dem Vorjahr wieder erhéht hatten und
2005 erneut gestiegen sind (2004 gegeniiber 2003: +1,3%,
2005 gegeniiber 2004: +0,9%), hat sich diese Entwicklung
auchim Jahr 2006 fortgesetzt. Die Wohngebdudepreise stie-
gen nochmals, und zwar um 2,3% im Jahresdurchschnitt.
Die Preise fiir Rohbauarbeiten in Wohngebduden nahmen
im Jahresvergleich von 2005 auf 2006 um 2,5% zu, fiir Aus-
bauarbeiten erhdhten sie sich um 2,0%. Unter den 36 im
Preisindex fiir konventionell errichtete Wohngebdude nach-
gewiesenen Bauarbeiten wurde die hochste Preissteigerung
fir Klempnerarbeiten ermittelt (+7,2%). Fir Verglasungs-
arbeiten mussten Bauherren 5,9%, fiir Stahlbauarbeiten
3,7% und fiir Gas-, Wasser- und Abwasser-Installationsan-
lagen 3,6% mehr bezahlen als im Jahr 2005. Am geringsten
stiegen die Preise fiir Maler- und Lackierarbeiten (+0,1%).
Preisriickgdange wurden nur bei den Fliesen- und Plattenar-
beiten ermittelt (- 0,9%).

Fiir die Bauunternehmen schloss sich damit die Schere zwi-
schen steigenden Baukosten und stagnierenden Bauprei-
sen etwas. So wies der Kostenindex fiir den Neubau von
Wohngebduden fiir das Jahr 2005 einen um 7% hdheren
Stand aus als im Jahr 2000 (2005 gegeniiber 2000: Mate-
rialkosten +6,4%, Arbeitskosten +8,2%), die Preise fiir
Wohngebdude stiegen im gleichen Zeitraum allerdings nur
um 2,1%. Im dritten Quartal 2006 haben sich die Baukosten
im Vergleich zum Jahr 2005 wenig verandert (+0,7%). Der
Verringerung der Arbeitskosten (-3,2%) stand dabei eine
Zunahme der Materialkosten (+5,9%) im gleichen Zeitraum
gegeniiber. Zu den héheren Materialkosten haben vor allem
die gestiegenen Preise fiir Stahl und Kupfer gefiihrt.

Preisindex fiir Wohngeb&dude?)

2003 2004 2005 2006

2000 =100
Jahresdurchschnitt .... 99,9 101,2 102,1 104,4
Februar 99,9 100,2 102,1 102,9
Mai ....... .. 99,9 101,3 102,0 103,6
August 99,9 101,6 102,1 105,0
November............ 99,9 101,7 102,3 106,1
Verdnderung gegeniiber dem entsprechenden Vorjahresergebnis in %
Jahresdurchschnitt ... - +1,3 +09 +2,3
Februar .............. +0,1 +0,3 +1,9 +08
Mai coviiiiiii - +1,4 +0,7 +1,6
August ...l - +1,7 +0,5 +28
November............ +0,1 +1,8 +0,6 +37

1) In konventioneller Bauart, einschl. Umsatzsteuer.

Im Markt fiir standardisierte Fertighduser (sogenannte
Typenhduser) mit ein bis zwei Wohnungen wurde fiir 2006
eine starke Belebung festgestellt. In den ersten zehn Mona-
ten des Jahres lagen die Baugenehmigungen — gemes-
sen an den veranschlagten Kosten — um 19,6% iiber dem
Niveau des gleichen Zeitraums im Jahr 2005. Die Bauge-
nehmigungen fiir alle Wohngeb&dude mit ein bis zwei Woh-
nungen stiegen im gleichen Zeitraum um 13,5% an, somit
erhdhte sich der Marktanteil von Fertighdusern geringfiigig
von 13,7% im Jahr 2005 auf 14,2% im Jahr 2006 (Januar bis
Oktober).
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Die aus Sicht der Fertighaushersteller glinstigere Marktent-
wicklung im Jahr 2006 ging auch mit einer Preiserh6hung
einher (+1,5% im Vergleich zu 2005 fiir vorgefertigte Ein-
familiengebdude ohne Unterkellerung). Diese Zunahme ist
geringer als die bei den Preisen fiir vergleichbare, konven-
tionell errichtete Einfamilienhduser (+ 2,3% gegeniiber dem
Vorjahr). Allerdings waren in den Jahren zuvor die Preise fiir
Fertighduser etwas starker gestiegen als die fiir konventio-
nell errichtete Wohnhauser (+3,9% von 2000 bis 2005 fiir
Fertighduser gegeniiber +2,1% fiir konventionell errichtete
Wohnhé&user). Wahrend die Preissteigerungsrate fiir den
Neubau eines Fertighauses im Jahr 2005 (bezogen auf das
Jahr 2000) um 1,8 Prozentpunkte tber der fiir den Neubau
eines konventionell erstellten Einfamiliengebdudes lag, ver-
ringerte sich dieser Abstand im Jahr 2006 auf 1,1 Prozent-
punkte.

Preisindizes fiir Einfamiliengebdude?)

In vorgefertigter Bauart?  In konventioneller Bauart

Jahr Verénderung Verdnderung
2000 =100 gegeniiber 2000=100 gegeniiber
Vorjahrin % Vorjahrin %

2003 ........... 102,2 +0,4 100,0 +0,1
2004 ........... 103,2 +1,0 101,2 +1,2
2005 ........... 103,9 +0,7 102,1 +0,9
2006 ........... 105,5 +15 104,4 +23

1) Einschl. Umsatzsteuer. — 2) Ohne Unterkellerung.

Die Investitionen in Nichtwohngebdude sind 2006 etwas
starker angestiegen als die in Wohnbauten (2006 gegen-
tiber 2005: +4,0%). Auch hier spiegelt sich die Entwick-
lung der Auftragslage im Preisverlauf wider: Im Jahr 2006
stieg der Preisindex fiir Blirogebdude gegeniiber 2005
um 2,3%, der fiir gewerbliche Betriebsgebdude sogar um
2,5%.

Die Investitionen in Tiefbauten haben sich 2006 dhnlich wie
die tibrigen Bauinvestitionen entwickelt (2006 gegeniiber
2005: +3,4%). Parallel dazu haben sich auch die Preise fiir
den Straenbau von 2005 auf 2006 um 3,9% erhdht. Dies
ist die hochste jdhrliche Preissteigerung seit 13 Jahren. Die
letzten nennenswerten Preiserhhungen hatte es in den
Jahren 1992 und 1993 (+5,3% bzw. +2,2%) sowie im Jahr
2000 (+2,2%) gegeben.

Preisindizes fiir sonstige Bauwerke?)

Gewerbliche

Betriebsgebdude StraBenbau
2000 =100
2006 .t 107,2 104,4
Februar ......coovvviiiinn... 105,6 102,5
Maiceieiii i 106,3 103,6
August ... 107,8 105,3
November .......cooooeietn 109,2 106,3
Verdnderung gegeniiber dem entsprechenden Vorjahresergebnis in %
2006 it +25 +39
Februar .......oovvveeiiian... +1,2 +23
Mai .ot +1,7 +3,4
AuguSt ... +3,0 +50
November ........coooeietn +4,0 +4,9

1) Einschl. Umsatzsteuer.
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Grof3handelsverkaufspreise

Auf der GroRhandelsstufe erhohten sich die Preise im Jah-
resdurchschnitt 2006 gegeniiber dem Vorjahr um 3,7%.
Dabei stiegen die Preise vor allem im ersten Halbjahr spiir-
bar an, wobei besonders hohe monatliche Preissteige-
rungen im April (+ 1,0%) und im Mai (+ 0,7%) zu verzeichnen
waren. Danach dnderten sich die Grohandelspreise — im
Durchschnitt gesehen — nur noch unwesentlich, sie lagen im
Dezember auf demselben Niveau wie im Juli.

Index der GroRhandelsverkaufspreise

Verdanderung Veranderung
Dez. 2006 D€%2006  yop 0006 2006
gegeniiber gegeniiber
Dez. 2005 2005
2000 =100 % 2000 =100 %

GroBhandelsver-
kaufspreise
insgesamt ...... 113,0 +37 112,2 +3,7

GroBhandel mit:

Landwirtschaft-

lichen Grund-

stoffen und

lebenden

Tieren ........ 111,6 +14,6 104,9 +7,9
Nahrungsmitteln,

Getranken

und Tabak-

waren ........ 116,3 +3,0 115,2 +2,8
Gebrauchs- und

Verbrauchs-

gitern ........ 100,5 +0,4 100,5 +0,9
Rohstoffen,

Halbwaren,

Altmaterial und

Reststoffen ... 132,5 +6,6 131,7 +7,5
Maschinen,

Ausriistungen

und Zubehor.. 83,1 -34 84,4 -28
Sonstiger

GroBhandel ... 111,9 +38 110,1 +3,0

Besonders hohe Preissteigerungen waren im Jahresdurch-
schnitt 2006 gegeniiber 2005 beim Grohandel mit Altmate-
rial und Reststoffen (+ 28,6%) sowie mit Erzen, Eisen, Stahl,
NE-Metallen und Halbzeug (+ 10,6%) zu verzeichnen. Grund
fiir die Teuerung waren gestiegene Rohstoffpreise. Im Grof3-
handel mit festen Brennstoffen und Mineralélerzeugnissen
spiegelten sich die bereits bei den Einfuhr- und Erzeuger-
preisen beschriebenen Preistendenzen wider. Hier verteu-
erten sich die Preise auf GroBhandelsstufe im Jahresdurch-
schnitt 2006 um 6,5%, lagen zum Jahresende aber wieder
unter dem Stand des Vorjahres (-1,8%). Der Grohandel
mit Getreide, Saaten und Futtermitteln gab die vor allem ab
August deutlich gestiegenen Getreidepreise an seine Abneh-
mer weiter (2006 gegeniiber 2005: +11,5%). Der Preisan-
stieg beim GroBhandel mit Tabakwaren (+6,1% gegeniiber
dem Vorjahr) ist hauptsdchlich noch auf die Tabaksteuerer-
hohung vom 1. September 2005 zuriickzufiihren. Deutliche
Preisriickgdnge gegeniiber 2005 waren dagegen beim Grof3-
handel mit Biiromaschinen (- 8,8%) zu beobachten.

Einzelhandelspreise,
Verbraucherpreise

Das verfiighare Einkommen der privaten Haushalte ist im
Jahr 2006 wie in den Vorjahren nominal um 1,7% gestiegen
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(2005 und 2004: jeweils +1,7%). Vor dem Hintergrund einer
weiterhin verhaltenen Konsumnachfrage — der deutsche
Einzelhandel’®) verbuchte in den ersten elf Monaten des Jah-
res 2006 einen Umsatzanstieg von nominal 0,8% und real
0,1% und die privaten Konsumausgaben stiegen im vergan-
genen Jahr preisbereinigt um 0,6% — entwickelten sich die
Einzelhandelspreise auch im Jahr 2006 moderat. Der Index
der Einzelhandelspreise®) erhohte sich 2006 um 0,8%
(nach +0,5% im Vorjahr). Bezieht man den Kraftfahrzeug-
handel und die Tankstellen mit ein, so ergab sich im Jahres-
durchschnitt 2006 ein Anstieg um 1,0% (2005: +0,7%). Die
deutlichsten Preisanhebungen gab es beim Einzelhandel
mit Obst, Gemiise und Kartoffeln (+5,2%; 2005: +1,5%),
gefolgt vom Einzelhandel mit Fisch und Fischerzeugnis-
sen (+4,9%; 2005: +1,8%). Auch die Preise an Tankstellen
legten kréftig zu (+ 4,6%; 2005: +8,3%). Uberdurchschnitt-
liche Preiserhhungen waren im Jahr 2006 auch im Einzel-
handel mit Tabakwaren (+4,5%) zu beobachten, jedoch
waren diese deutlich geringerals im Vorjahr 2005 (+11,3%).
Dagegen gab es Preisriickgange im Einzelhandel mit Beklei-
dung (-0,5%; 2005: —1,6%) sowie mit medizinischen und
orthopddischen Artikeln (-1,1%; 2005: —2,6%). Die deut-
lichsten Preisriickgdnge zeigten sich im Einzelhandel mit
elektrischen Haushalts-, Rundfunk- und Fernsehgerdten
sowie Musikinstrumenten (- 4,9%; 2005: — 4,4%).

Dez. 2006 Dez. 2005
Dezember .
2006 gegeniiber
Dez. 2005 Dez. 2004
2000 =100 Veranderung in %
Einzelhandelspreise?) ... 104,5 +1,1 +1,0
Verbraucherpreise ....... 1111 +1,4 +21

1) Einzelhandel und Kraftfahrzeughandel, Tankstellen zusammen.

Der Verbraucherpreisindex fiir Deutschland, der die Preis-
entwicklung sowohl der Waren als auch der Dienstleistun-
gen fiir den privaten Verbrauch umfasst, ist im Jahr 2006
gegeniiber 2005 um 1,7% gestiegen. Das ist eine niedrigere
Jahresteuerungsrate als im Vorjahr (2005: +2,0%) und eine
etwas hdhere Teuerungsrate als in den Jahren davor (2004:
+1,6%; 2003: +1,1%; 2002: +1,4%).

Verbraucherpreisindex fiir Deutschland

Verdnderung
_ gegeniiber dem
2000 =100 Vorjahr bzw.
Vorjahresmonat in %

2006 ..iiiiiiiiiie 110,1 +1,7
Januar ............... 109,1 +21
Februar................. 109,5 +21
Mérz ..ooooiiiiiil 109,5 +1,8
April cooooiiiiiii 109,9 +2,0
Maiveiniieiiiienns 110,1 +1,9
Junic.ooooiii 110,3 +20
Juli e 110,7 +19
August ....eiiiiiiienn, 110,6 +1,7
September ............. 110,2 +1,0
Oktober ................ 110,3 +1,1
November .............. 110,2 +1,5
Dezember .............. 1111 +1,4

Wesentlich fiir die Preisentwicklung 2006 war vor allem die
Bewegung der Energiepreise (Hauhaltsenergie und Kraft-
stoffe). Unter allen Energiepreisen stiegen die Preise fiir Gas
am stdrksten; der Preishochststand 2006 von Gas wurde im
November 2006 mit einem Indexstand von 164,1 (2000 =
100) erreicht. Gas verteuerte sich damit 2006 gegeniiber
dem Vorjahr um 17,7% und gegeniiber dem Jahr 2000 um
etwa 60%. Fast wahrend des gesamten Jahres 2006 wirkten
auch die Preise fiir Mineraldlprodukte (Kraftstoffe und leich-
tes Heizol) stark preistreibend, nur im letzten Quartal 2006
kam es hier zu leichten Preisriickgdangen. Im Jahresdurch-
schnitt 2006 erhdhten sich die Preise fiir Mineraldlprodukte
mit 6,5% jedoch deutlich geringer als im Jahresdurchschnitt
2005 (+12,3%). Die Preise fiir leichtes Heizdl stiegen 2006
gegeniiber 2005 um 10,7%. Auch die Kraftstoffpreise zogen
um 5,6% an (Normalbenzin und Super: jeweils + 5,6% sowie
Dieselkraftstoff: + 5,0%). Ohne Beriicksichtigung von Heizol
und Kraftstoffen hatte sich nur eine Teuerungsrate von 1,5%
ergeben. Auch andere fiir Privathaushalte relevante Energie-
trager verteuerten sich im Lauf des Jahres 2006 tiberdurch-
schnittlich: Neben den Gaspreisen erhdhten sich 2006 auch
die Umlagen fiir Heizung und Fernwdrme im zweistelligen
Bereich (+14,9%), die Preise flir Strom stiegen um 4,0%.
Ohne Beriicksichtigung der gesamten Energiekomponente
— Haushaltsenergie und Kraftstoffe — hatte die Teuerung
fiir das Jahr 2006 nur 0,9% betragen (2005: +1,1%). Ins-
gesamt erkldrt der starke Preisauftrieb der Energieprodukte

Inflationsbeitrage verschiedener Indexpositionen des
Verbraucherpreisindex?)

Verdnderung Inflations-
Gewichtung | 2006 gegen- |, .
- beitrag 2006
Indexposition iber 2005
o o Prozent-
Yoo % punkte
01 Nahrungsmittel und
alkoholfreie Getrdnke ..... 103,35 +1,9 +0,2
dar.: Nahrungsmittel ....... 90,47 +1,8 +0,2
02 Alkoholische Getrinke,
Tabakwaren ............... 36,73 +3,5 +0,2
dar.: Tabakwaren .......... 19,87 +52 +0,1
03 Bekleidung und Schuhe ... 55,09 -09 0,0
04 Wohnung, Wasser, Strom,
Gas u.a. Brennstoffe ....... 302,66 +29 +0,9
darunter:
Wohnungsmiete ......... 212,17 +1,0 +0,2
Haushaltenergie ......... 47,02 +10,5 +0,6
05 Einrichtungsgegenstdnde
(Mébel), Apparate und Aus-
ristungen ...l 68,54 +0,0 +0,0
06 Gesundheitspflege ........ 35,46 +08 +0,0
07 Verkehr ......cooooiiiiit 138,65 +28 +0,4
dar.: Kraftstoffe ............ 33,70 +56 +0,2
08 Nachrichteniibermittlung .. 25,21 -30 -0,1
09 Freizeit, Unterhaltung und
Kultur «oovveviiininnnnnn., 110,85 +0,1 +0,0
10 Bildungswesen ............ 6,66 +26 0,0
11 Beherbergungs- und Gast-
stattendienstleistungen ... 46,57 +1,2 +0,1
12 Andere Waren und Dienst-
leistungen ................ 70,23 +0,9 +0,1
Verbraucherpreisindex
insgesamt ............ 1000 +1,7 +1,7%

1) Gegeniiber dem Vorjahr. — 2) Rundungsbedingte Abweichung.

3) Ohne Handel mit Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen; entsprechend der Abteilung 52 der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).
4) Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen); Reparatur von Gebrauchsgiitern. Definition entsprechend der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003

(WZ 2003), Abteilung 52.
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2006 um 8,5% gegeniiber 2005 fast die Halfte der Inflati-
onshohe.

Neben der Energie leisteten Nahrungsmittel und Wohnungs-
mieten noch nennenswerte Beitrdge zur Gesamtinflation
(jeweils +0,2 Prozentpunkte). Beide Giiterbereiche wiesen
eine Preiserh6hung auf und haben einen relativ hohen Aus-
gabenanteil, sodass sie zusammen fast die Halfte der ver-
bleibenden Teuerung (ohne Energie) erkldren.

Im Gegensatz zu 2005 spielten Steuererhfhungen fiir die
Gesamtinflationshdhe kaum eine Rolle. Der Verbraucher-
preisindex des Jahres 2006 war nur noch teilweise vom
Inkrafttreten der letzten Tabaksteuererh6hung zum 1. Sep-
tember 2005 betroffen. Der Inflationsbeitrag der Preiser-
hohung fiir Tabakwaren (+5,2% gegeniiber dem Vorjahr)
betrug nur noch 0,1 Prozentpunkt.

Verbraucherpreisindex fiir Deutschland

Verdanderung Verdanderung
Dez.2006 D% 2006 jop 2006 2006
gegeniiber gegeniiber
Dez. 2005 2005
2000 =100 % 2000 =100 %
Gesamtindex ...... 111,1 +1,4 110,1 +1,7
Nahrungsmittel
und alkohol-
freie Getranke . 107,9 +2,6 107,3 +1,9
Alkoholische
Getrdnke,
Tabakwaren ... 1374 +39 133,7 +35
Bekleidung und
Schuhe ........ 98,4 +0,3 97,2 -09
Wohnung,
Wasser, Strom,
Gas und andere
Brennstoffe .... 113,1 +2,0 112,7 +29
Einrichtungs-
gegenstande
u. A. fiirden
Haushalt sowie
deren Instand-
haltung ........ 102,1 +0,4 101,8 +0,0
Gesundheits-
pflege ......... 126,0 +1,0 1254 +0,8
Verkehr.......... 1159 +0,7 117,1 +28
Nachrichtentber-
mittlung ....... 90,6 -19 91,5 -30
Freizeit,
Unterhaltung
und Kultur ..... 104,0 +0,1 99,9 +0,1
Bildungswesen .. 116,6 +33 115,0 +2,6
Beherbergungs-
und Gaststatten-
dienstleistun-
geN .ivvivninnn 113,7 +1,2 109,7 +1,2
Andere Waren
und Dienst-
leistungen ..... 110,8 +1,1 110,3 +0,9

Nahrungsmittel und alkoholfreie Getrdnke wurden im Jahr
2006 deutlich teurer (+ 1,9%), damit hat sich die eher mode-
rate Preisentwicklung aus dem Vorjahr (+0,5%) nicht fort-
gesetzt. Die langerfristige Betrachtung der Preise fiir Nah-
rungsmittel und alkoholfreie Getrdnke relativiert jedoch die
Preisentwicklung des letzten Jahres fiir diesen Bereich: Mit
einem Anstieg um 7,3% seit 2000 blieb die Teuerung fiir
Nahrungsmittel und alkoholfreie Getranke hinter der allge-
meinen Preisentwicklung (+10,1%) zurlick.

Sowohl bei Nahrungsmitteln (+1,8%) als auch bei alko-
holfreien Getranken (+2,8) waren 2006 gegeniiber 2005
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tiberdurchschnittliche Preissteigerungen zu beobach-
ten. Bei Nahrungsmitteln verteuerten sich Obst (+2,4%)
und vor allem Gemiise (+8,2%; darunter Speisekartoffeln:
+26,4%). Hauptverursacher fiir den Preisauftrieb bei Obst
und Gemuse sind neben den Ublichen saisonalen Effekten
fiir einzelne Obst- und Gemiisesorten auch aufiergewohn-
liche Witterungsverhdltnisse (gegeniiber dem Vorjahr deut-
lich niedrigere Wintertemperaturen zu Jahresbeginn sowie
eine lange Hitzeperiode im Sommer). Auch die Preise fiir
Fisch und Fischwaren erhéhten sich deutlich um 4,8%. Dage-
gen wiesen Molkereiprodukte und Eier eine moderate Preis-
entwicklung auf (- 0,1%; darunter Deutsche Eier: +1,6%; H-
Milch: +0,1% und Deutsche Markenbutter: —2,1%).

Bei alkoholfreien Getrdanken sind vor allem die Preise
fir Mineralwasser, Safte und Limonade deutlich gestie-
gen (+2,4%; darunter Orangensaft: +7,3% und Apfelsaft:
+5,1%). Zusétzlich erhdhten sich die Kaffeepreise um 4,7%
gegeniiber dem Vorjahr, sie stiegen insbesondere im ers-
ten Halbjahr, insgesamt jedoch deutlich geringer als 2005
(+11,1% gegeniiber 2004).

Uberdurchschnittliche Preiserhdhungen waren auch fir
alkoholische Getranke und Tabakwaren zu beobachten.
Dieser Produktbereich wies im Jahresvergleich mit +3,5%
die hochste Teuerungsrate auf. Tabakwaren kosteten 5,2%
mehr als im Vorjahr (darunter Zigaretten: + 5,1%); die Preise
fuir alkoholische Getranke erhdhten sich 2006 um 0,8%.

Der starkste Preisriickgang war im Bereich der Nachrichten-
tibermittlung (-3,0%, 2005: -1,4%) festzustellen. Die
Preise fiir Telekommunikationsdienstleistungen lagen im
Jahresdurchschnitt 2006 im Vergleich zum Jahr 2005 um
3,0% niedriger. Deutlich giinstiger als 2005 wurde das
Mobiltelefonieren. Nachdem die Preise hierfiir bereits im
Jahr 2005 im Vergleich zu 2004 um 3,0% gesunken waren,
setzte sich diese Entwicklung aufgrund des sich weiter fort-
setzenden harten Wettbewerbs im Jahr 2006 verstarkt fort.
Im Vergleich zum Vorjahr verbilligte sich das Mobiltelefonie-
ren um 10,7%. Der Preisindex fiir Telefondienstleistungen
im Festnetz lag im Jahr 2006 um 0,2% niedriger als 2005.
Billiger als im Vorjahr waren Gesprdache vom Festnetz in die
Mobilfunknetze (- 1,6%) und Auslandsgespréache (- 0,9%).
Zu leichten Preiserhhungen kam es dagegen bei den Orts-
gesprachen (+0,2%). Die Anschluss- und Grundgebiihren
und die Preise fiir Inlandsferngesprache blieben im Durch-
schnitt des Jahres 2006 im Vergleich zum Vorjahr stabil. Die
Internetnutzung verbilligte sich im Jahr 2006 im Vergleich
zum Jahr 2005 um 5,1%.

Insgesamt lagen die Preise fiir Verbrauchsgiter (wie Nah-
rungsmittel, Energie, Waren und Dienstleistungen der Kor-
perpflege und Zeitungen) 2006 um 4,3% uber dem Vor-
jahresdurchschnitt. Dagegen wurden Gebrauchsgiiter mit
mittlerer Lebensdauer (darunter Bekleidung und Schuhe:
—-0,9%) und langlebige Gebrauchsgiiter um jeweils 0,4%
billiger als im Vorjahr angeboten. Besonders verbraucher-
freundlich entwickelten sich neben den Preisen fiir einige
Erzeugnisse der Unterhaltungselektronik (darunter Perso-
nalcomputer: —14,7%, Camcorder: —10,2% und Farbfern-
seher: —14,5%) auch die Preise fiir Foto- und Filmausriis-
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Verbraucherpreisindex nach Waren und Dienstleistungen

Waren
Jahr X Haushaltsenergie Gebrauchseiiter . .
Monat Gesamtindex . (Strom, Gas rauchsg langlebige Dienstleistungen
zusammen Verbrauchsgiter mit mittlerer -
und andere Gebrauchsgiiter
Lebensdauer
Brennstoffe)
2000 =100
2003 JD 104,5 103,7 107,1 111,8 101,2 97,3 105,2
2004 JD 106,2 105,4 109,9 116,1 102,4 96,4 107,0
2005 JD 108,3 107,9 115,0 129,8 101,2 95,6 108,6
2006 JD 110,1 110,5 119,9 143,4 100,8 95,2 109,7
Verdnderung gegeniiber dem entsprechenden Vorjahresmonat in %

2003 JD +1,1 +0,8 +20 +35 -0,3 -1,1 +1,3
2004 D +1,6 +1,6 +26 +38 +1,2 -09 +1,7
2005 JD +2,0 +24 +4,6 +11,8 -1,2 -08 +1,5
2006 JD +1,7 +24 +4,3 +10,5 -0,4 -04 +1,0

tungen (- 8,0%). Die Preise fiir Dienstleistungen lagen um
1,0% tiber dem Vorjahresstand. Hier sind vor allem die Woh-
nungsmieten (Nettokaltmieten) zu nennen, deren jihrliche
Preisentwicklung seit 2000 unter der des Verbraucherpreis-
index liegt.

Gemessen an den europdisch harmonisierten Verbrau-
cherpreisindizes hatte Deutschland im Jahr 2006 mit 1,8%
— wie bereits 2005 (+1,9%) — eine unterdurchschnittliche
Inflationsrate [Europdische Union (EU) insgesamt: +2,2%,
Eurozone: +2,2%]. Im europdischen Vergleich bewegt
sich Deutschland damit im Mittelfeld. Unter den Landern

der EU hatten lediglich Finnland (+1,3%), Polen (+1,3%),
Schweden (+1,5%), die Niederlande (+1,7%) und Oster-
reich (+1,7%) im Jahr 2006 geringere Teuerungsraten. Am
starksten stiegen die Verbraucherpreise 2006 in den Ldn-
dern Bulgarien (+7,3%) und Rumédnien (+6,6%), die erst
seit 1.Januar 2007 Mitglieder der EU sind und daher in den
Inflationsraten fiir die EU nicht beriicksichtigt sind. Unter
den Landern, die in die Berechnung der Inflationsrate der
EU flir das Jahr 2006 eingingen, verzeichneten Lettland
(+6,6%), Estland (+4,4%), die Slowakei (+4,3%), Ungarn
(+4,0%), Litauen (+3,8%) und Spanien (+3,6%) die héchs-
ten Teuerungsraten. Die Teuerungsrate fiir die Europdische

Schaubild 8
Entwicklung des Verbraucherpreisindex nach Waren und Dienstleistungen
2000 =100
Messzahlen Messzahlen
130 130
- - e 120
Verbrauchsg[iterf"
s Verbraucherpreisindex insgesamt
10 b eTtteeaasess, RIS - 110
........................ Dienstleistungen
Gebrauchsgiiter mit mittlerer Lebensdauer
100 \,/\ 100
-...........-....--._._._
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PREISE

Internationaler Vergleich der Verbraucherpreisindizes?)

Dezember 2005 Dezember 2006
gegeniiber
Dezember 2004  Dezember 2005
Deutschland ...........ccovvvnen. +21 (12 +1,4 (4)
Belgien ....... +28 (18) +2,1  (14)
Danemark .... +22  (14) +1,7 (11
Estland ....... +36 (25 +51  (26)
Finnland ...... +1,1 3 +1,2 3)
Frankreich .......ccoovviiiiiinnnn. +1,8 @ +1,7 (11
Griechenland ...........ooovvn.n. +3,5  (24) +32 (23)
Irland3) +2,2 (14) +2,4 17)
Italien +2,1 (12) +2,1 (14)
Lettland .......ccoviiieiiiiiiiinnn. +71  (28) +68  (28)
Litauen ....... +30 (19) +4,5 (25)
Luxemburg ... +34 (1) +23  (16)
Malta......... +34  (21) +038 )]
Niederlande .. +2,0 (10) +1,7 (11)
Osterreich .... +1,6 6) +1,6  (10)
Polen......... +0,8 ()] +1,4 @
Portugal ...... +25  (17) +25  (18)
Schweden .... +1,3 @ +1,4 @
Slowakei ..... +39  (27) +3,7  (24)
Slowenien ........ooovviiiiiina. +24  (16) +30 (1)
SPANIeN .« +37  (26) +27 (20
Tschechische Republik ........... +1,9 ® +1,5 ®
UNGarn .....oovvviiieeeennnnnnnnn. +33  (20) +66 (27)
Vereinigtes Kénigreich ............ +1,9 ® +30 (21
Zypern +1,4 (5) +1,5 ®
Japan3) -038 @) +0,3 (@)
Kanada3) +20 (10 +1,4 (4)
Vereinigte Staaten +34 (21 +25  (18)

1) Fiir die Mitgliedstaaten der EU werden nur die Verdnderungsraten der
Harmonisierten Verbraucherpreisindizes nachgewiesen. — 2) Zahlen in

Veranderung in %2

Klammern = Rangfolge. — 3) Jeweils Vergleich der Novemberergebnisse.

Union insgesamt und die der Eurozone lagen 2006 mit 2,2%
exakt auf dem Vorjahresniveau. Einen niedrigeren Preisan-
stieg als Deutschland wies auch die Schweiz, die kein Mit-

glied der EU ist, auf (+ 1,1%). lul
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VEROFFENTLICHUNGEN

Neuerscheinungen?) vom 23. Dezember 2006 bis 26. Januar 2007

e Zusammenfassende Veroffentlichungen EUR [D] Fachserie 17: Preise

. . Reihe 2 Preise und Preisindizes fiir gewerbliche Produkte
ertSf:haft und Statistik, Dez'ember 2006 .. 13,75 (Erzeugerpreise), November 2006 «.............. 7.50
Im Blickpunkt: Deutschland in der EU 2006 ................... 9,80 Reihe 4 Preisindizes fiir die Bauwirtschaft, November 2006
Leben und Arbeiten in Deutschland, Sonderheft 2: Vereinbarkeit EIDErich) « .o e e e e 2,
von Familie und Beruf, Ergebnisse des Mikrozensus 2005 ...... 7,50 Reihe 4 Preisindizes fiir die Bauwirtschaft, November 2006 .. 7,80
Ausgewahlte Zahlen fiir die Bauwirtschaft, Oktober 2006 ........ 18,70 Reihe 7 Verbraucherpreisindizes fiir Deutschland,

Dezember 2006 (Eilbericht) .................... 3,30
® Fachserien
Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe 0.Bund-.l_';a'nder-VeriiffentlicI'!ungen o
Reihe 3.1 Produktion im Produzierenden Gewerbe, Die Qljlahtatssta'nda.rds der amtlichen Statistik, Ausgabe 2006 ... 12,—
3. Vierteljahr 2006 .. ..oneeeeeeeeeeeanns, 19,- Gemeindeverzeichnis, Stand: 31.12.2005 (CD-ROM) ........... 98,—
Ausgewdhlte Regionaldaten fiir Deutschland: Kreiszahlen,
AUSZabe 2006 ..ottt e 15,-

Fachserie 7: AuBenhandel
Reihe 1 Zusammenfassende Ubersichten fiir den

AuRenhandel, September2006 ................. 10,80
Reihe 1 Zusammenfassende Ubersichten fiir den
Auenhandel, Oktober2006 ................... 10,80

Statistik-Shop des Statistischen Bundesamtes
Nahezu das gesamte Angebot an Standardverdffentlichungen des Statistischen Bundesamtes steht im Statistik-Shop online zur
Verfiigung oder kann online bestellt werden:
www.destatis.de/shop

Alle aktuellen Fachserien, deren Neuerscheinungen bislang an dieser Stelle aufgefiihrt waren, werden in elektronischer Form als
PDF- oder Excel-Dateien zum kostenfreien Download im Statistik-Shop bereitgestellt.

Veroffentlichungskalender fiir Pressemitteilungen

Das Statistische Bundesamt gibt die Verdffentlichungstermine wichtiger wirtschaftsstatistischer Pressemitteilungen
in einem Jahresveroffentlichungskalender, der wochentlich prazisiert wird, bekannt.
Der Kalender kann unter der Internetadresse http://www.destatis.de/presse/deutsch/cal.htm abgerufen werden.

1) Zu beziehen durch den Buchhandel oder iiber den Vertriebspartner: SFG Servicecenter Fachverlage, Part of the Elsevier Group, Postfach 43 43, 72774 Reutlingen, Telefon + 49 (0) 7071/93 53 50,
Telefax + 49 (0) 7071/93 53 35, E-Mail: destatis@s-f-g.com. Preise verstehen sich ausschlieBlich Versandkosten.



	Inhalt
	Contents / Table des matières
	Kurznachrichten
	Bruttoinlandsprodukt 2006
	Dr. Norbert Räth,  Albert Braakmann

	LEBEN IN EUROPA 2005
	Birgit Lenuweit

	Das Mikrozensusgesetz 2005 und der Übergang zur Unterjährigkeit
	Kirsten Iversen

	Bevölkerungsentwicklung 2005
	Dr. Claire Grobecker, Elle Krack-Roberg, Bettina Sommer

	Unternehmensstrukturen in ausgewählten Dienstleistungsbereichen 2004
	Karl-Heinz Pesch

	Methodik zur Gewinnung der Kennzahl „Ausgaben öffentlicher Schulen je Schülerin und Schüler“
	Heinz-Werner Hetmeier, Rainer Wilhelm, Thomas Baumann

	Das Taxpayer-Panel der jährlichen Einkommensteuerstatistik
	Susan Kriete-Dodds, Dr. Daniel Vorgrimler

	Input-Output-Rechnung
	Peter Bleses

	Nutzung von Umweltressourcen durch die Konsumaktivitäten der privaten Haushalte
	Dr. Karl Schoer, Sarka Buyny, Christine Flachmann, Helmut Mayer

	Preisentwicklung 2006
	Irmtraud Beuerlein, Klaus Pötzsch, Hubert Vorholt, Ute Egner, Wera Kallnik, Andreas Martin, Mathias Groß

	Impressum
	Neuerscheinungen
	Statistisches Bundesamt im Internet

